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Kurzfassung 
Ziel des im vorliegenden Endbericht dokumentierten Forschungsvorhabens war die Entwicklung und Anwen-
dung eines Simulationsmodells zur Ermittlung der akteursbezogenen Kosten von Klimaschutzmaßnahmen 
bei Wärmeschutz und Wärmeversorgung im deutschen Wohngebäudebestand. Ein besonderes Interesse galt 
der Frage, wie Haushalte mit niedrigem Einkommen von Zusatzkosten entlastet werden können. Die beste-
henden sozialen Sicherungssysteme wurden dabei mitberücksichtigt. Als Klimaschutzinstrumente wurden 
ausschließlich ökonomische Anreizinstrumente, d. h. die Förderung von Energieeffizienzmaßnahmen und die 
Bepreisung der CO2-Emissionen, betrachtet.  
 
Mikrosimulationsmodell als Forschungsansatz 
Ausgangspunkt der Überlegungen ist die Feststellung, dass Klimaschutzmaßnahmen für die Betroffenen in 
der Summe zu Mehrkosten führen. Dies gilt, so ist zu hoffen, zwar nicht mit Blick auf die weitere Zukunft, 
denn ein erfolgreicher Klimaschutz würde die negativen Folgen des Klimawandels, insbesondere auch öko-
nomischer Art, abmildern und auf ein noch erträgliches Maß begrenzen. Es gilt aber sehr wohl mit Blick auf 
die Vergangenheit, die durch billige fossile Energie und eine Nicht-Berücksichtigung der damit zusammen-
hängenden, weitgehend erst zeitversetzt auftretenden Schäden gekennzeichnet war. Aus dieser Perspektive 
heraus muss man also von einer finanziellen Mehrbelastung durch Klimaschutzmaßnahmen ausgehen, die 
sich in unterschiedlicher Weise auf die verschiedenen Akteure verteilen werden.  
Im Bereich der Wohngebäude-Wärmeversorgung sind dabei selbstnutzende Eigentümer, Mieter und Vermie-
ter zu berücksichtigen. Jede dieser Gruppen ist wiederum für sich betrachtet stark inhomogen, dies gilt ins-
besondere für die privaten Haushalte (als selbstnutzende Eigentümer oder Mieter), die im vorliegenden Pro-
jekt im Mittelpunkt des Interesses stehen. Die finanziellen Möglichkeiten, nicht zuletzt aufgrund der jeweili-
gen Einkommenssituation, unterscheiden sich ebenso stark wie die zu erwartenden Belastungen bei den 
Wohnkosten – etwa durch höhere Energiepreise oder Mietererhöhungen aufgrund energetischer Moderni-
sierungsmaßnahmen. 
Aussagekräftige Untersuchungen zur Kostenverteilung im Bereich der privaten Haushalte müssen dieser In-
homogenität und Vielfalt gerecht werden. Aus diesem Grund wurde als Analyseinstrument ein sogenanntes 
Mikrosimulationsmodell entwickelt. Die Haushalte und ihre Gebäude bzw. Wohnungen werden bei diesem 
Modellansatz durch eine große Anzahl von Datensätzen repräsentiert, die aus dem Mikrozensus stammen, 
aber durch andere Datenquellen ergänzt wurden, insbesondere einer empirischen Erhebung über die ener-
getische Modernisierung des Wohngebäudebestands sowie der Einkommens- und Verbrauchsstichprobe 
(EVS) des Statistischen Bundesamtes. Analysen zu Haushaltseinkommen und Wohnkostensteigerungen wer-
den zunächst auf dieser Mikroebene durchgeführt, und erst danach werden Hochrechnungen auf die Ge-
samtheit aller Haushalte und Wohnungen oder auf die jeweils interessierenden Teilmengen – etwa Haushalte 
im Niedrigeinkommenssektor sowie von diesen bewohnte Wohnungen – vorgenommen.  
 
Berücksichtigung der sozialen Sicherungssysteme 
Im Bereich der einkommensschwachen Haushalte sind dabei auch und vor allem die existierenden sozialen 
Sicherungssysteme zu beachten, durch welche Mehrbelastungen für die Leistungsempfänger bereits jetzt 
abgedeckt bzw. abgemildert werden können. Vor diesem Hintergrund lag ein besonderer Schwerpunkt der 
Modellentwicklung in einer detaillierten Abbildung der betroffenen Systeme, so dass für die individuellen 
Haushalte die Anspruchshöhe für Sozialleistungen auch bei veränderten Randbedingungen etwa durch Ener-
gie- oder Mietpreissteigerungen differenziert ermittelt werden kann.  
Eine besondere Schwierigkeit lag in der Modellierung der Inanspruchnahme der sozialen Sicherungssysteme: 
Bestehende Sozialleistungsansprüche werden von den Betroffenen häufig nicht realisiert. Durch einen Ab-
gleich mit Daten der amtlichen Statistik zu Leistungsempfängern und Transfersummen im Zeitraum 2018-
2021 wurden grobe Ansätze zur Inanspruchnahme der Grundsicherung, des Wohngelds und des Kinderzu-
schlags abgleitet. Die beiden Rechtskreise der Grundsicherung (Grundsicherung für Arbeitsuchende bzw. 
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Bürgergeld nach dem SGB II einerseits und Grundsicherung im Alter und bei Erwerbsminderung bzw. Hilfe 
zum Lebensunterhalt nach dem SGB XII andererseits) wurden dabei separat berücksichtigt. 
 
Modellierung der Modernisierungsentscheidungen 
Für die Modellentwicklung war es notwendig, die Wirkung der verschiedenen Klimaschutzinstrumente auf 
die energetische Modernisierungsdynamik zu berücksichtigen. Dabei war von vornherein klar, dass es im 
Rahmen des Projekts angesichts fehlender empirischer Grundlagen nicht möglich sein würde, ein Verfahren 
zur verlässlichen Vorhersage dieser Wirkung zu entwickeln, also etwa zur Prognose der Steigerung der ener-
getischen Wärmeschutz-Modernisierungsraten durch eine bestimmte Höhe der Energieeffizienzförderung 
oder eine erhöhte CO2-Bepreisung.  
Allerdings stellte es sich im Rahmen der Modellentwicklung heraus, dass für eine sinnvolle Berücksichtigung 
der vielfältigen denkbaren energetischen Modernisierungsmaßnahmen ein systematischer und konsistenter 
Ansatz notwendig war, der jedenfalls in seiner Struktur einem Prognosemodell zur Instrumentenwirkung be-
reits sehr nahekommt. Die Investitionsentscheidung der jeweiligen Gebäudeeigentümer (Selbstnutzer bzw. 
Vermieter) wird dabei in einem relativ komplexen Teilmodell abgebildet, welches neben den ökonomischen 
Randbedingungen (Maßnahmenkosten, Förderung, Energiepreise) auch die Zusammenhänge mit den Sanie-
rungs- und Renovierungszyklen der einzelnen Gebäudebauteile und der Heizsysteme berücksichtigt.  
Der Entscheidungsprozess läuft dabei zweistufig ab: In einem ersten Schritt wird entschieden, ob bei den 
jeweiligen Hauseigentümern im Betrachtungsjahr überhaupt eine Auseinandersetzung mit der Option einer 
energetischen Modernisierung stattfindet. Diese „Modernisierungsbereitschaft“ wird insbesondere durch 
die Notwendigkeit von ohnehin anstehenden Sanierungsmaßnahmen mitbeeinflusst. In einem zweiten 
Schritt suchen die betroffenen Hauseigentümer dann die für sie günstigste Maßnahmenoption aus, wobei 
neben energetischen Modernisierungen die Optionen „nichts tun“ bzw. „reine Sanierung“ ebenfalls zur Dis-
position stehen. 
Es war zu beachten, dass in Bestandsgebäuden in der Praxis zumeist Einzelmaßnahmen und nicht umfas-
sende Modernisierungspakete durchgeführt werden. Das Modell sieht daher für die jeweiligen Hauseigentü-
mer die Möglichkeit vor, über alle Einzelmaßnahmen je nach Sanierungsnotwendigkeit und ökonomischen 
Randbedingungen separat zu entscheiden, so dass die Maßnahmen zwar auch zu Paketen zusammengefasst 
werden können, im Allgemeinen aber isoliert durchgeführt werden. 
 
Ansätze für Mieterhöhungen 
Eine weitere Herausforderung der Modellentwicklung lag in der Abbildung des Anstiegs der Miete nach ener-
getischen Modernisierungen. Der Umfang der Mieterhöhung ist zum einen für die wirtschaftliche Durchfüh-
rung und damit die Modernisierungsentscheidung aus Vermietersicht, zum anderen für die von den Mietern 
zu tragenden Mehrkosten entscheidend. Von Interesse war hier vorrangig die längerfristig zu erwartende 
Mietkostendifferenz zwischen der energetisch modernisierten und der nicht modernisierten Wohnung. 
Da auch in dieser Frage ein gravierender Mangel an verlässlichen empirischen Grundlagen besteht, war die 
Modellbildung weitgehend auf theoretische Annahmen angewiesen. Vor dem Hintergrund existierender 
Konzepte, die (unter dem Begriff des „Investor-Nutzer-Dilemmas“) teils aus Vermietersicht sehr pessimistisch 
bzw. (bei Ausschöpfung aller rechtlichen Mieterhöhungsspielräume) sehr optimistisch erscheinen und in der 
Modellbildung absehbar zu unplausiblen Ergebnissen geführt hätten, wurde hier der Versuch unternommen, 
mit einem quasi marktwirtschaftlich orientierten Ansatz einen mittleren Weg zu beschreiten. Dabei wird an-
genommen, dass die Vermieter die Entscheidung über die mögliche energetische Modernisierung und die 
daran geknüpfte Mieterhöhung nicht völlig unabhängig von den Interessen der Nachfrageseite, also ihrer 
Mieter, treffen können. Der Mietpreisanstieg nach einer energetischen Modernisierung orientiert sich daher 
in erster Linie an den langfristig eingesparten Heizkosten und erfolgt damit – unter Berücksichtigung gege-
benenfalls steigender Energiepreise – weitgehend warmmietenneutral. In einem weiteren Term werden 
auch noch darüber hinausgehende Mieterhöhungsspielräume berücksichtigt, die allerdings in der Regel un-
terhalb der sich aus § 559 BGB ergebenden Obergrenze angesetzt werden. 
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Modellkalibrierung und Parametervariationen 
Es wurden Möglichkeiten zur Modellkalibrierung genutzt, die in begrenztem Umfang durch empirische Daten 
über die Modernisierungsmaßnahmen im Wohngebäudebestand im Zeitraum 2010-2016 gegeben waren. 
Angesichts der mangelnden Aktualität dieser Datengrundlage und anderer Unsicherheiten bezüglich der Mo-
dellansätze und -parameter kann hier weiterhin nicht von einer verlässlichen Prognose der aus den jeweiligen 
Klimaschutzinstrumenten resultierenden Modernisierungsmaßnahmen und Mieterhöhungen gesprochen 
werden. Vor diesem Hintergrund wurden im Modell separate Analysen mit Variation wichtiger Eingangspa-
rameter durchgeführt. Unter anderem wurden verschiedene Parametersätze untersucht, die jeder für sich 
eine gute Übereinstimmung mit den empirischen Daten liefern und damit sozusagen verschiedene mögliche 
Ausprägungen der (im Detail unbekannten) Realität beschreiben. 
 
Bewertung der Kostenbelastung von Privathaushalten 
Angesichts des Projektziels, die Betroffenheit unterschiedlicher Akteure von den Klimaschutzkosten im 
Wohngebäudebestand zu analysieren, bestand die Notwendigkeit, angemessene Bewertungsmaßstäbe für 
die Belastung privater Haushalte zu entwickeln. Als zentraler Indikator dient dabei der finanzielle Spielraum, 
der dem jeweiligen Haushalt ausgehend vom Nettoeinkommen (inklusive Sozialleistungen) nach Abzug der 
Wohnkosten und eines am sozio-kulturellen Existenzminimum – inzwischen auch als menschenwürdiges Exi-
stenzminimum bezeichnet – angelehnten Grundbedarfs noch verbleibt. Die Wohnkosten setzen sich dabei 
aus den bruttokalten Unterkunftskosten und den Heizkosten zusammen. Im Zuge von Klimaschutzmaßnah-
men steigen die Unterkunftskosten aufgrund der Investitionen in die energetische Modernisierung (bei 
Selbstnutzern) bzw. der dadurch erhöhten Mietkosten. Die Heizkosten sinken zwar bei Durchführung von 
Energieeffizienzmaßnahmen, nehmen aber andererseits durch Erhöhung der CO2-Bepreisung oder den Um-
stieg auf teurere regenerative Energieträger generell zu. In der Regel führt eine verstärkte Klimaschutzdyna-
mik in Summe zu einer steigenden Kostenbelastung, also einem abnehmenden finanziellen Spielraum der 
Privathaushalte. 
Dabei ist zu konstatieren, dass diese Abnahme bei Haushalten mit unterschiedlichem Einkommensniveau 
unterschiedlich zu bewerten ist: Gerade einkommensschwache Haushalten können von den entstehenden 
Mehrkosten besonders empfindlich getroffen werden, da ihr von vornherein geringer finanzieller Spielraum 
nun womöglich auf ein Minimum oder sogar auf Null abschmilzt, während Haushalte mit deutlich höheren 
Einkommen bei gleichen Zusatzkosten kaum eine relevante Änderung ihres Spielraums erfahren. Vor diesem 
Hintergrund wird insbesondere auch die Entwicklung des relativen Spielraums im Vergleich zu einem Refe-
renzszenario ohne verstärkte Klimaschutzanstrengungen betrachtetet, d. h. es wird für das jeweilige Klima-
schutzinstrumentarium untersucht, wie stark bei den einzelnen Haushalten im Mikrosimulationsmodell die 
prozentuale Abnahme des finanziellen Spielraums gegenüber diesem Referenzszenario ausfällt. Auf dieser 
Grundlage werden – bei Überschreitung bestimmter Grenzen für das Absinken des relativen und absoluten 
Spielraums – verschiedene Arten von „Verliererhaushalten“ definiert und ihre Anteile insgesamt und diffe-
renziert nach Einkommensgruppen untersucht.  
 
Ansätze für Szenarienanalysen zur Wirkung einer zukünftigen Klimaschutzpolitik 
Mit Hilfe des neu entwickelten Simulationsmodells wurden Szenarienanalysen durchgeführt, in denen die 
Kostenwirkung zukünftiger Klimaschutzmaßnahmen im Wohngebäudesektor untersucht wurde. Betrachtet 
wurden die Jahre 2024-2027 in einem als weitgehend stabil angenommenen Zustand, in dem deutliche Fort-
schritte gegenüber der Klimaschutzpolitik und Klimaschutzdynamik der Vergangenheit erzielt werden. Auf 
eine Betrachtung der in der Realität stattfindenden Übergangsprozesse, d. h. eine mehrjährige Annäherung 
an den neuen Zustand durch eine schrittweise Zunahme der energetischen Modernisierungsraten und der 
Anteile erneuerbarer Energien, musste hier mit Blick auf fehlende präzise Prognosemöglichkeiten, aber auch 
aus Vereinfachungsgründen verzichtet werden. Aus ähnlichen Gründen entfällt auch die Betrachtung der 
langfristigen Klimaschutzentwicklung bis zur Erreichung der Klimaneutralität. Hier sind die bestehenden Un-
sicherheiten hinsichtlich der Kosten und des Zeitplans neuer Technologien (insbesondere bezüglich des aus 
erneuerbaren Energien produzierten Wasserstoffs) sowie hinsichtlich der langfristigen Entwicklung der 
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finanziellen Leistungsfähigkeit der einzelnen Akteure ausschlaggebend.  
Die Analysen konzentrieren sich daher auf bekannte und am Markt eingeführte Klimaschutztechnologien im 
Gebäudebereich, nämlich Wärmeschutzmaßnahmen an der Gebäudehülle sowie eine Zunahme des Anteils 
von elektrischen Wärmepumpen und Biomasse-Heizungen sowie ergänzender Solaranlagen bei der Wärme-
versorgung. 
Trotz des eher kurzfristigen Betrachtungshorizonts der Untersuchungen dürfen Erkenntnisse aus langfristig 
orientierten Klimaschutzszenarien aber nicht völlig ignoriert werden. Insbesondere gehen viele Szenarien 
davon aus, dass zur Erreichung eines langfristig gesehen erfolgreichen und bezahlbaren Klimaschutzkorridors 
eine Steigerung der bisherigen Wärmeschutz-Modernisierungsraten erreicht werden muss und dass elektri-
schen Wärmepumpen aufgrund der Möglichkeit der Nutzung von Solar- und (in der Heizperiode) vor allem 
Windstrom eine zentrale Rolle zukommen wird, während die Rolle der Biomasse aufgrund fehlender Poten-
tiale stark begrenzt ist. Aus diesem Grund wird die Klimaschutzwirkung der im vorliegenden Projekt betrach-
teten Szenarien nicht allein an der Reduktion der Treibhausgas-Emissionen bemessen, sondern es werden 
gleichzeitig weitere „strukturelle“ Indikatoren berücksichtigt, insbesondere eine mittlere flächengewichtete 
Wärmeschutz-Modernisierungsrate und die Anteile von Wärmepumpen und Biomasse bei der Heizungsmo-
dernisierung. 
 
Betrachtung von ökonomisch wirksamen Instrumenten  
Die Szenarienuntersuchungen konzentrieren sich auf ökonomisch wirksame Instrumente für den Klima-
schutz, die positive finanzielle Anreize (Förderung von Wärmeschutz- und Wärmeversorgungsmaßnahmen) 
oder negative finanzielle Anreize (CO2-Bepreisung) setzen. Angesichts der Inhomogenität und Vielfalt des 
Gebäudebestands und der betroffenen Akteure erscheinen diese Instrumente besonders geeignet, da sie 
zwar einen spürbaren ökonomischen Druck ausüben, der aber– anders als bei ordnungsrechtlichen Vorgaben 
– im Einzelfall nicht zu einem gesetzten Zeitpunkt oder Zeitraum Investitionsmaßnahmen erzwingt. Es ist 
nämlich zu beachten, dass im Bestand in den jeweiligen Gebäuden sehr unterschiedliche Ausgangssituatio-
nen mit unterschiedlichen zeitlichen Perspektiven für die Sanierung und Modernisierung der einzelnen Bau-
teile und anlagentechnischen Komponenten vorliegen können, darüber hinaus auch unterschiedliche Restrik-
tionen, die bestimmte energetische Modernisierungen behindern oder einschränken können. Daneben be-
stehen ebenfalls große Unterschiede innerhalb der Hauseigentümer und Bewohner, und zwar hinsichtlich 
ihrer finanziellen Leistungsfähigkeit, aber ebenso hinsichtlich individueller Besonderheiten wie Lebensalter 
oder individuell unterschiedlicher Zukunftspläne für sich und die eigene Wohnung. Vor diesem Hintergrund 
erscheint es plausibel, davon auszugehen, dass die staatliche Klimaschutzpolitik für den Gebäudebestand 
dieser Komplexität am ehesten gerecht werden kann, wenn sie zwar „harte“ finanzielle Anreize für die not-
wendige Erhöhung der energetischen Modernisierungsdynamik setzt, am Ende aber weiterhin den Hausei-
gentümern die Entscheidung über die konkret durchgeführten Maßnahmen überlässt. 
 
Klimaschutzinstrumente und Transfermaßnahmen als Gesamtkonzept 
Da nicht davon auszugehen ist, dass die betrachteten Klimaschutzinstrumente bereits von sich aus den not-
wendigen sozialen Ausgleich herstellen, d. h. zu einer angemessenen Kostenverteilung unter besonderer Be-
rücksichtigung der einkommensschwachen Haushalte führen, müssen sie mit entsprechenden Transfermaß-
nahmen kombiniert werden. Eine konsistente Klimaschutzpolitik für den Wohngebäudebestand sollte daher 
immer als ein Gesamtpaket aus Klimaschutz- und Transferinstrumenten aufgefasst werden. Insbesondere ist 
die Erkenntnis wichtig, dass Klimaschutzinstrumente nicht von sich aus „sozial gerecht“ oder ungerecht sind, 
sondern dass immer die Möglichkeit und in aller Regel auch Notwendigkeit einer Flankierung mit ausglei-
chenden Transferleistungen besteht. 
Darüber hinaus wird im vorliegenden Projekt davon ausgegangen, dass auch die Finanzierung aller Maßnah-
men im Rahmen des Konzepts zu berücksichtigen ist. Es wird angenommen, dass der Staatshaushalt (d. h. 
dessen hier betrachteter Teil) in jedem Jahr auszugleichen ist. Das bedeutet, dass die zusätzlichen Ausgaben 
für Fördermaßnahmen von den privaten Haushalten im gleichen Jahr gegenfinanziert werden und eventuelle 
Einnahmen aus der CO2-Bepreisung an die Privathaushalte zurückverteilt werden. Andere Ansätze, etwa die 
Finanzierung der staatlichen Förderung durch Kreditaufnahme, wären zwar denkbar und können im Rahmen 
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des vorliegenden Projekts auch nicht näher beurteilt werden. Beim gewählten Ansatz handelt es aber nicht 
nur um eine plausible Lösung für die Finanzierungsfrage, sondern er stellt gleichzeitig sicher, dass die im 
Projekt beabsichtigte Quantifizierung und Zuordnung von Klimaschutzkosten überhaupt gelingen kann. Auf 
diese Weise kann das komplexe Problem einer Bewertung der Belastung heutiger und zukünftiger Akteure 
durch eine zeitlich ausgedehnte Rückzahlung staatlicher Kredite ausgeblendet werden. 
In der Konsequenz bedeutet dies weiterhin: Die betrachteten Klimaschutzinstrumente können nicht als per 
se „teuer“ oder „billig“ angesehen werden. Aus Sicht des Staates treten aufgrund des angenommenen Budge-
tausgleichs ohnehin keine Kosten auf, während es aus Sicht der Privathaushalte immer auf das komplexe 
Zusammenwirken der durch die Instrumente bewirkten Mehrkosten und der durch die Transfersysteme er-
reichten Umverteilung ankommt. Erst in der Gesamtschau zeigen sich also die Auswirkungen der jeweiligen 
Klimaschutzpolitik. 
 
Aufgaben der einzelnen Klimaschutzinstrumente 
In diesem Zusammenhang ist insbesondere auf eine sinnvolle „Arbeitsteilung“ zwischen den einzelnen In-
strumenten zu achten: Die CO2-Bepreisung wirkt quasi von selbst in Richtung auf eine technologieoffene, 
möglichst kostenoptimale Reduktion der Treibhausgasemissionen. Sie kann aber die darüber hinausgehen-
den Rahmenbedingungen für die Erreichung eines langfristig optimalen Zielpfades zur vollständigen Kli-
maneutralität nicht angemessen berücksichtigten – insbesondere also die Notwendigkeit der Erhöhung der 
Wärmeschutzdynamik, der verstärkten Einführung elektrischer Wärmepumpen und der Begrenzung des Bio-
masse-Einsatzes. Die Aufgabe der Übertragung der aus Langfristszenarien gewonnenen zusätzlichen Erkennt-
nisse auf die zielgerichtete Maßnahmensteuerung kommt insbesondere der Förderung zu. Sie muss in plan-
voller Weise nach Technologien und Maßnahmen differenzieren, darf also gerade nicht „technologieoffen“ 
sein. Als weiteres Instrument zur Begrenzung des Biomasse-Einsatzes kommt eine zusätzliche Bepreisung 
dieses Energieträgers infrage. In den untersuchten Szenarienansätzen wurde diese Maßnahme gemeinsam 
mit der CO2-Bepreisung berücksichtigt. 
 
„Klimageld“ und „Klima-Soli“ in Abhängigkeit von der Einkommensteuer 
Das Instrument zur Rückverteilung von Einnahmen aus der CO2-Bepreisung an die privaten Haushalte wird 
hier in Anlehnung an bereits existierende Konzepte als „Klimageld“ bezeichnet. Neben der zumeist diskutier-
ten einheitlichen Kopfpauschale wurde hier zusätzlich eine nach dem Einkommen differenzierte Variante un-
tersucht. Für den Fall einer notwendigen Gegenfinanzierung der staatlichen Klimaschutzpolitik im Rahmen 
des jährlichen Budgetausgleichs wird ein „Klima-Soli“ angenommen, der – ebenfalls einkommensabhängig – 
von den Privathaushalten an den Staat zu zahlen ist. 
Die konkrete Bemessung des differenzierten Klimagelds und des (begrifflich an den früheren Solidaritätszu-
schlag angelehnten) Klima-Soli richtet sich im Modell nach der Anzahl der Haushaltsmitglieder und der Höhe 
der durchschnittlichen Pro-Kopf-Einkommensteuerschuld im Haushalt. Dabei wird jeweils ein einfacher linea-
rer Zusammenhang mit flexibel wählbaren Mindest- und Höchstgrenzen bzw. Freibeträgen berücksichtigt. 
Die Ankopplung dieses Konzepts an das System der Einkommensteuer eröffnet den Vorteil einer einfachen 
Umsetzbarkeit. Es macht sich den Umstand zunutze, dass im Rahmen der Einkommensteuerveranlagung be-
reits eine Prüfung der finanziellen Leistungsfähigkeit der Betroffenen stattfindet, so dass für diesen Zweck 
kein neuer Ansatz gefunden werden muss. Das Verfahren ist weniger aufwändig als beim Wohngeld und 
bietet darüber hinaus die Möglichkeit, den Kreis der Anspruchsberechtigten für das (differenzierte) Klimageld 
weitaus breiter zu ziehen. Für Haushalte, die nicht zur Abgabe einer Steuererklärung verpflichtet sind, wäre 
dabei eine vereinfachte Antragstellung (etwa nach dem Vorbild der Arbeitnehmer-Sparzulage oder des Mo-
bilitätszuschlags) vorzusehen. 
 
Ergebnisse und Empfehlungen aus den Szenarienanalysen 
Im Kontext einer Klimaschutzpolitik mit unterschiedlichen Gestaltungsoptionen bezüglich CO2-Bepreisung, 
Förderung, Klimageld und Klima-Soli ergeben sich vielfältige Möglichkeiten der Szenarienbildung und Ana-
lyse. Im vorliegenden Projekt konnten mit dem neu entwickelten Modell erste Ausschnitte aus der Vielzahl 
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denkbarer Konzepte analysiert werden. Aus diesen Untersuchungen können die folgenden Schlussfolgerun-
gen abgeleitet werden: 

• Ein Instrumentarium, das gleichzeitig und in jeweils relevantem Umfang auf die vier Instrumente CO2-
Bepreisung (inklusive ergänzender Biomasse-Bepreisung), Förderung, Klimageld und Klima-Soli zu-
rückgreift, erscheint vielversprechend. In den Szenarienuntersuchungen ergeben sich im Vergleich 
mit anderen, weniger breit angelegten Instrumentenkombinationen bei gleicher Treibhausgasmin-
derung insgesamt Vorteile bzw. zumindest zufriedenstellende Ergebnisse im Hinblick auf alle weite-
ren Zielgrößen. Dies gilt für die Erhöhung der Wärmeschutz-Modernisierungsrate und des Wärme-
pumpenanteils bei gleichzeitig eingeschränkter Biomassenutzung und ebenso (bezüglich der finanzi-
ellen Situation der Privathaushalte) für die Begrenzung des Anteils der „Verliererhaushalte“.  

• Der Förderung kommt insbesondere die Aufgabe einer an den langfristigen Zielen orientierten, dif-
ferenzierten technologie- und maßnahmenbezogenen Steuerung der Klimaschutzdynamik zu. Spezi-
ell im Bereich der Wärmeschutzmaßnahmen ist dabei eine Ausdifferenzierung der bestehenden An-
sätze zu empfehlen: Anders als bei den Wärmeversorgungstechnologien gibt es hier bisher einheitli-
che prozentuale Fördersätze. Sinnvoll wäre dagegen eine gezielte Erhöhung der Fördersätze für die-
jenigen Maßnahmen, bei denen die größten Chancen für eine Erhöhung der Modernisierungsdyna-
mik bestehen, nämlich die Dämmung von Außenwänden, Obergeschossdecken und Fußböden/Kel-
lerdecken. Bei den (bezogen auf die Bauteilfläche) deutlich kostenintensiveren Maßnahmen der 
Fenstererneuerung und gegebenenfalls der Dachdämmung, die wegen ihrer Kopplung an Sanie-
rungsmaßnahmen ohnehin die höchsten Umsetzungsraten aufweisen, wäre dagegen eine Absen-
kung der Fördersätze denkbar. In den Szenarienuntersuchungen ergab sich auf diesem Wege eine 
deutliche Erhöhung der Gesamt-Modernisierungsrate bei günstigerem Kosten-/Nutzenverhältnis der 
Wärmeschutzförderung. 

• Auch wenn in den untersuchten Beispielen die staatlichen Ausgaben für die Förderung und die Ein-
nahmen durch die CO2-Bepreisung in etwa gleich hoch liegen, erweist sich die direkte Gegenfinan-
zierung der Förderausgaben durch die Einnahmen aus der CO2-Bepreisung (unter weitgehender Um-
gehung von Klimageld und Klima-Soli) als ungünstig: Die Anteile der Verliererhaushalte sind hier 
deutlich höher als in dem Fall, in dem die Einnahmen durch das Klimageld zurückverteilt werden und 
der Staatshaushalt durch den Klima-Soli zum Ausgleich kommt. Auch wenn hier im Einzelnen sicher-
lich relevante politische Gestaltungsspielräume bestehen, ist festzuhalten, dass der mit dem Klima-
Soli und (in geringerem Umfang) auch mit dem Klimageld verbundene Mechanismus der einkom-
mensabhängigen Be- und Entlastung offenbar eine wichtige Rolle für eine angemessene Verteilung 
der Klimaschutzkosten zwischen den einzelnen Einkommensgruppen spielt. 

• Es ist davon auszugehen, dass im Zusammenwirken der Klimaschutzinstrumente „CO2-/Biomasse-
Bepreisung“ und „Förderung“ Gestaltungsspielräume bestehen, also durch unterschiedliche Schwer-
punktsetzungen innerhalb dieser Instrumente jeweils ähnliche Wirkungen bezüglich der Treibhaus-
gasminderungen, aber auch der weiteren Zielindikatoren (insbesondere Wärmeschutz-Modernisie-
rungsraten und Wärmepumpenanteil) erreicht werden können. Eine zielgerichtete Biomasse-Beprei-
sung könnte die bei diesem Energieträger vorhandenen Knappheiten berücksichtigten und darauf 
hinwirken, dass die Klimaschutzinvestitionen verstärkt in Richtung anderer Maßnahmen verlaufen, 
wobei sie in dieser Rolle mit der Energiesparförderung konkurriert, der mindestens die Aufgabe einer 
Feinsteuerung dieses Prozesses weiterhin zukommen sollte. Vor diesem Hintergrund wäre die Aus-
wahl des am besten geeigneten Instrumentenmixes – inklusive einer einkommensabhängigen Einju-
stierung von Klimageld und Klima-Soli – als Gegenstand weitergehender Untersuchungen jenseits 
des vorliegenden Projekts anzusehen. 

• In diesem Zusammenhang stellt sich allerdings die Frage, ob insbesondere bezüglich der CO2-Beprei-
sung zukünftig überhaupt Spielräume für eine flexible und zielorientierte Festlegung bestehen, oder 
ob der CO2-Preis nicht vielmehr innerhalb eines sektorübergreifenden Gesamtkonzepts (gegebenen-
falls mit EU-weiter Preisbildung inklusive Zertifikatehandel) festgelegt werden wird. In diesem Fall 
müsste die Nachsteuerung im Gebäudesektor durch die verbleibenden Klimaschutzinstrumente, 
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insbesondere also die Förderung erfolgen, was grundsätzlich als gangbarer Weg erscheint. Insbeson-
dere bei einem dauerhaft sehr niedrigen CO2-Preis könnte allerdings erwogen werden, speziell für 
den Gebäudesektor ergänzend einen Mindest- oder Zusatz-CO2-Preis bzw. eine zusätzliche Steuer 
oder Abgabe gestaffelt nach der Energieeffizienz der Gebäude einzuführen. Eine solche Maßnahme 
könnte insbesondere als Ersatz für die im Rahmen der Novelle der EU-Gebäuderichtlinie (EPBD) dis-
kutierten, aber offenbar verworfenen Sanierungspflichten bzw. Mindest-Energiestandards (MEPS) 
fungieren – nun aber statt im Ordnungsrecht im flexibleren und womöglich besser geeigneten Be-
reich der ökonomisch wirksamen Instrumente.  

• Es erscheint angemessen und sinnvoll, beim Klimageld außer der Personenzahl und der Einkommen-
steuerschuld keine weiteren Merkmale für eine Ausdifferenzierung der Transferhöhe zu berücksich-
tigen. Insbesondere sollte in energetisch nicht modernisierten Gebäuden kein erhöhtes Klimageld 
ausgezahlt werden, auch nicht bei einer Einschränkung dieser Maßnahme auf einkommensschwache 
Haushalte. Zum einen besteht hier die Gefahr von Fehlanreizen in Richtung auf eine reduzierte Kli-
maschutzdynamik (was bei Beschränkung auf einen kleineren Kreis der Haushalte womöglich noch 
zu tolerieren wäre), zum anderen aber ist die erhöhte CO2-Bepreisung, auf die das Klimageld zunächst 
einmal abzielt, nur einer von mehreren Mechanismen, in denen sich die Klimaschutzkosten manife-
stieren: Im Fall einer energetischen Modernisierung oder eines Umstiegs auf einen emissionsarmen 
Energieträger werden die Aufwendungen für den CO2-Preis zwar reduziert, gleichzeitig aber sind die 
Kosten der energetischen Modernisierung (gegebenenfalls als Mieterhöhung) zu tragen bzw. es fällt 
für den neuen Energieträger wahrscheinlich ein höherer Bezugspreis (ohne den CO2-Anteil) an. Eine 
differenzierte Berücksichtigung solcher Effekte der Kostenverlagerung erscheint im Rahmen eines 
verwaltungstechnisch möglichst „schlanken“ Klimagelds kaum praktisch realisierbar.  

• Es kann davon ausgegangen werden, dass Empfänger von Grundsicherungsleistungen von Energie-
kostenerhöhungen beispielsweise aufgrund der CO2-Bepreisung in der Regel vollständig entlastet 
werden. Insbesondere beim Neueintritt in die Grundsicherung oder im Fall eines Umzugs kann es 
sich allerdings als problematisch erweisen, dass der energetische Gebäudezustand bisher nicht bei 
den Angemessenheitsgrenzen für die (bruttokalten) Unterkunftskosten berücksichtigt wird, so dass 
Zusatzkosten infolge erhöhte Unterkunftskosten für energetisch modernisierte Wohnungen gegebe-
nenfalls auch dann nicht übernommen werden, wenn diesen Zusatzkosten entsprechende Heizko-
steneinsparungen gegenüberstehen. Eine ähnliche Problematik liegt beim Wohngeld vor, denn auch 
hier werden die Höchstbeträge nicht nach dem energetischen Gebäudezustand unterschieden. Mög-
liche Ansätze zur Weiterentwicklung der Grundsicherung und des Wohngelds scheitern allerdings 
bisher daran, dass die Information über den energetischen Gebäudezustand nicht flächendeckend 
und in aktueller Form bei allen Haushalten (also auch den Mietern) vorhanden ist. Daher wäre zu-
nächst eine Reform des bisherigen Energieausweiskonzepts in Richtung auf einen stark verschlankten 
und kostengünstigeren Energiebedarfsausweis notwendig, der auf nur wenige zentrale und einfach 
zu erhebende Merkmale von Gebäude und Wärmeversorgungstechnik aufbaut. Auch für die Berück-
sichtigung der energetischen Gebäudebeschaffenheit in Mietspiegeln würde dies deutliche Verbes-
serungen mit sich bringen. 

• Im Rahmen der Parametervariationen zeigten sich insbesondere für die präferierte Instrumenten-
kombination aus Förderung, CO2-Bepreisung, Klimageld und Klima-Soli insgesamt gesehen relativ sta-
bile Ergebnisse. Dennoch bestehen weiterhin erhebliche Unsicherheiten, die eine bessere empirische 
Fundierung der Modellbildung notwendig erscheinen lassen. Als wichtigste Maßnahme ist dabei die 
Einführung eines regelmäßigen Monitorings der Fortschritte bei Wärmeschutz und Wärmeversor-
gung im Gebäudebestand anzusehen, das als Grundlage für die Modellkalibrierung genutzt werden 
könnte. Im vorliegenden Projekt musste wie beschrieben auf weitgehend veraltete Monitoringdaten 
aus den Jahren bis 2016 zurückgegriffen werden. 

• Ein regelmäßiges Monitoring ist aber nicht allein mit Blick auf die Verbesserung der wissenschaftli-
chen Grundlagen von Prognose- und Szenarienmodellen anzustreben. Auch bei einer Optimierung 
der Modelle würden voraussichtlich immer noch Unsicherheiten über die tatsächliche Wirkung der 
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Instrumente bestehen bleiben. Vor diesem Hintergrund wäre ein solches Monitoring für die regel-
mäßige Kontrolle der Instrumentenwirkung – und darauf aufbauend ein zeitnahes Nachjustieren der 
Instrumente – als wesentlicher Bestandteil jeder zielorientierten Klimaschutzpolitik anzusehen.  

• Neben dem Monitoring struktureller Basisdaten ist auch eine generelle Verbesserung der empiri-
schen Grundlagen für unterschiedliche klimaschutzbezogene Fragestellungen im Gebäudebestand 
anzustreben. Dabei ist eine Vielzahl von relevanten Fragen zu beachten, die auf das jeweilige Pro-
blem zugeschnittene Forschungsansätze mit gegebenenfalls eigenständigen (wenn nötig auch ent-
sprechend aufwändigen) Datenerhebungen erfordern können. Aus Sicht des vorliegenden Projekts 
stellt sich insbesondere die Frage der langfristigen Kostenbelastung unterschiedlicher Einkommens-
gruppen (nicht zuletzt aufgrund der erheblichen Unsicherheiten über die Mieterhöhung nach ener-
getischer Modernisierung). Darüber hinaus würden sich durch differenzierte (über ein Monitoring 
hinausgehende) Befragungen der Hauseigentümer Chancen für eine gezielte Untersuchung relevan-
ter Einflussgrößen für oder gegen energetische Modernisierungsentscheidungen ergeben – etwa be-
züglich der erwarteten wirtschaftlichen Amortisationszeit oder der für die Durchführung bestimmter 
Maßnahmen notwendigen Förderhöhe. Von zentraler Bedeutung wäre auch die Entwicklung bzw. 
Verbesserung von Modellen für die Inanspruchnahme von Fördermitteln und – über das Ener-
giethema hinausweisend – von Sozialleistungen. Weiterhin ist zu empfehlen, Kostendaten für inve-
stive Maßnahmen bei Wärmeschutz und Wärmeversorgung regelmäßig differenziert zu erheben und 
die empirischen Grundlagen für realitätsnahe Energiebilanzverfahren weiter zu verbessern.  
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Einleitung 
Das zentrale Thema des Forschungsvorhabens MISIMKO war die Modellierung der Kosten, die für die be-
troffenen Akteure, insbesondere die Hauseigentümer bzw. die Bewohner, durch den Klimaschutz im Wohn-
gebäudebestand entstehen. Um die Vielfalt der unterschiedlichen Privathaushalte und Gebäude abzubilden, 
wurde ein Mikrosimulationsmodell entwickelt, mit dem sich auf Basis einer großen Anzahl von Einzelhaus-
halten die Durchführung von energetischen Modernisierungsmaßnahmen und die dadurch entstehenden Ko-
sten analysieren lassen. Als Klimaschutzinstrumente wurden die CO2-Bepreisung und die Förderung von Maß-
nahmen zum Wärmeschutz und zur Wärmeversorgung mit erneuerbaren Energien berücksichtigt. Für den 
Kostenausgleich und zur Entlastung einkommensschwacher Haushalte wurden neben den bestehenden so-
zialen Sicherungssystemen auch weitergehende Ansätze betrachtet. Der vorliegende Endbericht des For-
schungsprojekts dokumentiert in drei Hauptkapiteln den Weg der Modellerstellung und -analyse.  
Im ersten Kapitel werden die grundlegenden Ideen und Ansätze für das im Projekt entwickelte Mikrosimula-
tionsmodell beschrieben. Im Anschluss an die Vorstellung von Grundlagen und Bilanzgrenzen wird ein Ver-
fahren für die Modellierung der Entscheidungsfindung von Hauseigentümern zur energetischen Modernisie-
rung vorgestellt. Ursprünglich war geplant gewesen, die energetische Modernisierungsdynamik abhängig 
von Förderung und CO2-Bepreisung durch einfachere Annahmen abzubilden. Im Verlauf des Projekts hatte 
sich aber herausgestellt, dass angesichts der Vielfalt und Komplexität der Entscheidungsmöglichkeiten ein 
umfassender Modellansatz notwendig war. Eine besondere Aufmerksamkeit kam dabei dem Mietwohnungs-
bestand zu, wobei insbesondere die Frage der Mieterhöhung nach energetischen Modernisierungsmaßnah-
men zu behandeln war. Als besondere Variante des Mikrosimulationsmodells wird der „dynamische“ Model-
lansatz beschreiben, in dem auch der Neu- und Rückbau von Bestandsgebäuden und die demografische Ent-
wicklung berücksichtigt werden können. Die Abbildung der existierenden sozialen Sicherungssysteme wird 
in Grundzügen erläutert, darüber hinaus werden Ansätze zur Bewertung der finanziellen Situation von Pri-
vathaushalten vorgestellt. 
Das zweite Kapitel erläutert die Konkretisierung der Modellansätze und der Eingangsparameter – ausgehend 
von einem aufbereiteten Basisdatensatz für das Jahr 2018 bis hin zur Erzeugung eines Ausgangsdatensatzes 
des Jahres 2023 für daran anschließende Szenarienanalysen. Die Modellansätze für die energetische Bilan-
zierung und die Abbildung der Energiesparförderung werden erläutert. Soweit dies mit vorhandenen empi-
rischen Daten möglich war, wurde eine Modellkalibrierung vorgenommen. Konkret erfolgte dies – mit ver-
bleibenden Unsicherheiten – im Hinblick auf Basisparameter des Entscheidungsmodells und die Inanspruch-
nahme der sozialen Sicherung. 
Auf dieser Grundlage wurden Szenarienanalysen für die Jahre 2024-2027 durchgeführt, die in Kapitel 3 hin-
sichtlich Durchführung und Ergebnissen näher erläutert sind. Ziel dieser Untersuchungen war die Entwicklung 
eines prinzipiellen Verständnisses für die Optionen einer Klimaschutzstrategie, die das Potential hat, durch 
ökonomische Anreizinstrumente die Treibhausgasreduktion und die Einführung der notwendigen strukturel-
len Fortschritte bei Wärmeschutz und Wärmeversorgung im Wohngebäudesektor in den kommenden Jahren 
merklich voranzubringen – auch im Einklang mit den langfristigen Erfordernissen. Die für den sozialen Aus-
gleich notwendigen Transferinstrumente werden dabei als integraler Bestandteil einer vollständigen Klima-
schutzpolitik angesehen. 
Im Anschluss an den Hauptteil des Berichts liefern verschiedene Anhänge detailliertere Informationen zu 
einzelnen inhaltlichen Aspekten des Projekts. Insbesondere werden in Anhang A die Ansätze zur Abbildung 
von Steuern, Sozialabgaben und Sozialleistungsansprüchen im Modell ausführlich erläutert. 
 
Das IWU-Projektteam bedankt sich bei den Fördermittelgebern und bei den Betreuern vom Projektträger 
Jülich für die kontinuierliche und verständnisvolle Unterstützung in diesem Forschungsvorhaben. 
Ein besonderer Dank gilt zwei ehemaligen Institutskollegen, Markus Rodenfels (Mitarbeiter am IWU bis März 
2021) und Dr. Philipp Deschermeier (Mitarbeiter am IWU bis September 2022), die an diesem Projekt mitge-
arbeitet haben. Herr Rodenfels war an der Aufbereitung der empirischen Datengrundlagen sowie an den 
ersten Ansätzen zur Modellierung der sozialen Sicherungssysteme beteiligt. Herr Dr. Deschermeier hat vor 
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allem an der Entwicklung der Modellansätze zur Berücksichtigung der demografischen Entwicklung mitge-
wirkt (s. Anhang F). 
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1 Grundzüge und Prämissen des Simulationsmodells und der Analysen 
1.1 Modell und Analyseansätze im Überblick 
Das Simulationsmodell wurde als Softwarelösung mit dem Programm MATLAB (Version R2019b) realisiert. 
Ausgangspunkt sind Datensätze über private Haushalte aus dem Mikrozensus 2018. Konkret wurden die vom 
Statistischen Bundesamt zur Verfügung gestellten „Scientific Use Files“ (SUF) verwendet. Deutschlandweit 
handelt es sich hier – nach Bereinigung im Hinblick auf die modellspezifischen Anforderungen – um Datens-
ätze von rund 230.000 Haushalten. Mit diesem Ansatz – d. h. durch detaillierte Abbildung des gesamten 
Haushaltssektors auf der „Mikroebene“ der Einzelhaushalte – kann der erheblichen Vielfalt und Inhomoge-
nität der Wohnbevölkerung in Deutschland Rechnung getragen werden. Insbesondere wird es durch die 
große Fallzahl möglich, auch solche Effekte angemessen zu berücksichtigen, die nur einen relativ kleinen An-
teil der Haushalte betreffen, aber für die vorliegende Aufgabenstellung besonders relevant sein können (z. B. 
besondere Haushaltstypen an der Grenze der Anspruchsberechtigung von Sozialleistungen).  
Die einzelnen Haushalte im Datensatz sind mit unterschiedlichen Hochrechnungsgewichten versehen, d. h. 
sie repräsentieren jeweils eine unterschiedliche Anzahl tatsächlicher Haushalte in Deutschland. Diese unter-
schiedlichen Gewichtungsfaktoren werden bei allen Hochrechnungen und Mittelwertbildungen im Simulati-
onsmodell berücksichtigt. 
Der Rückgriff auf den Mikrozensus-Datensatz 2018 erfolgt vor dem Hintergrund, dass in diesem Jahr im Mi-
krozensus eine Zusatzerhebung zur Wohnsituation stattgefunden hat, so dass auch Daten zu den von den 
Haushalten bewohnten Gebäuden (Gebäudegröße, Baualter) und Wohnungen (Größe der Wohnfläche), zum 
verwendeten Heizsystem und (bei Mietwohnungen) zu den Wohnkosten vorliegen. Die Zusatzerhebung wird 
nur alle vier Jahre durchgeführt, die aktuellen Daten für 2022 sind zum Zeitpunkt der Berichtslegung noch 
nicht verfügbar. 
Der Mikrozensus enthält zwar bereits eine große Anzahl von Kennwerten zur sozio-demografischen Situation, 
zur finanziellen Situation, zum beruflichen Status und wie gesehen zur Wohnsituation der einzelnen Haus-
halte. Diese sind für die Analyse aber noch nicht ausreichend, so dass die Datensätze noch um weitere Infor-
mationen aus anderen empirischen Quellen ergänzt werden mussten. Diese Datenergänzung wird auch als 
„Imputation“ bezeichnet. Sie ist immer mit Unsicherheiten behaftet, da eine exakte Kenntnis der fehlenden 
Informationen nicht vorhanden ist. Stattdessen beruht die Imputation auf Modellansätzen: Zunächst werden 
für die Fragestellung relevante Daten identifiziert, die sowohl im ursprünglichen (anzureichernden) Daten-
satz (Mikrozensus) als auch im jeweiligen ergänzenden Datensatz, dem sogenannten Spenderdatensatz, vor-
handen sind. Darauf aufbauend werden durch statistische Analysen Regeln aufgestellt, welche eine Zuord-
nung der zusätzlichen (nur im ergänzenden Datensatz vorhandenen) Eigenschaften zu den übergreifend be-
kannten Haushaltsmerkmalen erlauben. Da in der Regel keine eindeutige Zuordnung möglich ist, werden 
stattdessen häufig Wahrscheinlichkeiten für das Vorhandensein der zusätzlichen Merkmale im ursprüngli-
chen Datensatz ermittelt. Die konkrete Zuordnung zu den Einzelhaushalten des ursprünglichen Datensatzes 
erfolgt dann also durch eine Zufallsauswahl. 
Für die geschilderte Imputation zusätzlicher Informationen zu den Modellhaushalten wurden insbesondere 
die folgenden Datenquellen herangezogen: 

• Einkommens- und Verbrauchsstichprobe (EVS) aus dem gleichen Basisjahr 2018 (Scientific Use Files 
(SUF) des Statistischen Bundesamtes): Diese Datenquelle wurde vor allem benötigt, um den Haus-
halten des Mikrozensus detailliertere Informationen zu deren monatlichen Einnahmen (ohne Sozial-
leistungen) und zur Überschreitung bestimmter Vermögensgrenzen zuzuordnen. Der Mikrozensus 
enthält demgegenüber lediglich grobe Angaben zum Haushalts-Nettoeinkommen (inklusive Sozial-
leistungen). 

• Datenerhebung Wohngebäudebestand 2016: Es handelt sich um eine repräsentative Stichprobener-
hebung des IWU über den energetischen Zustand des deutschen Wohngebäudebestands (Wärme-
schutz und Wärmeversorgung). Insbesondere sind Informationen zur nachträglichen energetischen 
Modernisierung für verschiedene Baualtersklassen und Gebäudetypen ableitbar [Cischinsky / 
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Diefenbach 2018]. Auf Basis dieser Quelle wurde den Wohngebäuden der Modellhaushalte insbe-
sondere der Wärmeschutz-Modernisierungszustand der einzelnen Gebäudebauteile zugeordnet. 

Die Berechnung des Energieverbrauchs der Einzelhaushalte orientiert sich an einer Methodik des IWU, die 
bereits in verschiedenen Szenarienanalysen zum deutschen Wohngebäudebestand angewendet wurde. Es 
handelt sich um ein Jahres-Energiebilanzverfahren, das eine Anpassung der theoretischen Parameter und der 
daraus resultierenden Ergebnisse an realistische, in der Praxis zu erwartende Energieverbräuche beinhaltet.  
Darüber hinaus wurden im aktuellen Simulationsmodell auch individuelle Unterschiede beim Energiever-
brauch berücksichtigt. Der Energieverbrauch wurde dazu mit einer Zufallsvariation beaufschlagt, d. h. der 
ursprüngliche Rechenwert (auf Basis des energetischen Gebäudezustands) wurde noch einmal mit einem um 
den Mittelwert 1 streuenden Zufallsfaktor multipliziert, um den tatsächlichen Rechenwert im Modell zu er-
halten. Auf diese Weise werden individuelle Unterschiede im Energieverbrauchsverhalten und Unsicherhei-
ten über die tatsächlichen energetischen Kennwerte der Wohnungen berücksichtigt1.  
Ein Kernelement des Simulationsmodells liegt in der Festlegung der Modernisierungsentscheidungen der 
Hauseigentümer in Abhängigkeit von den vorliegenden Randbedingungen, die zu einem wesentlichen Teil 
durch die Klimaschutzinstrumente vorgegeben werden. Eine solche Entscheidung findet im Simulationslauf 
jährlich statt, das Modell operiert also mit Jahresschritten. Akteure sind hier die Hauseigentümer, im Fall von 
selbstnutzenden Hauseigentümer also die im Modell ohnehin erfassten Haushalte, im Fall von Mietwohnun-
gen die Vermieter, welche hier nicht in ihren individuellen Eigenschaften erfasst werden, sondern abstrakte 
Akteure bleiben, die ihre Entscheidungen nach rein wirtschaftlichen Kriterien treffen. Konkret liegt der 
Grundgedanke des in Kapitel 1.3 näher beschriebenen Modellansatzes in der Annahme, dass die Hauseigen-
tümer immer diejenigen Maßnahmen ergreifen, die für sie aus der aktuellen Perspektive wirtschaftlich am 
günstigsten, also „optimal“, sind. Dieser Mechanismus allein ist aber noch nicht ausreichend, um eine plau-
sible und realitätsnahe Abbildung des Geschehens zu ermöglichen: Ein weiterer wesentlicher Aspekt ist die 
Berücksichtigung der jeweiligen Sanierungszyklen, die je nach Art der einzelnen Gebäudebauteile und 
Heiztechnikkomponenten teils eine dominierende, teils auch eine untergeordnete Rolle spielen oder bedeu-
tungslos sein können. Darüber hinaus ist zu beachten, dass Hauseigentümer im Fall von Maßnahmen, bei 
denen absehbar keine Sanierungsnotwendigkeit besteht, nicht jährlich über die Möglichkeit energetischer 
Erneuerungsmaßnahmen nachdenken (selbst wenn sie ohnehin wirtschaftlich sinnvoll wären). 
In jedem Jahr (im Modell: zu einem einheitlich gedachten Zeitpunkt zu Jahresbeginn) wird also durch den 
Modellansatz zur Modernisierungsentscheidung festgelegt, ob und welche Maßnahmen an den Gebäuden 
durchgeführt werden. Diese führen zu den entsprechenden Investitionskosten und im Fall von Mietwohnge-
bäuden zu einer Anpassung der Netto-Kaltmiete. Am Ende jedes Jahresschrittes stehen damit die Änderun-
gen fest und es liegt ein veränderter Datensatz über die Haushalte und Wohnungen vor, der den Ausgangs-
punkt für den nächsten Simulationsschritt darstellt.  
Abbildung 1 veranschaulicht den Ablauf während der Simulation in einer schematischen Darstellung.  
 
 

                                                           
1  So wird in der Realität zu beobachten sein, dass unterschiedliche Bewohner in der gleichen Wohnung aufgrund ihres unterschied-

lichen Verbrauchsverhaltens zu verschiedenen Energieverbräuchen kommen. Davon abgesehen würden die gleichen Bewohner 
in zwei unterschiedlichen, aber rechnerisch (gemäß dem angewendeten Energiebilanzverfahren) gleichen Wohnungen gegebe-
nenfalls ebenfalls zu unterschiedlichen Verbräuchen kommen, da die energetischen Kennwerte (z. B. die Wärmedurchgangsko-
effizienten ungedämmter Bauteile) nicht in jedem Einzelfall den rechnerischen Standardwerten (für die jeweilige Baualtersklasse) 
entsprechen. 
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Abbildung 1: Schema des Simulationsablaufs in Jahresschritten 
 
Nach Erzeugung des Basisdatensatzes 2018 (Kasten unten links) wird der weitere Prozess in Jahresschleifen 
immer neu abgearbeitet, und zwar innerhalb eines Jahres zunächst von links nach rechts mit der Simulation 
der Modernisierungsentscheidungen für alle Haushalte und Wohngebäude2, der Kalkulation des Energiever-
brauchs und der Ermittlung der (laufenden) Kosten und Sozialleistungen. Am Ende entsteht ein aktualisierter 
Datensatz und es startet im nächsten Simulationsjahr ein neuer Durchlauf. Von außen (im Bild: von unten) 
werden unterschiedliche, jährlich gegebenenfalls veränderliche Parameter in das Modell eingespeist, die ins-
besondere die Rahmenbedingungen widerspiegeln, die durch die Klimaschutzinstrumente (CO2-Preis, För-
dersätze), die Regelungen der sozialen Sicherungssysteme und das allgemeine Kostenniveau (Energiepreise, 
Maßnahmenkosten) vorgegebenen sind. 
Ein besonderer Schwerpunkt der Modellentwicklung lag in der detaillierten Analyse der sozialen Sicherungs-
systeme (Grundsicherung und vorrangige Leistungen, insbesondere Wohngeld, s. Kapitel 1.5). Die Frage, ob 
und in welcher Höhe ein bestimmter Modellhaushalt Sozialleistungen bezieht, wird also nicht auf Basis des 
Ursprungsdatensatzes oder durch Imputation geklärt, sondern die Festlegung der Anspruchsberechtigung 
und der Anspruchshöhe erfolgt modellintern („endogen“). Auf diese Weise können veränderte Bedingungen 
in der Kostensituation (im vorliegenden Projekt also vorrangig die steigenden Unterkunfts- und Energieko-
sten) und ihre Auswirkungen auf die Sozialleistungsansprüche der einkommensschwachen Haushalte explizit 
analysiert werden. Im Modell wird berücksichtigt, dass die Sozialleistungsansprüche je nach Konstellation 
nicht den gesamten Haushalt, sondern einzelne Personen oder Personengruppen innerhalb des Haushalts 
betreffen können. Auch „Mischhaushalte“, in denen nur ein Teil des Haushalts Sozialleistungen bezieht oder 
unterschiedliche Personengruppen innerhalb des Haushalts unterschiedliche Leistungsarten in Anspruch 
nehmen, lassen sich auf diese Weise im Modell abbilden. 
Neben der Ermittlung der Ansprüche auf Sozialleistungen stellt sich die Frage, in welchem Umfang die Haus-
halte die Leistungen tatsächlich beantragen und beziehen. Vor diesem Hintergrund beinhaltet das Modell 
auch Ansätze zu den Inanspruchnahmequoten (siehe hierzu Kapitel 2.5). Diese Quoten wurden so festgelegt, 
dass sie den realen Leistungsbezug der Jahre 2018-2021 in Summe (allerdings bei getrennter Betrachtung 

                                                           
2  Dieser Schritt entfällt im Basisjahr 2018, d.h. die vorhandenen Datenquellen liefern für dieses Jahr im Modell den Endzustand des 
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von Grundsicherung und vorrangigen Leistungen) grob wiedergeben. Es ist darauf hinzuweisen, dass die Mo-
dellierung und Kalibrierung der Inanspruchnahme generell mit großen Unsicherheiten verbunden ist. So 
stellte sich im Zuge der Modellentwicklung heraus, dass sowohl der Mikrozensus als auch die Einkommens- 
und Verbrauchsstichprobe die Gruppe der Leistungsempfänger insbesondere in der Grundsicherung selbst 
nicht präzise abbilden, so dass von gewissen Verzerrungen insbesondere im Bereich der Niedrigeinkom-
mensempfänger auszugehen ist (s. Kapitel 2.5.1) . Eine weitere Unsicherheit liegt darin, dass sowohl bei der 
Grundsicherung als auch beim Wohngeld in den letzten Jahren weitreichende Reformen durchgeführt wur-
den. Diese könnten gegebenenfalls auch zu deutlichen Veränderungen bei der Inanspruchnahme führen – 
insbesondere beim Wohngeld, das im Gegensatz zur Grundsicherung bisher eher durch geringe Inanspruch-
nahmequoten gekennzeichnet ist. 
Das Simulationsmodell ist primär auf kurzfristige Untersuchungen über wenige Jahre in einem hinsichtlich 
Wohnfläche, Wohnungs- und Gebäudezahl unveränderlichen Gebäudebestand angelegt, in dem auch die Si-
tuation der Haushalte (Personenzahl, Einkommen, auch Lebensalter) sowie die Zuordnung zu ihren Wohnun-
gen als unveränderlich angenommen werden. In diesem Sinne wird von einem „statischen“ Modellansatz 
gesprochen, obwohl natürlich jährliche Veränderungen durch energetische Modernisierungskosten, Energie- 
und Mietpreisänderungen mitbetrachtet werden. 
Zur Berücksichtigung von Änderungen in der Haushaltszusammensetzung (demografischer Wandel, Perso-
nenzahl pro Haushalt) sowie im Gebäudebestand (Neubau, Abgang) wurde das Modell um einen „dynami-
schen“ Ansatz ergänzt, in dem auch solche Strukturänderungen abgebildet werden (s. Kapitel 1.4).  
Im laufenden Projekt wurden Analysen für die folgenden Zeiträume durchgeführt: 

• Ausgehend vom Basisdatensatz 2018 wurde die Entwicklung der Jahre 2019-2023 modelliert, um ei-
nen einheitlichen Ausgangsdatensatz 2023 für die anschließenden Szenarienuntersuchungen zu er-
halten (Kapitel 2.6). 

• Die Untersuchungen zu Klimaschutzszenarien, den dadurch entstehenden akteursbezogenen Kosten 
sowie sozialen Ausgleichsmaßnahmen, also die eigentliche inhaltliche Fragestellung im Projekt, er-
folgten für die Jahre ab 2024-2027 (Kapitel 3) 

• Zur Kalibrierung des Modells für Investitionsentscheidungen im Gebäudebestand wurde der Zeit-
raum 2011-2016 betrachtet (Kapitel 2.4).  

• Die Kalibrierung des Inanspruchnahmemodells für die sozialen Sicherungssysteme erfolgte für den 
Zeitraum 2019-2021 (Kapitel 2.5.2). 

 
Alle Untersuchungen im Zeitraum 2019-2023 wurden mit dem dynamischen Modellansatz durchgeführt, um 
insbesondere mit dem neu erstellten Ausgangsdatensatz 2023 ein realitätsnahes Gesamtbild des Gebäude-
bestandes inklusive Neubau zu erhalten. Allerdings ist zu beachten, dass sich in dieser Zeit – anders als in den 
Perioden davor – starke Veränderungen in kurzen Zeiträumen ergeben haben: Neben einer deutlichen Ver-
besserung der Förderbedingungen für Wärmeschutz und neue Wärmeversorgungstechnologien im Jahr 2020 
ist hier vor allem der durch den Krieg in der Ukraine ausgelöste starke Energiepreisanstieg im Jahr 2022 zu 
nennen, zuletzt im Jahr 2023 auch die kontroversen Diskussionen (und daraus womöglich resultierende Ver-
unsicherungen) über die Novelle des Gebäudeenergiegesetzes (GEG). Das Simulationsmodell kann nicht den 
Anspruch erheben, die Auswirkungen sehr kurzfristig auftretender, quasi sprunghafter Änderungen der Rah-
menbedingungen auf das Entscheidungsverhalten der Akteure verlässlich abzubilden. Die Kalibrierungsun-
tersuchungen wurden demgegenüber in der weitaus „ruhiger“ erscheinenden Periode 2010-2016 durchge-
führt. Sie betreffen ausschließlich Maßnahmen in Bestandsgebäuden, so dass hier der statische Modellansatz 
verwendet wurde.  
Dies gilt ebenso für die eigentlichen Szenarienanalysen ab 2024: In diesen Untersuchungen wird ein grund-
sätzliches Verständnis der Wirkungsweise und der Kosten von Klimaschutzinstrumenten im Gebäudebestand 
(ohne Neubau) angestrebt. Diese Fragestellung lässt sich am besten in einem von äußeren Einflüssen unge-
störten Haushalts- und Gebäudebestand analysieren. Ohnehin ist zu beachten, dass – wie schon oben aus-
geführt – in den Szenarienanalysen keine realistische Vorhersage der tatsächlichen, auch von kurzfristigen 
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Änderungen der Rahmenbedingungen beeinflussten Maßnahmen- und Kostenentwicklungen in den kom-
menden Jahren möglich wäre oder angestrebt würde. Vielmehr wird der grundsätzliche Wirkungsmechanis-
mus eines unmittelbar einsetzenden und dann über mehrere Jahre konstant bleibenden Instrumentariums 
betrachtet. Dabei wird vorausgesetzt, dass sich die Akteure, insbesondere die Hauseigentümer, vom ersten 
Jahr an und auch in ihren weitergehende Zukunftserwartungen auf diese neuen Rahmenbedingungen und 
deren Konstanz in den Folgejahren einstellen. Es wird also ein „Gleichmaß“ im Hinblick auf staatlich gesetzte 
und sonstige Randbedingungen angenommen, allerdings mit einem Klimaschutzinstrumentarium, das in ei-
ner deutlich verstärkten Modernisierungsdynamik gegenüber den Vorjahren resultiert. Der Verlauf einer in 
der Realität zu erwartenden Übergangsperiode in diesen neuen, mehr oder weniger stabilen Zustand kann 
dagegen in den Untersuchungen nicht betrachtet werden. Das Ziel ist vielmehr der Vergleich unterschiedli-
cher Klimaschutzinstrumente und sozialer Ausgleichsmaßnahmen in diesem neuen Zustand. Dabei steht 
nicht die zeitliche Entwicklung zwischen den Jahren im Mittelpunkt des Interesses, sondern es werden jeweils 
die Ergebnisse der einzelnen Szenarien im gleichen Jahr bzw. in der gleichen Zeitperiode betrachtet und die 
Unterschiede zwischen den Szenarien analysiert. In der Regel dient dabei ein Referenzszenario ohne zusätz-
liche Klimaschutzmaßnahmen als Grundlage und Vergleichsmaßstab. 
Generell ist noch zu beachten, dass sich die Modellbildung und die Untersuchungen auf den Betrachtungs-
horizont der Wohngebäude-Wärmeversorgung und damit auf einen Ausschnitt aus der Gesamtproblematik 
von Energieverbrauch und Klimaschutz beschränken. Diese betrifft insgesamt gesehen auch andere Bereiche 
der Privathaushalte (Haushaltsstromverbrauch, Mobilität) und andere Akteure (Gewerbe, Industrie). In-
sofern können im Projekt keine Rückschlüsse über Konzepte und Fragestellungen gezogen werden, die über 
diese Untersuchungsgrenzen hinausgehen. Insbesondere ist zu beachten, dass auch ein generell sektorüber-
greifend angelegtes Instrument wie etwa die CO2-Bepreisung hier ausschließlich in seiner Ausprägung und 
mit seinen Kosten in Bezug auf die Wohngebäude-Wärmeversorgung beleuchtet werden kann. Innerhalb 
dieser Betrachtungsgrenzen wird aber eine möglichst umfassende Sicht auf die relevanten Mechanismen und 
Kostenströme angestrebt. 

1.2 Akteurskosten und Klimaschutzkosten 

1.2.1 Geldströme und Bilanzgrenzen 
Bei der Ermittlung der akteursbezogenen Kosten werden sowohl die laufenden Kosten (für Energieverbrauch 
und Miete) als auch die Investitionskosten der Hauseigentümer berücksichtigt – letztere je nach Untersu-
chungsperspektive entweder in ihrer aktuellen Höhe oder als annuisierte Werte entsprechend individueller 
Amortisationszeiten. Im Fall der Energiekosten ist zwischen den „Basis-Energiekosten“, d. h. den bisherigen 
Energiekosten inklusive Steuern und Abgaben, und der zusätzlichen CO2-Bepreisung (in den Szenarien ab 
2024 betrachtet) zu unterscheiden3.  
Bei den privaten Haushalten (selbstnutzende Eigentümer und Mieter) werden auch die Einnahmen (das Net-
toeinkommen und gegebenenfalls Transferleistungen aus den sozialen Sicherungssystemen bzw. im Projekt 
untersuchten neuen Verfahren) berücksichtigt. 
Vermieter werden im Modell als abstrakte Akteure ohne Berücksichtigung ihrer konkreten geschäftlichen 
Situation abgebildet. Im Modell wird aber, ebenso wie bei den Selbstnutzern, ihr Entscheidungsprozess für 
die Durchführung energetischer Modernisierungsmaßnahmen im Zusammenhang mit den äußeren Rahmen-
bedingungen (z. B. Energieeffizienzförderung) abgebildet. Die Gegenfinanzierung erfolgt hier nicht durch ein-
gesparte Energiekosten, sondern durch Anpassung der Mieteinkünfte. Die Frage der Mieterhöhung nach 
energetischer Modernisierung erforderte bei der Modellbildung eine besondere Aufmerksamkeit (s. Kapitel 
1.3). Hinsichtlich des Investitionsverhaltens findet eine Unterscheidung zwischen privaten und institutionel-
len Vermietern statt. Innerhalb der Privateigentümer (als Selbstnutzer oder Vermieter) wird 

                                                           
3  Der bisher schon bestehende CO2-Preis ist hier also Teil der Basis-Energiekosten, als (zusätzliche) CO2-Bepreisung wird eine dar-

über hinausgehende Erhöhung ab 2024 betrachtet. 
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Eigentümergemeinschaften eine geringere Investitionsbereitschaft (aufgrund schwierigerer Entscheidungs-
findung) zugewiesen.  
Ein weiterer zentraler Akteur ist der Staat, der insbesondere durch die Klimaschutzinstrumente aktiv eingreift 
und auch von den finanziellen Auswirkungen betroffen ist: Es entstehen zusätzliche Einnahmen durch die 
CO2-Bepreisung, die Finanzierung von Fördermitteln muss sichergestellt werden, die Ausgaben für die sozia-
len Sicherungssysteme ändern sich dadurch, dass energetische Modernisierungsmaßnahmen die Wohnko-
sten beeinflussen, und schließlich sind neue, speziell auf die Abmilderung der Klimaschutzkosten ausgerich-
tete Transferkonzepte zu berücksichtigen. Im Projekt wird der Staat aus Vereinfachungsgründen als eine Ein-
heit betrachtet, d. h. alle Änderungen in den staatlichen Einnahmen und Ausgaben laufen über denselben 
„Budgettopf“4. 
Als zentrale Annahme wird im vorliegenden Projekt vorausgesetzt, dass die staatlichen Einnahmen und Aus-
gaben in jedem Betrachtungsjahr ausgeglichen sind, d. h. der Staat macht keine (zusätzlichen) Schulden und 
er spart auch keine Überschüsse für zukünftige Jahre an. Der Ansatz ist nicht unbedingt als konkrete Empfeh-
lung für staatliches Handeln zu sehen (wobei ein solches Agieren in der Regel als durchaus plausibel und 
sinnvoll gelten könnte), sondern er gewährleistet zunächst einmal innerhalb des Projekts, dass die aus dem 
staatlichen Instrumentarium resultierenden Kosten vollständig berücksichtigt werden. Wenn dagegen be-
stimmte Kostenanteile beispielsweise in Form von Staatsschulden an künftige Generationen weitergereicht 
würden, so wäre eine direkte Vergleichbarkeit der Kosten unterschiedlicher Szenarien nicht mehr gegeben5. 
Dementsprechend findet am Ende jedes Simulationsjahres noch ein Budgetausgleich statt: Wenn Über-
schüsse bestehen bleiben, werden diese an die Bürger zurückgegeben, während bei Mehreinnahmen eine 
zusätzliche Finanzierung durch die Bürger an den Staat notwendig wird. Im Standardfall erfolgt die Rückver-
teilung von Überschüssen an die Bürger über eine Kopfpauschale (also mit gleichen Pro-Kopf-Beträgen an die 
gesamte Bevölkerung unabhängig vom Lebensalter und Einkommen). Die Deckung von Defiziten im Staats-
haushalt wird in Form eines „Klima-Solis“ in Anlehnung an den langjährigen, im Zuge der deutschen Einheit 
eingeführten Solidaritätszuschlag abgebildet, d. h. die Zahlungen der privaten Haushalte an den Staat erfol-
gen weitgehend proportional zur jeweiligen Höhe der Einkommensteuerschuld.  
Eine zusätzliche mögliche Transferzahlung des Staates an die Privathaushalte ist das „Klimageld“. Damit ist 
eine Rückzahlung von Einnahmen durch die CO2-Bepreisung an die Bürger gemeint. Dies erfolgt bereits vor 
dem im vorigen Abschnitt beschriebenen Budgetausgleich, der erst ganz am Ende eines Simulationsjahres 
die Staatsbilanz auf „Null“ bringt. Für die Ausgestaltung des Klimagelds werden verschiedene Möglichkeiten 
untersucht. Neben der häufig diskutierten Form einer Kopf-Pauschale werden hier auch weitere Varianten 
mit einer erhöhten Rückzahlung an Niedrigeinkommensempfänger untersucht. Das Gesamtvolumen des 
Klimagelds entspricht damit anders als bei einer 1:1-Rückverteilung nicht mehr notwendigerweise dem Ge-
samtvolumen des Aufkommens der CO2-Bepreisung. Die konkrete Ausgestaltung des Konzepts nimmt in den 
Szenarienanalysen in Kapitel 3 eine wesentliche Rolle ein. Allgemein gesprochen, geht es hier um die Frage, 
wie ein zusätzliches Transfersystem zur Entlastung der Bürger von den Klimaschutzkosten (im Projekt be-
schränkt auf den Bereich Wohngebäude und Wärmeversorgung) aussehen kann und sollte. Eine umfassende 
Klärung dieser Frage ist allerdings im Rahmen des vorliegenden Projekts nicht möglich, die durchgeführten 
Analysen dienen hier primär einem ersten grundlegenden Verständnis. 

                                                           
4  In der Realität sind die Haushalte des Bundes, der Länder und der Kommunen jedoch in unterschiedlicher Weise betroffen. Bei-

spielsweise sind die genannten Gebietskörperschaften in unterschiedlichem Umfang an der Finanzierung der sozialen Sicherungs-
systeme beteiligt. So werden die Wohngeldausgaben paritätisch durch den Bund und die Länder getragen, während die Grund-
sicherung für Arbeitsuchende bzw. (ab 2023) das Bürgergeld nach dem SGB II vornehmlich durch den Bund finanziert wird und 
sich die Kommunen je nach Bundeslandzugehörigkeit in unterschiedlichem Maße an der Finanzierung der Kosten der Unterkunft 
und Heizung beteiligen. 

5  Neben einer erhöhten Staatsverschuldung läge eine weitere Möglichkeit der Gegenfinanzierung auch in der Reduzierung der 
Staatsausgaben. Aber auch diese Option – von der im Übrigen auch wiederum die privaten Haushalte betroffen sein könnten – 
wird hier aus den gleichen Gründen nicht weiter berücksichtigt.  
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Abbildung 2 gibt noch einmal einen Gesamtüberblick über die zwischen den Akteuren auftretenden Geld-
ströme und zeigt als rote Umrandung die Bilanzgrenze des Modells. Als „Förderung“ ist hier die staatliche 
Förderung von Energieeffizienzmaßnahmen an den Gebäuden bzw. Wärmeversorgungssystemen (inklusive 
regenerativer Energien für die Wärmeversorgung) bezeichnet. 
 

 
Abbildung 2: Geldströme und Bilanzgrenze des Simulationsmodells für die Szenarienanalysen 
 
Generell ist zu beachten, dass in den Modellergebnissen weitgehend Kostendifferenzen gegenüber dem je-
weiligen Referenzszenario relevant sind und Berücksichtigung finden, während die Gesamtkosten nicht nä-
her betrachtet werden: Dies gilt insbesondere für das ursprüngliche Nettoeinkommen der einzelnen privaten 
Haushalte (ohne die explizit im Projekt berücksichtigten Änderungen in den Sozialleistungen, beim Klimageld 
oder beim Budgetausgleich mit Klima-Soli bzw. Kopfpauschale). Dieses Nettoeinkommen ist zwar zeitlich 
über die Jahre im Allgemeinen nicht konstant, der Verlauf wird aber im vorliegenden Projekt in allen Szena-
rien identisch angenommen, so dass beim Szenarienvergleich keine Kostendifferenzen auftreten – weder bei 
den Einzelhaushalten noch aus staatlicher Sicht bei den Einnahmen aus der allgemeinen Einkommensteuer. 
Die entsprechenden Geldströme sind daher in der Darstellung weggelassen. Grundsätzlich lässt das Modell 
die Betrachtung solcher Einkommensunterschiede aber zu. 
Sonstige Rückwirkungen von der „externen Wirtschaftswelt“ außerhalb des Systems (in der Abbildung als 
blau hinterlegter Kasten oben links dargestellt) werden im Modell nicht berücksichtigt, d. h. es wird damit 
gleichzeitig implizit vorausgesetzt, dass diese keinen entscheidenden Einfluss auf die Untersuchungen haben. 
Dies stellt natürlich eine starke Vereinfachung dar, denn beispielsweise bringen erhöhte Investitionen in die 
energetische Modernisierung eine erhöhte wirtschaftliche Aktivität in den entsprechenden Wirtschaftszwei-
gen mit sich und führen dort zu erhöhten Gewinnen sowie zu mehr Arbeitsplätzen und erhöhten Löhnen, 
außerdem auch z. B. über erhöhte Umsatz- und Unternehmenssteuern zu erhöhten Staatseinnahmen. Um-
gekehrt allerdings fehlt das investierte Geld in anderen Bereichen der Wirtschaft und führt dort zu entspre-
chend negativen Entwicklungen. Eine Berücksichtigung der resultierenden gesamtwirtschaftlichen Auswir-
kungen war im Rahmen des vorliegenden Projektes nicht möglich – nicht in Summe und erst recht nicht hin-
sichtlich der Rückwirkungen auf die einzelnen Modellhaushalte. Angesichts der wie geschildert gleichzeitig 
positiven und negativen Wirkungen der energetischen Modernisierungsmaßnahmen kann die Vernachlässi-
gung möglicher Netto-Effekte als plausible Annahme gelten, solange keine näheren Erkenntnisse vorliegen. 
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Die rot eingezeichneten Pfeile im Diagramm, nämlich für die Basisenergiekosten (d. h. die Energiekosten 
ohne zusätzliche CO2-Bepreisung) und die Energiesparinvestitionen, verlassen die Bilanzgrenze, ohne dass sie 
durch andere Geldströme in die Bilanzgrenze hinein „gegenfinanziert“ werden. An dieser Stelle entstehen 
den Akteuren im Bilanzkreis also in Summe tatsächliche Kosten, während alle anderen Geldkreisläufe ge-
schlossen bleiben, d. h. es gibt an keiner anderen Stelle Geldströme in das System hinein oder heraus. Aller-
dings kann die Kostenaufteilung zwischen den einzelnen Akteursgruppen und innerhalb der Gruppen (also 
insbesondere zwischen den jeweiligen Privathaushalten) unterschiedlich sein. Diese Unterschiede sind ein 
Hauptgegenstand der Szenarienanalysen. 

1.2.2 Schlussfolgerungen für die Rolle der Klimaschutzinstrumente 
Wenn man ein Klimaschutzszenario mit einem Referenzszenario (ohne weitergehende Klimaschutzinstru-
mente) vergleicht und die Differenzkosten betrachtet, so können die entstehenden Mehrkosten, die sozusa-
gen als rote Pfeile die Systemgrenze in Abbildung 2 verlassen (Energiesparinvestitionen minus eingesparte 
Basis-Energiekosten) als die Gesamtkosten für den zusätzlichen Klimaschutz angesehen werden, die den be-
trachteten Akteuren insgesamt entstehen. Dabei ergibt sich aus dem Diagramm die folgende Erkenntnis: Die 
Klimaschutzkosten hängen in dieser Betrachtung allein von den durchgeführten Maßnahmen mit den damit 
verbundenen Investitionskosten und den eingesparten (Basis-)Energiekosten ab. Eine unmittelbare Abhän-
gigkeit von den eingesetzten Klimaschutzinstrumenten besteht dagegen nicht, denn die staatlichen Kosten 
für die Instrumente (Förderung) oder deren Erträge (CO2-Bepreisung) werden innerhalb des Systems voll-
ständig ausgeglichen. Auch Instrumente, die (auf den ersten Blick) keine Kostenströme zwischen Akteuren 
verursachen wie ordnungsrechtliche Modernisierungsverpflichtungen, können in diese Überlegung mit ein-
bezogen werden: Auch sie verursachen Mehrkosten im Gesamtsystem, und zwar ebenfalls ausschließlich 
durch die hervorgerufenen Modernisierungsmaßnahmen. 
Vor diesem Hintergrund lässt sich das folgende Gedankenexperiment durchführen: Es wäre vorstellbar, dass 
durch unterschiedliche Klimaschutzinstrumente (z. B. Förderung, CO2-Bepreisung, Ordnungsrecht) die alter-
nativ zueinander eingesetzt werden, immer die völlig gleichen Modernisierungen im Wohngebäudebestand 
bewirkt werden. Diese Möglichkeit besteht natürlich nur rein theoretisch, denn ein z. B. durch CO2-Beprei-
sung ausgelöster Maßnahmenmix müsste dann 1:1 durch die Förderung oder das Ordnungsrecht reprodu-
ziert werden. Dies wäre nur durch auf die individuellen Hauseigentümer zugeschnittene Fördermittel bzw. 
Regelungen möglich. Wenn es aber irgendwie gelänge, so wären die Klimaschutzkosten für das Gesamtsy-
stem der Akteure (Haushalte, Vermieter, Staat) identisch. Der Staat kann dabei ohnehin noch aus dieser Auf-
zählung herausgenommen werden, da für ihn die Einnahmen und Ausgaben sowieso wie beschrieben in je-
dem Jahr ausgeglichen werden. 
Trotz der identischen Gesamtkosten wäre zwar die Kostenaufteilung zwischen den Akteuren je nach gewähl-
tem Instrumentarium immer noch unterschiedlich. Aber auch hier wäre eine Lösung denkbar: Notwendig 
wäre ein Transfersystem, dass die Gesamtkosten zwischen den Akteuren so verteilt, dass unabhängig vom 
eingesetzten Instrument jeder am Ende den gleichen Kostenanteil trägt. So ein System hat natürlich ebenfalls 
rein theoretischen Charakter, denn es würde eine gezielte individuelle Mittelzuweisung zu den einzelnen 
Akteuren voraussetzen. 
Auch wenn es sich hier also um ein Gedankenexperiment handelt, bleibt die folgende Erkenntnis bestehen: 
Die Kosten des Klimaschutzes hängen nicht eigentlich von den eingesetzten Instrumenten, sondern von den 
dadurch hervorgerufenen Maßnahmen ab. Klimaschutzinstrumente sind also nicht per se teuer oder billig, 
sondern es kommt auf ihre Wirkung an. Das Ziel sollte also zunächst einmal darin bestehen, mit dem einge-
setzten Instrumentarium auf den richtigen Klimaschutzpfad zu kommen, d. h. auf einen möglichst kosten-
günstigen oder zumindest bezahlbaren Weg (womöglich innerhalb eines größeren Korridor verschiedener 
geeigneter Wege), der am Ende und ausreichend schnell zu einem erfolgreichen Klimaschutz führt bzw. füh-
ren kann. 
Darüber hinaus sind aber noch die Verteilungswirkungen zwischen den Akteuren zu beachten: Wenn diese, 
was zu erwarten ist, insbesondere für private Haushalte in Teilen ungünstig sind und trotz bereits 
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bestehender sozialer Sicherungssysteme zu schwer tragbaren Mehrkosten führen, so ist das jeweilige Klima-
schutzinstrumentarium um ein entsprechendes neues, auf den gewählten Instrumentenmix zugeschnittenes 
Transfersystem zu ergänzen. Erst die Summe aus beidem – Klimaschutzinstrumentarium und zugehörige 
Transfermaßnahmen – macht demnach eine stimmige Klimaschutzstrategie aus. 
Darüber hinaus lässt sich noch eine weitere Schlussfolgerung ziehen: Klimaschutzinstrumente müssen für 
sich genommen nicht sozial ausgewogen sein. Vielmehr besteht immer die Möglichkeit und – wie die Analyse 
in Kapitel 3 zumindest nahelegen wird – wohl auch die Notwendigkeit ergänzender Transfermaßnahmen. Im 
Kontext einer insgesamt durchdachten und ausgewogenen Klimaschutzpolitik würde die häufig zu verneh-
mende Kritik, dass ein bestimmtes Instrument für sich genommen sozial ungerecht sei, demnach ins Leere 
gehen.  
Ebenso wenig besteht aus dem gleichen Grund die Notwendigkeit, ausgewogene Verteilwirkungen bereits 
innerhalb der Klimaschutzinstrumente selbst zu erreichen, also beispielsweise eine Energieeffizienzförde-
rung bereits von vornherein so auszugestalten, dass sie sozial ausgewogen ist. Ansätze, die in diese Richtung 
gehen, müssen nicht falsch sein, wenn sie relativ einfach und ohne Errichtung bürokratischer Hürden reali-
sierbar sind, die Gefahr unübersichtlicher und trotzdem unzulänglicher Maßnahmen ist aber akut gegeben: 
So mögen beispielsweise erhöhte Fördersätze für selbstnutzende Eigentümer mit geringem Einkommen zwar 
einen gewissen Mehraufwand mit sich bringen, aber immerhin unter bestimmten Bedingungen noch reali-
stisch denkbar sein. Wie aber sollte die finanzielle Leistungsfähigkeit der (darüber hinaus wechselnden) Mie-
ter bei der Energieeffizienzförderung im Mietwohnbestand flächendeckend angemessen Berücksichtigung 
finden?  
Da allerdings auch in einer aus Klimaschutzinstrumenten und ergänzenden Transfermaßnahmen austarierten 
Klimaschutzstrategie das oben beschriebene Idealbild einer zielgenauen individuellen Zuweisung der zu tra-
genden Mehrkosten in der Realität nicht umsetzbar sein wird, kommt noch eine weitere Erkenntnis hinzu: 
Jede Klimaschutzpolitik – hier verstanden als das Gesamtpaket aus Klimaschutzinstrumentarium und zuge-
hörigem Transfersystem – ist als eine Kunst des Möglichen in einer komplexen Realität zu verstehen. Ange-
sichts der begrenzten Möglichkeiten der individuellen Steuerung und – wie noch gezeigt werden wird – ei-
nem darüber hinaus bestehenden grundsätzlichen Zielkonflikt zwischen möglichst wirksamen Klimaschutz-
anreizen einerseits und einem möglichst zielgenauen sozialen Ausgleich andererseits (s. Kapitel 3.1.4) ist da-
bei quasi von vornherein klar, dass eine „perfekte“ Lösung nicht gelingen wird. So wird sich in den Szenari-
enanalysen in Kapitel 3 herausstellen, dass finanzielle „Verlierer“ in keinem der betrachteten Szenarien voll-
ständig vermieden werden können. Die Frage, wie die Höhe einer angemessenen Kostenbelastung eigentlich 
bestimmt werden kann und wie davon ausgehend Verlierer zu definieren sind, ist dabei natürlich zunächst 
noch zu klären (s. dazu Kapitel 1.6). 
Neben den Kosten für den Klimaschutz stellt sich auch noch die Frage nach dem durch das jeweilige Instru-
mentarium hervorgerufenen Nutzen. Diese ist auf den ersten Blick scheinbar einfach zu beantworten: Es geht 
offensichtlich um die Minderung der Treibhausgasemissionen, insbesondere im Vergleich zu einem Referenz-
szenario ohne weitergehende Instrumente. Tatsächlich ist dies eine im Grundsatz sinnvolle Betrachtung und 
die eingesparten Emissionen werden in späteren Kapiteln auch noch untersucht werden.  
Auf den zweiten Blick ist die Situation allerdings komplizierter, denn die Treibhausgasminderungen erschei-
nen als alleiniger Maßstab für den Erfolg beim Klimaschutz unzureichend. Es ist nämlich zu beachten, dass im 
Projekt die langfristige Perspektive zur vollständigen und dauerhaften Erreichung aller Klimaschutzziele (also 
etwa die vollständige Klimaneutralität im Jahr 2045 gemäß den Zielen der Bundesregierung) und die Frage 
eines optimalen Weges dorthin nicht untersucht werden kann. Vielmehr überdecken die Szenarien einen 
kürzeren Zeitraum von etwa fünf Jahren und betrachten ein heute unmittelbar einsetzbares und unter den 
aktuellen Bedingungen wirksames Instrumentarium sowie die dadurch angestoßenen Klimaschutzmaßnah-
men. Dabei gilt zwar zum einen auch in dieser eher kurzfristigen Betrachtung, dass die Instrumente nicht nur 
angesichts des bestehenden Zeitdrucks beim Klimaschutz möglichst schnell und möglichst weitgehend Treib-
hausgasminderungen erreichen sollen, sondern dass dies gleichzeitig auch zu möglichst geringen Kosten er-
reicht werden sollte. Zum anderen aber muss beachtet werden, dass nicht jede kurzfristige kostengünstige 
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Treibhausgasreduktion (oder umgekehrt die Vermeidung einer aus aktueller Sicht zu teuren Maßnahme) im 
Einklang mit den langfristigen Klimaschutzzielen steht: Ein Musterbeispiel hierfür ist der Einsatz von Biomasse 
zur Beheizung, mit der selbst ungedämmte Gebäude rechnerisch und zu begrenzten Kosten quasi klima-
neutral werden können. Langfristig ist dies aber angesichts der begrenzten Biomassepotentiale keine verall-
gemeinerbare Lösung (vgl. [Diefenbach et al. 2019, Anhang E.2]). Ebenso kann sich die Unterlassung einer 
günstigen Gelegenheit für eine in der kurzfristigen Perspektive womöglich teuren, auf dem langfristigen Kli-
maschutzpfad aber sinnvollen Wärmeschutzmaßnahme letztlich als ungünstig erweisen. Schließlich erscheint 
es ebenfalls noch als wesentliches Ziel, generell diejenigen Technologien rechtzeitig in den Markt einzufüh-
ren, die langfristig für die Erreichung der Klimaneutralität benötigt werden, kurzfristig aber womöglich noch 
gar nicht wirtschaftlich darstellbar sind. Vor diesem Hintergrund kommen den im Projekt betrachteten Kli-
maschutzinstrumenten also unterschiedliche Rollen zu: 

• Die CO2-Bepreisung erzeugt einen allgemeinen ökonomischen Druck auf alle Akteure proportional 
zur Höhe der jeweiligen Treibhausgasemissionen. Sie wirkt damit auf eine Realisierung von Maßnah-
men hin, mit denen sich CO2-Emissionsminderungen wirtschaftlich quasi optimal erreichen lassen. 
Aus dieser Perspektive erscheint die CO2-Bepreisung (gegebenenfalls noch als voreingestellter Auto-
matismus gekoppelt mit einer generellen Begrenzung der Emissionsmengen und einem Zertifikate-
handel) auf den ersten Blick als das beste, da technologieoffen und kostenoptimal wirkende Klima-
schutzinstrument. Nach dem oben Gesagten wäre eine solche Perspektive aber verkürzt, denn der 
CO2-Preis allein erscheint nicht in der Lage, die Durchführung der heute für den langfristigen Klima-
schutz notwendigen (und aus dieser Perspektive dann womöglich tatsächlich kostenoptimalen) Maß-
nahmen zu gewährleisten.  

• Vor diesem Hintergrund liegt die Rolle der Förderung von Energieeffizienzmaßnahmen sowie zu-
kunftsweisender Heizsysteme in der notwendigen Ergänzung der CO2-Bepreisung mit dem Ziel, die 
Durchführung der für den langfristigen Klimaschutz erforderlichen Maßnahmen rechtzeitig zu ge-
währleisten – und zwar in der vollen Breite des Gebäudebestandes und nicht etwa – wie die Rolle 
der Förderung manchmal definiert wird – nur als erste kleinskalige Markteinführung neuer Techno-
logien, die dann schnell „auf eigenen Füßen“ stehen sollen (dies aber womöglich ohne weitere Un-
terstützung niemals schaffen würden). Durch die Förderung werden Erkenntnisse, die sich insbeson-
dere aus der Analyse von Langfristszenarien und den daraus ableitbaren gangbaren Pfaden und Ziel-
korridoren zur Erreichung der Klimaneutralität ergeben, in die heutige reale Klimaschutzpolitik über-
tragen. Die Förderung setzt, um diesen Zweck zu erfüllen, in sehr differenzierter Weise auf ganz be-
stimmte, nämlich langfristig sinnvolle bzw. benötigte Maßnahmen und ist damit bewusst alles andere 
als „technologieoffen“ – ganz im Gegenteil6. Ein wesentliches Förderziel ist dabei ein hoher Anteil 
elektrischer Wärmepumpen, während reine Biomasse-Lösungen wegen Potentialgrenzen keine do-
minierende Rolle spielen sollten. Als ein weiteres wesentliches Ziel ist die Erreichung der notwendi-
gen Dynamik beim Wärmeschutz zu sehen7, d. h. eine Erhöhung der jährlichen Wärmeschutz-Mo-
dernisierungsraten bei differenzierter Betrachtung der Voraussetzungen und Möglichkeiten der je-
weiligen Bauteile der Gebäudehülle und damit auch jeweils angepassten Fördersätzen (s. Kapitel 
2.3.1 und 3.1.2 sowie [Diefenbach et al. 2013, Diefenbach et al. 2015, Diefenbach 2021a]). Vor die-
sem Hintergrund werden die Anteile von Wärmepumpen bei der Heizungsmodernisierung und die 

                                                           
6  Technologieoffenheit in dem einfachen Sinne, dass alle kurzfristigen Maßnahmen, die rechnerisch zu den gleichen Treibhausgas-

minderungen führen, als gleichwertig zu behandeln sind, kann damit nicht als eine sinnvolle Zielvorstellung gelten. Von Langfrist-
szenarien, in denen gangbare und möglichst kostenoptimale Pfade zur Erreichung der Klimaschutzziele untersucht werden, kann 
man dagegen schon eine möglichst vorurteilsfreie Prüfung aller möglichen Optionen und in diesem Sinne also Technologieoffen-
heit erwarten. Die Ergebnisse dieser Szenarien (die davon abgesehen natürlich wie alle Zukunftsbetrachtungen mit Unsicherhei-
ten behaftet sind) bedürfen aber eben einer konkreten Übersetzung in aktuelles Handeln und damit in das aktuell wirksame 
Instrumentarium. 

7  Die zentrale Rolle elektrischer Wärmepumpen sowie darüber hinaus die Notwendigkeit auch weiterer deutlicher Fortschritte bei 
der Wärmeschutz-Modernisierung wird in verschiedenen Szenarienuntersuchungen deutlich (vgl. [Gerbert et al. 2018, Diefen-
bach et al. 2019, Gerhardt et al. 2019, Burchardt et al. 2021, Sensfuß et al. 2022]). 
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Wärmeschutz-Modernisierungsraten im vorliegenden Projekt als ergänzende Bewertungsmaßstäbe 
neben der Treibhausgasminderung betrachtet (s. Kapitel 3.1.1). 

1.2.3 Zeitliche Perspektive von Investitionsmaßnahmen 
Energetische Modernisierungsmaßnahmen erfordern einmalige Investitionskosten, während sich der wirt-
schaftliche Nutzen über lange Zeiträume durch die jährlich eingesparten Energiekosten einstellt. Für die Be-
trachtung der Wirtschaftlichkeit von Maßnahmen müssen diese in unterschiedlichen Zeitskalen eintretenden 
Geldströme also vergleichbar gemacht werden, ebenso bei der Bewertung der finanziellen Belastung der 
Akteure. Insbesondere im Fall von Gebäudeeigentümern träte sonst der Fall ein, dass diese im Jahr der In-
vestitionsmaßnahme als erhebliche wirtschaftliche Verlierer ausgewiesen würden, in den Folgejahren dage-
gen als reine Gewinner. Eine solche sprunghafte zeitabhängige Bewertung erschiene generell nicht sinnvoll 
und ließe sich durch ein Transfersystem zur Abfederung der Klimaschutzkosten nicht sinnvoll austarieren. 
Auch bei der oben diskutierten Frage der Klimaschutzkosten ist es notwendig, die unterschiedliche zeitliche 
Perspektive von Investitionen und Energiekosteneinsparungen zu beachten.  
Die Umrechnung einmaliger Investitionen in jährliche Kosten stellt dabei keine prinzipielle Schwierigkeit dar, 
vielmehr handelt es sich um ein Standardverfahren der Wirtschaftlichkeitsrechnung. Wie üblich, wird auch 
im vorliegenden Projekt die Annuitätenmethode verwendet: 
kI = a KI  ,mit:  
KI: einmalig auftretende Investitionskosten 
kI: in jährliche Kosten umgerechnete Investitionskosten 
a: Annuitätsfaktor 
 
Dabei ist a = a(tB, p) eine Funktion der Betrachtungsdauer tB (in Jahren) und des Zinssatzes p:  
a = qtB (q-1) / (qtB -1), mit: q = 1 + p 
 
Die jährlichen Kosten kI werden beispielsweise in demjenigen Fall zu den realen Kosten des Investors, in dem 
er die Investition über einen Kredit mit der Laufzeit tB und dem Zinssatz p finanziert. Im Fall des Einsatzes von 
Eigenkapital wäre die bei einer alternativen Geldanlage erwartete Laufzeit und der entsprechende Zinssatz 
anzusetzen. 
Geldströme in Abbildung 2, die Investitionen bzw. sonstige einmalige Zahlungen betreffen, kann man sich 
vor diesem Hintergrund zunächst einmal wahlweise in ihrer tatsächlichen, nur im betreffenden Jahr auftre-
tenden Höhe oder als generell annuisierte, über die Jahre verteilte Zahlungen vorstellen. Das Simulations-
modell ist in der Lage, parallel mit beiden Größen zu operieren. Je nach konkreter Betrachtung und Auswer-
tung muss aber eine Entscheidung über die einzunehmende Perspektive getroffen werden: 
 

• Im Fall der Bewertung der wirtschaftlichen Situation der jeweiligen Akteure (s. hierzu Kapitel 1.6), 
insbesondere also der privaten Haushalte, werden in den Analysen die annuisierten Kosten betrach-
tet, d. h. die einmalig getätigten Investitionen werden in jährliche Kosten umgerechnet und korres-
pondieren also nicht nur mit den eingesparten Energiekosten, sondern auch mit bestehenden bzw. 
neuen Transfersystemen, für die ebenfalls jährliche Zahlungen an die Leistungsberechtigten vorlie-
gen bzw. angenommen werden. Für eine konsistente Betrachtung ist es dabei erforderlich, etwaige 
investive Fördermittel für die energetische Modernisierung aus Sicht der Hauseigentümer ebenfalls 
(mit dem gleichen Annuitätsfaktor) in jährliche Zuschüsse umzurechnen. 

• Im Fall des Staatshaushalts, der jedes Jahr für die tatsächliche Höhe der investiven Fördermittel auf-
kommt und der gleichzeitig gemäß Modellansatz in jedem Fall ausgeglichen werden muss, werden 
dagegen die tatsächlichen, für die jeweiligen Modernisierungsprojekte verausgabten Investitionszu-
schüsse angesetzt. Diese müssen durch die jährlich anfallenden Einnahmen der CO2-Bepreisung bzw. 
durch den „Klima-Soli“ ausgeglichen werden. 
Auf den ersten Blick könnte man denken, dass hier eine „Unwucht“ entsteht, da einmalige 
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Investitionszuschüsse und jährliche Zahlungen (CO2-Bepreisung / Klima-Soli) vermengt werden. Die 
Haushalte müssen demnach mit ihren jährlichen Zahlungen an den Staat einmalige Modernisierungs-
investitionen gegenfinanzieren. Tatsächlich aber ist zu beachten, dass jedes Jahr wieder neue Inve-
stitionen auftreten und dieser Mechanismus unter bestimmten (allerdings idealisierten und rein 
theoretischen) Voraussetzungen auch als ein vollständig stabiles System vorstellbar wäre, wie hier 
an einem Beispiel erläutert werden soll:  
Alle privaten Haushalte zusammengenommen finanzieren über den CO2-Preis und / oder über den 
Klima-Soli jährlich die Fördermittel für einen bestimmten Anteil energetischer Modernisierungen, 
z. B. 1/30 des Gebäudebestandes. Nach Modernisierung des Gesamtbestandes (also nach 30 Jahren) 
scheint es, als müsste dieser Mechanismus abbrechen, da nun keine Investitionen mehr stattfinden, 
dafür aber die Energieeinsparungen auch in den Folgejahren realisiert werden können – die aktuelle 
Generation wäre damit scheinbar zu hoch belastet, da sie den Nutzen der nächsten Generation mit-
finanziert. Dieser Einwand würde aber nicht gelten, wenn nach genau 30 Jahren die technische Nut-
zungsdauer der jeweiligen Modernisierungsmaßnahmen überschritten wäre, also der Prozess in der 
gleichen Weise weitergehen müsste. Eine solche Überlegung ist angesichts vielfältiger und sich ver-
ändernder Rahmenbedingungen wie gesagt rein theoretisch zu verstehen, macht aber deutlich, dass 
hier ein insgesamt plausibler Mechanismus der jährlichen Kostenzuordnung vorliegt, der darüber 
hinaus in einem stabil gedachten System zu einer zeitlich konstanten Kostenhöhe der privaten Haus-
halte führen würde. 
Alternativ wäre auch eine andere Sichtweise bzw. ein anderer Fördermechanismus denkbar: Statt 
einmaliger Investitionszuschüsse könnten die Hauseigentümer auch eine annuisierte Förderung in 
Form über mehrere Jahre gezahlter jährlicher Zuschüsse erhalten8. Auf diese Weise würden alle 
Geldströme in Abbildung 2 als jährliche bzw. annuisierte Größen auftreten, das (wie oben gezeigt 
allerdings nur scheinbare) Problem der Vermengung von jährlichen und einmaligen Zahlungen träte 
nicht mehr auf. Allerdings wäre in einem solchen System die Kostenbelastung für die privaten Haus-
halte in dem oben beschriebenen stabilen Zustand nicht mehr konstant, sondern würde jährlich zu-
nehmen, da im ersten Jahr nur die annuitätischen Kosten für die Modernisierungsmaßnahmen des 
ersten Jahres aufträten, im zweiten und den folgenden Jahren dagegen immer weitere Kosten hin-
zukämen. Die tatsächlichen akteursbezogenen Kosten einer vom ersten Jahr an als konstant gedach-
ten Klimaschutzpolitik mit gleichbleibendem Instrumentarium (z. B. konstanten Fördersätzen) wäre 
in dieser Weise schwieriger zu bestimmen, so dass im vorliegenden Projekt nicht diese, sondern die 
erstgenannte Sichtweise mit einmaligen Investitionszuschüssen eingenommen wird. Dies entspricht 
auch der Einschätzung, dass eine investive Förderung mit Einmal-Zahlungen aufgrund der im Ver-
gleich zur Kreditförderung wahrscheinlich oftmals geringeren Hürden und Transaktionskosten ein 
zentraler Baustein im Klimaschutzinstrumentarium sein sollte9. 

• Im Fall der in Kapitel 1.2.2 eingeführten Klimaschutzkosten werden angesichts der notwendigen Ver-
rechnung von Investitionen und jährlichen Energiekosten die annuitätischen Investitionskosten an-
gesetzt (siehe rote Pfeile in Abbildung 2 aus dem Bilanzraum hinaus)10. Im Laufe der Jahre wachsen 
dann – wie oben beschrieben – die annuisierten Investitionskosten insgesamt an, gleichzeitig kumu-
lieren sich aber auch die Energiekosteneinsparungen und die Treibhausgasminderungen (jeweils ge-
genüber einem Referenzszenario mit weniger ambitioniertem Klimaschutz betrachtet). 

                                                           
8  Diese Form der Förderung entspräche dem Wesen nach einem zinsvergünstigten Annuitätenkredit: Die jährliche Rate der Verzin-

sung und Rückzahlung des Kredits fällt wegen der Zinsvergünstigung geringer aus als sie bei einem marktüblichen Zinssatz eigent-
lich sein sollte. Diese Verbilligung der Rate kann demnach als jährlicher Förderbetrag angesehen werden. 

9  Dies spricht allerdings nicht prinzipiell gegen die Ergänzung durch eine Kreditförderung, also einen Instrumentenmix aus Zuschüs-
sen und Krediten bei der Energieeffizienzförderung.  

10  Davon abgesehen kann die Höhe der Investitionen des jeweiligen Jahres im Modell separat ausgewiesen werden. 
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1.3 Modellierung der Modernisierungsentscheidung 

1.3.1 Grundzüge des Entscheidungsmodells 
Insbesondere aufgrund der fehlenden empirischen Grundlage wurde im vorliegenden Projekt nicht das Ziel 
formuliert, die Auswirkungen staatlicher Instrumente (z. B. Förderung, CO2-Bepreisung) auf die Erhöhung der 
Wärmeschutz-Modernisierungsraten und den ökologischen Umbau der Wärmeversorgung vorherzusagen. 
Vielmehr besteht der Ansatz lediglich darin, plausible Wenn-Dann-Aussagen über diese Wirkungen zu treffen 
und dabei – angesichts der vorhandenen Unkenntnis über die tatsächlichen Mechanismen – entsprechende 
Bandbreiten anzunehmen. Ausgehend von diesen Annahmen sollen dann die Kostenauswirkungen auf die 
Einzelhaushalte mit dem Mikrosimulationsmodell vergleichsweise genauer untersucht werden. 

Trotz dieses einfach erscheinenden und defensiven Ansatzes hat sich bei der Bearbeitung schnell herausge-
stellt, dass es sinnvoll ist, die Modernisierungsentscheidung der Hauseigentümer explizit für alle Einzeldaten-
sätze in einem differenzierten „Entscheidungsmodell“ abzubilden. Dies liegt schon allein daran, dass man 
den Gebäuden die durchgeführten Maßnahmen nicht willkürlich zuweisen kann, sondern eine plausible Zu-
ordnung treffen muss. Die explizite Abbildung der Entscheidungssituation für jedes Gebäude/jeden Hausei-
gentümer im Modell erlaubt es nicht nur, dieser Problematik gerecht zu werden, sondern sie könnte darüber 
hinaus die Möglichkeit eröffnen, tatsächlich Ansätze für eine endogene (im Modell selbst enthaltene) Ermitt-
lung von energetischen Modernisierungsmaßnahmen – hochgerechnet also auch Modernisierungsraten – in 
das Modell zu integrieren. Weitgehend kann dies zwar erst für zukünftige Weiterentwicklungen angestrebt 
werden, allerdings wurden bereits im laufenden Projekt bestehende Möglichkeiten für eine (wenn auch zu-
nächst nur grobe) Kalibrierung des Modells genutzt.  

Kern des Entscheidungsmodells ist eine Kosten-Nutzen-Abwägung des Eigentümers: Dieser vergleicht in je-
dem Jahr alle vorhandenen Handlungsoptionen (darunter in der Regel auch die Option „Nichts tun“) und 
führt die Maßnahmen mit dem größten Gewinn durch. Neben tatsächlichen Geldflüssen können dabei auch 
– in monetäre Werte übertragene – ideelle Kosten- und Nutzenaspekte (gedachte oder reale Rüstkosten, 
ökologischer Nutzen, erhöhte Behaglichkeit) mitberücksichtigt werden. Das Modell geht also über eine rein 
monetäre Betrachtung hinaus und weist eine gewisse Komplexität auf. Es greift bereits auf eine größere – 
allerdings insgesamt noch sehr überschaubare – Anzahl von Eingangsparametern zurück (z. B. wirtschaftliche 
Amortisationszeit, ideeller Gesamtnutzen, Ohnehin-Sanierungsraten von Gebäudekomponenten). Deren 
Höhe ist zumeist weitgehend unbekannt, so dass die Unsicherheit über die Wirkung der staatlichen Instru-
mente durch das Modell (jedenfalls in diesem Stadium) noch nicht aufgelöst werden kann, sondern sich in 
den unsicheren Eingangsparametern widerspiegelt.  

Für die weitere Behandlung im Projekt bedeutet dies, dass diese Parameter in einem plausiblen Wertebe-
reich variiert werden, so dass sich bei gleichen politischen Maßnahmen (z. B. Förderung) eine jeweils unter-
schiedliche Energiespar-Dynamik ergibt. Umgekehrt kann bei unterschiedlichen Parametern und unter-
schiedlichen politischen Maßnahmen auch wieder die gleiche Dynamik resultieren.  

• Darüber hinaus stellt sich die Frage, ob die unsicheren Modellparameter tatsächlich in einem weiten 
Wertebereich frei und unabhängig voneinander „schwingen“ sollten, oder ob es nicht Möglichkeiten 
gibt, diese Parameter stärker einzugrenzen. Denkbar ist dies durch Bezugnahme auf empirische Stu-
dien, wobei zwei Ansätze möglich sind: 

• Empirische Erhebungen zu den Einzelparametern: 
Obwohl das Entscheidungsverhalten von Hauseigentümern schon in einzelnen Studien auch empi-
risch untersucht wurde [Stieß et al. 2010, Achtnicht / Madlener 2012, Renz / Hacke 2016], kann man 
nicht davon sprechen, dass vollständige und belastbare Daten für die Konstruktion eines umfassen-
den quantitativen Entscheidungsmodells vorlägen. Nicht zuletzt ist zu beachten, dass bestimmte Pa-
rameter, zum Beispiel der ideelle Nutzen von Klimaschutzmaßnahmen, aber auch scheinbar objek-
tive Größen wie die wirtschaftliche Amortisationszeit einer direkten Abfrage nur schwer zugänglich 
sind, insbesondere da die persönliche Kosten-Nutzen-Rechnung und die daran anschließende 
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Entscheidung nicht unbedingt den gleichen Mechanismen folgt, die den jeweiligen Modellgleichun-
gen und der Annahme einer mathematischen Kosten-Nutzen-Optimierung entsprechen. 

• Kalibrierung anhand der beobachteten Gesamtentwicklung 
Statt die für das Entscheidungsmodell benötigten Parameter mehr oder weniger direkt empirisch zu 
untersuchen, besteht eine zweite Möglichkeit darin, das Modell und seine Eingangsparameter so zu 
kalibrieren, dass die in der Vergangenheit in Monitoringerhebungen beobachtete resultierende Ent-
wicklungsdynamik annähernd richtig wiedergegeben wird. Ein solcher Ansatz wird im laufenden Pro-
jekt verfolgt, indem auf die Ergebnisse einer früheren Monitoringuntersuchung [Cischinsky / Diefen-
bach 2018] zurückgegriffen wird. Das Vorgehen ist in Kapitel 2.4 näher beschrieben. Auch dieser Weg 
der Kalibrierung führt allerdings noch nicht zu einem im eigentlichen Sinne verlässlichen Prognose-
modell, da nämlich zum einen keine sehr detaillierten, sondern nur summarische Kenngrößen (etwa 
Modernisierungsraten für den gesamten deutschen Wohngebäudebestand) in ausreichender Genau-
igkeit zur Verfügung stehen und zum anderen die Modellparameter aus der Vergangenheit ihren 
Wert im Zeitverlauf ändern könnten.  

Auch wenn also im laufenden Projekt in theoretischer und in Teilen bereits empirischer Hinsicht Schritte in 
Richtung eines Modells zu den Modernisierungsentscheidungen gegangen werden, kann weiterhin nicht von 
einem empirisch fundierten Prognosemodell gesprochen werden. Für die Zukunft könnten sowohl empiri-
sche Untersuchungen zu Einzelparametern wie auch die Kalibrierung an aktuellen Monitoringuntersuchun-
gen Chancen für die Weiterentwicklung bieten. Dafür müssten aber zunächst einmal zielgerichtet entspre-
chende Datenerhebungen durchgeführt werden. 

1.3.2 Allgemeine Modellvorstellung über das Entscheidungsverhalten 
Das Modell geht davon aus, dass dem Entscheidungsprozess der Hauseigentümer über die Durchführung 
energetischer Modernisierungsmaßnahmen ein wirtschaftlicher Optimierungsprozess zugrunde liegt (Opti-
mierung des „Gewinns“ G), in den allerdings neben den eigentlichen Geldströmen auch ideelle Aspekte 
(transformiert in entsprechende Geldwerte) eingehen können.  
Der Ansatz für den mit einer bestimmten energetische Modernisierungsmaßnahme verbundenen Gewinn 
lässt sich aus Sicht eines selbstnutzenden Eigentümers wie folgt beschreiben: 
G = ΔkE x tA – KI + KF + KN    
mit:  
ΔkE: jährliche Energiekosteneinsparung, tA : Amortisationszeit, 
  KI : Investitionskosten, KF : Fördermittel,  
  KN: Netto-Zusatznutzen KN = KN0 - KR0 

       mit: KN0 : (eigentlicher) Zusatznutzen, KR0 : (eigentliche) Rüstkosten 
 
Der Gewinn ergibt sich also im einfachsten Fall (d. h. ohne Fördermittel, ohne zusätzliche Nutzenaspekte) aus 
den im gesamten Betrachtungszeitraum auftretenden Energiekosteneinsparungen abzüglich der Investiti-
onskosten. Für den Betrachtungszeitraum bzw. die Amortisationszeit tA werden differenziert nach Eigentü-
mertypen Ad-Hoc-Annahmen getroffen, die durchgehend von der Voraussetzung ausgehen, dass der Be-
trachtungshorizont der Hauseigentümer, innerhalb dessen sich die Maßnahme finanzieren soll, merklich ge-
ringer ist als deren übliche technische Nutzungsdauer11. 

                                                           
11  Als Ausgangspunkt der Kalibrierungsanalysen in Kapitel 2.4 werden hier für Privateigentümer (Selbstnutzer oder Vermieter) 

Amortisationszeiträume von 12 Jahren, für Wohnungsunternehmen von 16 Jahren und für Wohnungseigentümergemeinschaften 
von 8 Jahren angenommen. Durch diese Annahmen wird der Versuch unternommen, Unterschiede im Investitionsverhalten, die 
z. B. in [Cischinsky / Diefenbach 2018, Kapitel 3.2.5] zumindest qualitativ ablesbar sind, im Modell nicht unberücksichtigt zu las-
sen. 
Eine weitere pauschale Annahme liegt darin, dass bei armutsgefährdeten selbstnutzenden Eigentümern (deren Nettoäquiva-
lenzeinkommen 60 % des bevölkerungsweiten Medianwerts unterschreitet), jeweils nur die Hälfte dieser Amortisationszeiten 
angesetzt wird. Hiervon sind allerdings insgesamt nur 7,5 % aller Selbstnutzerhaushalte im Modell betroffen. 
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Hinsichtlich der Energiekosteneinsparungen ist wichtig zu beachten, dass hier nicht der Vergleich mit den 
Energiekosten der Vergangenheit entscheidend ist, sondern ausgehend vom aktuellen bzw. zukünftig erwar-
teten Energiepreisniveau die Differenz der Energiekosten bei Durchführung der energetischen Modernisie-
rungsmaßnahme zu denjenigen bei Maßnahmenverzicht. Im Fall eines sprunghaften Anstiegs der Energieko-
sten kann daher die für den Gewinn ausschlaggebende Energiekosteneinsparung gegebenenfalls deutlich hö-
her sein als die gegenüber den früheren Jahren erreichte Energiekostenreduktion.  
Als weitere Terme bei der Ermittlung des Gewinns G kommen gegebenenfalls noch Fördermittel KF und ein 
„Netto-Zusatznutzen“ KN hinzu, der sich aus der Differenz des eigentlichen Zusatznutzens und der eigentli-
chen Rüstkosten ergibt. Mit dieser Größe KN werden die genannten ideellen Aspekte im Modellansatz be-
rücksichtigt: Es liegt hier die Vorstellung zugrunde, dass beispielsweise ein positiver Zusatznutzen in der ver-
besserten Behaglichkeit einer gedämmten Wohnung oder in dem erreichten persönlichen Klimaschutzbei-
trag liegen könnte, und dass solche Effekte in die Kosten-Nutzen-Abwägung der Eigentümer mit eingehen 
werden. Umgekehrt kann aber auch ein negativer Zusatznutzen (hier unter dem Begriff der „Rüstkosten“ 
subsumiert) vorliegen: So bringt eine energetische Modernisierung für die Hauseigentümer in aller Regel 
einen zusätzlichen Organisationsaufwand mit sich und kann zu Unannehmlichkeiten führen (z. B. vorüberge-
hende Verschmutzung der Wohnung). Hinsichtlich der Durchführung bestehen Risiken (Wird alles ordnungs-
gemäß durchgeführt? Werden die erwarteten Energieeinsparungen auch erreicht?) und es können be-
stimmte Maßnahmen auch generell ungünstig angesehen sein (z. B. individuell negative Bewertung des op-
tischen Eindrucks einer Fassadendämmung).  
Eine genauere Analyse dieser möglichen Einflüsse ist im Projekt nicht möglich, so dass sie in einem Pauscha-
lansatz für den Netto-Zusatznutzen KN (allerdings differenziert nach verschiedenen Maßnahmen bzw. Maß-
nahmengruppen) berücksichtigt werden. Bei den späteren Analysen insbesondere zur Kalibrierung in Kapitel 
2.4 wird statt KN dessen negativer Wert KR, die „Netto-Rüstkosten“ (oft vereinfachend als „Rüstkosten“ be-
zeichnet) verwendet: 
KR: Netto-Rüstkosten KR = - KN 
 
Die dargestellte Gewinnfunktion G gilt in dieser Form zunächst einmal nur für selbstnutzende Eigentümer. 
Eine Übertragung auf den Fall der Vermieter wird später in Kapitel 1.3.4 erläutert. 
Die Modellierung der Entscheidungsfindung des jeweiligen Hauseigentümers erfolgt nun im Grundsatz in der 
Weise, dass alle im Betrachtungsjahr bestehenden Handlungsoptionen (Einzelmaßnahmen ebenso wie Maß-
nahmenkombinationen oder auch der vollständige Verzicht auf Maßnahmen) miteinander verglichen werden 
und am Ende die Option mit dem größten Gewinn ausgewählt wird. 
Tatsächlich bedarf dieser Ansatz aber noch einer Erweiterung zu einem zweistufigen Prozess: 
 

• 1. Schritt: Hier entscheidet sich, ob der Betroffene sich überhaupt mit der jeweiligen Maßnahme 
befasst, diese also überhaupt als Möglichkeit in Erwägung zieht. In diesem Fall wird im Folgenden 
von der „Modernisierungsbereitschaft“ gesprochen. Das Vorhandensein der Bereitschaft heißt aber 
noch nicht, dass die Entscheidung tatsächlich für die jeweilige Maßnahme fällt. Vielmehr kommt jetzt 
im zweiten Schritt der eigentliche Abwägungsprozess zum Tragen. 

• 2. Schritt: Hier findet die „eigentliche“ Entscheidung statt: Die zur Verfügung stehenden Optionen, 
für die gleichzeitig nach dem ersten Schritt eine grundsätzliche Bereitschaft zur Umsetzung besteht, 
werden gegeneinander abgewogen (wobei in aller Regel auch „Nichts tun“ bzw. das Unterlassen der 

                                                           
Nur scheinbar handelt es sich bei der Verwendung von tA um eine statische Amortisationsrechnung. Vielmehr kann tA als Kehrwert 
eines Annuitätsfaktors a aufgefasst werden tA = 1/a. Der (dynamische) Annuitätsfaktor wiederum hängt vom Zinssatz und vom 
„eigentlichen“ Betrachtungszeitraum“ tB ab (s. Kapitel 1.2.3). Abhängig vom Zinsniveau können also die Werte von tA auch vari-
ieren. So werden im Betrachtungszeitraum 2018-2021 aufgrund des niedrigen Zinsniveaus erhöhte Werte für tA angenommen (s. 
Kapitel 2.6.1). 
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Energiesparmaßnahme eine mögliche Option darstellt). Dieser Teil des Gesamt-Entscheidungspro-
zesses, bei dem dann tatsächlich die angesprochene Gewinnmaximierung stattfindet, wird im Fol-
genden als „Abwägungsprozess“ bzw. „Optimierungsprozess“ bezeichnet. 

 
In Abbildung 3 wird der Ablauf bei der Modernisierungsentscheidung mit den zwei Stufen Modernisierungs-
bereitschaft und Abwägung veranschaulicht. 
 

 
Abbildung 3: Modernisierungsentscheidung: Zweistufiger Ansatz  
 
Mehrstufige Ansätze sind bei der Modellierung von Entscheidungs- bzw. Handlungsprozessen generell üblich 
(vgl.[Gollwitzer 1995]). Dass ein solches Vorgehen sinnvoll und notwendig ist, wird durch elementare Über-
legungen klar: Würde man nur den zweiten Schritt im Modell berücksichtigen, so würden alle auch ohne 
Anlass wirtschaftlichen Maßnahmen (z. B. ein großer Anteil von Obergeschoss- oder Kellerdeckendämmun-
gen) direkt im ersten Jahr ablaufen. Eine solche Entwicklung entspricht aber offensichtlich nicht der Realität 
– nicht nur wegen der fehlenden Möglichkeit z. B. aufgrund begrenzter Handwerkerkapazitäten, sondern 
auch deshalb, weil eine gleichzeitige Nachfrage aller Akteure in dieser Konsequenz kaum jemals auftreten 
wird. Schon aus eigener Anschauung ist klar, dass in einer komplexen Welt, in der eine quasi unüberschau-
bare Anzahl von Handlungs- und Entscheidungsmöglichkeiten besteht, nicht jede dieser Möglichkeiten stän-
dig in Betracht gezogen wird. 
Wenn man nun versuchen würde, den Entscheidungsprozess konkret in allen Einzelheiten zu verstehen und 
zu analysieren, so ergäbe sich schnell ein sehr komplexes Bild. Abbildung 4 macht den Versuch, die wesent-
lichen Mechanismen in Grundzügen darzustellen. Der eigentliche Entscheidungsprozess mit seinen beiden 
Stufen Modernisierungsbereitschaft und Abwägung steht dabei im Zentrum. 
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Abbildung 4: Modernisierungsentscheidung: Allgemeine Modellvorstellung  
 
Dabei ist von vornherein klar, dass man zum einen diese Darstellung gegenüber der Realität als immer noch 
zu stark vereinfacht ansehen kann, zum anderen aber auch bereits das dargestellte Maß der Komplexität zu 
hoch ist, um im vorliegenden Modell vollständig berücksichtigt zu werden. Im Folgenden werden ausgehend 
vom komplexeren Bild die getroffenen Modellannahmen und -vereinfachungen näher erläutert. 
Im Entscheidungsprozess geht es um die Behandlung einer größeren Anzahl von Einzelmaßnahmen bezüglich 
Dämmung bzw. Wärmeerzeugung, die im Diagramm nicht separat unterschieden werden können. Für das 
Verständnis ist es jedoch wichtig, dass die Bereitschaft zur Modernisierung nicht für alle Maßnahmen ge-
meinsam gilt, sondern zunächst einmal grundsätzlich für jede Maßnahme einzeln festgelegt werden kann (so 
dass z. B. die Bereitschaft für eine Wanddämmung nicht unbedingt bedeutet, dass im gleichen Jahr auch die 
Bereitschaft für eine Erneuerung des Wärmeerzeugers besteht12). 
Die Konstitution und Beeinflussung des Entscheidungsprozesses erfolgen durch verschiedene Faktoren, die 
im Diagramm in fünf Gruppen eingeteilt sind: 

• Situation des Gebäudes (inklusive Wärmeversorgungssystem): 
Aufgrund von Restriktionen bzw. besonderen Gebäudeeigenschaften definiert sich, welche Maßnah-
men überhaupt möglich sind („Verfügbare Maßnahmen“): So kann beispielsweise ein Erdgaskessel 
nur dann (neu) installiert werden, wenn ein Erdgasnetz in der Nähe ist. Aufgrund von Denkmalschutz 
oder anderen Besonderheiten ist es möglich, dass statt der üblichen Außendämmung nur die 

                                                           
12  Im vorliegenden Projekt wird die Bereitschaft für die Modernisierung von Wärmeschutz einerseits und Wärmeversorgung ande-

rerseits den Akteuren getrennt zugewiesen, gilt dann aber für alle Wärmeschutz- bzw. Wärmeversorgungsmaßnahmen gemein-
sam. Die Abwägung im nächsten Schritt erfolgt dann getrennt nach Einzelmaßnahmen, d. h. eine generelle Modernisierungsbe-
reitschaft für Wärmeschutz kann am Ende zu einer unterschiedlichen Anzahl realisierter Maßnahmen führen (inklusive eines 
möglichen Verzichts auf jegliche Maßnahme). 
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Innendämmung der Wand infrage kommt. Je nachdem, ob das Dachgeschoss ausgebaut ist, besteht 
entweder die Option der Dachdämmung oder der Obergeschossdeckendämmung. Auch der Abwä-
gungsprozess wird durch die Ist-Situation des Gebäudes beeinflusst (erhöhte Energiesparpotentiale 
bzw. gegebenenfalls erhöhter Zusatznutzen bei schlechter Ausgangsdämmung). 
Neben der generellen Situation können die Bedingungen durch im Betrachtungsjahr ohnehin not-
wendige Sanierungs- bzw. Erneuerungsmaßnahmen13 beeinflusst werden. Konkret sind dies, wie in 
der Abbildung genannt, die Putzerneuerung (allgemeiner: Erneuerung der Außenverkleidung) oder 
der Anstrich der Außenwand, die Erneuerung der Dachhaut, der Dachgeschoss-Ausbau, die 
Fenstererneuerung oder die Modernisierung des Haupt-Wärmeerzeugers der Heizung14. Durch diese 
Ohnehin-Maßnahmen wird zunächst das Spektrum der „Verfügbaren Maßnahmen“ beeinflusst: So 
steht beispielsweise im Fall eines notwendigen Anstrichs die Option „Nichts tun“ für die Außenwand 
nicht mehr zur Verfügung. Damit ergeben sich (indirekt, daher nicht eingezeichnet) auch Auswirkun-
gen für die spätere Wirtschaftlichkeitsabwägung der Dämmung: Diese wird nun gegenüber der Maß-
nahme „nur Anstrich“ und nicht wie sonst gegen „nichts tun“ abgewogen.  
Darüber hinaus wird hier angenommen, dass die ohnehin notwendige Maßnahme (hier der Anstrich) 
immer auch dazu führt, dass eine konkrete Auseinandersetzung des Hauseigentümers mit der zuge-
hörigen Energiesparoption (hier: Dämmung der Außenwand) auch tatsächlich stattfindet. Die Mo-
dernisierungsbereitschaft für die jeweilige Energiesparmaßnahme wird im Fall einer Ohnehin-Sanie-
rungsmaßnahme am jeweiligen Bauteil also immer auf „1“ („ist vorhanden“) gesetzt, für eine beson-
dere Wärmeschutzmaßnahme also auch dann, wenn die generelle Bereitschaft für den Wärmeschutz 
zunächst (und damit auch weiterhin für die anderen Wärmeschutzmaßnahmen) nicht besteht. 

• Persönliche Situation und Disposition des Hauseigentümers (= Entscheider) 
Selbstverständlich ist die Person des Hauseigentümers, also des eigentlichen Entscheiders, von 
grundlegender Bedeutung15. Im Diagramm werden zur weiteren Aufschlüsselung vier Aspekte un-
terschieden, die die Modernisierungsbereitschaft und den Abwägungsprozess beeinflussen. 
Die Bereitschaft zur Modernisierung wird sicherlich nicht zu einem geringen Teil durch persönliche 
Einstellungen bestimmt – etwa die Einschätzung der Notwendigkeit des Klimaschutzes oder die An-
sichten zur Wärmedämmung. Besondere Anlässe, insbesondere der Hauskauf und der 

                                                           
13  Der Ansatz, dass diese Maßnahmen in einem konkreten Jahr unbedingt erforderlich werden, stellt eine starke Vereinfachung dar. 

Insbesondere bei Maßnahmen an der Gebäudehülle dürfte für das tatsächliche Angehen der Maßnahmen in der Regel ein mehr-
jähriger (evtl. sogar langjähriger) Zeitraum zur Verfügung stehen. Es findet also durch den Eigentümer ein vorgelagerter bzw. 
paralleler Abwägungsprozess statt, der hier aber nicht explizit modelliert werden kann und muss, sondern – unter der Voraus-
setzung, dass ein gewisser Anteil der Hauseigentümer im konkreten Untersuchungsjahr tatsächlich den Entschluss gefasst hat – 
durch Zulosen der Sanierungsmaßnahmen aufgrund festgelegter jährlicher Sanierungsraten aufgelöst wird.  
Darüber hinaus gibt es neben der jährlichen Simulation der Entscheidung im Modell auch noch die Möglichkeit, innerhalb eines 
längeren Betrachtungszeitraums (z. B. fünf Jahre) auftretende Sanierungsnotwendigkeiten sowie alle relevanten Entscheidungs-
prozesse in einem einzigen Jahr zusammenzufassen, so dass also gegebenenfalls sinnvolle größere Maßnahmenpakete entstehen 
können. In den Analysen im vorliegenden Projekt wurde angenommen, dass ein solcher fünfjähriger Entscheidungshorizont vor-
liegt. Wenn in diesem Fall also z. B. bei dem jeweils betrachteten Gebäude im zweiten Jahr eine Dachdämmung und im vierten 
Jahr eine Heizungsmodernisierung ansteht, so werden diese Sanierungsmaßnahmen in einem einzigen, per Zufallsauswahl be-
stimmten „Entscheidungsjahr“ (z. B. im dritten Jahr) zusammengefasst. Für die allgemeine Modernisierungsbereitschaft (die für 
nicht von Ohnehin-Sanierungen betroffenen Maßnahmen ausschlaggebend ist) wird dabei das Maximum der fünf Einzeljahres-
werte angesetzt. 
Durch diesen Ansatz ließen sich grundsätzlich (allerdings im vorliegenden Projekt nicht realisiert) auch zeitlich terminierte Nach-
rüstverpflichtungen berücksichtigen, die zum Ende eines solchen Betrachtungszeitraums in Kraft treten, etwa indem im Entschei-
dungsjahr bei allen Gebäuden eine Modernisierungsbereitschaft unterstellt wird und dabei alle Maßnahmen, die nicht ein be-
stimmtes Gebäude-Effizienzziel erreichen, im anschließenden Abwägungsprozess ausgeschlossen werden. 

14  Bereits vor dem hier besprochenen Entscheidungsprozess wird einzelnen Gebäuden ein Übergang zur Fernwärme bzw. (bei Ofen- 
oder Etagenheizung) zur Zentralheizung „zugelost“. Diese beiden Maßnahmen, die sehr speziellen und gegebenenfalls stark von 
individuellen Bedingungen abhängigen Kosten-/Nutzen-Erwägungen unterliegen, werden also nicht im Entscheidungsprozess 
einbezogen, sondern vorher im Modell direkt zugewiesen. 

15  Entsprechendes gilt für den hier nicht berücksichtigten Fall von Wohnungsunternehmen: Die Situation des Unternehmens und 
die Ansichten und Präferenzen der betroffenen Entscheider ließen sich zwar nicht nach dem exakt gleichen Schema, aber grund-
sätzlich in ähnlicher Weise darstellen. 
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(bevorstehende) Einzug können relevant sein. Darüber hinaus können die allgemeine sozio-demo-
grafische Situation (z. B. Alter, familiäre Situation) und die sozio-ökonomische Disposition (z. B. das 
Einkommen oder Abhängigkeit von Sozialleistungen) eine wichtige Rolle spielen. In welchem Jahr 
konkret eine Modernisierungsbereitschaft tatsächlich vorliegt, lässt sich in einem Modell wohl 
kaum jemals individuell vorhersagen. Die Mechanismen, die die generelle Bereitschaft beeinflussen 
(genauer gesagt: die Wahrscheinlichkeit für eine vorhandene Modernisierungsbereitschaft), ließen 
sich aber sicherlich mit Hilfe empirischer Untersuchungen genauer analysieren.  
Neben der Modernisierungsbereitschaft wird auch der Abwägungsprozess durch die Person des 
Entscheiders beeinflusst. In der gewählten Darstellung wird davon ausgegangen, dass hier einer-
seits allgemeine ökonomische Präferenzen eine Rolle spielen (insbesondere ausgedrückt durch die 
erwartete wirtschaftliche Amortisationsdauer tA), andererseits aber auch wieder themenspezifische 
„Einstellungen“ von Bedeutung sind: So kann der ideelle Zusatznutzen, der bestimmten Energie-
sparmaßnahmen zugewiesen wird (im Modell in einen gedachten geldwerten Zusatznutzen umge-
rechnet), wiederum von der Haltung zum Umweltschutz abhängig sein. 

• Umwelt / Umgebung des Entscheiders: 
Hier ist die konkrete „Erlebniswelt“ des jeweiligen Entscheiders gemeint, und zwar sowohl der per-
sönliche Kontakt mit anderen Menschen als auch beispielsweise die Aufnahme von Informationen 
durch Medien. Es besteht einerseits ein Einfluss auf die generelle persönliche Situation des Ent-
scheiders, insbesondere auf seine „Einstellungen“ – etwa die Bewertung der Dringlichkeit des Kli-
maschutzes oder des Nutzens bzw. der Nachteile von Wärmedämmung. Darüber hinaus kann die 
konkrete Modernisierungsentscheidung beeinflusst werden, z. B. indem bestimmte Fernsehbei-
träge oder Vor-Ort-Energieberatungsaktionen einen entsprechenden „Impuls“ bei den Eigentümern 
auslösen. Derartige Mechanismen könnten und sollten, wie schon im vorigen Punkt ausgeführt, Ge-
genstand weiterer empirischer Untersuchungen sein. Im vorliegenden Projekt muss von einer ge-
naueren Beschreibung abgesehen werden. 

• Allgemeine ökonomische Rahmenbedingungen: 
Insbesondere werden im Modell die Maßnahmenkosten, die Energiepreise und das Zinsniveau be-
rücksichtigt. Diese Parameter spielen natürlich eine wesentliche Rolle im (ökonomischen) Abwä-
gungsprozess. Im Modell werden sie weitgehend als bekannt vorausgesetzt bzw. als äußere Rand-
bedingungen in den untersuchten Szenarien exogen vorgegeben. Allerdings gilt dies nur mit Abstri-
chen: So muss man davon ausgehen, dass das Kostenniveau der einzelnen Modernisierungsmaß-
nahmen nicht präzise bekannt ist. Die Unsicherheiten werden in den später eingeführten Rüstko-
sten mitberücksichtigt (s. Kapitel 1.3.3). 

• Staatliche Klimaschutzpolitik: 
Den entsprechenden Maßnahmen kommt im Projekt eine besondere Bedeutung zu. Für die energe-
tische Modernisierung des Gebäudebestandes werden ökonomisch wirksame Instrumente, insbe-
sondere die Bepreisung der Treibhausgasemissionen und die investive Maßnahmenförderung be-
trachtet, während ordnungsrechtliche Maßnahmen ausgeklammert werden. Von den ökonomi-
schen Instrumenten geht ein direkter Einfluss auf den Abwägungsprozess der Entscheider aus. 
Den „weichen Maßnahmen“ – einem insgesamt schwer überschaubaren Feld – ist prinzipiell eben-
falls eine wichtige Bedeutung zuzubilligen: Information, Transparenz und Ausbildung (Letzteres be-
zogen auf die betroffenen Fachkräfte wie Handwerker, Energieberater, Architekten und Ingenieure) 
bilden die Basis, auf der erfolgreiche Modernisierungsmaßnahmen überhaupt durchgeführt werden 
und die „harten“ Instrumente (ökonomische Instrumente und gegebenenfalls das Ordnungsrecht) 
wirken können. Die Annahme, dass allein durch weiche Maßnahmen die notwendige Klimaschutz-
Dynamik ausgelöst werden kann, erscheint dagegen unplausibel, da viele der notwendigen Investi-
tionen nach gängigen Kriterien (innerhalb der angenommenen Amortisationszeit) wirtschaftlich 
nicht attraktiv sind. Ohne die harten Maßnahmen als Motor der Entwicklung in Richtung Klima-
schutz wird man also vermutlich die gesetzten Ziele nicht erreichen können (vgl. zu diesen Überle-
gungen [Diefenbach et al. 2013]). 
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Das dennoch natürlich sehr interessante und wichtige Feld der weichen Instrumente kann im Pro-
jekt schon allein aufgrund seiner Komplexität und der– auch in Ermangelung empirischer Erkennt-
nisse – besonders großen Schwierigkeiten einer Quantifizierung der Instrumentenwirkungen nicht 
näher beleuchtet werden. Gewisse, wenn auch sehr grobe, Möglichkeiten bestehen womöglich 
dennoch: So lässt sich gegebenenfalls untersuchen, welche Auswirkungen eine – innerhalb plausib-
ler Grenzen – Variation der durch weiche Maßnahmen beeinflussbaren Parameter wie z. B. die Mo-
dernisierungsbereitschaft auf den Modernisierungsprozess haben kann16.  
 

Beim Wärmeschutz können staatliche Maßnahmen (oder auch andere Einwirkungen) sowohl die Quantität 
(also die Häufigkeit der Durchführung im Bestand) als auch die Qualität der Maßnahmen (grob gesprochen: 
die Dämmstoffdicken) betreffen. Der Aspekt der Dämmstoffstärken wird im Modell aber ausgeklammert, 
indem die Dämmstoffdicke (und ebenso der Wärmedurchgangskoeffizient der Fenster) nicht im Entschei-
dungsprozess berücksichtigt wird, sondern von vornherein pauschale „typische“ Dämmqualitäten für die ver-
schiedenen Maßnahmen angenommen werden. Diese Vereinfachung ist darin begründet, dass die Bedeu-
tung der Wärmeschutz-Modernisierungsraten für den Klimaschutz weitaus größer erscheint als die (weitere) 
Anhebung des Dämmniveaus und außerdem die Steigerung der Wärmeschutzraten – nicht zuletzt wegen der 
Unklarheiten über die Voraussetzungen und Abläufe – besonders schwierig erscheint17. 
Im Hinblick auf die Wärmeversorgung (Haupt-Wärmeerzeuger) liegt die Herausforderung nicht primär in der 
Steigerung der Modernisierungsrate, die deutlich höher liegt als beim Wärmeschutz [Cischinsky / Diefenbach 
2018]. Hier geht es vielmehr um die Art der eingesetzten Systeme. Dieser Entscheidungsprozess wird im Mo-
dell abgebildet.  
Die tatsächlichen Mechanismen der Entscheidungsfindung müssen als weitaus komplexer angesehen werden 
als hier beschrieben. So ist von Abhängigkeiten zwischen den im Diagramm als unabhängig dargestellten 
Faktoren auszugehen: Etwa ist zu erwarten, dass persönliche Einstellungen altersabhängig sind oder dass 
eine Verbesserung der Förderung Auswirkungen nicht nur auf den Abwägungsprozess, sondern auch auf die 
Modernisierungsentscheidung haben kann (z. B. weil die Information über die verbesserten Fördersätze 
überhaupt erst zur Modernisierungsentscheidung führt).  
Ohnehin aber dient das Diagramm in Abbildung 4 zunächst einmal nur zur Klärung des allgemeinen Rahmens 
für den Modellansatz. Angesichts der Unsicherheiten bezüglich der notwendigen Quantifizierung der Ein-
flussfaktoren erscheint es auch in dieser Form noch zu komplex für eine konkrete Umsetzung in den Model-
lalgorithmen. Die Aufgabe im Projekt bestand also nicht in einer weiteren Ausdifferenzierung, sondern viel-
mehr in einer Reduzierung der Komplexität. Dabei sollten alle Einflussbereiche zwar in vereinfachter Form, 
aber dennoch explizit und angemessen Berücksichtigung finden. 

1.3.3 Vereinfachte Behandlung des Entscheidungsprozesses im Modell 
Vor diesem Hintergrund wird hier nun die konkrete Umsetzung des Entscheidungsprozesses im Simulations-
modell beschrieben. Zur Darstellung dient die folgende Abbildung 5. 

                                                           
16  Siehe hierzu bei den Parametervariationen in Kapitel 3.4.2 die Variante PV1. 
17  Davon abgesehen ist die Gewährleistung einer – im Durchschnitt über die durchgeführten Maßnahmen – möglichst hohen Qua-

lität natürlich ein sinnvolles zusätzliches Ziel für die Klimaschutzpolitik. Beim Instrument der Förderung könnte man diesem As-
pekt dadurch gerecht werden, dass neben einer Grundförderung (mit nicht zu hohen Anforderungen) noch zusätzliche finanzielle 
Anreize für die Erreichung besonders großer Dämmstoffdicken bzw. niedriger Wärmedurchgangskoeffizienten gesetzt werden 
[Diefenbach 2021a]. Auf diese Weise können also Hauseigentümer zu weitergehenden Maßnahmen motiviert werden, ohne dass 
diejenigen, die nicht dazu bereit sind, von der Förderung (und damit von dem Anreiz, den Wärmeschutz überhaupt zu verbessern) 
ausgeschlossen werden.  
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Abbildung 5: Modernisierungsentscheidung: Vereinfachte Umsetzung im konkreten Simulationsmodell  
 
Dabei werden die Haupt-Einflussfaktoren benannt, die hier durch fett gedruckte Pfeile auf die Modernisie-
rungsbereitschaft bzw. den Abwägungsprozess einwirken. Rote Pfeile und die zugehörigen Variablennamen 
zeigen dabei an, dass ein stochastischer Prozess angenommen wird, d. h. die resultierenden Eigenschaften 
werden den Einzelgebäuden (bzw. den dahinter stehenden Eigentümern) ausgehend von angenommenen 
Mittelwerten per Zufallsverfahren zugewiesen18. Gestrichelte Pfeile bedeuten, dass hier gemäß dem ur-
sprünglichen Modell (s.o.) eigentlich ein Einfluss anzunehmen ist, der im vorliegenden Modellansatz aber 
mangels genauerer Informationen und zur Vereinfachung nicht mehr explizit betrachtet wird. 
Die Indizes k und j bei den angegebenen Variablennamen zeigen an, ob eine Abhängigkeit dieser Faktoren 
von der Art der Maßnahme (k) oder dem Eigentümertyp (j) angenommen wird. Grundsätzlich wäre in der 
Realität davon auszugehen, dass häufig beide Abhängigkeiten vorliegen. Im vorliegenden vereinfachten Mo-
dellansatz wird aber davon ausgegangen, so dass nur entweder die eine oder die andere Abhängigkeit be-
rücksichtigt wird. 
Die Einflussfaktoren werden im Folgenden genauer beschrieben: 
 

                                                           
18  Grundsätzlich müsste man weitgehend alle Modellparameter einer solchen Zufallsvariation unterziehen. Zur Vereinfachung und 

angesichts ohnehin mangelnder Kenntnisse über die „Streubreiten“ (Varianzen, Standardabweichungen), die daher auf Basis von 
Ad-hoc-Annahmen festgesetzt werden, wird dieser Ansatz hier auf einige zentrale Einflussgrößen beschränkt. Konkret handelt es 
um die Amortisationszeiten tA,j und die Maßnahmenkosten KI,k, die als stetige Merkmale in ihrer Höhe variiert werden, sowie die 
diskreten Eigenschaften der Modernisierungsbereitschaft bzw. des Vorliegens von Sanierungsnotwendigkeiten, die den einzelnen 
Modellgebäuden entsprechend vorgegebener jährlicher Raten für den Gesamtbestand (rmodbereit bzw. rSan,k) per Zufallsauswahl 
zugewiesen werden. Darüber hinaus wird ausgehend von den im Modell berechneten Werten (vgl. Kapitel 2.2) auch der Energie-
verbrauch der jeweiligen Haushalte und Gebäude per Zufallsverfahren variiert, um individuellen Unterschieden der energetischen 
Gebäudeeigenschaften und des Nutzerverhaltens Rechnung zu tragen (vgl. Kapitel 1.1). 
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• Rate der Modernisierungsbereitschaft (rmodbereit): 
Der in der Realität äußerst komplexe Prozess für die Klärung der Modernisierungsbereitschaft wird 
im Modell im Wesentlichen durch einen einzigen Parameter, nämlich die jährliche Rate der Moder-
nisierungsbereitschaft rmodbereit beschrieben19. Beispielsweise zeigt der Wert 0,1 eine jährliche Rate 
von 10 % an, d. h. 10 Prozent der Gebäudeeigentümer wird in jedem Jahr die Bereitschaft „zugewür-
felt“, energetische Modernisierungsmaßnahmen durchzuführen. Mangels genauerer Informationen 
wird die Rate im vereinfachten Modellansatz nicht nach Maßnahmen oder Eigentümertypen ausdif-
ferenziert. Allerdings besteht die Option, bei der Zufallsauswahl Maßnahmengruppen zusammenzu-
fassen. Im vorliegenden Projekt wird davon ausgegangen, dass die Modernisierungsbereitschaft für 
Heizung einerseits und Wärmeschutz (hier inklusive dem Sonderfall Lüftung) andererseits getrennt 
ausgelost wird, dann aber für jeweils alle Heizungs- bzw. Wärmeschutzmaßnahmen gemeinsam gilt 
(so dass also z. B. bei Bereitschaft zur Heizungsmodernisierung immer auch die Bereitschaft zur In-
stallation einer Solaranlage vorliegt). 

• Sanierungsraten (rSan,k): 
Es werden insgesamt sechs verschiedene jährliche Sanierungsraten (d. h. Raten einer ohnehin not-
wendigen Erneuerung) angenommen, nämlich für die Erneuerung der Wand-Außenverkleidung (zu-
meist Putzerneuerung), den Anstrich der Wand, die Erneuerung der Dachhaut, den Dachgeschoss-
ausbau, die Fenstererneuerung und die Erneuerung des Haupt-Wärmeerzeugers der Heizung. Auf 
Basis dieser Raten wird den Einzelgebäuden die Durchführung der jeweiligen Maßnahmen im Be-
trachtungsjahr weitgehend unabhängig zugelost, wobei in vereinfachter Weise Gebäudeeigenschaf-
ten und Abhängigkeiten berücksichtigt werden: So werden Gebäude-Sanierungsmaßnahmen gene-
rell nur bei Gebäuden bis Baujahr 1994 angenommen, Heizungserneuerungen nur bei Gebäuden bis 
Baujahr 2010. Es wird vereinfachend angenommen, dass Erneuerungen am jeweiligen Bauteil / an 
der jeweiligen Komponente nur einmal während der Simulation durchgeführt werden: Beispiels-
weise kann ein Gebäude, bei dem in der Simulation schon einmal ein Anstrich ohne Dämmung statt-
gefunden hat (auch auf einem Teil der Bauteilfläche), anschließend nicht noch eine Putzerneuerung 
oder eine Dämmung erhalten. Beim Dachgeschossausbau handelt es sich streng genommen nicht um 
eine Sanierung, aber jedenfalls aus Modellsicht um eine „Ohnehin“-Maßnahme, die daher bei den 
Sanierungsmaßnahmen subsumiert ist (durchführbar nur bei Gebäuden mit vorher nicht ausgebau-
tem Dachgeschoss, in diesem Fall mit Berücksichtigung der Auswirkung auf die thermische Hüllflä-
che). 

• Wirtschaftliche Amortisationszeit tA,j und zusätzliche Mieterhöhung fEmod 
Die durchschnittliche wirtschaftliche Amortisationszeit wird für die vier im Modell berücksichtigten 
Eigentümer-Typen getrennt vorgegeben (Eigentümer von Ein-/Zweifamilienhäusern (EZFH), Privatei-
gentümer von Mehrfamilienhäusern (MFH), Wohnungsunternehmen als Eigentümer von MFH, Woh-
nungseigentümergemeinschaften in MFH). Der tatsächliche Wert wird den Einzelgebäuden/-eigen-
tümern unter Annahme einer Gauß-Verteilung zugelost (mit zusätzlicher Annahme einer einheitli-
chen Standardabweichung relativ zum Mittelwert tA,j sowie von Kappungsgrenzen zur Vermeidung 
extrem hoher oder niedriger Werte). 
Für Vermieter wird außerdem eine weitere Größe festgelegt: Der Faktor fEmod gibt an, welcher Anteil 
der Energiesparinvestitionskosten zusätzlich (über die eingesparten Energiekosten hinaus) auf den 
Mieter überwälzt wird. Diese Größe wird den Eigentümern anders als tA nicht zugelost, sondern ge-
nerell als konstant angenommen.  

• Netto-Zusatznutzen KN,k: 
Die Parameter KN,k zur Beschreibung des Netto-Zusatznutzens stellen die Differenz aus den eigentli-
chen (weitgehend ideellen) Einflussfaktoren „Zusatznutzen“ und „Rüstkosten“ dar (mit negativem 
Wert, wenn die Kosten den Nutzen übersteigen). In der Realität sind diese Größen von vielen 

                                                           
19  Beispielsweise ist der Erwerb eines Eigenheims, der einerseits im Modell nicht explizit berücksichtigt wird, aber andererseits 

einen häufigen Modernisierungsanlass darstellt, in diesem Pauschalansatz gedanklich mit enthalten.  
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Einflüssen abhängig und daher im Modell kaum direkt fassbar. Zur Vereinfachung wird zunächst eine 
Abhängigkeit nur von den Einzelmaßnahmen (Index) k angenommen. Ebenfalls wird auf eine Berück-
sichtigung von Gebäudeeigenschaften verzichtet20 und die Werte werden als konstant angenommen, 
d. h. nicht individuell zugelost.  
Die Festlegung im Modell wurde folgendermaßen durchgeführt: Die Einzelwerte KN,k wurden bei der 
Modellkalibrierung (s. Kapitel 2.4) zunächst auf Null gesetzt und dann so angepasst, dass die Simula-
tionsrechnungen eine befriedigende Übereinstimmung mit der für die Kalibrierung verwendeten em-
pirischen Datengrundlage ergaben. Sie dienen damit im Modell in seiner aktuellen Fassung als allge-
meinere Kosten-Korrekturgrößen für die Einzelmaßnahmen, die nicht nur den tatsächlichen Zusatz-
nutzen aus Sicht der Hauseigentümer berücksichtigen, sondern auch Unsicherheiten in den ange-
nommenen Investitionskosten der Energiesparmaßnahmen mit ausgleichen. 

• Maßnahmenkosten KI,k, Energiepreise und Zinssatz  
Diese Variablen werden als bekannt angenommen bzw. in den Szenarien vorgegeben. Bestehende 
Kostenunsicherheiten werden wie im vorherigen Punkt beschrieben, im Rahmen der Modell-Kalibrie-
rung durch den Netto-Zusatznutzen KN,k mit korrigiert. Bei den Energiepreisen wird nach Energieträ-
gern unterschieden. Im Entscheidungsmodell sind dabei nicht die tatsächlichen Energiepreise, son-
dern angenommene zukünftige Energiepreise relevant21. Veränderte Annahmen zur Energiepreis-
entwicklung werden bei den Parameteruntersuchungen in Kapitel 3.4.2 betrachtet.  

• Förderhöhe und CO2-Bepreisung  
Die Höhe der Förderung (maßnahmenabhängige prozentuale Fördersätze bezogen auf die Investiti-
onskosten) und der CO2-Bepreisung werden in den Berechnungen vorgegeben. Für das Entschei-
dungsmodell wird vorausgesetzt, dass die Höhe der zukünftigen CO2-Bepreisung den Entscheidern 
bekannt ist und zu den erwarteten zukünftigen Energiepreisen entsprechend hinzuaddiert wird.  

• Rüstkosten und Inanspruchnahme der Förderung 
Nicht explizit im Diagramm eingetragen, aber wichtig für das Modell und die Kalibrierung sind auch 
die Rüstkosten und die Inanspruchnahme der Förderung. Der gewählte Modellansatz (mit konstan-
ten Parametern, ohne Zufallsvariation) ist in Kapitel 2.3 beschrieben.  
 

Insgesamt führt auch das bereits vereinfachte Modell zu einem relativ aufwändigen Verfahren, das bei 
der computergestützten Realisierung eine entsprechende Kapazität und Rechenzeit erfordert: Bei der 
Abwägung, also dem zweiten Schritt des Entscheidungsprozesses ist für jedes Einzelgebäude bezüglich 
insgesamt vier Wärmeschutzmaßnahmen (Außenwanddämmung, Dach- bzw. Obergeschossdeckendäm-
mung, Dämmung von Fußboden/Kellerdecke, Fenstererneuerung) sowie vier anlagentechnischen Maß-
nahmen (Erneuerung des Haupt-Wärmeerzeugers, Erneuerung oder Dämmung der Wärmeverteilung, 
Einbau einer Solaranlage, Einbau einer Lüftungsanlage) eine Entscheidung zwischen „Nichts tun“ bzw. 
reiner (d. h. nicht-energetischer) Sanierung einerseits und energetischer Modernisierung andererseits zu 
treffen. Dies würde bereits auf 28 = 256 unterschiedliche Optionen pro Datensatz im Mikrosimulations-
modell führen. Da bezüglich des Haupt-Wärmeerzeugers zumeist 4-5 unterschiedliche Optionen beste-
hen („Nichts tun bzw. Ersatz des bisherigen Erzeugers“ bzw. Umstieg auf Erdgaskessel (falls vorher nicht 
vorhanden), Biomassekessel, Luft-Wärmepumpe, Erdreich-Wärmepumpe, Biomassekessel) und bei So-
laranlagen noch zwischen den drei Optionen „Verzicht“, „Anlage zur Warmwasserbereitung“ und „An-
lage zur Warmwasserbereitung und Heizungsunterstützung gewählt werden kann“, liegen insgesamt 

                                                           
20  So ließe sich vermuten und gegebenenfalls in verfeinerten Modellansätzen auch abbilden, dass nicht nur die Energiekostenein-

sparung, sondern auch der ideelle Zusatznutzen aufgrund besserer Behaglichkeit bei besonders schlechter Dämmung im Ist-Zu-
stand besonders groß ist. 

21  In den Modellanalysen wird allerdings zumeist davon ausgegangen, dass die angenommenen den tatsächlichen aktuellen Ener-
giepreisen entsprechen. Dies ist insbesondere mit Blick auf die Szenarienanalysen in Kapitel 3 vor dem Hintergrund zu verstehen, 
dass dort ein verglichen mit der Vergangenheit bereits erhöhtes Energiepreisniveau angenommen wird und für die zusätzliche 
CO2-Bepreisung eine „sprunghafte“ Einführung im ersten Betrachtungsjahr (und nicht ein allmählicher Anstieg) angenommen 
wird. 
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etwa 26 x (4 bis 5) x 3 = 768 bis 960 Handlungsmöglichkeiten für jeden der circa 230.000 Einzeldatensätze 
vor, für die in jedem Jahresschritt der Simulation die jeweilige Gewinnhöhe zu ermitteln und die Maß-
nahme mit dem höchsten Gewinn als realisierte Handlungsoption auszuwählen ist. Tatsächlich ist nicht 
davon auszugehen, dass eine solche konkrete Kosten-Nutzung-Optimierung von Hauseigentümern in der 
Realität durchgeführt wird. Es wird vielmehr davon ausgegangen, dass die Eigentümer in der Praxis durch 
vereinfachte heuristische Methoden zu ähnlichen Ergebnissen kommen. Dabei kann nicht in jedem Fall 
das tatsächliche Kostenoptimum gefunden werden. Im Rahmen der am Ende zwar formal mathematisch 
präzisen Optimierung in der Modellrechnung wird solchen Unschärfen aber ebenfalls zumindest in pau-
schaler Weise Rechnung getragen, denn die Zufallsvariation verschiedener Eingangsparameter des Mo-
dells kann teilweise (z. B. im Fall der angenommenen Amortisationszeiten) auch als Unsicherheit bzw. 
Unschärfe bei der Entscheidungsfindung interpretiert werden.  

1.3.4 Modellansatz für Vermieter 
Der Frage, wie Eigentümer von Mietwohngebäuden bei der Entscheidungsfindung agieren und wie nach ei-
ner energetischen Modernisierung die Mieterhöhungen ausfallen, kommt im Projekt eine zentrale Rolle zu. 
Sie ist nicht nur für die im vorliegenden Kapitel behandelte Modellierung der Modernisierungsentscheidung 
von Vermietern, sondern darüber hinaus noch für die resultierenden Kostenbelastungen der Mieter von ent-
scheidender Bedeutung.  
Allerdings ist auch in diesem Punkt ein erhebliches Defizit an aussagekräftigen empirischen Informationen zu 
konstatieren, so dass man wie bei vielen anderen Fragestellungen sehr weitgehend auf Modellannahmen 
angewiesen ist. Die Diskussion über die „Vermieter-/Mieter“-Problematik ist dabei häufig durch zwei stark 
entgegengesetzte Sichtweisen gekennzeichnet. Im vorliegenden Projekt wird dagegen eine dritte, dazwi-
schen liegende Perspektive eingenommen. Diese drei unterschiedlichen Herangehensweisen werden in den 
folgenden Punkten „Investor-Nutzer-Dilemma“, „Modernisierungsumlage“ und „Marktmechanismen (Mo-
dellansatz)“ näher erläutert: 
 

• Investor-Nutzer-Dilemma: 
Im Hinblick auf Vermieter und Mieter wird häufig von einem „Investor-Nutzer-Dilemma“ gesprochen: 
Demnach fallen beim Vermieter als Investor die Kosten der energetischen Modernisierung an, wäh-
rend der Mieter als Nutzer von den eingesparten Energiekosten profitiert. Aus diesem Blickwinkel 
heraus wäre also die Frage zu stellen, ob für Vermieter ein ausreichender Antrieb besteht, sich mit 
der Frage der energetischen Modernisierung überhaupt zu befassen. 
Zur Modernisierungsdynamik im Mietwohngebäudebestand gibt es allerdings durchaus empirische 
Erkenntnisse: Die energetische Modernisierungstätigkeit von Vermietern bzw. der über die Jahre 
beim Wärmeschutz erreichte Modernisierungsfortschritt im (in der Regel) vermieteten Mehrfamili-
enhausbestand war insgesamt nicht geringer, sondern teilweise sogar eher etwas höher als bei den 
(zumeist selbstgenutzten) Einfamilienhäusern (vgl. [Cischinsky / Diefenbach 2018]). 
Der Mechanismus des Investor-Nutzer-Dilemmas mit einem daraus abgeleiteten Attentismus der 
Vermieter scheint also in der Praxis insgesamt gesehen nicht zum Tragen zu kommen. Und tatsächlich 
zeigt sich bei näherem Hinsehen, dass – wenn auch wegen der fehlenden persönlichen Betroffenheit 
die Entscheidungsfreudigkeit der Vermieter vielleicht mit einem graduellen Hemmnis behaftet sein 
mag – ein Dilemma im eigentlichen Sinne überhaupt nicht besteht: Die Vermieter können nämlich 
die Ausgaben für die energetischen Modernisierungsinvestitionen auf die Miete umlegen und auf 
diese Weise eine Refinanzierung erreichen. Im Fall einer Neuvermietung der energetisch moderni-
sierten Wohnungen bestehen hier (unter Vernachlässigung von die Miethöhe einschränkenden Son-
dermechanismen wie der „Mietpreisbremse“) ohnehin sehr weitgehende Gestaltungsmöglichkeiten. 
Aber auch bei Bestandsmietverhältnissen gibt es gemäß den im Bürgerlichen Gesetzbuch getroffe-
nen Regelungen verschiedene Mechanismen der Mieterhöhung, nämlich im gegenseitigen Einver-
nehmen (§ 557 BGB), bis zur ortsüblichen Vergleichsmiete (§ 558 BGB) oder aufgrund von 
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Modernisierungsmaßnahmen (§ 559 BGB)22. 
 

• Modernisierungsumlage: 
Vor diesem Hintergrund wird in Modellrechnungen zu Mieterhöhungen häufig davon ausgegangen, 
dass die Vermieter grundsätzlich die Möglichkeit der Modernisierungsumlage nach § 559 BGB ergrei-
fen und dabei die gegebenen Spielräume voll ausnutzen, d. h. gemäß aktueller Regelung (hier unter 
Vernachlässigung weiterer Sonderregeln und Deckelungen) 8 % der energetisch bedingten Mehrin-
vestitionen23 als jährliche Mieterhöhung auf die Mieter umlegen. Dieser Ansatz ist zunächst einmal 
als Modellannahme verständlich und nachvollziehbar, da er aus der (in den Modellrechnungen vor-
handenen) Kenntnis der Kosten der Investitionsmaßnahmen einen unmittelbaren Rückschluss auf 
die Mieterhöhung nahelegt. Die Frage, die sich nun aber anschließt, lautet, ob dieser Mechanismus 
tatsächlich gängige Praxis ist und demnach auch als Grundlage für das hier verwendete Entschei-
dungsmodell dienen kann. In der Konsequenz würde das nämlich Folgendes bedeuten: 
Da sich die Modernisierungsumlage allein an der Höhe der energetischen Investitionskosten und 
nicht an den eingesparten Energiekosten festmacht, wäre die Frage des Nutzens für den Vermieter 
völlig von den Interessen der Mieter entkoppelt. Für den Vermieter wäre dann nur noch zu klären, 
ob eine jährliche Umlage von 8 % zur Refinanzierung ausreichend ist. Vor dem Hintergrund, dass sich 
bei statischer Betrachtung die Kosten auf diese Weise in 12,5 Jahren amortisieren24 die tatsächliche 
technische Nutzungsdauer aber in aller Regel deutlich länger ist (nämlich überschlägig betrachtet bei 
20 Jahren oder bei Wärmeschutzinvestitionen gegebenenfalls noch deutlich länger), sollten vielleicht 
nicht alle, aber doch sehr viele Vermieter eine solche Investitionsmöglichkeit für sehr attraktiv und 
gewinnbringend halten. In einer solchen Betrachtungsweise könnte die energetische Modernisie-
rung dann quasi als Mechanismus zur Steigerung der Vermietereinnahmen dienen. Zu Ende gedacht, 
würde dies sogar dazu führen, dass mit wachsenden Modernisierungskosten aufgrund der höheren 
Mietumlage auch der Gewinn ansteigt: Der Vermieter könnte seinen Gewinn also dadurch erhöhen, 
dass er sich für besonders kostenintensive energetische Modernisierungsmaßnahmen entscheidet. 
Es spricht viel dafür, einen in dieser Weise überspitzten Mechanismus weder als gängige Praxis noch 
als sinnvolle Grundlage für ein generalisiertes Entscheidungsmodell der Vermieter anzusehen, denn 
das absehbare Resultat im Modell wäre eine extrem hohe Modernisierungsdynamik im Mietwohn-
bestand verbunden mit einer starken Zusatzbelastung der Mieter, was man beides in der Realität 
jedoch nicht in dieser Form beobachtet (s. u.). Ein solcher Modellansatz würde darüber hinaus auch 
der eigentlichen Intention des § 559 BGB nicht gerecht, denn dieser legt in der Realität eben nicht 
den genauen Betrag der Mieterhöhung fest, sondern gibt nur eine Obergrenze vor. Er eröffnet Haus-
eigentümern auch dann Möglichkeiten zur Refinanzierung von (insbesondere auch energetischen 
und damit für den Klimaschutz wirksamen) Modernisierungsmaßnahmen, wenn im konkreten Fall 
die alternativen Möglichkeiten hierfür blockiert sind – insbesondere also wenn ein direktes Einver-
ständnis mit den Mietern nicht erreichbar ist (§ 557 BGB) und der Mietspiegel die energetische Be-
schaffenheit nicht ausreichend berücksichtig (§ 558 BGB)25.  

                                                           
22  Besonderheiten von Index- und Staffelmieten werden im Projekt aus Gründen der Vereinfachung nicht berücksichtigt.  
23  Im Fall einer Kombination der energetischen Modernisierung mit einer ohnehin notwendigen Sanierung (z. B. Außenwanddäm-

mung im Fall einer ohnehin notwendigen Putzerneuerung der Wand) dürfen dabei nicht die Gesamtkosten, sondern nur die durch 
die Mehrkosten gegenüber der ohnehin notwendigen Sanierung angesetzt werden. In der Praxis sind die Kostentrennung und 
die Identifizierung ohnehin notwendiger Maßnahmenkosten allerdings nicht immer einfach. Vor diesem Hintergrund wird die 
Regelung des § 559 BGB, die auch im vorliegenden Modell Anwendung findet – allerdings nicht als Basiswert, sondern lediglich 
zur Abschätzung einer Obergrenze der Mieterhöhung – vereinfachend auf die vollständigen Maßnahmenkosten bezogen. 

24  In diesem Zusammenhang ist das niedrige Zinsniveau der vergangenen Jahre bis ca. 2022 zu beachten, so dass es nahe liegt, dass 
auch eine dynamische Wirtschaftlichkeitsrechnung nicht auf sehr viel längere Amortisationszeiten führen würde. Bis ca. 2019 
hatte die Modernisierungsumlage sogar noch bei 11 % gelegen, wobei auch das damalige höhere Zinsniveau in Rechnung zu 
stellen ist (vgl. Betrachtungen zur Entwicklung des Zinsniveaus in Kapitel 2.6.1).  

25  Dass den Hauseigentümern dabei angesichts schwer überschaubarer individueller Gegebenheiten (insbesondere auch individuell 
unterschiedlicher Erwartungen an die Amortisationszeit) gewisse Spielräume eingeräumt werden, erscheint systemgerecht, da 
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Eine stark erhöhte Modernisierungstätigkeit bei Mietwohngebäuden – wie sie im Fall einer generel-
len Gleichsetzung der Obergrenze nach § 559 BGB mit der tatsächlichen Mieterhöhung zu erwarten 
wäre – lässt sich aus den Monitoringdaten zu energetischen Modernisierungsraten [Cischinsky / Die-
fenbach 2018] ebenso wenig ablesen wie der im vorigen Punkt angenommene Attentismus der Ver-
mieter aufgrund des „Investor-Nutzer-Dilemmas“. Eine im vorliegenden Projekt durchgeführte Un-
tersuchung des Zusammenhangs von energetischer Modernisierung und Mieterhöhung mit den Da-
ten des Sozio-oekonomischen Panels (SOEP) ergab ebenfalls keine eindeutigen und statistisch signi-
fikanten Ergebnisse (vgl. Anhang G). Darüber hinaus deuten die wenigen weiteren verfügbaren em-
pirischen Informationen keineswegs darauf hin, dass energetische Modernisierungen im Durch-
schnitt zu gravierenden und überzogenen Mietmehreinnahmen führen26. So zeigen sich bei der Er-
stellung von „qualifizierten“ Mietspiegeln in der Praxis immer wieder Schwierigkeiten, den Einfluss 
der energetischen Gebäudequalität auf die Miethöhe in den zugrundeliegenden Stichprobenerhe-
bungen überhaut statistisch signifikant nachzuweisen. Beispielsweise musste im Mietspiegel der 
Stadt Frankfurt am Main auf die Berücksichtigung eines generellen Merkmals für die energetische 
Beschaffenheit (bezüglich Wärmeschutz) verzichtet werden. Lediglich für den Fenstertyp konnte als 
Einzelmerkmal ein statistisch signifikanter Einfluss auf den Mietpreis nachgewiesen und im Mietspie-
gel implementiert werden [Vaché et al. 2022]27. Auch der beispielsweise im Mietspiegel Darmstadt 
ausgewiesene Zuschlag von 5 % für sehr umfassend energetisch modernisierte Gebäude erscheint 
eher moderat [Darmstadt 2022]. 
Ein drittes einschlägiges Beispiel stellt das hedonische Preismodell dar, das das Statistische Bundes-
amt im Zusammenhang mit der Mietenstichprobe für den Verbraucherpreisindex entwickelt hat und 
bei dem auch der energetische Zustand berücksichtigt wird [Behrmann / Goldhammer 2017]. In dem 
„doppelt logarithmischen“ Regressionsansatz (sogenanntes Log-Log-Modell) für die Abhängigkeit 
des Mietpreises p vom Energieverbrauch/-bedarf e (ln p = b ln e + weitere Terme) ergab sich ein 
Regressionskoeffizient b in Höhe von -0,043, der folgendermaßen interpretiert werden kann: Eine 
Abnahme des Energieverbrauchs um 1 % entspricht einer durchschnittlichen Erhöhung des Mietprei-
ses um lediglich 0,043 %28. Einschränkend muss zwar konstatiert werden, dass das Mietpreismodell 
nicht auf die Beantwortung dieser speziellen Frage ausgerichtet war und der genannte Zahlenwert 
daher in seiner absoluten Höhe womöglich nicht allgemein aussagekräftig ist. Als qualitatives 

                                                           
hier wie gesagt eine obere Grenze und nicht der tatsächliche Wert der Mieterhöhung festgelegt wird. Dass die Frage der Einju-
stierung dieser Obergrenze allerdings bei Mietern und Vermietern auf unterschiedliche Interessenlagen trifft und daher Gegen-
stand intensiver Diskussionen ist, erscheint ebenso verständlich. Eine nähere Untersuchung dieser Problematik liegt aber nicht 
im Bereich des vorliegenden Forschungsvorhabens. 

26  Ein Gegenbeispiel, bei dem man solche extremen Mietsteigerungen möglicherweise tatsächlich in der Realität vorfindet, stellen 
sogenannte „Luxussanierungen“ dar: Gemeint sind extrem hohe Mieterhöhungen nach umfangreichen energetischen (aber 
gleichzeitig oft auch nicht-energetischen) Modernisierungsmaßnahmen, die in der Regel mit § 559 BGB begründet werden. Die 
Modernisierungsumlagen können im Einzelfall so stark ausfallen, dass sie sogar darauf angelegt scheinen, die bisherigen Mieter 
zu einem Auszug zu bewegen oder dies zumindest in Kauf zu nehmen. Für das vorliegende Projekt ist aber wichtig sich klarzuma-
chen, dass es sich bei diesen Fällen erstens – gemessen am gesamten Wohngebäudebestand in Deutschland – mutmaßlich um 
einen sehr kleinen Anteil handelt (siehe die folgenden empirischen Informationen zu Mieterhöhungen) und das zweitens die 
Annahme plausibel erscheint, dass solche Prozesse wahrscheinlich oft mit dem Problem der Gentrifizierung zusammenhängen 
(also insbesondere in Quartieren mit lokal starken Mieterhöhungen bis hin zu Verdrängungsprozessen auftreten). Übermäßige 
Mieterhöherungen wären in solchen Fällen nicht ursächlich durch die energetische Modernisierung hervorgerufen, sondern wür-
den (wenn auch eventuell gebremst) womöglich in ähnlicher Weise auch ohnehin ablaufen. Eine solche spezielle, wenn auch 
gesellschafspolitisch sehr relevante Problematik darf also nicht mit der allgemeinen Situation im Wohngebäudebestand gleich-
gesetzt werden. Eine explizite Berücksichtigung derartiger Fälle im Modell war wegen fehlender empirischer Grundlagen und aus 
Vereinfachungsgründen nicht möglich.  

27  Eine fehlende statistische Signifikanz und der Verzicht auf die Darstellung im Mietspiegel bedeuten nicht, dass hier keine Effekte 
vorhanden sind, sondern weisen zunächst einmal nur auf die Schwierigkeiten des statistischen Nachweises im Rahmen einer 
Mietspiegelstichprobe hin. Allerdings würde bei sehr gravierenden Preisunterschieden abhängig vom energetischen Zustand 
auch der empirische Nachweis leichter fallen, so dass fehlende statistische Signifikanz in diesem Sinne zumindest als ein Hinweis 
darauf gedeutet werden kann, dass der Preiseinfluss nicht drastisch ist. 

28  Eine Energieeinsparung von 50 % bedeutet dementsprechend eine Mieterhöhung von nur wenig mehr als 2 %.  
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Ergebnis kann allerdings festgehalten werden, dass sich auch aus dieser Untersuchung keine Hin-
weise für sehr hohe Mehrmieterträge bei energetischer Modernisierung ableiten lassen, eher im Ge-
genteil.  
Zum Verständnis ist noch hinzuzufügen, dass die dargestellten empirischen Quellen nicht die Mieter-
höhung im unmittelbaren zeitlichen Anschluss an die energetische Modernisierung, sondern den im 
Gesamtmarkt zu beobachtenden Effekt der energetischer Modernisierung, also den längerfristig zu 
erwartenden Mehrmietertrag abbilden. Auf diesen längerfristigen Effekt kommt es aber im Entschei-
dungsmodell an, denn die Refinanzierung der Investitionen erfolgt durch die über eine längere Peri-
ode zu erwartenden Mehrerträge, die sich gegenüber einem Verzicht auf die energetische Moderni-
sierung ergeben. Auch aus Sicht einer dauerhaften Bewertung der Kostenbelastung der Mieter ist 
der längerfristige Effekt auf die Kaltmiete und nicht die Mieterhöhung im ersten Jahr entscheidend29.  
 

• Marktmechanismen (Modellansatz): 
Vor diesem Hintergrund geht der gewählte Modellansatz im vorliegenden Projekt von der Wirksam-
keit üblicher Markmechanismen aus: Es wird angenommen, dass der Mietmarkt, auch wenn er ins-
besondere aufgrund der vor allem kurzfristig eingeschränkten Flexibilität der Mieterseite beim Woh-
nungswechsel und des dadurch bewirkten starken Gewichts von Bestandsmietverhältnissen Beson-
derheiten aufweist, dennoch im Grundsatz wenigstens annähernd nach den üblichen marktwirt-
schaftlichen Grundsätzen von Angebot und Nachfrage funktioniert. Das bedeutet insbesondere, dass 
der Vermieter auf Dauer nicht vollständig unabhängig von den Interessen seiner Mieter handeln 
kann. Ebenso wie die Anbieter von anderen Gütern und Dienstleistungen muss auch er darauf ach-
ten, dass er mit seinen Mietpreisen konkurrenzfähig bleibt. Trotz nicht vollständig gleichlaufender 
Interessen und zweifellos bestehender Interessenkonflikte (die im Einzelfall auch sehr gravierend 
sein können) kann man also insgesamt gesehen sagen: Im Hinblick auf die Durchführung energeti-
scher Modernisierungen sitzen Mieter und Vermieter ein Stück weit „im selben Boot“. 
Ein solcher Modellansatz führt auf den ersten Blick zu der Annahme, dass sich Mieterhöhungen nach 
energetischen Modernisierungen mit den eingesparten Energiekosten die Waage halten müssen, die 
Maßnahmen also insgesamt warmmietenneutral sein werden. Dies würde allerdings nicht im Ein-
klang mit der häufigen (wenn auch hier nicht empirisch nachgewiesenen) Beobachtung stehen, dass 
Mietsteigerungen in der Praxis oft höher ausfallen. Auf den zweiten Blick gibt es verschiedene 
Gründe, warum auch eine über die Warmmietenneutralität hinausgehende Mietererhöhung in ei-
nem System, das grundsätzlich marktwirtschaftlich funktioniert, möglich sein kann. Diese Frage wird 

                                                           
29  In diesem Zusammenhang ist auf Mechanismen hinzuweisen, die den Mehrmietertrag der ersten Jahre im Laufe der Zeit „zusam-

menschrumpfen“ lassen können: Dieser Fall kann insbesondere dann eintreten, wenn der Vermieter die Miethöhe nach der ener-
getischen Modernisierung längere Zeit nicht mehr an allgemeine Preiserhöhungen auf dem Mietmarkt anpasst. Im Mietspiegel-
mechanismus besteht für ihn auch gegebenenfalls keine Möglichkeit hierfür, wenn die Miete vor der energetischen Modernisie-
rung im Bereich der marktüblichen Miete lag. Direkt nach der energetischen Modernisierung kann die Miete dann zwar gemäß 
§ 559 BGB erhöht werden und liegt damit (bei einem Mietspiegel, der die energetische Beschaffenheit nicht oder nicht adäquat 
berücksichtigen kann) über dem Vergleichsmietenniveau des Mietspiegels. Bei zukünftigen allgemeinen marktbedingten Miet-
preissteigerungen im Wohnungsmarkt kann der Vermieter die Kaltmiete dann jedoch nicht mehr über § 558 BGB weiter erhöhen, 
da er das Vergleichsmietenniveau auf längere Sicht immer noch überschreitet. Bei Verzicht auf die energetische Modernisierung 
hätte er dagegen den allgemeinen Preisanstieg auf den Mietpreis umlegen können. Insgesamt gesehen, kann ein solcher Mecha-
nismus womöglich auch dazu beitragen, eigentlich vorhandene Mietpreisunterschiede teilweise zu nivellieren und den empiri-
schen Nachweis im Mietspiegel insbesondere dann zu erschweren, wenn die energetische Beschaffenheit in der Vergangenheit 
noch nicht im Mietspiegel berücksichtigt war. 
Derartige Überlegungen zeigen, dass es sinnvoll ist, die energetische Beschaffenheit nicht nur aus („systemfremden“) Gründen 
des Anreizes von ökologisch sinnvollen Energiesparmaßnahmen, sondern bereits aus elementaren Gründen der Markttranspa-
renz in den Mietspiegel einfließen zu lassen. Dementsprechend hat der Gesetzgeber in § 558 BGB inzwischen die energetische 
Ausstattung und Beschaffenheit als ein im Mietspiegel zu berücksichtigendes Kriterium festgelegt. Die konkrete Umsetzung in 
der Praxis ist dabei eine noch offene Frage und sollte Gegenstand weiterer Untersuchungen sein. Insbesondere können fehlende 
Informationen über den energetischen Gebäudezustand ein Hemmnis darstellen (vgl. hierzu die Ausführungen zur Weiterent-
wicklung des Energieausweises in Kapitel 3.5).  
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weiter unten noch ausführlicher diskutiert. Für den Moment soll festgehalten werden: Der Model-
lansatz geht hinsichtlich der Mieterhöhung aufgrund energetischer Modernisierungsmaßnahmen da-
von aus, dass wie beim Selbstnutzer die erreichte Energiekosteneinsparung eine zentrale Rolle spielt. 
Darüber hinaus wird aber auch noch ein zweiter Term berücksichtigt, der insbesondere die Darstel-
lung darüber hinausgehender Mieterhöhungen erlaubt. 

 
Auf dieser Grundlage werden hier die Modellansätze für die Kosten-Nutzen-Kalkulation des Vermieters vor-
gestellt. Für den Gewinn der jeweils betrachteten Maßnahme bzw. Maßnahmenkombination wird folgender 
Ansatz gewählt: 
 
G = ΔkM,EMod x tA – KI + KF + KN 
Mit: 
tA, KI, KF, KN: Amortisationszeit, Investitionskosten30, Fördermittel und Netto-Zusatznutzen  
Diese Größen entsprechen dem oben beschriebenen Ansatz für den Selbstnutzer. Statt der eingesparten 
Energiekosten werden aber die aufgrund der Maßnahmen erzielbaren zusätzlichen Mieteinnahmen ange-
setzt: 
 
ΔkM,Emod : jährliche Zusatz-Mieteinnahmen (bezogen auf die Nettomiete) aufgrund der energetischen 
                 Modernisierung 
ΔkM,Emod = ΔkE + k+ ,mit: 
ΔkE: jährliche Energiekosteneinsparung der Mieter 
k+: zusätzliche, über die Warmmietenneutralität hinausgehende Mieterhöhung 
 
Im Rahmen des hier gewählten, an Marktmechanismen orientierten Modellansatzes für die Modernisie-
rungsmieterhöhung wäre k+ als der Netto-Zusatznutzen des Mieters zu interpretieren: Aufgrund der gestei-
gerten Behaglichkeit einer energetisch modernisierten Wohnung31 oder der auch bei Mietern womöglich zu 
unterstellenden Bereitschaft, einen ökologischen (also ideellen) Nutzen bei den Ausgaben für die eigene 
Wohnung auch finanziell zu honorieren, könnte hier ein positiver Ansatz begründet werden.  
Daneben (oder ergänzend dazu) ist aber auch eine andere Sichtweise möglich: Man könnte die Vermutung 
aufstellen, dass die oben im zweiten Aufzählungspunkt genannte Sichtweise, nach der der Vermieter ohne 
Rücksicht auf den Mieter und den Mietmarkt einfach die ihm entstandenen Investitionskosten möglichst 
weitgehend auf den Mietpreis umlegt, zwar als grundlegender Mieterhöhungsmechanismus weiterhin nicht 
plausibel erscheint, andererseits aber möglicherweise dennoch wenigstens in Teilen bzw. in Einzelfällen zum 
Tragen kommt. Demnach könnte der Term k+ auch als eine anteilige über den „Marktwert“ der energetischen 
Modernisierung hinausgehende Mieterhöhung interpretiert werden32. 

                                                           
30  Sowohl beim Vermieter als auch beim Selbstnutzer werden im Modell immer die Gesamtinvestitionskosten und nicht die „ener-

getischen“ bzw. „energiebedingten“ Mehrinvestitionen (also die Kosten der Differenzmaßnahmen zu ohnehin notwendigen Maß-
nahmen) angesetzt. Im Fall einer Fassadendämmung werden also die Gesamtkosten und nicht z. B. die Mehrkosten gegenüber 
einer Putzerneuerung (samt Anstrich) herangezogen. Dies liegt darin begründet, dass im Fall der Annahme ohnehin notwendiger 
Sanierungsmaßnahmen auch diese als eigenständige Maßnahmenoption mit einem eigenen Gewinn G abgebildet werden. Die 
Putzerneuerung wird in diesem Fall als eigenständige Handlungsoption mit reduzierten Investitionskosten angenommen, aller-
dings ohne Energiekosteneinsparung (Selbstnutzer) und ohne mögliche energiebedingte Mieterhöhung (Vermieter) sowie ohne 
Fördermöglichkeit. Die Option „Nichts tun“ mit Verzicht auf jedwede Investition (KI = 0) tritt in Fällen, in denen eine Sanierungs-
notwendigkeit angenommen wird, nicht auf. Der Hauseigentümer muss sich also in diesen Fällen (durch Vergleich der Ergebnisse 
für den Gewinn G) zwischen der „reinen“ Sanierung (z. B. Putzerneuerung ohne Dämmung) und der energetischen Sanierung 
(Außenwanddämmung) entscheiden. 

31  Eine gut gedämmte Wohnung bleibt an heißen Sommertagen kühler und weist im Winter an den Außenbauteilen höhere Ober-
flächentemperaturen auf. 

32  Auch negative Werte von k+ wären denkbar und würden dann den Fall abbilden, dass eine Mieterhöhung auch geringer als warm-
mietenneutral ausfallen kann. Als Gründe kommen beispielsweise die mit Baumaßnahmen im Allgemeinen hervorgerufenen Nut-
zereinbußen der Bewohner durch Lärmbelästigung und Schmutz infrage, darüber hinaus aber auch andere Mechanismen (wie 
etwa die genannten Defizite bei der Berücksichtigung energetischer Merkmale in Mietspiegeln), die dazu führen könnten, dass 
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Unabhängig davon, welche der beiden Sichtweisen eingenommen wird, bleibt das Problem bestehen, dass 
für eine Quantifizierung der Größe k+, deren Wert darüber hinaus noch stark von der Art der jeweiligen Maß-
nahme abhängen kann, die empirischen Grundlagen fehlen und daher vereinfachende Annahmen zu treffen 
sind. Im Projekt wird der folgende Ansatz gewählt: 
 
k+ = fEmod x KI / tA  ,mit: 

 
fEmod: Modellfaktor, als konstant angenommen 
 
Als Investitionen KI werden hier die Kosten der Gesamtmaßnahmen angesetzt, und für die Festlegung der 
Amortisationszeit tA wird die Perspektive des Vermieters eingenommen. Der Faktor fEmod gibt somit den an-
nuisierten Teil der Investitionskosten an, der zusätzlich (über die Energiekosteneinsparung hinaus) auf die 
Mieter umgelegt wird. Die Annahme einer Proportionalität zu den Investitionskosten ist dabei als stark pau-
schalisierende Ad-Hoc-Annahme zu sehen: Es wird davon ausgegangen, dass die zusätzliche Mietpreiserhö-
hung umso stärker ausfällt, je höher die Kosten des Vermieters sind. Dies entspricht insbesondere der zwei-
ten oben genannten Sichtweise, also einer aus Vermietersicht kostenbasierten Mieterhöhung. Aber auch die 
Vermutung, dass entsprechend der ersten (marktwirtschaftlichen) Sichtweise der Zusatznutzen der Mieter 
bei höherer Investition in das Gebäude höher ausfällt, kann – wenn auch nicht bei allen denkbaren Maßnah-
men – in der generellen Tendenz als plausible Annahme gelten.  
Davon abgesehen ist allerdings weiterhin zu konstatieren, dass der Wert des Faktors fEmod in seiner Höhe 
unbekannt ist. In den Modellrechnungen wird als Basiswert fEmod = 0,15 angenommen, also eine zusätzliche 
Umlage in Höhe von 15 % der annuisierten Investitionskosten. Darüber hinaus werden Parameteruntersu-
chungen durchgeführt (s. insbesondere Kapitel 2.4 und 3.4.2).  
Aus Modellsicht ist damit ein vorläufiger Wert für die jeweiligen ΔkM,EMod in den einzelnen Mikrodatensätzen 
gesetzt, für die endgültige Festlegung der Endwerte werden aber noch weitere Annahmen getroffen, die in 
den Algorithmen des Simulationsprogramms sukzessive abgearbeitet werden: 

• Die Begrenzung der Mieterhöhung ΔkM,EMod durch den Mechanismus des § 559 BGB wird hier eben-
falls berücksichtigt, um zu verhindern, dass aufgrund des Zusatzterms k+ im Einzelfall extrem starke 
und womöglich unrealistische Mieterhöhungen vorgenommen werden. Die Modernisierungsumlage, 
die ihrem eigentlichen rechtlichen Sinn nach – wie oben ausgeführt – nicht den genauen Betrag, 
sondern eine Obergrenze für die Mieterhöhung vorgibt, wird also auch hier in diesem Sinne ange-
wendet. Dies erscheint insbesondere vor dem Hintergrund der vereinfachenden Annahme sinnvoll, 
dass – wie ebenfalls oben erwähnt – im Modell nicht zwischen energiebedingten Mehrkosten und 
Gesamtkosten unterschieden wird. Berücksichtigt wird also eine Modernisierungsumlage auf Basis 
der Investitionskosten der Maßnahmen (nach Abzug etwaiger Fördermittel). Die gewählte Mietober-
grenze ist vor diesem Hintergrund also immer noch aus Vermietersicht großzügig gewählt und führt 
zu einer eher konservativen (also die Höhe eher über- als unterschätzenden) Festlegung der Kosten-
belastungen auf der Mieterseite. 

• Durch diesen Algorithmus zur Begrenzung der Mieterhöhung könnte nun allerdings auch der Fall ein-
treten, dass ΔkM,Emod geringer ausfällt als die Energiekosteneinsparung ΔkE. Aus marktwirtschaftlicher 
Sicht erscheint es allerdings plausibel anzunehmen, dass eine Mieterhöhung in Höhe von ΔkE auf 
lange Sicht immer erreichbar sein sollte (auch wenn sich dies – wie oben dargestellt – empirisch bis-
her nicht generell belegen lässt). Aus diesem Grund wird im Modell als Mindestwert von ΔkM,Emod der 
Betrag ΔkE festgelegt. 

• Allerdings besteht auch noch die Möglichkeit, dass die Energiekosteneinsparung negativ ist (ΔkE < 0), 
also Mehrkosten entstehen. Dieser Fall kann insbesondere bei einem Wechsel des Energieträgers 

                                                           
die Mieterhöhung auf Dauer gesehen niedriger ausfällt als die eingesparten Energiekosten. In den Modellrechnungen im Projekt 
wurde der Fall negativer Werte von k+ aber nicht betrachtet, um die Kostenbelastungen der Mieter eher konservativ abzuschät-
zen. 
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eintreten, wenn z. B. ein geringerer CO2-Emissionsfaktor des neuen Energieträgers mit einem insge-
samt höheren Energiepreis einhergeht und die Umstellung des Heizsystems etwa auf Grund einer 
Förderung dennoch aus Vermietersicht günstig erscheint. In diesem Fall wäre also im „streng markt-
wirtschaftlichen“ Ansatz sogar mit einer Senkung der Kaltmiete zu rechnen. In den Modellrechnun-
gen wird allerdings angenommen, dass eine solche Absenkung in der Praxis kaum zum Tragen 
kommt, und es wird daher im Simulationsmodell generell ΔkM,Emod ≥ 0 angesetzt. 

 
Auf Grundlage dieser Festsetzungen folgt nun in den Modellrechnungen die Entscheidungsfindung bei den 
Vermietern nach dem gleichen Schema wie bei den Selbstnutzern: In Fällen, in denen eine Modernisierungs-
bereitschaft besteht und daher ein Abwägungsprozess stattfindet, wird die Maßnahmenkombination mit 
dem jeweils höchsten Gewinn G ausgewählt. Damit ergibt sich dann auch der endgültige Wert der entspre-
chenden Kostenbelastung ΔkM,Emod für die jeweiligen Mieter. 
Im Vergleich zu selbstnutzenden Eigentümern ist noch die Frage zu klären, ob nicht im Vermietungsfall auf-
grund weiterer Rahmenbedingungen eine deutlich andere Situation vorliegt, so dass der bisherige Ansatz 
womöglich noch zu modifizieren wäre. Insbesondere gerät in diesem Zusammenhang die steuerliche Behand-
lung von Modernisierungsinvestitionen in den Blick. Im Hinblick auf die Modellansätze kann die Frage wie 
folgt beantwortet werden: 

• Tatsächlich ist grundsätzlich davon auszugehen, dass die Entscheidungsfindung bei verschiedenen 
Eigentümertypen, insbesondere also Selbstnutzern und Vermietern, nicht in der gleichen Weise ab-
läuft. Eine Kenntnis der im Detail ablaufenden Prozesse ist hier allerdings nicht vorhanden. Im Modell 
wird den vermuteten Unterschieden dadurch Rechnung getragen, dass die für das Entscheidungs-
modell zentrale Amortisationszeit tA – wie weiter oben beschrieben – nach Eigentümertypen unter-
schieden wird. 

• Die spezielle Frage, ob aufgrund der bestehenden steuerlichen Abschreibungsmöglichkeiten von Mo-
dernisierungsinvestitionen im Vermietungsfall eine gegenüber Selbstnutzern generell andere Situa-
tion (insbesondere eine Bevorzugung) vorliegt33, wurde im Projekt einer genaueren Analyse unter-
zogen (s. Anhang E). Je nach individueller Situation können hier tatsächlich Unterschiede auftreten – 
übrigens auch innerhalb verschiedener Vermietertypen gemäß deren jeweiliger individueller Situa-
tion. Davon abgesehen wird aber der generelle Mechanismus der Entscheidungsfindung im Grund-
satz nicht verändert: Zwar werden die Modernisierungskosten der Vermieter durch steuerliche Ab-
schreibungsmöglichkeiten reduziert. Demgegenüber ist aber auch in Anschlag zu bringen, dass die 
Mietmehreinnahmen, die der Refinanzierung der Maßnahmen dienen (also insbesondere der im Ent-
scheidungsprozess relevante Betrag ΔkM,Emod), ebenfalls zu versteuern sind. Der im Modell unter-
stellte Auswahlprozess der aus Vermietersicht optimalen Maßnahmenkombination wird demnach 
durch die Berücksichtigung steuerlicher Aspekte zumindest näherungsweise nicht beeinflusst. Auf 
die Berücksichtigung der Versteuerung wurde daher im Modell aus Vereinfachungsgründen verzich-
tet.  

 
Neben dem bis hierhin beschriebenen Mechanismus zur Festlegung der energetisch bedingten Mieterhö-
hung von ΔkM,Emod ergeben sich noch weitere Einflüsse auf die Miete. Die Gesamt-Mieterhöhung im Betrach-
tungsjahr ΔkM berücksichtigt insgesamt drei Komponenten: 
 
ΔkM = ΔkM,Emod + ΔkM,NEmod + ΔkM,allg, mit: 

                                                           
33  Im Fall der Selbstnutzer gibt es zwar ebenfalls die Möglichkeit einer steuerlichen Förderung von energetischen Modernisierungs-

maßnahmen (§ 35c EstG). Allerdings können in diesem Fall nicht gleichzeitig noch weitere Fördermittel für die gleichen Maßnah-
men in Anspruch genommen werden. 
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ΔkM,NEmod : Mieterhöhung aufgrund von nicht-energetischen Modernisierungsmaßnahmen 

ΔkM,allg : allgemeine marktbedingte Mieterhöhung  

 
Unter nicht-energetische Modernisierungsmaßnahmen werden den Gebäude- bzw. Wohnwert erhöhende 
Maßnahmen verstanden, die nicht im Zusammenhang mit Energieeinsparmaßnahmen stehen und ebenfalls 
eine Mieterhöhung begründen können (z. B. Modernisierung der Bäder). Die allgemeine Mieterhöhung be-
zieht sich dagegen auf Mietpreisanstiege (gegebenenfalls wären auch Absenkungen möglich), die durch die 
allgemeine Marktpreisentwicklung bedingt sind, also auch bei Wohnungen auftreten, in denen keinerlei Mo-
dernisierungsmaßnahmen durchgeführt werden. Die im Modell getroffenen Ansätze sind in Anhang D näher 
erläutert.  
Wie weiter oben erwähnt, soll in diesem Kapitel abschließend noch einmal die Frage näher untersucht wer-
den, wie sich erklärt, dass auch im Rahmen marktwirtschaftlicher Prozesse Mieterhöhungen nach energeti-
schen Modernisierungsmaßnahmen deutlich höher ausfallen können, als es bei Annahme einer aus Mieter-
sicht kostenneutralen warmmietenneutralen Erhöhung der Fall wäre. Auch wenn es keine belastbaren em-
pirischen Belege zur Bedeutung dieser Beobachtung gibt, wird hier aber zumindest als Hypothese davon aus-
gegangen, dass dieser allgemein vorherrschende Eindruck durch viele Einzelfälle belegt und daher berechtigt 
ist. Die vorliegende Fragestellung wird im Folgenden in insgesamt fünf Einzelaspekten diskutiert: 

1. Betrachtungen zur Warmmietenneutralität beruhen auf dem Vergleich der im Zusammenhang mit 
den Maßnahmen stehende Erhöhung der Nettomiete mit der erreichten Energiekosteneinsparung. 
Im herkömmlichen Sinne ist dabei ein direkter Jahresvergleich gemeint: Die Gesamtkosten aus Sicht 
der Mieter sind im Jahr nach der Modernisierung nicht höher als im Vorjahr. Demgegenüber meint 
Warmmietenneutralität beim vorliegenden Modellansatz, dass die Mieter über eine längere Per-
spektive hinweg nicht mehr belastet werden als bei Verzicht auf die Maßnahme. Wie bereits oben 
beschrieben, kommt es also nicht auf die beobachtete Mieterhöhung im ersten Jahr, sondern auf 
den dauerhaft realisierten Mehrmietertrag gegenüber der Variante „Verzicht auf energetische Mo-
dernisierung“ an. Auch die erwarteten Preissteigerungen der Heizenergieträger sind in dieser Per-
spektive zu berücksichtigen.  

2. Mögliche Mechanismen, die insbesondere aufgrund einer mangelnden Markttransparenz dazu füh-
ren, dass die Modernisierungsmieterhöhung im ersten Jahr nicht den dauerhaften Mehrmieterträ-
gen entspricht, wurden oben im Zusammenhang mit dem Mietspiegelmechanismus bereits erwähnt. 
Vor diesem Hintergrund ist es zumindest auch denkbar, dass die Vermieter diese Mechanismen einer 
fehlenden dauerhaften Realisierung von Mehrerträgen im Grundsatz kennen, und ihnen durch ent-
sprechend erhöhte Mietsteigerungen im Jahr der Maßnahmendurchführung vorsorglich begegnen. 
Wenn diese Zuschläge richtig kalkuliert werden, sollten sie sich im Laufe der Zeit durch Verrechnung 
mit den reduzierten Mehrerträgen wieder nivellieren. Es wäre aber auch möglich, dass diese Mieter-
höhungen beispielsweise im Sinne eines zu großzügig kalkulierten „Risikozuschlags“ überhöht aus-
fallen. In diesem Fall wären sie im Modell als Teil des Zusatzterms k+ anzusehen, könnten also (bei 
bekannter Höhe) in dieser Weise zumindest in der Theorie explizit berücksichtigt werden.  

3. Es ist davon auszugehen, dass in der Praxis insbesondere bei umfangreicheren Modernisierungsvor-
haben energetische und nicht-energetische Maßnahmen häufig gemeinsam durchgeführt werden, 
so dass die eintretende Gesamtmieterhöhung gar nicht allein auf energetische Maßnahmen zurück-
zuführen ist. Darüber hinaus ist zu beachten, dass auch allgemeine marktbedingte (nicht im Zusam-
menhang mit Modernisierungsmaßnahmen stehende) Mieterhöhungen in der Regel nicht unbedingt 
jährlich, sondern je nach Gewohnheit des jeweiligen Vermieters auch in größeren zeitlichen Abstän-
den durchgeführt werden und dann womöglich entsprechend höher ausfallen. Eine energetische 
Modernisierungsmieterhöhung könnte daher als Anlass dienen, eine demnächst ohnehin fällige all-
gemeine Mieterhöhung gleich „mit zu erledigen“.  
Im Modell werden die Teile der Mieterhöhung, die nicht durch energetische Modernisierungsmaß-
nahmen bewirkt werden, in Form der Terme ΔkM,NEmod und ΔkM,allg berücksichtigt. Allerdings wird die-
ser Mietenanstieg nicht fallabhängig angesetzt, sondern jährlich allen Mietwohnungen 
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gleichermaßen zugeordnet. Individuelle Unterschiede zwischen Gebäuden mit und ohne energeti-
sche Modernisierung im aktuellen Jahr werden aus Vereinfachungsgründen also nicht berücksichtigt. 
Das Modell erhebt auch in dieser Hinsicht nicht den Anspruch, entsprechende Kostensprünge der 
jeweiligen Wohnung im aktuellen Jahr präzise abzubilden, sondern zielt vielmehr wie beschrieben 
auf eine Quantifizierung der längerfristig wirksamen Mieterhöhungen, so dass sich solche momenta-
nen Effekte großenteils im Ergebnis wieder nivellieren sollten. 

4. Neben den eingesparten Energiekosten können auch weitere positive Zusatzeffekte für den Mieter 
auftreten (erhöhte Behaglichkeit im Winter und Sommer durch bessere Dämmung, der ideelle öko-
logische Wert der Maßnahmen), die eine darüber hinausgehende Mieterhöhung auch unter markt-
wirtschaftlichen Gesichtspunkten begründen können. Dieser Aspekt wurde oben bereits erläutert 
und ist einer der Gründe für die Einführung der Größe k+ im Modell. 

5. Schließlich ist noch einmal auf die Besonderheiten des Mietwohnungsmarkts zu verweisen, die ge-
rade bei Bestandsmietverhältnissen aufgrund der begrenzten Mobilität der Bewohner dazu führen 
können, dass überhöhte Mieten gefordert werden, die die Bewohner dennoch zu zahlen bereit sind, 
um einen Wohnungswechsel und die damit einhergehenden direkten und indirekten Kosten (z. B. 
Umzugskosten auf der einen und Verlust der vertrauten Umgebung auf der anderen Seite) zu ver-
meiden. Solche Mechanismen können im Modell prinzipiell ebenfalls in der Größe k+ abgebildet wer-
den. Es stellt sich allerdings die Frage, ob dieser Effekt, der im Übrigen durch die Regelungen des 
Mietrechts zumindest begrenzt wird, überhaupt direkt an die energetische Modernisierungsmieter-
höhung gekoppelt ist und nicht vielmehr weitgehend unabhängig davon auftritt. Dass die energeti-
sche Modernisierung insbesondere aufgrund der im § 559 BGB enthaltenen Spielräume (nicht zuletzt 
auch bei der Unterscheidung von energiebedingten Mehrkosten und Gesamtkosten) grundsätzlich 
das Potential aufweist, hier quasi als „Katalysator“ eines derartigen Mechanismus zu wirken, er-
scheint einerseits plausibel34. Andererseits wäre zu vermuten, dass der Effekt ansonsten womöglich 
längerfristig auch ohnehin zum Tragen kommen würde. 

 
Zusammenfassend ist festzuhalten, dass die im Einzelfall sehr komplexen Mechanismen der Mieterhöhung 
nach energetischen Modernisierungsmaßnahmen in den Modellansätzen im Grundsatz wiedergegeben wer-
den können, wenn auch in stark vereinfachter Weise. Aufgrund einer großenteils fehlenden empirischen Ba-
sis ist die Modellbildung aber bezüglich der konkreten Eingangsgrößen ohnehin weitgehend auf Ad-Hoc-An-
sätze und Parametervariationen angewiesen. Die Verbesserung der empirischen Datengrundlagen kann auch 
hier als eine wichtige zukünftige Forschungsaufgabe angesehen werden.  
Dies gilt in entsprechender Weise für die Frage der Inzidenz, die sich bei äußeren Markteingriffen wie der 
CO2-Bepreisung stellt und die ebenfalls das Verhältnis von Vermietern und Mietern und deren jeweilige Ko-
sten betrifft. Diese Thematik wird im folgenden Kapitel separat behandelt. 

1.3.5 Inzidenzproblematik 
Erfährt ein Markt von außen, etwa durch eine Verteuerung von Vorprodukten oder durch eine Einführung 
bzw. Erhöhung einer Steuer, eine Störung, so stellt sich durch Marktmechanismen nach einer Übergangszeit 
ein neues Gleichgewicht mit (üblicherweise) einer neuen gleichgewichtigen Menge und einem neuen Markt-
preis ein. Dieser Mechanismus gilt auch für den Mietwohnungsmarkt, für den eine solche Störung beispiels-
weise eine CO2-Bepreisung darstellt, die in letzter Konsequenz eine Verteuerung fossiler (Heiz-) Energieträger 
bewirkt. Die sogenannte Inzidenzanalyse beschäftigt sich mit der Frage, welche Marktseite von einer solchen 
Störung wie stark betroffen ist, bezogen auf das Beispiel also konkret, ob Vermieter oder Mieter die dadurch 
ausgelöste Preiserhöhung für fossile Energieträger in ökonomischer Hinsicht zu tragen haben. „In ökonomi-
scher Hinsicht zu tragen“ meint in diesem Kontext in Form höherer Nachfrager- bzw. verringerter 

                                                           
34  Auch der bereits oben genannte Fall der „Luxussanierung“, bei dem gegebenenfalls sogar eine Verdrängung der Altmieter statt-

findet, ist in einem erweiterten Sinne in diesen Kontext einzuordnen. 



 
 

 49 

Anbieterpreise. Sind die Mieter die „ökomischen Träger“ des steuerbedingten Energiepreisanstiegs, nehmen 
sie dies in Form höherer Bruttowarmmieten wahr. Liegt die Inzidenz dagegen bei den Vermietern, bedeutet 
das, dass für sie nach Abzug aller Betriebskosten am Ende weniger übrigbleibt als im Fall ohne die betrachtete 
Steuereinführung. 
Von dieser effektiven bzw. tatsächlichen Inzidenz ist die formale bzw. gesetzliche Inzidenz zu unterscheiden. 
Letztere gibt an, welche Markseite nach der Intention des Gesetzgebers eine Steuer zu tragen hat. Was Be-
triebskosten im Allgemeinen angeht, kann davon ausgegangen werden, dass gemäß dem Willen des Gesetz-
gebers die formale Inzidenz bei den Mietern liegt. Denn schließlich sind Betriebskosten gemäß der Verord-
nung über die Aufstellung von Betriebskosten (BetrKV) grundsätzlich umlagefähig: Der Vermieter legt die 
diesbezüglichen Ausgaben zwar im Regelfall aus, weil er derjenige ist, der die Verträge mit den jeweiligen 
Versorgern bzw. Dienstleistern schließt35. Er holt sich die verauslagten Beträge aber über pauschalierte Be-
triebskostenvorauszahlungen von den Mietern zurück und gleicht etwaige Über- oder Unterzahlungen der 
Mieter am Ende des Abrechnungszeitraums im Zuge der Betriebskostenabrechnung via Erstattungen oder 
Nachforderungen wieder aus. Eine Ausnahme vom Grundsatz, dass die formale Inzidenz von Betriebskosten 
bei den Mietern liegt, stellt das 2023 in Kraft getretene Kohlendioxidkostenaufteilungsgesetz (CO2KostAufG) 
dar. Demnach sind die für Heizöl, Erdgas und weitere Brennstoffe anfallenden Kohlendioxidkosten zwischen 
Vermieter und Mieter aufzuteilen, wobei sich das konkrete Aufteilungsverhältnis nach dem Umfang der 
Treibhausgasemissionen bestimmt, die vom Gebäude ausgehen und die anhand des Brennstoffverbrauchs 
des Gebäudes bestimmt werden können. 
Der Inzidenzanalyse zufolge hat die formale Inzidenz jedoch keine Auswirkungen auf die effektive Inzidenz. 
Die effektive Kostenaufteilung ist am Ende somit immer die gleiche, unabhängig von der Frage, bei welcher 
der beiden Marktseiten (Mieter oder Vermieter) die formale Inzidenz liegt.36 Welche Marktseite wie stark 
von einer steuerbedingten Energiepreissteigerung in ökonomischer Hinsicht betroffen ist und damit welche 
Marktseite die Energiepreissteigerung am Ende trägt, bemisst sich stattdessen einzig am Verhältnis der Miet-
preiselastizitäten der Vermieter und der Mieter, wobei die preiselastischer reagierende Marktseite, also die 
Marktseite mit größerer Mietpreissensibilität, den geringeren Teil der Kosten trägt [Homburg 2015, S. 89 ff.]).  
Vor diesem Hintergrund und ohne zunächst die Frage nach der allein maßgebenden effektiven Inzidenz der 
CO2-Bepreisung zu klären, soll nun der Einfluss der Inzidenzeffekte auf den Modellansatz zur Entscheidungs-
findung der Vermieter näher untersucht werden:  
Der Gewinn einer bestimmten Maßnahmenkombination aus Vermietersicht lässt sich nach Kapitel 1.3.4 wie 
folgt ermitteln: 
G = ΔkM,EMod x tA – KI + KF + KN 
Mit ΔkM,EMod = ΔkE + k+ ergibt sich daraus: 
G = (ΔkE + k+) x tA – KI + KF + KN 

Dieser bisherige Ansatz geht davon aus, dass es dem Vermieter gelingt, die Nettomiete mindestens um die 
vom Mieter modernisierungsbedingt eingesparten Energiekosten anzuheben. Im Fall eines Energiepreisan-
stiegs durch eine CO2-Bepreisung ist aber aufgrund der dargestellten Ausgleichsmechanismen davon auszu-
gehen, dass gegebenenfalls auch die Vermieter an den Zusatzkosten infolge der CO2-Bepreisung beteiligt 
werden und im Umkehrschluss von einer Reduzierung des Energieverbrauchs infolge einer energetischen 
Modernisierung profitieren. Im Modell ist jetzt also zu berücksichtigen, dass sich die Energiekosteneinspa-
rung einer energetischen Modernisierung in einen Mieter- und einen Vermieteranteil aufspaltet:  
ΔkE = ΔkE,M + ΔkE,V  

                                                           
35  Bisweilen schließt der Mieter selbst entsprechende Verträge ab, so dass die Zahlungen direkt vom Mieter an den jeweiligen 

Versorger bzw. Dienstleister gehen. Beispiele hierfür sind Mieter mit wohnungsbezogenen Heizsystemen, die direkt mit dem 
Energieversorger Verträge eingehen, sowie Mieter von Einfamilienhäusern, weil in diesen Fällen die Notwendigkeit einer Vertei-
lung der Betriebskosten auf mehrere Mietparteien im gleichen Gebäude entfällt und im Mietvertrag daher häufig vereinbart wird, 
dass der Mieter entsprechende Zahlungen direkt an den jeweiligen Versorger bzw. Dienstleister leistet. 

36  Vor diesem Hintergrund ist insbesondere der Versuch, mit dem Kohlendioxidkostenaufteilungsgesetz die effektiven Kosten von 
Mietern und Vermietern von staatlicher Seite aus zu beeinflussen, kritisch zu sehen (vgl. [Cischinsky et al. 2019]). 
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Die Gleichungen für den Gewinn des Vermieters und für die erreichbare Mieterhöhung infolge einer energe-
tischen Modernisierung sind nun zu modifizieren, indem für den Vermieter ein zusätzlicher Kostenterm (sein 
direkter Anteil an der erreichten Energiekosteneinsparung) eingeführt und im Gegenzug auch der „Mieter-
nutzen“ auf dessen verbleibenden Anteil beschränkt wird: 
G = ΔkM,Emod x tA – KI + KF + KN + ΔkE,V x tA 
ΔkM,Emod = ΔkE,M + k+ 
Im Resultat gilt nun aber auch hier wieder der ursprüngliche Ansatz für den Gewinn des Vermieters: 
G = ΔkM,Emod x tA - KI + KF + KN + ΔkE,V x tA = (ΔkE,M + k+) x tA - KI + KF + KN + ΔkE,V x tA = (ΔkE + k+) x tA - KI + KF + KN 
Die Frage, auf welcher Marktseite die effektive Inzidenz der CO2-Bepreisung liegt, beeinflusst somit die Ver-
mieterentscheidung zugunsten einer oder gegen eine energetische Modernisierung nicht: Liegt die effektive 
Inzidenz der CO2-Bepreisung ausschließlich bei den Mietern, gelingt dem Vermieter unter der getroffenen 
Annahme einer (wenigstens) warmmietenneutralen Überwälzung der Energiekosteneinsparung auf den Mie-
ter eine Nettomieterhöhung (mindestens) in Höhe der modernisierungsbedingten Energiekosteneinsparung. 
Sind dagegen die Vermieter „ökonomische Träger“ der CO2-Bepreisung, überwälzen sie zwar nur einen Teil 
der Energiekosteneinsparung via einer Anhebung der Nettomiete an den Mieter, profitieren aber im Gegen-
zug davon, dass die ausschließlich von ihnen zu tragenden Kosten der CO2-Bepreisung infolge des verringer-
ten Energieverbrauchs kleiner werden. 
Nach diesem Modellansatz ist es somit ohne Belang, wo die effektive Inzidenz der CO2-Bepreisung liegt, zu 
welchen Anteilen sich Mieter und Vermieter also die dadurch hervorgerufenen zusätzlichen Energiekosten 
aufteilen37. Vor diesem Hintergrund kann also davon ausgegangen werden, dass die Entscheidungsfindung 
in Bezug auf die Durchführung oder Nichtdurchführung energetischer Modernisierungsmaßnahmen im Mo-
dell zumindest weitgehend von der jeweiligen Inzidenz unabhängig ist. Dies gilt allerdings nicht für die resul-
tierenden Kostenbelastungen, die Mieter und Vermieter am Ende zu tragen haben: Deren Höhe wird weiter-
hin von der effektiven Inzidenz bestimmt und hängt somit davon ab, welche Marktseite wie preissensibel ist. 
Die Beantwortung der Frage nach der Preissensibilität von Mietern und Vermietern ist für ein konkretes Miet-
verhältnis schwierig und hängt nicht zuletzt von Eigenschaften des lokalen Wohnungsmarkes ab. Übergrei-
fend kann jedoch davon ausgegangen werden, dass die effektive Inzidenz der CO2-Bepreisung spätestens auf 
lange Sicht hin bei den Mietern liegen dürfte, es den Vermietern also langfristig gelingen sollte, die ökono-
mischen Kosten der CO2-Bepreisung in Form höherer Nettomieten weitestgehend auf die Mieterseite zu 
überwälzen, selbst wenn die Vermieter den formal von ihnen zu tragenden Teil der CO2-Bepreisung nicht wie 
die übrigen Betriebskosten auf die Mieter umlegen dürfen. Begründen lässt sich diese Sichtweise damit, dass 
die Substitutionsmöglichkeiten der Vermieterseite langfristig größer sind und diese Marktseite folglich auf 
lange Sicht hin mietpreissensibler ist. Denn während Mieter „das Gut Wohnen“ nur eingeschränkt substitu-
ieren können (etwa in Form eines reduzierten Wohnkonsums durch die Anmietung kleinerer Wohnungen), 
besteht für Vermieter eine Exit-Option, also die Möglichkeit, sich aus dem Vermietungsgeschäft zurückzuzie-
hen und stattdessen auf andere Vermögensanlageformen auszuweichen. 
Für das vorliegende Forschungsvorhaben ist primär die längerfristige effektive Inzidenz ausschlaggebend. Die 
detaillierte Beschreibung der stattfindenden Marktanpassungs- bzw. Überwälzungsprozesse kann dabei 
nicht explizit berücksichtigt werden. In der Modellperspektive wird vor diesem Hintergrund davon ausgegan-
gen, dass der dauerhaft wirksame Kosteneffekt wie ausgeführt auf der Mieterseite liegt, so dass die CO2-
Bepreisung im Modell vollständig in die von den Mietern zu tragenden Energiekosten eingeht. Dies entspricht 
im Übrigen auch einem aus Sicht der Mieter (und der sozialen Sicherungssysteme) konservativen Ansatz, d. h. 
die Wohnkosten (und damit auch gegebenenfalls die fälligen Transferzahlungen zur Bezuschussung oder 
Übernahme der Wohnkosten durch den Staat) werden dadurch eher über- als unterschätzt38. 

                                                           
37  Unterschiede können sich allerdings in bestimmten Fällen in den nachgelagerten Ergänzungen dieser „Basisgleichungen“ erge-

ben, insbesondere bei der Überprüfung der Obergrenze der Mietererhöhung gemäß § 559 BGB. 
38  Abgesehen von diesem Ansatz für die Analysen im vorliegenden Projekt ermöglicht das Simulationsmodell grundsätzlich auch die 

Annahme anderer Inzidenzzuteilungen, d. h. auch die Vermieter können an einer steigenden CO2-Bepreisung bzw. steigenden 
Energiekosten beteiligt werden. Diese Kostenbeteiligung wird im Modell in Form eines Abschlags bei der Netto-Kaltmiete 
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1.4 Dynamischer Modellansatz für die Haushaltsstruktur und den Gebäudebe-
stand 

1.4.1 Einführung 
Das bisher beschriebene „statische“ Modell kennt weder Rückbau (Abriss) und Neubau noch eine demogra-
fische Entwicklung: Die Haushalte bleiben in ihrer Anzahl und Zusammensetzung bestehen, ebenso die von 
ihnen genutzten Wohnungen und Gebäude. Vor diesem Hintergrund wird hier die Erweiterung zu einem „dy-
namischen“ Modell beschrieben, das in einer groben, aber plausiblen Weise solche Veränderungen berück-
sichtigen kann. 
Im Idealfall müsste ein solches dynamisches Modell Einzelhaushalte in ihrer individuellen Entwicklung nach-
vollziehen und Haushalte auch neu zusammensetzen (z. B. mit Partner in gemeinsame Wohnung ziehen, Ge-
burt von Kindern, Auszug der Kinder, Sterbefälle). Darüber hinaus müssten Umzüge der Haushalte konkret 
abgebildet werden. 
Die Realisierung eines solchen Ansatzes im Modell wäre sehr kompliziert und war im Rahmen des vorliegen-
den Forschungsvorhabens nicht darstellbar. Aus diesem Grund musste ein einfacherer Weg gefunden wer-
den. Im Projekt wurden hierfür zwei Ansätze erwogen: 

• Ansatz 1: Die feste „1:1-Beziehung“ zwischen den Haushalten und ihren Wohnungen/Gebäuden 
bleibt bestehen, d. h. die Haushalte bleiben im Modell immer in ihren Wohnungen und die Haus-
haltsmitglieder verändern dabei auch nicht ihr Alter. Der demografische Wandel und der Abriss und 
Neubau von Wohnungen/Gebäuden wird durch eine „Neugewichtung“ gelöst, d. h. durch Anpassung 
der bei der Hochrechnung von den Einzelhaushalten auf alle Haushalte in Deutschland verwendeten 
Gewichtungsfaktoren („Hochrechnungsfaktoren“ bzw. „Hochrechnungsgewichte“). Die Haushaltsda-
tensätze bleiben also unverändert, es ändern sich lediglich die Hochrechnungsfaktoren.  

• Ansatz 2: Hier werden auch Umzüge zugelassen: Die feste Verknüpfung von Haushalten und Woh-
nungen wird aufgelöst. Im Modell müssen dann haushaltsbezogene und gebäude-/wohnungsbezo-
gene Merkmale unterschieden werden und es muss eine Neuzuordnung durchgeführt werden. Auf 
eine zeitliche Nachverfolgung der individuellen Entwicklung der Haushalte (Alterung, Veränderung 
der Haushaltszusammensetzung) müsste aber auch hier verzichtet werden, um die Komplexität in 
Grenzen zu halten. 

 
Die weitere Abwägung ergab, dass im Kontext des Projektes nur Ansatz 1 mit vertretbarem Aufwand reali-
sierbar war. Das wichtigste Ziel, nämlich die Entwicklung des Gebäudebestands mit Neubau und Rückbau 
sowie grundlegender demografischer Eigenschaften (Altersstruktur der Bevölkerung, Verteilung auf unter-
schiedliche Haushaltsgrößen), lässt sich auf diese Weise erreichen. Dieses im Projekt in einem zweistufigen 
Konzept (Makro- und Mikroebene) umgesetzte Verfahren wird im Folgenden noch näher beschreiben. 

1.4.2 Makromodell zur Entwicklung von Personenzahlen und Wohnflächen nach Haus-
haltstypen 

Die erste Stufe des dynamischen Modells behandelt die Makroebene39: Hier werden ausgehend vom Basis-
jahr 2018 in einem übergreifenden Ansatz Grunddaten für die zeitliche Entwicklung sowohl der Haushalte als 

                                                           
dargestellt. Für die Mieter ergeben sich damit effektiv niedrigere Gesamt-Wohnkosten und im Gegenzug für die Vermieter redu-
zierte Mieteinnahmen – verglichen mit dem Fall, dass die Inzidenz allein auf Seiten der Mieter liegt. Im Rahmen von Parameter-
variationen wird in Kapitel 3.4.2 in der Variante PV12 der Fall untersucht, dass sich die Inzidenz der zusätzlichen CO2-Bepreisung 
je zur Hälfte auf die Mieter und die Vermieter verteilt. 

39  Weitere Informationen über verschiedene Aspekte der Bevölkerungs-, Haushalts- und Wohnflächenprognose als Grundlagen zur 
Entwicklung des Makro-Ansatzes sind in Anhang F dokumentiert. Dieser Anhang spiegelt einen früheren Projekt- und Diskussi-
onsstand wider. Für die zum Teil abweichende Beschreibung der konkreten Realisierung im Simulationsmodell ist dagegen die 
Darstellung im vorliegenden Kapitel 1.4 des Endberichts ausschlaggebend. Insbesondere wird in Anhang F ein möglicher 
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auch des Gebäudebestands berechnet und in Übersichtstabellen für jedes Folgejahr zusammengefasst. In 
einer zweiten Stufe erfolgt dann die Anpassung der konkreten Hochrechnungsfaktoren im Mikro-Datensatz 
(s. u. Kapitel 1.4.3). 
Die Altersstruktur der Bevölkerung wurde gemäß der 14. Bevölkerungsvorausberechnung des Statistischen 
Bundesamtes (Variante 2: Moderate Entwicklung von Fertilität, Lebenserwartung und Wanderung) fortge-
schrieben [Destatis Bevölkerung 2019] , indem die daraus ermittelte jährliche relative Änderung der Perso-
nenzahlen nach Lebensalter auf den im Projekt verwendeten Datensatz für 2018 (auf Basis des Mikrozensus) 
übertragen wurde. 
Weiterhin werden vier demografische Haushaltstypen unterschieden, die eine Verknüpfung von personen-
bezogenen Altersangaben und Haushaltsgrößen darstellen:  

1. „Seniorenhaushalte“:  
alle Haushalte, in denen die Haupteinkommensperson 65 Jahre oder älter ist. 

2. „Familienhaushalte“:  
Haushaltsgröße mindestens drei Personen, Alter der Haupteinkommensperson von 25 bis 64 Jahre 

3. Ältere Ein-/Zwei-Personenhaushalte:  
Haushaltsgröße 1-2 Personen, Alter der Haupteinkommensperson 45 - 64 Jahre 

4. Jüngere Ein-/Zwei-Personenhaushalte (4a) und junge Haushalte (4b):  
4a: Haushaltsgröße 1-2 Personen und Alter der Haupteinkommensperson 25 - 44 Jahre. 
4b: alle Haushalte, in denen die Haupteinkommensperson maximal 24 Jahre alt ist. 

Diese Einteilung folgt früheren Untersuchungen des IWU (s. [Vaché / Rodenfels 2016] sowie Anhang F), aller-
dings hier mit der Vereinfachung, dass die „jungen Haushalte“ 4b (denen nur sehr geringe Anteile an der 
Gesamtzahl der Haushalte zukommen) mit den „jüngeren 1-/2-Personenhaushalten“ 4a zu einer gemeinsa-
men Kategorie zusammengefasst wurden. Diese Haushaltsstruktur ist auf der Mikroebene im Simulations-
modell direkt zugänglich, da jeder Modellhaushalt einer der vier Kategorien zugeordnet werden kann.  
Um ausgehend von der Altersstruktur der Bevölkerung auch die Haushaltstypen zeitlich fortschreiben zu kön-
nen, sind zusätzliche Modellannahmen notwendig. Hier wurde der folgende Ansatz gewählt: Für das Basisjahr 
2018 wird im Mikrodatensatz für die Personen jedes Lebensalters die Aufteilung der Personen auf die vier 
Haushaltstypen untersucht. Beispielsweise ist auf diese Weise bekannt, wie sich die 40jährigen in Deutsch-
land prozentual auf die Typen 1 bis 4 verteilen (Summe: 100 %). Diese prozentuale Aufteilung wird im weite-
ren Zeitverlauf als konstant angenommen. Auf diese Weise lässt sich ausgehend von der Entwicklung der 
Personenzahlen nach Lebensalter die zeitliche Entwicklung der Gesamtpersonenzahl in den jeweiligen Haus-
haltstypen für die Jahre nach 2018 ermitteln. 
Neben den Haushaltszahlen wird auf der Makro-Ebene auch die Fortschreibung der Wohnfläche betrachtet. 
Ausgangspunkt ist dabei ein Prognosemodell für die Entwicklung der Pro-Kopf-Wohnfläche abhängig vom 
Lebensalter, das auf der Methodik einer Zeitreihenanalyse basiert (s. [Deschermeier / Henger 2015, Descher-
meier / Henger 2020] bzw. Anhang F.4 ]. Die Prognose wurde für das vorliegende Projekt aktualisiert und bis 
zum Jahr 2040 fortgeschrieben.  
Mit der Fortschreibung der Bevölkerungszahl und der Pro-Kopf-Wohnfläche ergibt sich die zukünftige Wohn-
flächenentwicklung für Deutschland. Da außerdem – wie oben beschrieben – die Personenzahl in den einzel-
nen Haushaltstypen im Modell festgelegt ist, kann sowohl die Bevölkerungs- als auch die Wohnflächenent-
wicklung differenziert nach den vier Haushaltstypen angegeben werden. Für das vorliegende Projekt wurden 
diese Prognosewerte für den Zeitraum 2018 (Basisjahr der verwendeten Mikrozensus-Daten) bis 2040 erstellt 
und bilden die Basis für die zeitliche Fortschreibung des Mikro-Datensatzes. Die dabei angewendete Metho-
dik wird im folgenden Kapitel 1.4.3 näher erläutert. 

                                                           
Prognoseansatz für Haushaltszahlen mit Verwendung von Haushaltsvorstandsquoten beschrieben: Dieser wurde im vorliegenden 
Projekt am Ende nicht realisiert, stattdessen wurde – wie unten beschrieben – die Vorausberechnung auf Basis der Anzahl der 
Personen (nach Lebensalter), deren Pro-Kopf-Wohnfläche sowie deren Aufteilung auf Haushaltstypen durchgeführt. 
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Zunächst aber zeigen Abbildung 6 und Abbildung 7 den auf diese Weise abgeleiteten Verlauf der Bevölke-
rungsentwicklung und der Wohnfläche nach den oben genannten vier Haushaltstypen. 
 

 
Abbildung 6: Makromodellansatz: Entwicklung der Personenzahl nach Haushaltstypen 2018-2040 
 

 
Abbildung 7: Makromodellansatz: Entwicklung der Wohnfläche nach Haushaltstypen 2018-2040 
 
Die Bevölkerungszahl im Makromodell steigt zunächst von 2018 bis 2024 um etwas mehr als 7 % an und sinkt 
anschließend bis 2040 auf 98,7 % des Ausgangswertes ab, bleibt also insgesamt gesehen relativ stabil. Bei 
der Wohnfläche ist dagegen aufgrund der veränderten Altersstruktur der Bevölkerung (s. die Zunahme der 
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Seniorenhaushalte in Abbildung 6) eine kontinuierliche Steigerung um insgesamt fast 14 % bis 2040 zu ver-
zeichnen40. 

1.4.3 Übertragung auf das Mikrosimulationsmodell 
Für die Einzeldatensätze des Mikrosimulationsmodells müssen die Hochrechnungsgewichte in jedem Simu-
lationsjahr entsprechend den Veränderungen auf der Makro-Ebene neu festgelegt werden. Außerdem muss 
der Wohnungsabgang und -neubau mit einbezogen werden. Die Berechnung erfolgt in drei Schritten: 
 

• Zunächst wird der Abgang von Wohnungen ermittelt. Hierüber liegen keine präzisen empirischen 
Daten vor. Insbesondere ist davon auszugehen, dass in der amtlichen Bestandsfortschreibung die 
Abgänge untererfasst werden. Vor diesem Hintergrund werden im Modell in Anlehnung an [Held / 
Waltersbacher 2015, S. 13] pauschale Annahmen zu den jährlichen Rückbauraten getroffen. Diese 
werden zu 0,2 %/a bei Ein-/Zweifamilienhäusern und 0,3 %/a bei Mehrfamilienhäusern angesetzt.  
Im Mikro-Datensatz wird auf dieser Grundlage eine Zufallsauswahl der vom Abgang betroffenen 
Haushalte und Wohnungen durchgeführt41. Die für den Rückbau bestimmten Modellwohnungen 
(und damit auch deren Haushalte) werden für die weiteren Berechnungen aus dem Modell entfernt, 
indem die Hochrechnungsgewichte auf Null gesetzt werden. 
Die Zufallsauswahl erfolgt bereits vorausschauend im Startjahr der Simulation, so dass die Abriss-
jahre für die betroffenen Modelldatensätze ab Simulationsbeginn bekannt sind. Für die späteren Ab-
rissgebäude wird in den Modellrechnungen zusätzlich die Annahme getroffen, dass der Rückbau be-
reits vorher geplant ist und daher mehrere Jahre (Modellannahme: 10 Jahre) vor dem Abrisstermin 
keine energetischen Modernisierungsmaßnahmen mehr durchgeführt werden. 

• Mit Kenntnis des Wohnungsabgangs einerseits und der auf der Makro-Ebene festgelegten Gesamt-
Wohnfläche (s. o. Kapitel 1.4.2) ergibt sich die Neubau-Wohnfläche des jeweiligen Simulationsjahres 
für jeden Haushaltstyp. Die Neubau-Wohnungen und die zugehörigen Haushalte werden aus einem 
„Neubau-Pool“ generiert, der im Startjahr der Simulation gebildet wird. Dabei werden mehrfache 
Dubletten der Modell-Haushalte (Mikrozensus 2018) angelegt, die in Gebäuden mit den jüngsten 
Baujahren (2016 und später) leben. Diese werden im Startjahr mit dem Hochrechnungsgewicht Null 
versehen. In den Folgejahren wird das Hochrechnungsgewicht entsprechend dem Neubauzuwachs 
proportional für alle Poolmitglieder erhöht, wobei zusätzlich Annahmen zur Häufigkeit von unter-
schiedlichen energetischen Neubau-Wärmeschutzstandards und Heizsystemen getroffen werden. 
Diese energetischen Eigenschaften der Neubauten werden also nicht entsprechend dem Ursprungs-
zustand im Datensatz, sondern aufgrund gesonderter Annahmen festgelegt.  

• Nachdem auf diese Weise der Abgang und Neubau auf der Mikro-Ebene bekannt ist, werden in einem 
letzten Schritt die verbleibenden Bestandswohnungen und -haushalte mit neuen Hochrechnungsge-
wichten versehen, so dass am Ende die gemäß Kapitel 1.4.2 für das Simulationsjahr festgelegten Vor-
gaben auf der Makro-Ebene – nämlich die Gesamtpersonenzahl und die Gesamtwohnfläche für die 
vier demografischen Haushaltstypen – im kompletten Modelldatensatz erfüllt werden. Das Vorgehen 
bei dieser „Neugewichtung“ wird im Folgenden näher erläutert. 

 

                                                           
40  Im Mikrosimulationsmodell werden diese relative Entwicklungen bezogen auf das Startjahr 2018 übertragen. Die absolute Höhe 

von Personenzahl und Wohnfläche im Startjahr richtet sich nach den Mikrozensusdaten, so dass die in den beiden Abbildungen 
dargestellten Absolutwerte von Bevölkerung und Personenzahl nicht genau mit den in den Modellrechnungen verwendeten Wer-
ten übereinstimmen. 
In den konkreten Modellrechnungen bis 2023 wird gegenüber dem in Abbildung 7 dokumentierten Makromodellansatz eine re-
duzierte Wohnflächenzunahme angesetzt (vgl. dazu Kapitel 2.6.1). 

41  Zusätzlich wird im Sinne eines Ad-Hoc-Ansatzes angenommen, dass der Rückbau zu 80 % auf ältere Gebäude mit Baujahren bis 
1978 (vor der ersten Wärmeschutzverordnung), zu 18 % auf Gebäude mit Baualter 1979-1994 und zu 2 % jüngere Gebäude be-
trifft. 
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Es ist generell zu beachten, dass bei der Veränderung von Hochrechnungsgewichten der Einzelhaushalte mit 
dem Ziel, wie gewünscht die zeitlich veränderlichen Makrodaten bezüglich Bevölkerungs- und Haushalts-
struktur richtig wiederzugeben, auch die Gebäude- und Wohnungseigenschaften verändert werden: Man 
kann sagen, dass im letzten Schritt – unabhängig von dem vorher konkret modellierten Abgang und Neubau 
– Wohnungen und Gebäude sozusagen „verschwinden“ bzw. „aus dem Nichts entstehen“. Dies kann vor dem 
Hintergrund der Fragestellungen im vorliegenden Projekt als unproblematisch angesehen werden, so lange 
durch diese Neugewichtung insbesondere der energetische Zustand des Gebäudebestands und weitere so-
zio-ökonomische Merkmale nicht wesentlich verändert werden. Der Prozess muss demnach so ausgestaltet 
werden, dass derartige Veränderungen möglichst klein bleiben und keine ungewünschte Systematik aufwei-
sen, also eine merkliche „Drift“ des Modells möglichst verhindert bzw. auf ein tolerierbares Maß reduziert 
wird. 
Vor diesem Hintergrund wird die Kategorisierung der Haushalte ausgehend von den vier genannten demo-
grafischen Haushaltstypen noch einmal verfeinert: die Haushalte werden zusätzlich danach unterschieden, 
ob es sich um Wohnungseigentümer- oder Mieterhaushalte handelt und ob die Haushalte zum untersten 
oder sonstigen Einkommensbereich gehören. Die letztgenannte Einteilung erfolgt aufgrund der besonderen 
Bedeutung der einkommensschwachen Haushalte für die Forschungsfragen im laufenden Projekt. Als unter-
ster Einkommensbereich wurde das 30 %-Perzentil der Haushalts-Nettoäquivalenzeinkommen im Basisjahr 
2018 festgelegt, d. h. die Haushalte werden entsprechend dieser Einkommensgröße geordnet und diejenigen 
30 % mit den geringsten Werten werden der unteren, die restlichen der oberen Einkommenskategorie zuge-
ordnet. Auf diese Weise entstehen aus den ursprünglich vier nun insgesamt 16 Haushaltskategorien.  
Die Neugewichtung wird jeweils innerhalb dieser Teilmengen durchgeführt, so dass die Gesamtstruktur der 
Haushalte hinsichtlich der Haushaltstypen, der Einkommenskategorien und der Eigenschaft Mieter bzw. 
Selbstnutzer nicht verändert wird. Die von der Makroebene abgeleiteten Zielgrößen für Wohnfläche und 
Personenzahl sind zunächst nur für die vier ursprünglichen „übergeordneten“ Haushaltstypen bekannt: Für 
diese kann jeweils die Relation des Zielwerts der Personen- bzw. Haushaltszahl zu dem (vor Neugewichtung) 
noch vorhandenen Ist-Wert im Mikrodatensatz gebildet werden. Unter der Annahme, dass die jeweiligen 
Relationen von den übergeordneten Haushaltstypen auf die zugehörigen, nach dem Einkommen und der 
Eigenschaft Mieter/Selbstnutzer weiter ausdifferenzierten Unterkategorien übertragen werden können, ste-
hen dann auch die Zielwerte für die Gesamtwohnfläche und die Gesamtpersonenzahl in jeder der 16 Einzel-
kategorien fest.  

Der weitere Prozess stellt darauf ab, diese Ziele innerhalb jeder der Kategorien durch Neugewichtung der 
Einzelhaushalte zu erreichen. Da gleichzeitig zwei Zielwerte zu beachten sind (Wohnfläche und Personen-
zahl), ist dies nicht durch einen einheitlichen Korrekturfaktor zu gewährleisten. Vielmehr werden die Haus-
halte in jeder Kategorie gemäß dem folgenden Schema in zwei Teilmengen eingeteilt und für jede Teilmenge 
wird eine separate Korrektur der ursprünglichen Hochrechnungsgewichte durchgeführt: 

• Die Haushalte (gemeint sind hier immer die Haushalte der betrachteten Kategorie) werden ent-
sprechend der Wohnfläche pro Person (aWP) in zwei Gruppen geteilt: Haushalte mit einem gerin-
geren (Gruppe 1) bzw. höheren Wert (Gruppe 2) der personenbezogenen Wohnfläche aWP. Das 
genauere Verfahren dieser Aufteilung wird weiter unten noch näher beschreiben. 

• Gemäß der Situation im alten Simulationsjahr (t) ergeben sich hochgerechnet für die Anzahl der 
Personen P und die Wohnfläche A die Werte P1,t, A1,t und P2,t, A2,t für die beiden Gruppen. In der 
Summe ergeben sich die richtige Personenzahl Pt = P1,t + P2,t und die richtige Wohnfläche At = A1,t 
+ A2,t des alten Simulationsjahres t. Diese sind im neuen Jahr t+1 im Allgemeinen aber nicht mehr 
gültig, da Pt+1 und At+1 durch das Makromodell für jede der 16 Kategorien (also auch für die hier 
betrachtete) neu vorgegeben werden. 

• Aus diesem Grund werden die Einzeldatensätze mit neuen Hochrechnungsfaktoren versehen, 
indem der ursprüngliche Faktor mit einem Korrekturfaktor f multipliziert wird. Dabei erhalten 
alle Datensätze der Gruppe 1 den gleichen Korrekturfaktor f1, alle Datensätze der Gruppe 2 
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werden mit f2 multipliziert. Die neuen gruppenspezifischen Personenzahlen und Wohnflächen 
ergeben sich damit wie folgt: P1,t+1 = f1 P1,t, A1,t+1 = f1 A1,t, P2,t+1 = f2 P2,t, A2,t+1 = f2 A2,t 

• Zur Ermittlung der beiden Unbekannten f1 und f2 ist folgendes Gleichungssystem zu lösen: 
P1,t+1 + P2,t+1 = f1 P1,t + f2 P2,t = Pt+1 und A1,t+1 + A2,t+1 = f1 A1,t + f2 A2,t = At+1 
Dabei sind Pt+1 und At+1 durch das Makromodell vorgegeben. 

• Die Auflösung dieses einfachen linearen Gleichungssystems mit zwei Gleichungen und zwei Un-
bekannten ergibt:  
f2 = (At+1 P1,t - A1,t Pt+1)/(A2,t P1,t – A1,t P2,t) 
f1 = (Pt+1 – f2 P2,t) / P1,t 

Mit der Ermittlung von f2 und f1 (in jeder der16 Kategorien) stehen die Hochrechnungsfaktoren für das näch-
ste Simulationsjahr, also für t+1, fest. Der Fall, dass der Nenner in der Bestimmungsgleichung für f2 Null wird, 
ist im Simulationsprogramm streng genommen zu überprüfen, kann aber quasi nicht vorkommen, da in die-
sem Fall A1,t/P1,t = A2,t/P2,t gelten würde, also aWP1 = aWP2. Dies könnte aber nur dann eintreten, wenn alle 
Haushalte in der betrachteten Kategorie unabhängig von ihrer Zugehörigkeit zu Gruppe 1 oder Gruppe 2 
denselben Wert der Pro-Kopf-Wohnfläche aWP aufweisen würden, wobei dann allerdings bereits die beschrie-
bene Gruppenbildung innerhalb der betrachteten Kategorie scheitern würde. 
Zu beachten ist, dass für jede Kategorie die zeitliche Entwicklung der Personenzahl und der Gesamtwohnflä-
che in Relation zum Startjahr (2018) unabhängig voneinander exogen (durch das Makro-Modell) vorgegeben 
werden. Da für jede Person (und damit auch für jeden Haushalt) die Pro-Kopf-Wohnfläche unveränderlich ist 
(die Einzeldatensätze bleiben ja unverändert bestehen), ist für den Beispielfall, in dem das (kategoriespezifi-
sche) Gesamtwohnflächenwachstum größer als das (kategoriespezifische) Bevölkerungswachstum ist, der 
Korrekturfaktor f2 größer als der Korrekturfaktor f1. Gruppe 2 (also die Gruppe von Haushalten mit über-
durchschnittlicher Pro-Kopf-Wohnfläche) dehnt sich dadurch zulasten von Gruppe 1 aus, hat also in der Fol-
geperiode hochgerechnet eine anteilig größere Besetzungsstärke als Gruppe 1. 
Vor diesem Hintergrund war darauf zu achten, dass die Einteilung in die Gruppen 1 und 2 (die bisher noch 
nicht konkret beschrieben wurde) möglichst in einer Weise geschieht, dass sich die beiden Gruppen bis auf 
die Pro-Kopf-Wohnfläche möglichst wenig unterscheiden. Das auf den ersten Blick einfachste Verfahren der 
Gruppeneinteilung entlang dem Mittelwert oder dem Median der Pro-Kopf-Wohnfläche aWP wurde aus die-
sem Grund verworfen: Es ist generell nicht auszuschließen bzw. oder sogar zu erwarten, dass zwischen den 
Haushalten mit den jeweils kleinsten und der größten personenbezogenen Wohnflächen weitere systemati-
sche Unterschiede bestehen, die für die Projektfragestellungen relevant sein könnten. Aus diesem Grund 
wird hier ein anderes Verfahren angewendet: 
Die Haushalte einer Kategorie werden zunächst per Zufallsauswahl in zwei gleich große Gruppen eingeteilt42. 
Innerhalb jeder Gruppe ergibt sich außerdem eine zufällige Reihenfolge. Entsprechend dieser Reihenfolge 
werden Pärchen aus jeweils einem Mitglied jeder Gruppe gebildet. Anschließend werden die Gruppen neu 
gebildet, indem bei jedem Pärchen der Haushalt mit dem jeweils kleineren Wert von aWP der Gruppe 1 und 
der andere Haushalt der Gruppe 2 zugeordnet wird. Auf diese Weise wird ebenfalls eine Gruppeneinteilung 
erreicht, bei der der Mittelwert der personenbezogenen Wohnfläche in Gruppe 1 niedriger ist als in Gruppe 
2. Der Vorteil gegenüber einer Zusammenfassung der Haushalte mit den jeweils kleinsten bzw. größten Kenn-
werten aWP in der gleichen Gruppe liegt wie beschrieben in einer Vermeidung starker systematischer Unter-
schiede zwischen beiden Gruppen, ein möglicher Nachteil in einer größeren Ähnlichkeit der mittleren Kenn-
werte aWP zwischen beiden Gruppen und damit gegebenenfalls (je nach Makro-Entwicklung) in stärker vom 
Wert 1 abweichenden Korrekturfaktoren f1 und f2, also einer möglichen stärkeren Änderung der Hochrech-
nungsgewichte. Testauswertungen im Vorfeld der Modellerstellung zeigten überwiegende Vorteile des ge-
wählten Verfahrens in Form einer reduzierten Modelldrift. 

                                                           
42  Bei ungerader Haushaltszahl wird der übriggebliebene Haushalt aus dem Verfahren entfernt, sein ursprüngliches Hochrechnungs-

gewicht wird unverändert gelassen. 
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Eine solche „Driftanalyse“ wurde insbesondere im Hinblick auf die energetischen Eigenschaften der Be-
standsgebäude durchgeführt. Es wurde die Frage betrachtet, wie stark die energetischen Modernisierungs-
dynamik bei Wärmeschutz und Wärmeversorgung und die Beheizungsstruktur durch die beschriebene Neu-
gewichtung verfälscht werden. Die Untersuchung wurde für den Fall der Anwendung des dynamischen Mo-
dells bei der Analyse der Periode 2018 – 2023 untersucht (s. Kapitel 2.6). Hier zeigte sich, dass die entstehen-
den jährlichen Fehler tatsächlich in den meisten Jahren in die gleiche Richtung weisen, sich also im Verlauf 
mehrerer Jahre zumeist nicht nivellieren, sondern eine systematische Modelldrift mit sich bringen.  
Der Einfluss der Fehler stellte sich aber als gering heraus: Im Fall der energetischen Wärmeschutz-Moderni-
sierungsraten lag er bei Betrachtung der Einzelwerte für alle Bauteile und Jahre bei maximal 6 % (bezogen 
auf die absolute Höhe der Raten)43. Der Fehler beim Modernisierungsfortschritt der Heizung (Anzahl der Ge-
bäude mit Erneuerung des Hauptwärmeerzeugers gegenüber dem Startjahr 2018) lag bei weniger als 0,05 %. 
Bei der Beheizungsstruktur (hier: Anteile der verschiedenen Energiearten des Haupt-Wärmeerzeugers) lag 
der maximale Fehler bei 0,35 % (bezogen auf den Anteil der jeweiligen Energieart44). Diese Fehler aufgrund 
der Neugewichtung im dynamischen Modell erscheinen (auch im Fall der vergleichsweite höheren Werte bei 
den Wärmeschutz-Raten) vor dem Hintergrund sonstiger Modellunsicherheiten als vernachlässigbar. 
Insofern wurde mit dem hier dokumentierten dynamischen Modellansatz ein Verfahren entwickelt, das 
grundsätzlich eine Analyse von Gebäudebeständen auch über längere Zeiträume erlaubt. Zentrale Parameter 
der Demografie und der Bestandsentwicklung, nämlich Veränderungen der Bevölkerungszahl und Alters-
struktur, der Haushaltszusammensetzung sowie der Wohnflächenentwicklung durch Neubau und Abriss, 
werden in einem plausiblen Gesamtkonzept zusammengeführt. 
Im Rahmen der Modellrechnungen im vorliegenden Projekt, die vor allem auf die Effekte von Klimaschutzin-
strumenten im Bereich der Bestandsgebäude in einem überschaubaren Zeitraum von wenigen Jahren ausge-
richtet waren, wurde demgegenüber in der Regel auf das statische Modell zurückgegriffen. Bei der Fort-
schreibung des Gebäudebestands und der Haushaltsstruktur ausgehend vom Basisjahr 2018 in Kapitel 2.6 
wurde allerdings das dynamische Modell verwendet, um ein insgesamt plausibles Abbild für die Gesamtheit 
der Haushalte und den Gebäudesektor im Jahr 2023 zu erhalten. Dieses Abbild diente als Ausgangspunkt für 
die allein auf den Bestand (ohne Neubau) ausgerichteten „statischen“ Szenarienanalysen der Folgejahre (s. 
Kapitel 3). Bei dieser Art von Szenarienanalysen wird der Vergleich nicht zwischen Einzeljahren (vorher – 
nachher) gezogen, sondern es werden jeweils unterschiedliche Szenarien für den gleichen Zeitraum vergli-
chen. Unschärfen in der Abbildung des Gebäudebestandes wie etwa durch Anwendung eines relativ groben 
dynamischen Modells in den Vorjahren, sollten damit keine gravierenden Auswirkungen auf die Ergebnisse 
eines solchen Analyseansatzes haben.  

1.5 Soziale Absicherung des Wohnens 

1.5.1 Einführung  
Ein besonderer Schwerpunkt bei der Erstellung des Mikrosimulationsmodells lag in einer möglichst detaillier-
ten Abbildung der sozialen Sicherungssysteme. Es ist nämlich zu berücksichtigen, dass verschiedene Bela-
stungen der privaten Haushalte durch Klimaschutzmaßnahmen, im vorliegenden Kontext also etwa Energie-
kostensteigerungen aufgrund einer CO2-Bepreisung oder Mieterhöhungen nach energetischer Modernisie-
rung, in vielen Fällen bereits durch die Grundsicherung oder das Wohngeld abgefangen oder abgemildert 
werden können. Die Frage der Kostenbelastungen durch Klimaschutzmaßnahmen und des notwendigen 

                                                           
43  Bei einer energetischen Bauteil-Modernisierungsrate von z. B. 1,00 %/a könnte durch die Modelldrift also z. B. ein Wert von 

1,06 %/a entstehen. 
44  Die Energieart ist weitgehend mit dem Haupt-Energieträger der Beheizung identisch. Allerdings werden (elektrische) Wärme-

pumpen in der zusätzlichen Kategorie „Umweltwärme“ und nicht bei „Strom“ eingeordnet. Ein Fehler von 0,35 % würde in diesem 
Kontext bedeuten, dass eine Energieart mit einem Anteil im Gebäudebestand von z. B. 10 % aufgrund der Modelldrift eines Jahres 
fälschlicherweise mit 10,035 % angegeben würde. Nach 10 Jahren könnte der Wert (unter Annahme eines eigentlich konstant bei 
10 % bleibenden Anteils) also auf z. B. 10,35 % verfälscht sein. 
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Ausgleichs durch neue Transferkonzepte kann daher nicht losgelöst von den bereits existierenden Absiche-
rungsmechanismen untersucht werden. 
Die Berücksichtigung der teils komplexen Regelungen der sozialen Sicherungssysteme machte eine entspre-
chend detaillierte Umsetzung im Modell erforderlich. Aufgrund vieler Sonderregeln und Spezialfälle waren 
dabei auch Vereinfachungen notwendig. In den folgenden Unterkapiteln wird ein Überblick über das beste-
hende soziale Sicherungssystem gegeben (Kapitel 1.5.2) und es werden die Grundzüge der Abbildung im Mo-
dell erläutert (Kapitel 1.5.3). Ergänzend dazu enthält Anhang A eine detailliertere Dokumentation der Model-
lierung der Sozialleistungsansprüche im Mikrosimulationsmodell. 
Neben den Ansprüchen auf Sozialleistungen stellt sich aber auch die Frage der Inanspruchnahme: Nicht in 
allen Fällen werden Ansprüche auf Sozialleistungen auch realisiert, insbesondere beim Wohngeld liegen teils 
relativ geringe Inanspruchnahmequoten vor. Die Modellierung der Inanspruchnahme stellte daher ebenfalls 
eine zentrale Aufgabe im Forschungsvorhaben dar. Die Vorgehensweise, ein Kalibrierungsansatz auf Basis 
statistischer Daten über die Leistungsempfänger der Jahre 2018-2021, ist in Kapitel 2.5 näher beschrieben. 

1.5.2 Überblick über die soziale Absicherung des Wohnens in Deutschland 
Aufgabe der wohnbezogenen Sozialpolitik ist es, den in Deutschland Lebenden eine angemessene Wohnsi-
tuation zu ermöglichen bzw. zu sichern. Hierfür stehen verschiedene Instrumente zur Verfügung, die an der 
Angebots- oder der Nachfrageseite ansetzen. Während der angebotsseitig wirkenden Objektförderung (also 
insbesondere dem „sozialen Wohnungsbau“) primär die Aufgabe zukommt, das zielgruppenspezifische Woh-
nungsangebot zu erhöhen, zielt die nachfrageseitig ansetzende Subjektförderung darauf, die Zahlungsfähig-
keit von Personen und Haushalten zu stärken, die ein angemessenes Wohnen nicht oder nur unzureichend 
mit eigenen Mitteln finanzieren können. Konkret wird die Stärkung der Zahlungsfähigkeit entweder durch 
die vollständige oder partielle Übernahme der Kosten der Unterkunft (und Heizung) im Rahmen der Grund-
sicherung oder durch das Wohngeld sichergestellt. Beide Leistungen sind in unterschiedliche Leistungssy-
steme mit unterschiedlichen Rechtskreisen eingebettet: Während die Übernahme der Kosten der Unterkunft 
im Rahmen der Grundsicherung das verfassungsrechtliche Grundrecht auf Gewährleistung eines menschen-
würdigen Existenzminimums (Art. 1 Abs. 1 i.V.m. Art. 20 Abs. 1 GG) zu sichern hat, stellt das Wohngeld als 
eine zur Grundsicherung vorrangige Transferleistung lediglich einen Wohnkostenzuschuss dar. Die Vorran-
gigkeit des Wohngeldes in Verbindung mit dem Umstand, dass Wohngeld zusammen mit anderen vorrangi-
gen Leistungen bezogen werden kann, hat zur Konsequenz, dass die Fragen, ob staatliche Transfers zur Dek-
kung oder Bezuschussung der Wohnkosten gewährt werden, ob es sich beim Transfer um Wohngeld oder 
um Grundsicherungsleistungen handelt und wie hoch die jeweilige Transferzahlung ausfällt, im Einzelfall nur 
in der Gesamtschau mehrerer Transfersysteme beantwortet werden kann. 
Mit Grundsicherung werden allgemein bedarfsorientierte und bedürftigkeitsgeprüfte Sozialleistungen zur Si-
cherstellung des Lebensunterhalts bezeichnet, die Leistungen in Höhe ungedeckter Bedarfe erbringen. Die 
Grundsicherung ist in verschiedenen Leistungssystemen verortet. Zu unterscheiden sind 

• die Grundsicherung für Arbeitsuchende bzw. ab 2023 das Bürgergeld nach dem Sozialgesetzbuch 
(SGB) Zweites Buch (II), 

• die Grundsicherung im Alter und bei Erwerbsminderung nach dem Vierten Kapitel SGB XII und 
• die Hilfe zum Lebensunterhalt (HLU) nach dem Dritten Kapitel SGB XII. 

Die aufgelisteten Grundsicherungssysteme unterscheiden sich u.a. im jeweiligen Adressatenkreis und da-
durch in der jeweiligen quantitativen Bedeutung im Hinblick auf die Zahl versorgter Leistungsempfänger und 
dem Transfervolumen. Keine wesentlichen Unterschiede gibt es jedoch im Leistungsumfang, der darauf aus-
gerichtet ist, das oben erwähnte Grundrecht auf Gewährleistung eines menschenwürdigen Existenzmini-
mums sicherzustellen. Die Festlegung des Bedarfs, auch in Bezug auf Unterkunfts- und Heizbedarfe, ist somit 
sehr ähnlich geregelt und auch im Hinblick auf die Frage, welche Einkommen und Vermögen anzurechnen 
sind und welche Einkommens- und Vermögensbestandteile von einer Anrechnung verschont bleiben, gibt es 
keine größeren Unterschiede zwischen den genannten Leistungssystemen. 
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Zu beachten ist, dass sich die erwähnten Grundsicherungssysteme grundsätzlich gegenseitig ausschließen, 
d. h. ein und dieselbe Person kann höchstens aus einem, nicht aber gleichzeitig aus zwei oder gar drei Grund-
sicherungssystemen Leistungen beziehen. Innerhalb eines Mehrpersonenhaushalts kann es aber durchaus 
vorkommen, dass Haushaltsmitglieder Leistungen aus unterschiedlichen Grundsicherungssystemen erhal-
ten, während andere Haushaltsmitglieder (aus unterschiedlichen Gründen) überhaupt keine Grundsiche-
rungsleistungen beziehen. 
Aufgrund des den Grundsicherungssystemen immanenten Nachrangprinzips erhält grundsätzlich nur derje-
nige Grundsicherungsleistungen, der seinen Lebensunterhalt nicht oder nicht ausreichend aus eigenem zu 
berücksichtigendem Einkommen oder Vermögen sichern kann und die erforderliche Leistung nicht von an-
deren, insbesondere von Angehörigen oder von Trägern anderer Sozialleistungen, erhält. Zu diesen anderen 
und gegenüber der Grundsicherung vorrangigen Sozialleistungen zählen unter anderem das bereits erwähnte 
Wohngeld, aber auch der Kinderzuschlag nach § 6a Bundeskindergeldgesetz (BKGG) sowie Zuschüsse zu den 
Kranken- und Pflegeversicherungsbeiträgen nach § 26 SGB II. Während sich der Kinderzuschlag an Eltern rich-
tet, die ihren eigenen Lebensunterhalt, nicht aber den ihrer Kinder bestreiten können, werden die § 26-Bei-
tragszuschüsse unter bestimmten Voraussetzungen und nur in derjenigen Höhe gezahlt, die zur Vermeidung 
von Hilfebedürftigkeit und eines dadurch hervorgerufenen Abrutschens in die Grundsicherung erforderlich 
ist. Wohngeld, Kinderzuschlag und die Zuschüsse nach § 26 SGB II sind insofern besondere vorrangige Lei-
stungen, als sich ein Bezug zusammen mit Grundsicherungsleistungen ausschließt. Aufgrund dessen prüfen 
die Grundsicherungsträger stets, ob sich eine festgestellte Hilfebedürftigkeit durch Wohngeld, Kinderzu-
schlag und Zuschüsse nach § 26 SGB II beseitigen lässt. Wenn diese Frage bejaht werden kann, besteht grund-
sätzlich kein Anspruch auf Grundsicherungsleistungen.45  
Eine weitere, ebenfalls vorläufige Sozialleistung von erheblicher Bedeutung ist das Kindergeld. Gegenüber 
den im Vorabsatz erwähnten vorrangigen Sozialleistungen zeichnet sich das Kindergeld aber dadurch aus, 
dass der gemeinsame Bezug mit Grundsicherungsleistungen nicht nur möglich, sondern sogar gesetzlich ge-
boten ist. Der Kindergeldbezug senkt dadurch etwaige Grundsicherungsansprüche und unter Umständen 
auch die staatlicherseits übernommenen Kosten der Unterkunft und Heizung. Auch wenn das Kindergeld bei 
der wohngeldrechtlichen Einkommensermittlung unberücksichtigt bleibt und damit Wohngeldansprüche für 
sich genommen nicht unmittelbar verändern kann, nimmt es über die Beeinflussung von Grundsicherungs-
ansprüchen, aber auch von Kinderzuschlagsansprüchen und Ansprüchen auf die Zuschüsse nach § 26 SGB II 
Einfluss auf den Abwägungsprozess zwischen Grundsicherung und vorrangigen Leistungen und damit in letz-
ter Konsequenz auch darauf, ob Wohngeld gewährt wird. 

1.5.3 Abbildung des deutschen Transfer-, Steuer- und Abgabesystems im Mikrosimulati-
onsmodell 

Energetische Maßnahmen im Gebäude- und Wohnungsbestand beeinflussen die Wohnkosten insgesamt so-
wie deren Aufteilung auf Unterkunftskosten46 und warme Betriebskosten. Dadurch ändert sich unter gewis-
sen Voraussetzungen der Grundsicherungsbedarf und mit ihm entstehen oder entfallen Ansprüche auf 
Grundsicherungsleistungen oder vorhandene Ansprüche ändern sich betragsmäßig. Insoweit sich Unter-
kunftskosten ändern, kann sich dies auch auf Wohngeldansprüche auswirken, und zwar wiederum in analo-
ger Weise dahingehend, dass Wohngeldansprüche erst entstehen oder vorhandene Ansprüche größer oder 
aber kleiner werden und unter Umständen sogar entfallen. Mit der selektiven Beeinflussung von Grundsi-
cherungs- und Wohngeldansprüchen ändert sich auch der im vorangegangenen Unterkapitel beschriebene 
Abwägungsprozess zwischen Grundsicherung und vorrangigen Leistungen. Beispielsweise kann der Fall ein-
treten, dass vormalige Wohngeldempfänger, die zusätzlich auch Kinderzuschlag bekamen, nun 
                                                           
45  Umgekehrt ist es jedoch unter bestimmten Voraussetzungen möglich, die aufgeführten vorrangigen Leistungen auch dann zu 

beziehen, wenn sich dadurch Hilfebedürftigkeit nicht beseitigen lässt. 
46  Bei Mieterhaushalten entsprechen die Unterkunftskosten der Bruttokaltmiete, also der Summe aus Nettomiete und kalten Be-

triebskosten, während bei selbstnutzenden Eigentümern das Pendant zur Nettomiete Zinszahlungen (für gebäudebezogene Dar-
lehen) zuzüglich werterhaltende Instandhaltungskosten sind. 
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Grundsicherungsansprüche erwerben und deshalb ins Grundsicherungssystem überwechseln. Und auch ein 
Wechsel in umgekehrter Richtung ist denkbar. Generell ist jedoch zu berücksichtigen, dass nicht alle Ansprü-
che am Ende auch realisiert werden. Denn erfahrungsgemäß nimmt ein nicht unerheblicher Anteil der An-
spruchsberechtigten die ihnen zustehenden Sozialleistungen aus unterschiedlichen Gründen nicht in An-
spruch. 
Während verschiedene amtliche Quellen leistungssystembezogen die Zahl der Transferleistungsempfänger 
regelmäßig bekannt geben, fehlen vergleichbare Daten zur Zahl der Anspruchsberechtigten in den jeweiligen 
Leistungssystemen. Belastbare Informationen hierzu und somit auch zum Inanspruchnahmeverhalten kön-
nen nur mittels Mikrosimulation generiert werden. Und auch die voraussichtlichen Änderungen von Ansprü-
chen, Berechtigten- und Empfängerzahlen sowie Transferzahlungen infolge modellierter exogener Schocks, 
etwa in Gestalt von rechtlichen Änderungen im Transfersystem, steigenden Energiepreisen oder veränderten 
Förderkonditionen im Hinblick auf energetische Sanierungen, können in differenzierter Form nur auf dem 
Wege einer Mikrosimulation abgeschätzt werden. Ein hierfür erforderliches Mikrosimulationsmodell basiert 
auf einer geeigneten repräsentativen Haushaltsbefragung und ermittelt für die involvierten Befragungshaus-
halte und damit auf Mikroebene näherungsweise, welche Haushaltsmitglieder Ansprüche auf diverse Sozial-
leistungen hätten, und simuliert, wer diese Ansprüche am Ende auch realisiert. Durch Hochrechnungen lässt 
sich dadurch ebenfalls abschätzen, welche Änderungen sich durch modellierte exogene Schocks insgesamt 
ergeben. Die für die vorliegende Mikrosimulation als geeignet identifizierte und daher herangezogene Haus-
haltsbefragung ist der (auf das jeweilige Simulationsjahr fortgeschriebene) Mikrozensus 2018 einschließlich 
der integrierten Zusatzerhebung zur Wohnsituation. 
Jedes Mikrosimulationsmodell und daher auch das vorliegende geht notgedrungen mit einer Reihe von Un-
genauigkeiten einher. Zu nennen sind insbesondere stichprobenbedingte Unsicherheiten, da es sich bei den 
infrage kommenden Haushaltsbefragungen stets um Befragungen auf Stichprobenbasis handelt. Aber auch 
fehlende oder gar falsche Angaben der Befragten führen zu diversen Unschärfen. Verzerrungspotential ist 
vor allem dann gegeben, wenn bestimmte Personengruppen trotz Teilnahmepflicht nicht in der vorgesehe-
nen Fallzahl in die Befragung eingebunden werden können und dies nicht oder nur unzureichend durch eine 
ausgleichende Gewichtung kompensiert wird. Eine weitere Quelle für die Ungenauigkeit von Mikrosimulati-
onsmodellen ist im vorliegenden Fall darauf zurückzuführen, dass eine rechtlich einwandfreie Prüfung auf 
Anspruchsberechtigung in einem der im Vorkapitel genannten Leistungssysteme sowie die bei positivem 
Prüfbefund folgende Berechnung der Leistungshöhe eine Fülle von Informationen erfordert, die auch der 
Mikrozensus nicht in aller Vollständigkeit und Detailliertheit beisteuern kann. Erforderlich sind daher unter-
schiedlich weitreichende Annahmen und Setzungen, wodurch der Modellcharakter der Mikrosimulation zu-
tage tritt und damit das Eingeständnis, die hochkomplexe Realität nur in vereinfachter Form abbilden zu 
können. Gleichwohl bestand im vorliegenden Fall eine wesentliche Aufgabe bei der Modellbildung darin, die 
verfügbaren Mikrozensus-Angaben bestmöglich zu nutzen, um zu möglichst realitätsnahen Einschätzungen 
im Hinblick auf eine Anspruchsberechtigung und die damit verbundene Transferleistungshöhe zu kommen. 
Im Mikrosimulationsmodell simuliert werden folgende Leistungssysteme: 

• Grundsicherung für Arbeitsuchende (seit 2023: Bürgergeld) nach dem SGB II 
• Grundsicherung im Alter und bei Erwerbsminderung nach dem Vierten Kapitel SGB XII 
• Hilfe zum Lebensunterhalt (HLU) nach dem Dritten Kapitel SGB XII 
• Wohngeld (WoGG) 
• Kinderzuschlag nach § 6a Bundeskindergeldgesetz (BKGG) 
• Zuschüsse zu den Kranken- und Pflegeversicherungsbeiträgen nach § 26 SGB II 
• Kindergeld 

Eigenes Einkommen und Vermögen wird vom Grundsatz her auf Transferzahlungen aus den aufgelisteten 
Leistungssystemen angerechnet und wirkt ceteris paribus somit anspruchshöhesenkend. Folglich setzt die 
Bemessung der jeweiligen Transferhöhe eine (rechtskreisspezifische) Einkommensermittlung voraus. Hierfür 
wiederum ist es auch von Belang, ob bzw. in welchem Umfang Sozialversicherungsausgaben (bzw. Ausgaben 
an private Versicherungen oder ähnliche Einrichtungen mit vergleichbarer Zweckbestimmung wie Sozialver-
sicherungsausgaben) geleistet wurden, denn solche Ausgaben können einkommenssenkend in Abzug 
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gebracht werden und wirken dadurch unter sonst gleichen Bedingungen transferleistungserhöhend. Gleiches 
gilt für gezahlte Steuern vom Einkommen, namentlich die Einkommensteuer, der Solidaritätszuschlag und 
die Kirchensteuer. Für deren Bemessung sind ihrerseits wiederum Sozialabgaben bzw. ihnen gleichgestellte 
Ausgaben von Relevanz, da sie im Rahmen des einkommensteuerrechtlichen Sonderausgabenabzugs das zu 
versteuernde Einkommen reduzieren und dadurch uno actu die gezahlten Steuern vom Einkommen. Da der 
Mikrozensus weder zur Höhe gezahlter Sozialabgaben noch zur Höhe gezahlter Steuern vom Einkommen 
Angaben macht, simuliert das Mikrosimulationsmodell auch das deutsche Steuer- und Abgabensystem, kon-
kret 

• die Einkommensteuer, 
• den Solidaritätszuschlag sowie 
• die Ausgaben an die gesetzliche Sozialversicherung, konkret die Beiträge für 

o die gesetzliche Krankenversicherung (GKV), 
o die soziale Pflegeversicherung (SPV), 
o die Arbeitslosenversicherung (AV) sowie 
o die gesetzliche Rentenversicherung (GRV). 

Auf eine Simulation der Kirchensteuer wird aus Vereinfachungsgründen verzichtet, da es anhand des Mikro-
zensus keine Möglichkeit gibt, Kirchensteuerpflichtige zu identifizieren. Die Nichtberücksichtigung etwaiger 
Kirchensteuern ist äquivalent mit der vereinfachenden Annahme fehlender Kirchensteuerpflicht. Ebenso 
wird die für bestimmte Personen gegebene Möglichkeit ausgeblendet, eine private Krankenversicherung 
(PKV) und infolge davon eine private Pflegepflichtversicherung abzuschließen. Auch unberücksichtigt bleibt 
der Umstand, dass bestimmte Personengruppen außerhalb der gesetzlichen Rentenversicherung für das Al-
ter vorsorgen (können), nämlich insbesondere Selbständige, Angehörige kammerfähiger freier Berufe (z. B. 
Ärzte, Architekten) und Personen, für die die landwirtschaftliche Alterskasse (LAK) zuständig ist. Die hier vor-
genommene Fokussierung auf die gesetzlichen Sozialversicherungszweige erklärt sich zuvorderst mit der Un-
möglichkeit, Ausgaben an private Versicherungen oder ähnliche Einrichtungen in befriedigender Weise zu 
rekonstruieren. Denn häufig liegt es im Ermessen des Versicherten, welchen Beitrag er entrichten möchte, 
oder die Beitragshöhe hängt von Risikomerkmalen des Versicherten ab. Hinzu kommt, dass die Absicherung 
über die gesetzlichen Sozialversicherungssysteme die mit Abstand häufigste und für die meisten Personen 
maßgebliche Absicherungsform ist, gerade auch im unteren Einkommensbereich. Begünstigt wird die Ent-
scheidung zugunsten der ausschließlichen Zuspielung von Sozialversicherungsbeiträgen auch dadurch, dass 
die Beitragshöhen in der gesetzlichen Sozialversicherung normiert sind, beispielsweise dergestalt, dass vom 
Grundsatz her bundeseinheitliche Beitragssätze gelten. 
Abbildung 8 zeigt in vereinfachter Weise, wie das deutsche Transfer-, Steuer- und Abgabensystem im Mikro-
simulationsmodell eingebettet ist. Zu beachten ist, dass Transfers, Steuern und Abgaben, die hier in Simula-
tionsrechnungen zur Finanzierung von Fördermitteln und zur Rückverteilung von Einnahmen aus der CO2-
Bepreisung eingeführt werden, in der Realität aber noch nicht implementiert sind (insbesondere Klimageld 
und Klima-Soli), in Abbildung 8 nicht aufgeführt sind. 
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Abbildung 8: Vereinfachtes Schema der Abbildung des deutschen Transfer-, Steuer- und Abgabesy-

stems im Mikrosimulationsmodell 

1.6 Wohnkosten und finanzieller Spielraum der privaten Haushalte 
Eine zentrale Frage im vorliegenden Projekt ist die Ermittlung und Bewertung der (zusätzlichen) Kosten, die 
durch die jeweiligen Klimaschutzszenarien bei den einzelnen Haushalten verursacht werden. Diese betreffen 
insbesondere die Wohnkosten die sich aus den Unterkunftskosten und den warmen Betriebskosten zusam-
mensetzen47. Eine erhöhte CO2-Bepreisung wirkt auf die Heizkosten und damit auf die warmen Betriebsko-
sten. Investitionskosten für energetische Modernisierungsmaßnahmen führen dagegen (nach Abzug der 

                                                           
47  Neben den Heizkosten werden weitere Bestandteile der warmen Betriebskosten über pauschale und in den Szenarienberech-

nungen konstant gehaltene wohnflächenbezogene Zuschläge abgebildet. Gleiches gilt für die Wohnkosten von Selbstnutzern. 
Demgegenüber werden die Ursprungsmiete und die kalten Betriebskosten der Mieter auf Basis des Mikrozensus-Datensatzes 
festgelegt.  

(imputierte) Einkommensquellen
• Erwerbseinnahmen (im Sinne des SGB II)
• Renteneinnahmen
• Bezüge der betrieblichen Altersversorgung
• sonstige Einnahmen (im Sinne des SGB II bzw. SGB XII, ohne 

Kindergeld)

Soziodemografische und -ökonomische Merkmale
• Soziodemografische Merkmale (z.B. Alter, Familienstand, 

Vorhandensein eigener Kinder, Wohnort)
• Sozioökonomische Merkmale (z.B. Erwerbsfähigkeit, 

Erwerbsstatus, Vermögenssituation, Unterhaltsverpflichtung)

Steuern und Abgaben

Beiträge an die gesetzliche Sozialversicherung
• Gesetzliche Krankenversicherung (GKV)
• Soziale Pflegeversicherung (SPV)
• Arbeitslosenversicherung (AV)
• Gesetzliche Rentenversicherung (GRV)

Steuern vom Einkommen
• Einkommensteuer
• Solidaritätszuschlag

Transferleistungsansprüche (ohne Kindergeld)

„vorläufiger“ Anspruch auf Grundsicherung
• Grundsicherung für Arbeitsuchende / Bürgergeld
• Grundsicherung im Alter und bei Erwerbs-

minderung
• Hilfe zum Lebensunterhalt

„vorläufiger“ Anspruch auf vorrangige Leistungen
• Wohngeld
• Kinderzuschlag
• Zuschüsse zu den Kranken- und Pflegever-

sicherungsbeiträgen nach § 26 SGB II

„finale“ Ansprüche auf Grundsicherung oder vorrangige Leistungen

Anspruch auf 
Kindergeld

realisierte Transferleistungen
• Kindergeld
• Grundsicherung oder vorrangige Leistungen

modellierte Inanspruchnahmequote ≤ 100 % unterstellte Vollinanspruchnahme
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Fördermittel) zu einer Erhöhung der Unterkunftskosten. Im Fall von Mietwohngebäuden erfolgt dies in Form 
einer Mieterhöhung (vgl. die Kenngröße ΔkM,Emod aus Kapitel 1.3.4). 
Im Fall selbstnutzender Eigentümer kommen die Investitionskosten dagegen unmittelbar zum Tragen. Die 
Berücksichtigung in den Wohnkosten erfolgt dabei, wie in Kapitel 1.2.3 dargelegt, zur Vergleichbarkeit mit 
anderen regelmäßig auftretenden Kostenanteilen in Form der annuisierten Kosten, und zwar hier unter An-
satz der individuellen, dem jeweiligen Hauseigentümer zugeordneten Amortisationszeit tA (vgl. Kapitel 1.3.2). 
Außerdem werden die Netto-Rüstkosten bzw. der Netto-Zusatznutzen (kR = - kN) bei den annuisierten Inve-
stitionskosten mitberücksichtigt. Die Wohnkosten sind also demnach von den individuellen Bewertungsmaß-
stäben der Hauseigentümer abhängig48. Dies gilt auch für die den Vermietern zugewiesenen Kosten, bei de-
nen ebenfalls die Annuisierung gemäß des jeweiligen individuellen Werts von tA durchgeführt wird. Grund-
sätzlich ist es im Modell möglich, aus Vergleichsgründen auch einen Standardwert für die Amortisationszeit 
anzusetzen: Um der tatsächlichen Nutzungsdauer der Maßnahmen, die im Durchschnitt deutlich über den 
individuellen Amortisationszeiten liegen wird, gerecht zu werden, könnte hier ein Standardwert von z. B. 20 
oder 25 Jahren angenommen werden. Auf dieser Grundlage ließen sich die Investitionskosten der jeweiligen 
Hauseigentümer in einen als „objektiv“ angenommenen Anteil (auf Basis des Modellansatzes von tA) und 
einen „subjektiven“ Anteil (verbleibende Differenzkosten zum Ansatz des individuellen Wertes von tA) zerle-
gen. Der Ansatz einer rein individuellen (und damit insgesamt „subjektiven“) Bewertung der Wohnkosten 
erscheint aber insgesamt sinnvoll und korrespondiert auch mit den Ansätzen des Entscheidungsmodells in 
Kapitel 1.3, so dass bei den Analysen im vorliegenden Projekt ausschließlich diese Perspektive eingenommen 
wird. 
Die beschriebene Zuordnung des Einflusses von Klimaschutzszenarien auf die Wohnkosten der Privathaus-
halte liefert isoliert betrachtet noch keine Beurteilung der Belastungen, denen die Haushalte ausgesetzt sind. 
Denn eine solche Betrachtung kann erst vor dem Hintergrund der jeweiligen finanziellen Leistungsfähigkeit 
des einzelnen Privathaushalts durchgeführt werden. Im Folgenden werden die hierfür im vorliegenden Pro-
jekt entwickelten und angewendeten Bewertungsmaßstäbe erläutert. 
Betrachtet wird zunächst eine Kenngröße M, die das Mehreinkommen gegenüber den Wohnkosten anzeigt, 
d. h. das Nettoeinkommen des Haushalts (also die Einnahmen nach Abzug von Steuern und Sozialabgaben, 
aber inklusive möglicher Transfer- und Sozialleistungen), das dem Haushalt nach Abzug der Wohnkosten 
noch bleibt49: 
 
Mehreinkommen gegenüber Wohnkosten: M = Haushaltsnettoeinkommen - Wohnkosten 
 
Die Wohnkosten beinhalten wie oben beschrieben die Unterkunftskosten und die Heizkosten50, so dass mit 
steigenden Investitionskostenbelastungen (bzw. Mieterhöhungen) nach energetischen Modernisierungs-
maßnahmen und mit steigenden Energiekosten (aufgrund der aktuellen Preisanstiege oder längerfristig we-
gen zunehmender CO2-Bepreisung) die Einnahmen M, die nach Abzug dieser Kosten noch verfügbar sind, 
entsprechend reduziert werden. 
Von diesem „Mehreinkommen“ wird nun noch ein Grundbedarf BGrund subtrahiert, welcher die zur Deckung 
des Lebensunterhalts (ohne Wohnen) notwendigen Mittel des Haushalts im Sinne eines „soziokulturellen“ 

                                                           
48  Hinsichtlich der Rüstkosten ist daran zu erinnern, dass diese im aktuellen Modellstadium als ein Pauschalansatz zu verstehen 

sind, der (jedenfalls anteilig) auch als eine generelle Korrektur der unsicheren Investitionskostenwerte von Energieeffizienzmaß-
nahmen interpretiert werden kann. (s. Kapitel 1.3.3).  

49  In [Diefenbach et al. 2023] ist dieses Schema im Vorgriff auf den hier vorliegenden Bericht bereits erläutert worden. Die Kenn-
größen „M“ und „BGrund“ bzw. „m“ im vorliegenden Text waren dort mit den Buchstaben „G“ und „GGrund“ bzw. „g“ gekennzeich-
net. 

50  Der Begriff „Heizkosten“ ist hier gleichbedeutend mit den „warmen Betriebskosten“ zu verstehen, d. h. es sind insbesondere die 
Kosten für die Warmwasserbereitung mit enthalten, dies beispielsweise auch bei einer dezentralen elektrischen Warmwasser-
versorgung, d. h. auch im Fall, dass von Mietern die Heizkosten einer Zentralheizung mit dem Vermieter und die Warmwasserko-
sten davon unabhängig über die Stromrechnung abgerechnet werden, werden in den Modellanalysen die Kosten zusammenge-
fasst betrachtet.  
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Existenzminimums beschreibt. Ein geeigneter Maßstab ist der Bedarf, der dem Haushalt in der Grundsiche-
rung zugestanden würde – nach Abzug des Bedarfs für Unterkunft und Heizung. Dieser verbleibende Grund-
sicherungsbedarf ist im Modell der Regelbedarf der Haushaltsmitglieder zuzüglich eines etwaigen Mehrbe-
darfs für Alleinerziehende. Der sich nach Subtraktion dieses Grundbedarfs ergebende Restbetrag wird als der 
finanzielle Spielraum S des Haushalts bezeichnet.  
 
Finanzieller Spielraum: S = Haushaltsnettoeinkommen – Wohnkosten – Grundbedarf = M - BGrund 
mit:  
BGrund (Grundbedarf des Haushalts): 

        Regelbedarf der Grundsicherung + gegebenenfalls Mehrbedarf für Alleinerziehende 
 
Die Größe S gibt an, welche Geldsumme dem Haushalt nach Abzug der Kosten für das Wohnen und die wei-
tere Existenzsicherung (jenseits des Wohnens) noch verbleibt. Dieser Restbetrag kann also für zusätzliche 
Ausgaben verwendet werden, die über die eigentliche Existenzsicherung hinausgehen. Insofern erscheint die 
Bezeichnung des „Spielraums“ einerseits treffend. Andererseits ist zu konstatieren, dass es sich hier zwar um 
einen plausiblen, aber nicht zwingend zu verwendenden (nicht beliebig objektivierbaren) Bewertungsmaß-
stab für die finanzielle Situation des jeweiligen Haushalts handelt.  
Dies wird insbesondere auch dann deutlich, wenn man sich klarmacht, dass finanzielle Spielräume nach dem 
Ermessen der jeweiligen Haushalte unterschiedlich verwendet werden können. Insofern ist es auch denkbar, 
dass einzelne Haushalte ihre Spielräume dazu nutzen, sich eine schönere (z. B. größere) Wohnung zu leisten 
oder, wenn sie „ökologisch“ motiviert sind, zusätzliches Geld für eine energiesparendere Wohnung auszuge-
ben51. Insofern kann es sein, dass solche Haushalte bei der Größe S einen niedrigeren Wert aufweisen als 
andere Haushalte (mit kleinerer oder schlechter gedämmter Wohnung), tatsächlich aber ihren ursprüngli-
chen Spielraum nur in anderer Weise (nämlich für höhere Wohnkosten und den damit verbundenen indivi-
duellen Nutzen) verwendet haben. Vor diesem Hintergrund ist der hier verwendete Spielraum S als ein letzt-
lich nicht beliebig objektivierbarer und nicht in jeder Hinsicht „perfekter“ Bewertungsmaßstab anzusehen, 
der aber weiterhin in plausibler Weise die notwendige Grundlage dafür schafft, die finanzielle Situation von 
Haushalten mit unterschiedlichem Einkommen und unterschiedlicher Wohnkostenbelastung vergleichbar zu 
machen.  
 
Die beiden Größen M bzw. S werden nun noch in ihre dimensionslose Form m bzw. s überführt, indem sie 
durch BGrund dividiert werden. Die Größe m wird hier auch als „Modelleinkommen“ bezeichnet: 
 
Dimensionsloses Mehreinkommen („Modelleinkommen“): m = M / BGrund     
Dimensionsloser Spielraum: s = S / BGrund 
 
Dabei gilt: s = (M – BGrund) / BGrund = m - 1 
 
Der Grund für die Einführung der dimensionslosen Kenngrößen m und s liegt darin, dass nun Haushalte mit 
unterschiedlicher Größe und unterschiedlicher Zusammensetzung direkt miteinander verglichen werden 
können52. 

                                                           
51  Der zweite Fall ist in dem abstrakten „Zusatznutzen“ KN im Entscheidungsmodell zwar prinzipiell berücksichtigt, kann aber – da 

weder die durchschnittliche noch erst Recht die individuelle Höhe solcher Effekte bekannt ist – nicht explizit in dem hier behan-
delten Spielraum S mitberücksichtigt werden. 

52  Es handelt sich hier also insbesondere bei der Größe m um kein übliches (in absoluten Euro-Beträgen bemessenes) Einkommen, 
sondern um eine Modellbewertungsgröße, bei der ein Resteinkommen (nach Abzug der Wohnkosten) in Relation zu einem indi-
viduellen Bedarf betrachtet wird. Ähnlich wie bei dem häufig verwendeten Nettoäquivalenzeinkommen, bei dem das Einkommen 
in Abhängigkeit von der Haushaltsgröße auf einen vergleichbaren Ein-Personen-Wert umgerechnet wird, ist das hier verwendete 
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In der Regel sollte m ≥ 1 bzw. s ≥ 0 gelten, denn sonst könnte der Haushalt seinen Grundbedarf nicht decken: 
Wenn dies nicht erfüllt ist, sollte diese Bedingung durch den Bezug von Grundsicherung (die ja in m und s mit 
angerechnet wird) hergestellt werden. Allerdings ist dies nicht immer der Fall: Wenn ein zu hohes Vermögen 
vorliegt, bestehen keine Grundsicherungsansprüche. Aber auch bei kleineren Vermögen werden Grundsiche-
rungsansprüche in der Realität ebenso wie im Modell nicht immer realisiert. Auf Dauer wäre eine solche 
Situation womöglich nicht tragbar, aber die im Modell ausgewerteten Datensätze stellen „Momentaufnah-
men“ dar, die nicht unbedingt die langfristige finanzielle Situation der Haushalte widerspiegeln. Entspre-
chende Fälle mit m < 1 und sogar m < 0 (Wohnkosten sind höher als die Einnahmen) finden sich daher auch 
in den Modellrechnungen. 
Das Mehreinkommen m bzw. der Spielraum s werden im vorliegenden Bericht im Vergleich unterschiedlicher 
Szenarien analysiert. Dabei werden auch Differenzen dm bzw. ds des Mehreinkommens bzw. Spielraums zwi-
schen verschiedenen Szenarien betrachtet. In diesen Fällen gilt (hier mit den Indizes 1 bzw. 2 für Szenario 1 
bzw. Szenario 2) 
 
dm = m2 - m1 = s2 - s1 = ds 
 
Als Referenzszenario wird im vorliegenden Kontext eine (hypothetische) Entwicklung betrachtet, an der die 
entstehenden Mehrkosten gemessen werden können: In den Analysen in Kapitel 3 wird vor diesem Hinter-
grund ein Referenzszenario vorausgesetzt, in dem keines der zu untersuchenden Klimaschutzinstrumente 
(nämlich eine Förderung bzw. eine verstärkte CO2-Bepreisung) in Kraft gesetzt wird. Der aktuelle Spielraum 
des jeweiligen Untersuchungsszenarios (mit weitergehenden Klimaschutzmaßnahmen) wird nun in Relation 
zum Spielraum im Referenzszenario betrachtet. Dazu wird die Größe sRel definiert, die hier und im Folgenden 
als „relativer Spielraum“ (bezogen auf das Referenzszenario) bezeichnet wird. Es gilt: 
 
sRel = s / sRef 
mit: 
sRel relativer Spielraum des Haushalts (bezogen auf das Referenzszenario) 
s: Spielraum des Haushalts im Untersuchungsszenario 
sRef: Spielraum des Haushalts im Referenzszenario 
 
Die Größe sRel gibt also an, wie sich der finanzielle Spielraum des Haushalts im Verhältnis zum Referenzsze-
nario darstellt53. Eine sinnvolle Interpretation dieser Kenngröße ist vor allem in den Fällen mit s > 0 möglich, 
also dann, wenn der Haushalt einen positiven Spielraum jenseits seines Grundbedarfs aufweist. Bei s <= 0 
fehlt die Anschaulichkeit des Kennwerts, so dass in diesen Fällen auf eine Auswertung verzichtet wird. 
Ein Wert von sRel = 1 zeigt an, dass sich die finanzielle Situation des Haushalts gegenüber dem Referenzsze-
nario nicht verändert hat. Ohne Transferzahlung gilt im Fall steigender Energiepreise oder Klimaschutzkosten 

                                                           
Modelleinkommen also ebenfalls auf die Situation des jeweils betrachteten Haushalts zugeschnitten. Allerdings ist der Ansatz 
gegenüber dem Nettoäquivalenzeinkommen in gewisser Weise noch etwas präziser, da die Bezugsgröße BGrund nicht allein von 
der Anzahl der Personen, sondern auch noch von deren – im Rahmen der Grundsicherung angenommenen – finanziellen Bedar-
fen abhängt. 
Da es sich bei m wie beschrieben um ein Relativeinkommen handelt, könnte man etwas genauer von einem „relativen Mehrein-
kommen“ bzw. bei der Größe s von einem „relativen Spielraum“ sprechen. Da aber weiter unten noch der relative Spielraum sRel 
in anderer Weise definiert wird, nämlich in Relation zum Referenzszenario, werden hier für m und s zur besseren Unterscheidung 
in etwas verkürzter Weise die Begriffe „Modelleinkommen“ (bzw. „Mehreinkommen“) und „Spielraum“ verwendet. 

53  Statt des dimensionslosen Spielraums s kann man für die Ermittlung von sRel auch den eigentlichen Euro-Betrag S des finanziellen 
Spielraums verwenden (mit: S = M – BGrund =  s ∙ BGrund). Unter der Voraussetzung, dass für den jeweils betrachteten Haushalt der 
Wert BGrund in allen Szenarien gleich ist – dies ist in den Modellrechnungen in Kapitel 3 erfüllt –, gilt nämlich: sRel = s/sRef = S/SRef. 
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quasi durchgängig sRel < 1, da die Wohnkostensteigerungen die finanziellen Spielräume einschränken54. Ins-
besondere lassen sich zwei Haushalte mit unterschiedlichem Einkommen auf die folgende Weise vergleichen: 
Wenn bei beiden Haushalten der gleiche Wert von sRel (hier mit sRel < 1) vorliegt, so lässt sich sagen, dass 
(relativ zu ihrem früheren Spielraum) die Einbußen bei beiden Haushalte gleich groß waren. 
Als Beispiel seien zwei Haushalte A und B mit einem Grundbedarf von BGrund = 1.000 €/Monat im Referenz-
szenario betrachtet. Im ersten Fall beträgt das Mehreinkommen nach Abzug der Wohnkosten MA = 1.500 
€/Monat, im zweiten Fall MB = 4.000 €/Monat. Dann beträgt im Fall A der Spielraum im Referenzszenario: 
SA,Ref = (1.500 – 1.000) € = 500 € bzw. in der dimensionslosen Form sA,Ref = 500 €/1.000 € = 0,5. Im zweiten Fall 
erhält man entsprechend SB,Ref = 3.000 € und sB,Ref = 3.  
Es sei nun angenommen, dass sich in einem weiteren Szenario (ohne zusätzliche Transfers) durch Heizko-
stensteigerungen gegenüber dem Referenzszenario monatliche Mehrkosten in beiden Haushalten von je-
weils 200 € einstellen. Dann reduzieren sich die Spielräume auf MA = 300 €/Monat und MB = 2.800 €/Monat 
bzw. in der dimensionslosen Darstellung auf sA = 0,3 und sB = 2,8. Die „absolute“ Änderung der dimensions-
losen Spielräume beträgt also in beiden Fällen ds = 0,2. Dennoch ist zu konstatieren, dass Haushalt A gemes-
sen an der vorherigen Situation in Szenario 1 einen viel größeren Anteil seines ursprünglichen Spielraums 
verloren hat: Haushalte mit niedrigem Einkommen sind also (bei ähnlichen Heizkosten) relativ gesehen viel 
stärker von dem Kostenanstieg betroffen.  
Dies drückt sich in der Kenngröße sRel aus. Hier ergibt sich für die Haushalte A und B im Szenario 2:  
sRel,A = sA / sA, Ref = 0,3 / 0,5 = 0,6 und sRel,B = sB / sB,Ref = 2,8 / 3 = 0,93. 
Haushalt A hat also nur noch 60 % seines ursprünglichen Spielraums zur Verfügung. Bei Haushalt B sind es 
dagegen immerhin noch 93 %. 
Vor diesem Hintergrund könnte ein – zwar nicht zwingendes, aber plausibel erscheinendes – Ziel der Trans-
fermaßnahmen darin bestehen, den relativen Verlust des Spielraums über weite Einkommensbereiche mög-
lichst konstant zu halten, d. h. Haushalte mit geringen Einkommen gezielt zu entlasten und – bei Betrachtung 
der notwendigen Gegenfinanzierung der Transfers – Haushalte mit höheren Einkommen entsprechend zu-
sätzlich an der Finanzierung zu beteiligen.  
Allerdings wird es angesichts der Vielfalt der Haushalte mit ihren unterschiedlichen Bedingungen bei Einkom-
men, Wohn- und Heizkosten in der Praxis kaum möglich sein, überhaupt nur eine individuell sehr zielgenaue 
Entlastung, geschweige denn eine gedachte Idealsituation mit gleicher (relativer) Belastung im Endzustand 
in jedem Einzelfall zu erreichen. Diese Vielfalt und die Schwierigkeiten der zielgerichteten individuellen Be-
messung von Transfers spiegeln sich auch in den Modellrechnungen wider. Vor diesem Hintergrund werden 
in den quantitativen Analysen solche Haushalte gesondert betrachtet, die in besonderer Weise als „Verlierer“ 
gelten müssen. Auch für diese Einstufung steht kein objektiver Bewertungsmaßstab zur Verfügung, so dass 
ein Ad-hoc-Ansatz notwendig erscheint. Dabei wird als eine erste Stufe die folgende Definition für „deutliche 
Verlierer“ gewählt: 
 
„Deutliche Verlierer“:  
Haushalte bei denen die folgenden Bedingungen gegenüber dem Referenzszenario erfüllt sind: 
1. Bedingung: sRel < 0,9 (für s > 0)  
2. Bedingung: ds = s – sRef < -0,05 
 
Deutliche Verlierer sind demnach zunächst einmal Haushalte, bei denen der relative Spielraum kleiner als 0,9 
ist, die also gegenüber dem Referenzszenario mehr als 10 % ihres (ursprünglichen) Spielraums verlieren. Der 
Maßstab sRel und damit auch die erste Bedingung ergeben dabei wie oben erläutert nur für Haushalte mit 
s > 0 einen anschaulichen Sinn und werden auch nur für diese Haushalte angewendet. 

                                                           
54  Ausnahmen bestehen allerdings insbesondere bei Grundsicherungsempfängern, bei denen die Mehrkosten in der Regel über-

nommen werden. 
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Die zweite Bedingung gilt dagegen generell für alle Haushalte. Sie legt fest, dass der „absolute“ Verlust des 
Spielraums gegenüber dem Referenzszenario mindestens 0,05 betragen muss, um als „deutlicher Verlierer“ 
dazustehen. Die Haushalte werden also nur dann als „deutliche Verlierer“ eingeordnet, wenn sich die Ein-
buße an verfügbarem Einkommen M bzw. Spielraum S auf mindestens 5 % ihres Grundbedarfs BGrund beläuft. 
Diese Bedingung erlaubt eine sinnvolle Beurteilung von Haushalten, bei denen der Spielraum negativ (s <= 0) 
oder sehr gering ist, d. h. nahe bei Null liegt. Denn auch bei positiven, aber sehr kleinen Werten von s stellt 
die Größe sRel eine zwar grundsätzlich sinnvolle, aber sehr empfindliche Bewertungsgröße dar, die auf kleine 
Änderungen von s mit starken Ausschlägen reagiert. 
Als Beispiel sei ein Haushalt mit m = 1,01 betrachtet, dessen Modelleinkommen also nur geringfügig über 
dem Grundbedarf und dessen Spielraum mit s = 0,01 daher nahe bei Null liegt. Eine sehr geringe Einkom-
menseinbuße im Umfang von ds = 0,002 (also in Höhe von 2 Promille des Grundbedarfs) würde hier ohne die 
zusätzliche Bedingung 2 schon ausreichen, diesen Haushalt in die Gruppe der deutlichen Verlierer einzuord-
nen, obwohl sich die (ohnehin natürlich nicht sehr gute) finanzielle Situation des Haushalts gegenüber dem 
Referenzszenario kaum merklich verändert hat. 
Die oben gegebene Definition der deutlichen Verlierer entspricht dem Ansatz in der Studie [Diefenbach et al. 
2023], bei der die erheblichen Heizkostenanstiege des Jahres 2022 (mit Fortschreibung auf das Jahr 2023 
unter pessimistischen Annahmen) untersucht wurden. Die ermittelten Einbußen beim finanziellen Spielraum 
waren in dieser Studie insgesamt deutlich höher als in den Szenarienuntersuchungen zu Klimaschutzmaß-
nahmen im vorliegenden Bericht – allerdings ist die heftigere Auswirkung des Heizkostenanstiegs mutmaß-
lich auf einen kurzen Zeitraum begrenzt, während die Belastungen durch die Klimaschutzmaßnahmen stärker 
auf Dauer angelegt sind. Vor diesem Hintergrund wurden für die Analysen im vorliegenden Kontext der Kli-
maschutzszenarien noch zwei weitere Stufen zur Beurteilung von „Verlierern“ eingeführt, die gegenüber der 
ursprünglichen Definition empfindlicher sind, also bereits bei kleineren Einbußen des Spielraus zur Einord-
nung in die jeweilige Verliererkategorie führen: 
 
„Merkliche Verlierer“:  
Haushalte, bei denen die folgenden Bedingungen gegenüber dem Referenzszenario erfüllt sind: 
1. Bedingung: sRel < 0,95 (für s > 0)  
2. Bedingung: ds = s - sRef < -0,025 
 
„Signifikante Verlierer“:  
Haushalte, bei denen die folgenden Bedingungen gegenüber dem Referenzszenario erfüllt sind: 
1. Bedingung: sRel < 0,975 (für s > 0)  
2. Bedingung: ds = s - sRef < -0,0125 
 
Die letzte Stufe der „signifikanten Verlierer“ kann als sehr empfindlicher Indikator angesehen werden: Bereits 
ein Verlust von 2,5 % des relativen Spielraums und von 1,25 % des absoluten (dimensionslosen) Spielraums 
– mithin also eine Einbuße von 1,25 % gemessen am Regelbedarf der Grundsicherung55 – kann hier zur Ein-
ordnung in diese Kategorie führen56. Generell sind die Vertreter der jeweils höheren Kategorien in den 

                                                           
55  Bei einem Einpersonenhaushalt mit einem 2023er Regelbedarf von 502 €/Monat, entspricht dies also einer Einbuße von ca. 6,28 € 

pro Monat. 
56  Der Begriff „signifikant“ dient hier lediglich einer sprachlich-intuitiven Abgrenzung gegenüber den beiden anderen Kategorien, 

also der Bezeichnung eines nochmals deutlich empfindlicheren Maßstabs. Streng genommen könnten auch noch geringere Ein-
bußen des Spielraums im Sinne der Modellanalysen als „signifikant“ bezeichnet werden. Gleichzeitig erscheint es aber grundsätz-
lich nicht sinnvoll, jeden Haushalt mit z. B. sRel < 1 bzw. ds < 0 als „Verliererhaushalt“ anzusehen, da in diesem Fall bei Betrachtung 
realer Haushalte selbst kleinste „Zufallsschwankungen“ des Einkommens oder der Wohnkosten zu dieser Einordnung führen 
könnten.  
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unteren mit eingeschlossen: So zählen die deutlichen und merklichen Verlierer gleichzeitig zu den signifikan-
ten Verlierern, so wie die deutlichen Verlierer auch merkliche Verlierer sind. 
In den Auswertungen der Modellrechnungen im vorliegenden Bericht wird für die verschiedenen Szenarien 
jeweils der Anteil der Haushalte ausgewiesen, der der Gruppe der „deutlichen / merklichen / signifikanten 
Verlierer“ zuzuordnen ist – zum Teil auch für verschiedene Einkommensbereiche der Haushalte. Da – wie 
bereits ausgeführt – für diese Einstufung keine objektiven Maßstäbe zur Verfügung stehen, sind in den Mo-
dellanalysen vor allem die Unterschiede zwischen den verschiedenen Szenarien zu beachten.  
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2 Konkrete Modellansätze und Untersuchungen zur Vorbereitung der 
Szenarienanalysen 

2.1 Erzeugung des Basisdatensatzes für Haushalte und Wohngebäude 2018 

2.1.1 Aufbereitung der Daten aus dem Mikrozensus 
Die Mikrozensusdaten der Scientific Use Files (SUF) aus der Erhebung im Jahr 2018 dienen als Grundlage des 
Mikrosimulationsmodells. Aufgrund der in diesem Jahr durchgeführten Zusatzerhebung zur Wohnsituation 
liegen in dieser Hinsicht besonders detaillierte Angaben vor. Vor einer Anwendung in den Modellanalysen 
waren aber noch verschiedene vorbereitende Schritte notwendig. Insbesondere mussten die Einzeldaten-
sätze des Mikrozensus aufbereitet, plausibilisiert und zum Teil auch vereinfacht werden57. Darüber hinaus 
wurden durch Imputation weitere Daten zugespielt. Ergebnis dieser Vorbereitungen ist ein Basisdatensatz, 
der die Situation der Haushalte und des Wohngebäudebestandes im Jahr 2018 wiedergibt und als Ausgangs-
punkt für alle weiteren Modellrechnungen dient. 
Der ursprüngliche Mikrozensusdatensatz wurde im Hinblick auf Auswertbarkeit, Relevanz und Plausibilität 
verschiedenen Tests unterzogen und im Bedarfsfall entsprechend aufbereitet. So wurden alle Stichproben-
haushalte mit einem Hochrechnungsfaktor von Null genauso entfernt wie Haushalte, die insbesondere auf-
grund von Jahresüberhängen doppelt vorhanden sind. Gleiches gilt auch für Haushalte mit unklarer oder 
nicht gegebener Zielgruppenrelevanz, z. B. Haushalte, die nicht in einem Gebäude mit Wohnraum leben. 
Ebenfalls entfernt wurden Haushalte mit grob unplausiblen oder mit fehlenden Angaben zu wichtigen Merk-
malen. Darunter fielen beispielsweise Haushalte, deren Mitglieder in Bezug auf zentrale haushaltsbezogene 
Variablen unterschiedliche Merkmalsausprägungen aufweisen, sowie Haushalte ohne Angaben zur Wohnsi-
tuation. Die Hochrechnungsvolumina der wie beschrieben ausgeschlossenen Haushalte wurden strukturwah-
rend auf andere Stichprobenhaushalte übertragen, so dass durch den Ausschluss sowohl keine Unterschät-
zungen (etwa in Form von zu niedrig ausgewiesenen Anzahlen von Haushalten im Transferleistungsbezug) 
als auch keine strukturellen Verschiebungen zwischen verschiedenen Haushaltstypen hervorgerufen werden. 
Hinsichtlich der Haushalte und Wohnungen ist zu berücksichtigen, dass diese Begriffe für die Modellbildung 
noch präzisiert werden mussten: Genau genommen beziehen sich die Auswertungen im vorliegenden Projekt 
in aller Regel auf „Hauptwohnsitz-Haushalte“ und die zugehörige „Hauptwohnsitz-Wohnfläche“. Damit ist 
gemeint, dass Personen nur an ihrem Hauptwohnsitz berücksichtigt werden, nur diese „Hauptwohnsitz-Per-
sonen“ in Modellhaushalten zusammengefasst werden und ihnen auch nur die am Hauptwohnsitz bewohnte 
Wohnfläche zugewiesen wird. Gehören einem Haushalt auch Personen an, die in der vom Haushalt bewohn-
ten Wohnung nur ihren Nebenwohnsitz haben („Nebenwohnsitz-Personen“), werden diese im jeweiligen 
Modellhaushalt nicht mitbetrachtet. Die Wohnfläche des Haushalts wird dann komplett den Personen mit 
Hauptwohnsitz zugeordnet – dies basierend auf der Annahme, dass die Nebenwohnsitz-Personen sich vor-
rangig an einem anderen Ort (ihrem Hauptwohnsitz) aufhalten und ihnen auch nur dort Wohnkosten entste-
hen, während die Kosten der betrachteten Wohnung komplett von den Hauptwohnsitz-Personen getragen 
werden. Insgesamt ergibt sich bei Hochrechnungen trotz Vernachlässigung der Nebenwohnsitz-Personen die 
„richtige“ im Mikrozensus abgebildete Bevölkerungszahl in Deutschland, während die Mitbetrachtung der 
Nebenwohnsitz-Personen zu einer Doppelzählung und damit zu einer Überschätzung der Bevölkerung führen 
würde.  
Daneben gibt es auch die Situation, dass in einer Wohnung mehr als ein Haushalt wohnt (z. B. Wohngemein-
schaften oder andere Formen von untervermieteten Wohnungen). In solchen Fällen wird diese Wohnung in 
der Modellbetrachtung gedanklich in mehrere Wohnungen überführt, indem nämlich die ursprüngliche 

                                                           
57  Insbesondere war ein Großteil der Merkmale für das vorliegende Projekt nicht relevant und wurde daher gelöscht. Darüber hin-

aus wurden die personenbezogenen Informationen zu haushaltsbezogenen Datensätzen zusammengefasst (wobei innerhalb die-
ser Datensätze personenbezogene Merkmale, die für die Modellrechnungen relevant sind, weiterhin separat erfasst werden). 
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Wohnfläche auf die einzelnen Haushalte entsprechend ihrer Personenzahl58 aufgeteilt wird. Auf diese Weise 
wird eine plausible Wohnflächen- und damit auch Wohnkostenzuordnung für den jeweiligen im Modellda-
tensatz erfassten Hauptwohnsitz-Haushalt erreicht. Bei wohnungsbezogenen Hochrechnungen im Mikrosi-
mulationsmodell wird dieser Eingriff durch einen entsprechend korrigierten Wohnungs-Hochrechnungsfak-
tor berücksichtigt, so dass die Wohnungszahl insgesamt also nicht verfälscht wird59. 
Im Mikrozensus verbleiben nun noch Wohnungen und Haushalte, die ausschließlich von Nebenwohnsitz-Per-
sonen bewohnt werden: Diese waren entweder als bereits reine Nebenwohnsitz-Haushalte im Mikrozensus-
Datensatz vorhanden oder sind durch die oben beschriebenen (gedanklichen) Wohnungsteilungen in der 
Modellperspektive neu entstanden. Insgesamt sind hier aber nur ca. 1,2 % aller Haushalte betroffen. Dane-
ben sind auch noch Ferien- bzw. Freizeitwohnungen und leerstehende Wohnungen zu beachten, die im Mi-
krozensus nicht erfasst werden. Die Berücksichtigung dieser Wohnungssegmente ist im Modell grundsätzlich 
angelegt, und zwar in Form von Korrekturfaktoren, durch welche die Hauptwohnsitz-Wohnfläche je nach 
Baualter und Art der Gebäude bei Bedarf um die aus dem Mikrozensus abgeleitete Fläche der Nebenwohn-
sitzhaushalte sowie – unter Ansatz von weiteren Schätzwerten – um die Ferien- und Freizeitwohnungen so-
wie den Leerstand erweitert werden kann60. Bei den Untersuchungen im vorliegenden Projekt werden diese 
Segmente dagegen vernachlässigt, d. h. die Auswertungen beziehen sich ausschließlich auf die Hauptwohn-
sitz-Haushalte und -Personen und die ihnen zugerechnete Wohnfläche61. Für das Basisjahr 2018 ergeben sich 
am Ende ca. 231.000 Datensätze, die hochgerechnet für 40,1 Mio. Hauptwohnsitz-Haushalte mit 80,4 Mio. 
Personen und einer Wohnfläche von 3,7 Mrd. m² stehen.   
Im Hinblick auf die Struktur der Wärmeversorgung, insbesondere die verwendeten Energieträger, erhält der 
Mikrozensus 2018 in der Zusatzerhebung zur Wohnsituation bereits relativ detaillierte Informationen. Teil-
weise ergeben sich dabei sehr vielfältige und komplexe Konstellationen aus verschiedenen Energiearten bei 
der Heizung und Warmwasserversorgung. Im Simulationsmodell wird das Heizsystem dagegen vereinfachend 
durch einen einzigen Haupt-Wärmeerzeuger beschrieben, der gegebenenfalls durch eine thermische Solar-
anlage und einen Holzofen ergänzt wird62. Die Beheizungsart kann in Form von Fernwärme, Zentralheizung, 
Wohnungsheizung („Etagenheizung“) oder raumweiser Heizung erfolgen. Als Haupt-Wärmeerzeuger werden 
(abgesehen vom Sonderfall Fernwärme) Heizkessel bzw. -Öfen (mit den Energieträgern Erdgas, Heizöl, Holz 
und Kohle63) sowie direktelektrische Systeme und monovalente Wärmepumpen berücksichtigt. Die Warm-
wasserbereitung im Modell erfolgt entweder über den Haupt-Wärmeerzeuger der Heizung oder durch sepa-
rate Systeme, nämlich direktelektrisch oder durch einen separaten Erdgas-Durchlauferhitzer. Auch hier ist 
der ergänzende Einsatz einer Solaranlage möglich64.  
Die zur Abbildung der Modellstruktur erforderliche Plausibilisierung und Vereinfachung des ursprünglichen 

                                                           
58  In dieser für die Aufteilung verwendeten Personenzahl werden Haupt- und Nebenwohnsitz-Personen gleichermaßen berücksich-

tigt. 
59  In den Modelluntersuchungen werden allerdings ohnehin zumeist haushaltsbezogene Untersuchungen und Hochrechnungen 

durchgeführt. Lediglich energetische Modernisierungsraten und -strukturen werden gebäudebezogen (aber nicht wohnungsbe-
zogen) dargestellt. 

60  Nicht berücksichtigt werden dagegen Wohnungen und Wohnflächen, die für gewerbliche Zwecke genutzt werden (z. B. Büros, 
Arztpraxen, (zeitweise) ständig gewerblich-hotelmäßig vermietete Ferienwohnungen sowie die von ausländischen Streitkräften, 
Botschaften und Konsulaten offiziell in Anspruch genommenen Wohnungen. Diese gehören definitionsgemäß nicht zu dem von 
der amtlichen Statistik erfassten Wohnsektor und werden daher im Projekt generell nicht betrachtet. 

61  Eine Ausnahme bildet der Vergleich der Modellergebnisse mit der nationalen Energieverbrauchsstatistik in Kapitel 2.2. Hierfür 
wurden die sich aus den Mikrozensus-Auswertungen ergebenden Nebenwohnsitz-Wohnflächen sowie überschlägige prozentuale 
Wohnflächenzuschläge für Ferien-/Freizeitwohnungen (1 %) und für Leerstand (3 % in Mehrfamilienhäusern, 1 % in Einfamilien-
häusern) in der Modellbilanz mitberücksichtigt. Weiterhin wurde ebenfalls ad hoc angenommen, dass der wohnflächenbezogene 
Energieverbrauch für diese weniger benutzten Wohnflächen die Hälfte des Wertes der entsprechenden Hauptwohnsitz-Wohn-
sitze ausmacht – wohingegen eine Reduzierung auf den Wert Null wegen der Mitbeheizung selbst leerstehender Wohnungen 
durch Nachbarwohnungen zu weitgehend ausfallen würde. 

62  Bei der späteren Maßnahmendurchführung, aber noch nicht im Basisdatensatz, werden auch die bisher seltenen, ergänzend 
eingesetzten bivalenten Wärmepumpen bei der Heizung und Warmwasserbereitung mitberücksichtigt. 

63  Hier werden die nur noch sehr geringen Anteile von Kohleheizungen im Modell mitberücksichtigt.  
64  Bei Solaranlagen zur Heizungsunterstützung wird grundsätzlich unterstellt, dass sie auch der Warmwasserbereitung dienen. 
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Mikrozensus-Datensatzes erfolgte in verschiedenen Schritten mit dem Ziel, den ursprünglichen Merkmalen 
im Datensatz möglichst nahezukommen. Beispielsweise wurde im Fall der Angabe von Solarwärme als haupt-
sächliche Energieart der Beheizung, was im Modell als unplausibel angesehen wurde, stattdessen eine er-
gänzende Solarwärmeanlage mit Heizungsunterstützung angenommen. Als hauptsächliche Energieart wur-
den dann im Datensatz vorhandene Angaben zu den weiteren Energiearten verwendet, wobei im Fall meh-
rerer Angaben Erdgas aufgrund seiner Dominanz bei der Bestandsheizung vorrangig berücksichtigt wurde65. 
Generell wurde bei Vereinfachungen dieser Art sichergestellt, dass die Eingriffe in den Ursprungsdatensatz 
immer nur relativ kleine Anteile betrafen, also nicht aufgrund von Modellannahmen dieser Art erhebliche 
Veränderungen in den Ursprungsdaten stattfanden.  

2.1.2 Imputation weiterer Merkmale 
Hinsichtlich des Wärmeschutzes sind im Mikrozensus keine Informationen vorhanden. Daher wurde eine Im-
putation auf Grundlage der „Datenerhebung Wohngebäudebestand 2016“ [Cischinsky / Diefenbach 2018]. 
durchgeführt. Insbesondere wurde den Modelldatensätzen die Information zugewiesen, ob an den einzelnen 
Gebäudebauteilen schon einmal in der Vergangenheit eine energetische Modernisierung stattgefunden hat. 
Darüber hinaus wurden auch bestimmte, für den Energieverbrauch relevante Strukturdaten – etwa das Vor-
handensein eines unbeheizten Dachbodens oder eines unbeheizten Kellers – imputiert66. Weitere imputierte 
Strukturmerkmale sind die Bebauungssituation (freistehendes Gebäude vs. Gebäude mit einem oder zwei 
angrenzenden Nachbargebäuden – beim Einfamilienhaus also die Eigenschaft Reihenhaus als Reihenendhaus 
oder Mittelhaus), die Etagenzahl, die Dachform (Schrägdach oder Flachdach), sowie die Eigenschaften „Denk-
malschutz“ oder „besonders schützenswerter Fassade“. Der Typ der Außenwanddämmung (Außen-, Innen- 
oder Kerndämmung) und die Eigenschaft einer begehbaren oder nicht begehbaren obersten Geschossdecke 
wurden ebenfalls imputiert. Als weitere Zielgröße musste bei Mehrfamilienhäusern auch der Typ des Woh-
nungseigentümers (hier in der Ausprägung „Wohnungsunternehmen“ oder „privat“) imputiert werden, da 
auch diese Eigenschaft nur in der „Datenerhebung Wohngebäudebestand 2016“, aber nicht im Mikrozensus 
abgefragt wurde. 
Die Zuspielung der jeweiligen Informationen in den einzelnen Datensätzen erfolgte durch Zufallsauswahl: Es 
wurde zunächst im Spenderdatensatz („Datenerhebung Wohngebäudebestand 2016“) die Wahrscheinlich-
keit dafür ermittelt, dass eine bestimmte Eigenschaft vorliegt, dass also z. B. die Außenwand schon einmal 
nachträglich gedämmt wurde oder ein unbeheiztes Dachgeschoss vorhanden ist. Anschließend wurde den 
einzelnen Datensätzen im Modelldatensatz die konkrete Eigenschaft mit Berücksichtigung dieser Wahr-
scheinlichkeit unter Verwendung von Zufallszahlen quasi „zugewürfelt“.  
Für die Ermittlung der jeweiligen Wahrscheinlichkeitswerte wurden Hilfsmerkmale verwendet, die sowohl 
im Spenderdatensatz als auch im Modelldatensatz vorhanden sind. Dabei handelt es sich insbesondere um 
die Lage des Wohngebäudes in Deutschland (getrennt nach den drei Kategorien Nordwest-/Südwest-/Ost-
deutschland), die Anzahl der Wohnungen im Gebäude (5 Kategorien), das Baualter (3 Kategorien) und Merk-
male der Beheizungsstruktur (4 Kategorien). Außerdem wurden bereits imputierte Größen bei den 

                                                           
65  Erdgas wird im Modell immer in Verbindung mit Heizkesseln eingesetzt. Die aus dem Mikrozensus indirekt ableitbaren Erdgas-

Wärmepumpen wurden aufgrund geringer Anteile nicht berücksichtigt. Mit Erdgas betriebene Kraft-Wärme-Kopplungs-(KWK-) 
Anlagen sollten in der Regel im Rahmen der Fernwärmeversorgung auftreten, sind also in dieser Kategorie enthalten (Die Art der 
Fernwärmeerzeugung wird im Projekt nicht näher untersucht). Zwar können Erdgas-KWK-Anlagen insbesondere in größeren Ge-
bäuden auch in der Einzelhausversorgung auftreten, dieser Fall kann aber in den Mikrozensusdaten nicht identifiziert werden 
und ist darüber hinaus auch relativ selten, (vgl. [Diefenbach/Cischinsky 2018, Tab. 50], so dass er hier ebenfalls vernachlässigt 
wurde. 

66  Im Modell werden nur (vollständig) unbeheizte vs. (vollständig) beheizte Dachgeschosse bzw. Keller berücksichtigt. Die prozen-
tualen Anteile mit der Eigenschaft „teilweise beheizt“ in der Datenerhebung 2016 wurden je hälftig den Fällen „beheizt“ bzw. 
„unbeheizt“ zugeordnet. 
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Imputationen gegebenenfalls als zusätzliche Hilfsmerkmale weiterverwendet, um konsistente Ergebnisse zu 
erhalten67.  
Die Ermittlung der Wahrscheinlichkeiten für die zu imputierenden Merkmale erfolgte zum Teil durch Eintei-
lung der Datensätze in Teilmengen entlang der genannten Hilfsmerkmale und durch Ermittlung der Anteile 
für die jeweilige Teilmenge, die dann als Wahrscheinlichkeiten für die nachgelagerte Imputation dienten. 
Angesichts der Vielzahl von Einflussfaktoren und der begrenzten Zahl der Stichprobenfälle im Spenderdaten-
satz stößt die Möglichkeit einer Einteilung in ausreichend große Teilmengen aber schnell an Grenzen, so dass 
dieses Verfahren nur in Einzelfällen angewendet wurde. In der Regel erfolgte die Durchführung für den ge-
samten Datensatz (bzw. entsprechend große Teilmengen) in Form einer binär-logistischen Regression („Lo-
git-Modell“) (siehe z. B. [Fahrmeier 2009]). 
Bei den Analysen wurden nur diejenigen Merkmale angesetzt, bei denen sich – auch mit Blick auf die tabel-
lierten Ergebnisse der „Datenerhebung Wohngebäudebestand 2016“ in [Diefenbach / Cischinsky 2018] – von 
vornherein Abhängigkeiten sinnvoll vermuten ließen und deren Verwendung bei der Durchführung der Ana-
lyse statistisch signifikante Ergebnisse und nicht zu große Standardfehler der Regressionskoeffizienten mit 
sich brachte. Die Analyse wurde für jedes Untersuchungsmerkmal schrittweise durchgeführt, wobei jeweils 
nicht geeignete Hilfsmerkmale sukzessive aus der Betrachtung herausgenommen wurden.  
Bei den Auswertungen war zu beachten, dass der Spenderdatensatz den Zustand des Wohngebäudebestan-
des im Jahr 2016 widerspiegelt, während der Modelldatensatz das Jahr 2018 beschreibt. Im Hinblick auf die 
Strukturmerkmale wurde dieser zeitliche Unterschied vernachlässigt, hinsichtlich des Fortschritts bei der 
energetischen Modernisierung der Gebäudehülle wurde dagegen eine Korrektur durchgeführt, indem die 
Wahrscheinlichkeitswerte für das Vorhandensein eines verbesserten Wärmeschutzes aufgrund der für die 
Periode 2010-2016 erhobenen energetischen Modernisierungsraten beim Wärmeschutz entsprechend nach 
oben korrigiert wurden68.  
Im Hinblick auf die Untersuchungsziele im vorliegenden Projekt ist es als nachteilig anzusehen, dass aus den 
bisher genannten empirischen Datenquellen kein Zusammenhang zwischen dem energetischen Gebäudezu-
stand und der finanziellen Leistungsfähigkeit (also etwa dem Einkommen) der Bewohner hergestellt werden 
kann. Dies gilt für den hier behandelten Basisdatensatz 2018, aber auch im Hinblick auf die späteren Simula-
tionsrechnungen. Da der Niedrigeinkommenssektor im Fokus der Untersuchung steht und darin die Mieter-
haushalte dominieren, ist dieser Zusammenhang insbesondere in Bezug auf Mieter von Interesse.  
Aus diesem Grund wurde für Mieterhaushalte eine gesonderte Untersuchung mit Rückgriff auf einen weite-
ren Datensatz, nämlich das Sozio-oekonomische Panel (SOEP) durchgeführt (Näheres s. Anhang G). Dieser 
Datensatz enthält zwar hinsichtlich des energetischen Gebäudezustands keine bzw. für die vorliegende Im-
putationsaufgabe zu wenige und ungenaue Angaben, erlaubt aber einen direkten Vergleich der Heizkosten 
und des Haushaltsnettoeinkommens. Ausgewertet wurden insbesondere die durchschnittlichen Heizkosten 
pro Wohnfläche in Abhängigkeit von Quintilen des Nettoäquivalenzeinkommens. Die Ergebnisse für den 
SOEP-Datensatz des Jahres 2016 sind in Abbildung 9 dargestellt69.  
 

                                                           
67  Insbesondere betrifft dies die Bebauungssituation, den Eigentümertyp und den Denkmalschutz. Beispielsweise wird so berück-

sichtigt, dass in denkmalgeschützten Gebäuden der Innendämmung der Außenwand eine höhere Wahrscheinlichkeit zukommt 
als im sonstigen Gebäudebestand oder dass Mehrfamilienhäuser im Eigentum von Wohnungsunternehmen bereits zu höheren 
Anteilen eine Wärmedämmung der Außenwand aufweisen als Mehrfamilienhäuser von Privateigentümern. 

68  Dementsprechend wurde beim Ausgangsdatensatz 2010 für die Kalibrierungsanalysen in Kapitel 2.4 der Wärmeschutz-Moderni-
sierungsfortschritt nach unten angepasst. 

69  Die in der Abbildung dargestellten Werte entsprechen Abbildung 87 in Anhang G.2 Beim Nettoäquivalenzeinkommen wird das 
Haushaltsnettoeinkommen je nach Haushaltsgröße und Alter der Personen in einem groben Ansatz in ein äquivalentes Ein-Per-
sonen-Einkommen umgerechnet. Die Einkommensquintile werden in der Abbildung vom kleinsten bis zum größten Einkommen 
gezählt. 
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Abbildung 9: SOEP (2016): Wohnflächenbezogene jährliche Heizkosten der Mieterhaushalte nach Quin-

tilen des Nettoäquivalenzeinkommens 
 
Es zeigt sich ein leichter Abfall der flächenbezogenen Heizkosten mit steigendem Einkommen70. Eine entspre-
chende Auswertung wurde auch mit dem Modelldatensatz 2018 nach Imputation der energetischen Merk-
male durchgeführt. In Abbildung 10 sind die Ergebnisse dargestellt71. 
 

                                                           
70  Aufgrund einer mit dem Einkommen wachsenden Pro-Kopf-Wohnfläche der Mieterhaushalte gilt dies allerdings nicht für die 

Heizkosten pro Person: Diese steigen vielmehr mit höherem Einkommen deutlich an, s. Anhang G.2 . 
71  Aufgrund eines anderen Bezugsjahres mit anderen Randbedingungen (Witterung, Energiepreise) sind die Zahlenwerte nicht di-

rekt mit der vorherigen Abbildung vergleichbar. Das Nettoäquivalenzeinkommen wurde hier auf Basis eines metrisierten Wertes 
der Mikrozensus-Angaben zum Haushaltsnettoeinkommen ermittelt.  
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Abbildung 10: Basisdatensatz (2018): Wohnflächenbezogene jährliche Heizkosten der Mieterhaushalte 

nach Quintilen des Nettoäquivalenzeinkommens 
 
Die Modellergebnisse zeigen also einen ähnlichen Verlauf wie die Auswertungen mit dem SOEP, obwohl das 
Einkommen der Haushalte bei der Imputation des energetischen Modernisierungszustands gar nicht als Hilfs-
merkmal verwendet werden konnte. Die flächenbezogenen Heizkosten im fünften Einkommensquintil liegen 
um 11 % unter denen im ersten Quintil, bei der Auswertung mit dem SOEP sind es 8%. Ein Grund für dieses 
Absinken besteht darin, dass das Baualter der bewohnten Gebäude je nach Einkommen Unterschiede auf-
weist: So lebten laut Modell-Basisdatensatz im Jahr 2018 ca. 79 % der Mieterhaushalte im untersten Einkom-
mensquintil in Altbauten, d. h. Gebäuden, die bis 1978 (vor der ersten Wärmeschutzverordnung) errichtet 
wurden. Demgegenüber waren nur 65 % der Mieterhaushalte im höchsten Einkommensquintil Bewohner 
von Altbauten72. 
Vor diesem Hintergrund wurde bei der Modellerstellung auf Ansätze für eine Abhängigkeit der Wahrschein-
lichkeit energetischer Modernisierungen bei Mietwohngebäuden vom Einkommen der Bewohner sowohl im 
Basisdatensatz als auch beim Entscheidungsmodell verzichtet. Im Grundsatz wäre hier aber eine genauere 
empirische Beobachtung sinnvoll – insbesondere im Hinblick auf die zukünftige Entwicklung, um sicherzuge-
hen, dass die energetische Modernisierungsdynamik nicht in verschiedenen Einkommenssegmenten ausein-
anderdriftet.  
Diese Empfehlung gilt insbesondere auch für selbstnutzende Gebäude- und Wohnungseigentümer, bei de-
nen die Modernisierungsentscheidung direkt vom Bewohnerhaushalt (und nicht von einem Vermieter) ge-
troffen wird. Im Simulationsmodell wird vor diesem Hintergrund für Eigentümer, die dem Niedrigeinkom-
menssektor angehören, eine reduzierte Amortisationszeit bei Wirtschaftlichkeitsbetrachtungen angenom-
men (s. Kapitel 1.3.2). 

                                                           
72  Daneben gibt es auch weitere mögliche Einflussfaktoren. So ist aufgrund der zunehmenden Wohnfläche pro Person die Anzahl 

der Personen pro Wohnfläche (also der Kehrwert) in höheren Einkommensquintilen geringer. Bei unterstelltem gleichem (oder 
jedenfalls weniger stark als die Wohnfläche mit dem Einkommen wachsenden) Warmwasserverbrauch pro Person würde auch 
dies zu einem niedrigeren Wert der flächenbezogenen warmen Betriebskosten führen. 
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Die Notwendigkeit der Imputation von Merkmalen aus anderen Datenquellen in den Basisdatensatz bestand 
nicht nur im Hinblick auf energetische und strukturelle Gebäudemerkmale, sondern auch bezüglich einiger 
wesentlicher Merkmale der privaten Haushalte. Insbesondere wurden für die Modellbildung eine genauere 
Aufteilung des Haushaltseinkommens nach Einkommensarten sowie eine Klassifizierung der Vermögens-
werte benötigt. Als Spenderdatensatz für diese Informationen wurde die Einkommens- und Verbrauchsstich-
probe (EVS) des Jahres 2018 herangezogen. Konkret wurden die zu imputierenden Merkmale in der EVS 
durch solche Merkmale regressionsanalytisch zu erklären versucht, die identisch mit bzw. wenigstens sehr 
ähnlich zu Mikrozensusmerkmalen abgegrenzt sind. Die auf diese Weise in der EVS generierten Schätzglei-
chungen wurden sodann auf den Mikrozensus angewandt, um einzelfallbezogen die gewünschte Merk-
malsanreicherung zu erreichen. Für detailliertere Informationen wird auf die diesbezüglichen Ausführungen 
in Anhang A.2 verwiesen.  
Darüber hinaus mussten auch die Unterkunftskosten von Selbstnutzern, über die anders als bei den Mietern 
keine Informationen im Mikrozensus vorhanden sind, aus der EVS imputiert werden. Betrachtet wurden da-
bei die laufenden Kosten für Zins und Tilgung eines Immobilienkredits, die Grundsteuer sowie eine Pauschale 
für die weiteren „kalten“ Betriebskosten (ohne Heizkosten). Die Eigenschaft, ob in den jeweiligen Selbstnut-
zerhaushalten überhaupt relevante Zins- oder Tilgungskosten auftreten, wurde per Zufallsauswahl festge-
legt. Die Wahrscheinlichkeiten hierfür sowie die (auf die Wohnfläche bezogene) Höhe von Zins- und Tilgungs-
kosten wurden getrennt für Gebäude und Eigentumswohnungen und jeweils differenziert nach den Hilfs-
merkmalen „Nettoäquivalenzeinkommen“ (in Quintilen) und „Alter der Haupteinkommensperson“ (in fünf 
Kategorien) ermittelt. 

2.2 Modellierung von Energieverbrauch, Treibhausgasemissionen sowie Energie- 
und Maßnahmenkosten 

Die Modellierung des Energieverbrauchs und der Treibhausgasemissionen im deutschen Wohngebäudebe-
stand greift auf Modellansätze zurück, die im IWU bereits in früheren Projekten für Szenarien- und Model-
lanalysen im Wohngebäudesektor verwendet wurden [Diefenbach et al. 2013 (Anhang I), Diefenbach et al. 
2016]. Betrachtet wird der Energieeinsatz für die Wohngebäude-Wärmeversorgung (Heizung und Warmwas-
ser) inklusive der elektrischen Hilfsenergie. Im Fall der Verwendung von elektrischem Strom und Fernwärme 
werden der Primärenergieeinsatz und die klimarelevanten Emissionen in den Kraftwerken, Heizkraftwerken 
und Heizwerken auf Basis von Primärenergie- und Emissionsfaktoren in die Bilanz miteinbezogen. Bei den 
Treibhausgasemissionen werden im vorliegenden Projekt äquivalente Treibhausgasemissionen betrachtet, 
bei denen neben dem CO2 auch andere klimarelevante Gase sowie die Vorketten-Emissionen zur Bereitstel-
lung der Endenergieträger mitberücksichtigt werden73.  
Zur Ermittlung des Energie- und Wärmeverbrauchs der Wohngebäude wird ein Heizperioden- bzw. Jahresbi-
lanzverfahren verwendet. Vor dem Hintergrund, dass übliche Bilanzmethoden im Durchschnitt bzw. über den 
Gesamtbestand betrachtet in der Regel zu einer Überschätzung des Verbrauchs und damit auch der Einspa-
rungen schlecht gedämmter Gebäude führen, zielt das hier verwendete Verfahren auf eine möglichst reali-
stische Energiebilanz ab. Insbesondere wird davon ausgegangen, dass in Gebäuden mit geringerem Endener-
gieverbrauch höhere Raumtemperaturen vorherrschen als in Gebäuden mit hohem Verbrauch [Loga et al. 
2019]. Die Ursache ist nicht (bzw. nicht ausschließlich) in einem weniger sparsamen Nutzerverhalten zu se-
hen, sondern nicht zuletzt auch in dem langsameren Absinken der Raumtemperaturen in besser gedämmten 
Gebäuden, z. B. bei Nachtabschaltung der Heizung. Vor diesem Hintergrund wird in dem hier angewendeten 
Verfahren davon ausgegangen, dass die mittlere Temperaturdifferenz zwischen Innen- und Außentempera-
turen und damit auch die für die Heizperiodenbilanz verwendete Gradtagzahl (mittlere Temperaturdifferenz 
multipliziert mit der Länge der Heizperiode) bei Gebäuden mit gutem Wärmeschutz höher ausfällt als bei 
schlecht gedämmten Gebäuden. Nähere Angaben zu den gewählten Ansätzen finden sich in Anhang B.2 . 

                                                           
73  Demgegenüber beziehen sich die Angaben zur CO2-Bepreisung auf die reinen und direkten CO2-Emissionen in den Gebäuden bzw. 

(im Fall von Strom und Fernwärme) in den Kraftwerken, Heizkraftwerken und Heizwerken. 
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Anders als bei früheren Anwendungen des Verfahrens wird im Projekt MISIMKO eine große Zahl von Einzel-
haushalten/-wohnungen mit jeweils unterschiedlichem energetischem Gebäudezustand betrachtet. Vor die-
sem Hintergrund wird eine individuelle zufallsgesteuerte Variation des Energieverbrauchs berücksichtigt, in-
dem die theoretisch berechneten Energieverbräuche mit einer um den Wert 1 schwankenden Zufallszahl 
multipliziert werden. Hierbei wird im Standardfall eine Normalverteilung mit einer Standardabweichung von 
0,65 angesetzt. Die Zufallszahlen werden allerdings bei Werten von 0,1 bzw. 1,9 abgeschnitten, um zu starke 
Abweichungen vom berechneten Wert bzw. negative Energieverbräuche auszuschließen. Es handelt sich hier 
jeweils um Modellannahmen ohne konkrete empirische Absicherung. In Kapitel 2.4.2 und 3.4.2 werden die 
Ergebnisse für Parametervariationen mit veränderter Streubreite (auch bei anderen Zufallszahlen) dokumen-
tiert. Im Fall von Mehrfamilienhäusern werden unterschiedliche Zufallszahlen für den Energieverbrauch des 
betrachteten Haushalts und des Gesamtgebäudes berücksichtigt. Die Zufallszahl des Gebäudes wird aus ge-
mittelten Einzelwerten gemäß der Wohnungszahl bestimmt: Beispielsweise werden für Gebäude mit vier 
Wohnungen vier herangezogen Zufallszahlen ermittelt (von denen eine diejenige des betrachteten Haushalts 
ist). Im Resultat weisen aufgrund der Mittelwertbildung Mehrfamilienhäusern geringere Verbrauchsschwan-
kungen auf als Einfamilienhäuser. 
Abbildung 11 zeigt den Vergleich der Ergebnisse der Modellrechnungen für die Energiebilanz im Wohnge-
bäudebestand 2018 mit den Daten der Energiebilanz für das Jahr 2018 bzw. als Mittelwert der Periode 2016-
2020 (eigene Auswertungen auf Basis von [BMWi 2022] und bezüglich biogener Festbrennstoffe in Haushal-
ten von [AGEEStat 2022]). Bei den Energiebilanzdaten handelt es sich um die tatsächlichen (witterungsab-
hängigen) Verbräuche bzw. witterungsbereinigte Werte, während die Modellrechnungen im vorliegenden 
Projekt generell mit einem einheitlichen Standardklima (also ohne Berücksichtigung der Witterungseffekte 
in den einzelnen Jahren) durchgeführt werden. Bei der Wärmeversorgung der Gebäude und Wohnungen 
wurden die leitungsgebundenen Energieträger Erdgas, Fernwärme, Strom sowie die nicht leitungsgebunde-
nen Energieträger Heizöl und Holz berücksichtigt74. 
 

                                                           
74  Eine gesonderte Berücksichtigung des nicht leitungsgebundenen Energieträgers Flüssiggas ist im Modell nicht vorgesehen. Das 

Flüssiggas wurde in den Modellanalysen vereinfachend dem Erdgas zugeschlagen. Die Auswertungen zum Energieträger Holz 
umfassen hier vereinfachend auch andere Formen der Biomasse. Eine Unterscheidung zwischen Scheit-/Stückholz und Holzpel-
lets wurde nicht getroffen. 
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Abbildung 11: Vergleich der Modell-Energiebilanz („MISIMKO 2018“) für den Wohngebäudebestand 

2018 mit Daten der Energieverbrauchsstatistik für die Periode 2016-2020 (Jahresmittel-
wert) bzw. das Jahr 2018 (jeweils mit und ohne Witterungsbereinigung) 

 
Die Abbildung zeigt bezüglich der Verwendung der einzelnen Energieträger insgesamt eine befriedigende 
Übereinstimmung zwischen den Modellrechnungen und der Verbrauchsstatistik. Begrenzte Abweichungen 
bestehen beim Heizöl (höhere Modellwerte) und bei der Biomasse (niedrigere Modellwerte).  
Befriedigende Ergebnisse bezüglich des Gesamtbestandes bedeuten allerdings noch keine Überprüfung der 
Treffgenauigkeit des Modells bezüglich detaillierter Maßnahmen und Technologien. So wäre es für zukunfts-
gerichtete Szenarien eigentlich anzustreben, dass die Modellrechnungen auch dahingehend überprüft und 
kalibriert werden, dass sie bezüglich der Wirkung der unterschiedlichen Wärmeschutzmaßnahmen und der 
verschiedenen, bei der Modernisierung eingesetzten Wärmeversorgungssysteme auch im Einzelnen jeweils 
realistische, d. h. empirisch abgesicherte Ergebnisse erreichen. Für eine solche Feinkalibrierung wären aber 
weitergehende Forschungsanstrengungen notwendig, aus aktueller Sicht fehlen hierfür die empirischen 
Grundlagen.  
Der kurzfristige Einfluss veränderlicher Energiepreise auf das Energieverbrauchsverhalten der Haushalte 
stand im vorliegenden Projekt nicht im Mittelpunkt des Interesses. In dem im Frühjahr 2023 abgeschlossenen 
Forschungsvorhaben „Modellrechnungen Heizkostenanstieg“ zur Untersuchung sozialer Ausgleichsmaßnah-
men angesichts des kurzfristigen starken Energiepreisanstiegs 2022 [Diefenbach et al. 2023] , bei dem das 
hier beschriebene Simulationsmodell bereits zum Einsatz kam, hatte dieser Effekt eine wesentliche Rolle ge-
spielt: Dort war generell eine Preiselastizität von -0,15 angenommen worden, d. h. bei einer Verdopplung 
des Energiepreises reagieren die Haushalte mit einer Reduzierung ihres Energieverbrauchs um 15 % (Näheres 
s. Anhang B.1 ). In den Auswertungen im vorliegenden Projekt wurde dieser Wert der Energiepreiselastizität 
für die Modellrechnungen 2018 - 2023 übernommen. Für die daran anschließenden eigentlichen Untersu-
chungen zu den Klimaschutzszenarien wurden diese kurzfristigen Effekte zunächst nicht weiter berücksich-
tigt, d. h. das Energie-Nutzerverhalten wurde auf dem Stand des Jahres 2023 „eingefroren“, um die 
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kontinuierliche Wirkung der Klimaschutzinstrumente – insbesondere eines stark gestiegenen CO2-Preises - 
auf das Investitionsverhalten bezüglich der energetischen Modernisierung untersuchen zu können und die 
Überlagerung durch den (einmaligen Effekt) eines durch einen Sprung bei der CO2-Bepreisung deutlich ver-
änderten Nutzerverhaltens auszuschließen75. 
Die Treibhausgas-Emissionsfaktoren für die einzelnen Energieträger sind in Anhang B.2 dokumentiert. Für die 
einzelnen Brennstoffe und Fernwärme werden in den Modellrechnungen konstante Werte angenommen. 
Bei der Verwendung von elektrischem Strom wird für die Periode 2018-2023 ein Durchschnittswert ange-
nommen, für die anschließende Periode ab 2024 wird (entsprechend der in Kapitel 3 behandelten Perspek-
tive eines längerfristig denkenden Investors) ein zukunftsgerichteter, deutlich niedrigerer Kennwert ange-
setzt, der auch für die Festlegung der CO2-Bepreisung bei Strom herangezogen wird. Im Fall der anderen 
Energieträger (insbesondere Erdgas und Fernwärme) wird ein Absinken der Emissionsfaktoren nach 2023 
nicht explizit berücksichtigt: Im Modell wird davon ausgegangen, dass diese Abwärtsbewegung (etwa als 
Übergang von Erdgas zu Wasserstoff oder synthetischem Methan) erst später einsetzt und für Investitions-
entscheidungen in den nächsten Jahren noch nicht sicher kalkulierbar ist – anders als im Fall des elektrischen 
Stroms, bei dem schon seit längerem nicht zuletzt durch den wachsenden Beitrag erneuerbarer Energien 
sinkende Emissionsfaktoren zu beobachten sind. 
Die Entwicklung der Energiepreise in der Vergangenheit wird für das Basisjahr 2018 auf Grundlage von 
[BMWK 2022], für frühere und spätere Jahre mithilfe von Energiepreisindizes des Statistischen Bundesamtes 
ermittelt. Für das Jahr 2023 und die anschließenden zukunftsgerichteten Modellrechnungen werden kon-
stante Energiepreise angenommen (s. Anhang B.1 ). 
Die Kostenansätze für energetische Modernisierungsmaßnahmen basieren einerseits auf empirischen Erhe-
bungen zu Einzelmaßnahmen (insbesondere [Hinz 2011, Hinz 2015], andererseits auf Kostenfortschreibun-
gen mit Preisindizes des statistischen Bundesamtes (s. Anhang B.3 ). Solaranlagen werden im Modell als ther-
mische Solaranlagen zur Warmwasserbereitung mit bzw. ohne Heizungsunterstützung betrachtet. Insbeson-
dere bei Verwendung elektrischer Wärmepumpen können in der Praxis tatsächlich Solarstrom-(Photovol-
taik-)Systeme sinnvoller und kostengünstiger sein, die bei entsprechender Dimensionierung neben Beträgen 
zum (hier nicht betrachteten) Haushaltsstrom und vor Einspeisung von Überschüssen ins öffentliche Strom-
netz auch via Wärmepumpe zur Wärmeversorgung beitragen. Dieser Fall wird in einem groben Modellansatz 
berücksichtigt, der in Anhang B.4 beschrieben ist. Die zur Kombination mit der Wärmepumpe ausgelegte 
Photovoltaikanlage wird am Ende im Modell wie eine solarthermische Anlage mit entsprechend reduzierten 
Investitionskosten abgebildet. 

2.3 Modellierung der Energieeffizienzförderung 

2.3.1 Rolle und Abbildung der Förderung in den Modellanalysen 
In den Modellrechnungen im vorliegenden Projekt sollen zielorientierte Klimaschutzszenarien und deren Ko-
sten betrachtet werden. Die Aufgabe der Förderung ist in diesem Kontext also darin zu sehen, die energeti-
sche Modernisierung des Wohngebäudebestandes entscheidend zu beeinflussen – gegebenenfalls in Kombi-
nation mit anderen Instrumenten wie der CO2-Bepreisung, aber mit besonderer Schwerpunktsetzung. Das 
bedeutet in erster Linie, dass nicht zuletzt durch die Förderung in erheblichem Umfang die Wärmeschutz-
Modernisierungsraten erhöht werden und eine Strukturänderung bei der Heizungsmodernisierung erreicht 
wird (vgl. Kapitel 1.2.2).  
Diese der Förderung zugedachte Aufgabe ist größtenteils neu, d. h. in der Vergangenheit konnte sie trotz 
einer bereits erheblichen Breitenwirkung eine solche tragende Rolle noch nicht einnehmen. Verfügbare In-
formationen und eine grobe Beschreibung der Entwicklung der vergangenen Jahre sind in Anhang C darge-
stellt. Zusammenfassend lässt sich Folgendes festhalten:  

                                                           
75  Im Rahmen der Parametervariationen in Kapitel 3.4.2 wird demgegenüber in der Variante PV13 auch der Fall mit Berücksichtigung 

der Preiselastizität untersucht. 
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In der langen und sowohl hinsichtlich Förderbedingungen als auch Energiepreisen relativ stabil erscheinen-
den Periode vor 2020 konnte die notwendige Klimaschutz-Dynamik offensichtlich noch nicht erreicht wer-
den. Die Inanspruchnahmequoten waren relativ gering, d. h. die meisten energetischen Modernisierungs-
maßnahmen wurden ohne Förderung realisiert.  
Die jüngere Periode ab 2020 mit generell höheren (allerdings auch stark veränderlichen) Energiepreisen und 
Fördersätzen könnte zwar möglicherweise einen mehr oder weniger großen Schritt zu einem weitergehen-
den und wirksameren Förderkonzept darstellen. Allerdings erscheint die Situation noch sehr neu und instabil 
– was sich nicht zuletzt auch in aktuell deutlich gestiegenen Preisen für Wärmeschutz- und Wärmeversor-
gungsmaßnamen widerspiegelt. Darüber hinaus fehlen – wie in Anhang C geschildert – wesentliche empiri-
sche Informationen zur Interpretation der aktuellen Situation. 
Vor diesem Hintergrund erscheint eine empirisch begründete Kalibrierung der Modellansätze zur Wirkung 
und Inanspruchnahme der Förderung im vorliegenden Projekt nicht möglich. Aufgrund der tragenden Rolle, 
die der Förderung in den Modellanalysen für die Erhöhung der Wärmeschutz-Dynamik und den Umbau der 
Wärmeversorgungsstruktur zugewiesen wird, erscheint aber die folgende Annahme sinnvoll: Um diese Ziele 
zu erreichen, muss die Förderung sehr attraktiv sein. Es ist daher davon auszugehen, dass sie von den Be-
troffenen auch tatsächlich in stärkerem Maße als bisher in Anspruch genommen wird.  
Dies erscheint auch in solchen Fällen sinnvoll, in denen Hauseigentümer aufgrund von Restriktionen oder 
eventuell auch persönlichen Vorbehalten keine besonders hohen Dämmstandards erreichen können oder 
wollen. Die Betroffenen konnten dann in der Vergangenheit die Förderung wegen der damit verbundenen 
Mindestanforderungen häufig nicht in Anspruch nehmen. Aufgrund des ohnehin begrenzten Wirkungskreises 
der Förderung und einer damit begründeten starken Fokussierung auf die Maßnahmenqualität (s. Anhang C) 
war dies auch nicht als schädlich im Sinne der Förderziele anzusehen. Bei einer Neuausrichtung auf ein den 
Klimaschutz und insbesondere auch die Dynamik beim Wärmeschutz tragendendes „Förderprogramm für 
Jedermann“ wäre aber darüber nachzudenken, auch für solche Fälle – und nicht nur für denkmalgeschützte 
Gebäude im engeren Sinne – attraktive Förderangebote zu schaffen. Das bisherige Ziel, Anreize für verbes-
serte Standards, könnte dabei durch entsprechend höhere Fördersätze für höhere Qualität ergänzend beibe-
halten werden [Diefenbach 2021a]. Vor diesem Hintergrund werden im vorliegenden Projekt für die Zu-
kunftsszenarien ab 2024 in Kapitel 3 die Modellparameter so eingestellt, dass generell sehr hohe Inanspruch-
nahmequoten resultieren.  
Hinsichtlich der Förderbedingungen wird aus Gründen der Handhabbarkeit und Übersichtlichkeit der Model-
lansätze und der ohnehin fehlenden Kalibrierungsmöglichkeiten ein vereinfachter Ansatz gewählt: Es wird 
eine Einzelmaßnahmenförderung mit festen – allerdings von der jeweiligen Maßnahme abhängigen – För-
dersätzen angenommen (Förderzuschuss als fester Prozentwert der Investitionssumme). Auf eine differen-
zierte Abbildung unterschiedlicher Qualitätsstandards beim Wärmeschutz (und damit zusammenhängende 
unterschiedliche Förderansätze, s.o.) wird also bei den Modellanalysen verzichtet. Ebenso wird zur Vereinfa-
chung in der Regel keine gezielte Paketförderung (wie z. B. die bisherige Effizienzhaus-Förderung) berück-
sichtigt, obwohl auch diese Maßnahme in der realen, differenzierteren Förderpraxis für die Anregung zusätz-
licher Maßnahmen und stimmiger Gesamtpakete sinnvoll erscheint (vgl. [Diefenbach 2021a]) und eine Abbil-
dung im Modell grundsätzlich möglich wäre.  
Die Fokussierung auf die Einzelmaßnahmenförderung ist insbesondere darin begründet, dass in der Praxis 
der energetischen Modernisierung überwiegend Einzelmaßnahmen und keine größeren Maßnahmenpakete 
durchgeführt werden (s. [Cischinsky / Diefenbach 2018 (Kapitel3.4.1), Diefenbach 2021a]). Ein möglicher und 
plausibler Grund hierfür ist nicht zuletzt der unterschiedliche Lebens- bzw. Erneuerungszyklus der verschie-
denen Gebäudebauteile und der Heizungstechnik. Ein Förderkonzept mit dem Ziel, in der gesamten Breite 
der energetischen Modernisierungstätigkeit Wirkung zu entfalten, darf also auf eine Einzelmaßnahmenför-
derung sinnvollerweise nicht verzichten – während eine Paketförderung durch Kombination der Einzelmaß-
nahmen dadurch gleichzeitig nicht ausgeschlossen ist. Auch für einen vereinfachten Modellansatz bietet sich 
vor diesem Hintergrund die Einzelmaßnahmenförderung als universelles Förderkonzept an. Dabei muss im 
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Blick bleiben, dass in einem realen Förderprogramm wie beschrieben zusätzliche Förderzweige insbesondere 
für besonders hohe Standards und Effizienzhäuser oder andere Paketlösungen sinnvoll sind. 
Allerdings erscheint in einem Punkt auch im Modell eine Differenzierung sinnvoll bzw. notwendig, die sich in 
der bisherigen Energieeffizienzförderung des Bundes trotz vielfacher bestehender Sonderregeln nicht findet: 
In den Modellrechnungen werden unterschiedliche Fördersätze für die fünf verschiedenen Maßnahmen Au-
ßenwanddämmung, Dachdämmung, Obergeschossdeckendämmung (bei nicht beheiztem Dachgeschoss), 
Kellerdeckendämmung und Fensteraustausch angenommen. Der Grund liegt darin, dass sich die Vorausset-
zungen für eine Erhöhung der jährlichen Raten – also das hier verfolgte hauptsächliche Klimaschutzziel be-
züglich des Wärmeschutzes – bei den einzelnen Bauteilen sehr unterschiedlich darstellen [Cischinsky / Die-
fenbach 2018 (Kapitel 3.2.11)] und daher eine Ausdifferenzierung der Förderung in dieser Hinsicht generell 
dringend zu empfehlen ist [Diefenbach 2021a, Cischinsky et al. 2019, Diefenbach et al. 2013 (Kapitel 8.3)]:  

• Die Fenstererneuerung und Dachdämmung weisen mit Werten in der Größenordnung von 400 bzw. 
200 €/m² die weitaus höchsten Investitionskosten auf (bezogen auf die Bauteilfläche). Dennoch sind 
hier die jährlichen Modernisierungsraten mit Abstand am höchsten. Ein plausibler Grund, der sich 
auch in den späteren Modellanalysen im vorliegenden Projekt widerspiegelt, liegt darin, dass diese 
Maßnahmen nicht in erster Linie dem Zweck der Energieeinsparung dienen, sondern vorrangig dem 
Erneuerungszyklus der Bauteile folgen (Fensteraustausch, Erneuerung der Dachhaut) bzw. durch an-
dere bauliche Veränderungen bedingt sind (Dachgeschossausbau). 

• Demgegenüber ist die Dämmung der Obergeschossdecke und der Kellerdecke zwar mit den weitaus 
geringsten Kosten verbunden (Größenordnung 20 €/m² für eine nicht begehbare Geschossdecke und 
ca. 50-60 €/m² für die begehbare Geschossdecke bzw. Kellerdecke), dennoch sind hier die Umset-
zungsraten am geringsten. Bei diesen Bauteilen besteht in der Regel keine bauliche Notwendigkeit 
für eine Erneuerung, sie lassen sich daher zumeist allein mit der Energiekosteneinsparung begrün-
den.  

• In einem mittleren Bereich der Kosten und Umsetzungsraten liegt die Außenwanddämmung: Die Ko-
sten dafür liegen in der Größenordnung von 150 €/m² an, wobei im Fall einer Kopplung an den An-
strich mit Ohnehinkosten im Bereich von 25 €/m² „energiebedingte“ Mehrkosten von 125 €/m² 
durch die Energieeinsparung refinanziert werden müssten76. 

 
Im Hinblick auf das Ziel einer Steigerung der energetischen Modernisierungsraten beim Wärmeschutz lassen 
sich die folgenden Schlüsse ziehen: 

• Insbesondere bei den niedriginvestiven Maßnahmen der Obergeschossdecken- und Kellerdecken-
dämmung ergibt sich womöglich die Chance, durch deutlich erhöhte Fördersätze (die wegen der ge-
ringen Investitionskosten dennoch keine besonders hohen Förderkosten erzeugen) eine stärkere Dy-
namik anzuregen.  

• Bei der Fenstererneuerung und der Dachdämmung ist die Anregung zusätzlicher Maßnahmen wo-
möglich zu schwierig: Hier müssten angesichts der hohen Kosten erhebliche Fördermittel aufge-
bracht werden, um unabhängig von ohnehin geplanten Maßnahmen die Dämmraten zu erhöhen. Es 
ist als ein für den Klimaschutz „glücklicher“ Umstand anzusehen, dass hier bisher die energetischen 
Modernisierungsraten ohnehin vergleichsweise hoch sind.  

• Der Außenwand kommt aufgrund ihres hohen Flächenanteils von grob geschätzt 40 % an der gesam-
ten Wohngebäudehüllfläche (s. [Cischinsky / Diefenbach 2018, Kapitel 3.2.11]) eine wichtige Rolle 
beim Ziel einer Erhöhung der Wärmeschutz-Modernisierungsraten zu. Trotz der höheren Kosten ge-
genüber der Geschoss- und Kellerdeckendämmung kann hier auf Anstrengungen zur Verstärkung der 
bisherigen Dynamik nicht verzichtet werden. 

                                                           
76  Bei Kopplung an eine Erneuerung der Außenbekleidung (z. B. Putzerneuerung) sind die Ohnehinkosten deutlich höher und die 

energiebedingten Mehrkosten deutlich geringer. Laut [Diefenbach/Cischinsky 2018 (Kapitel 3.2.12)] gibt es hier aber anders als 
beim Anstrich ohnehin nur einen relativ geringen Anteil von Fällen, in denen eine Fassadenerneuerung ohne Dämmung durchge-
führt wird. 
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Vor diesem Hintergrund werden in den Modellrechnungen für die einzelnen Bauteile unterschiedliche För-
dersätze verwendet77. In Kapitel 3.1.2 wird die konkrete Festlegung in den Szenarienanalysen beschrieben.  
Der Grund, überhaupt eine Förderung bei Dachdämmung und Fensterneuerung anzunehmen, obwohl dabei 
kaum Aussicht auf eine Erhöhung der entsprechenden Umsetzungsraten besteht, liegt darin, dass in einem 
realen und komplexeren Förderprogramm weiterhin sinnvolle Fördermöglichkeiten auch für diese Maßnah-
men zu erwarten sind – zur Erreichung besonders hoher Wärmeschutzstandards innerhalb ohnehin geplanter 
Maßnahmen oder im Rahmen einer Effizienzhausförderung. Auch wenn diese Mechanismen wie dargelegt 
im vereinfachten Modellansatz nicht explizit abgebildet werden können, führt die Zuweisung von Fördermit-
teln in solchen Fällen dazu, dass die finanziellen Aufwendungen für die Energieeffizienzförderung nicht von 
vornherein systematisch unterschätzt werden. 

2.3.2 Ansatz der Modellparameter für die Förderung 
In den Modellanalysen sind vier Zeitperioden zu unterscheiden: 
 
Periode 2011-2019 
Der Zeitraum ist durch relativ geringe Fördersätze und eine geringe Inanspruchnahme der Förderung gekenn-
zeichnet (s. Kapitel 2.3). Eine genauere Bestandsaufnahme der zum Teil veränderlichen Förderbedingungen 
und Fördersätze in diesem Zeitraum war im vorliegenden Projekt nicht möglich. Vereinfachend wird hier ein 
typisches Förderniveau (als Einzelmaßnahmen-Investitionszuschuss) von 10 % für Wärmeschutzmaßnahmen 
angesetzt. Bei der Förderung von Wärmeerzeugungsmaßnahmen mit erneuerbaren Energien (Wärme-
pumpe, Biomasse, Solarthermie) waren die Fördersätze in der Regel etwas höher: Hier werden – ebenfalls 
pauschalisierend – für die Jahre bis 2016 Fördersätze von 15 % für Biomasse-Systeme und Wärmepumpen 
bzw. 20 % für Solarthermie angenommen (eigene Auswertung von Tabelle 2-7 in [Stuible 2016]). Für die Pe-
riode 2018-2019 werden für diese Wärmeversorgungstechnologien etwas höhere Werte von einheitlich 25 % 
angesetzt (vgl. [Zech et al. 2021] S. 46, Tab. 11: Relation von Fördermitteln zu Investitionen: 24 % für 2018-
2019)78.  
Eine Auswertung der Förderzahlen in der Periode 2017-2019 ([KfW 2017-2022, BMWK 2021/22, AGEEStat 
2022], s. auch Anhang C) ergibt grob gesprochen 90.000 geförderte Wärmeschutzmaßnahmen pro Jahr. Die 
Anzahl der geförderten Biomasse- und Solarthermieanlagen sowie Wärmepumpen lag in Summe in der Grö-
ßenordnung von etwa 55.000 Fällen pro Jahr79.  
Vor diesem Hintergrund wurden die folgenden Modellansätze für die Inanspruchnahme der Förderung so 
festgelegt, dass in den Modellrechnungen für 2019 zumindest im Groben ähnliche Förderzahlen erreicht wur-
den80.  Dabei werden zum einen – ähnlich wie bei den investiven Maßnahmen – Rüstkosten KR,F für die 

                                                           
77  Zum Vergleich sei hier ein Zahlenbeispiel mit einem einheitlichen Fördersatz von 20 % gegeben: Bei der Dämmung einer nicht 

begehbaren Obergeschossdecke mit Kosten von z. B. 2.000 € läge die Förderhöhe bei 400 €. Im Fall einer Dachdämmung mit 
Kosten von 20.000 € ergeben sich 4.000 € Förderung. Es erscheint zumindest plausibel anzunehmen, dass bei der Obergeschoss-
decke der Fall eintreten könnte, dass die Förderung aufgrund ihrer geringen Höhe gar nicht wahrgenommen wird bzw. die Maß-
nahme aufgrund von Rüstkosten trotz Fördermöglichkeit unterbleibt. Ebenfalls plausibel erscheint die Annahme, dass die viel 
höhere Förderung bei der Dachdämmung einerseits häufig in Fällen mit ohnehin notwendiger Maßnahme gerne in Anspruch 
genommen wird, andererseits aber nicht ausreicht, um die verbleibenden Restkosten (hier: 16.000 €) soweit abzusenken, dass 
die Maßnahme allein wegen der Energiekosteneinsparung wirtschaftlich und aus diesem Grund durchgeführt würde. 

78  Die Periode 2017-2018 wird in den Modellanalysen nicht betrachtet, da sie weder für den Abgleich mit der Datenbasis 2016 noch 
für die Fortschreibung des Mikrozensus 2018 relevant ist.  

79 In diesen drei Jahren waren die Förderzahlen einigermaßen stabil. Speziell im Jahr 2019, das für die Untersuchung der Inanspruch-
nahme der Förderung näher betrachtet wurde, waren es ca. 86.000 geförderte Wärmeschutzmaßnahmen und 58.000 geförderte 
Wärmeversorgungsmaßnahmen (Biomasse, Solarthermie und Wärmepumpen). 

80  Im Startjahr 2018 (Datenbasis des Mikrozensus, hier interpretiert als Zustand zu Jahresende) werden in den Modellanalysen noch 
keine Modernisierungsmaßnahmen betrachtet. In den Modellrechnungen für 2019 ergeben sich Förderzahlen von ca. 116.000 
Wärmeschutzmaßnahmen und 54.000 der genannten Wärmeversorgungsmaßnahmen pro Jahr. Bei den Wärmeschutzmaß-
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Inanspruchnahme von Fördermitteln angenommen. Zum anderen wird durch eine gesonderte Inanspruch-
nahmequote fF,Inanspr berücksichtigt, dass nur ein bestimmter Anteil der Hauseigentümer Fördermittel über-
haupt in Erwägung zieht: 
- Rüstkosten für die Inanspruchnahme von Fördermitteln:  
KR,F = 800 € + 6 €/m² x Wohnfläche + 0,3 x Höhe der Fördermittel81 
- Möglichkeit bzw. Bereitschaft der Inanspruchnahme bei 65 % der Fälle (fF,Inanspr = 0,65)  
 
Fördermittel werden gemäß diesem Ansatz dann von den Hauseigentümern für die jeweils betrachteten 
Maßnahmenpakete in Erwägung gezogen und gegebenenfalls bei Realisierung der Maßnahmen in Anspruch 
genommen, wenn erstens die Rüstkosten niedriger sind als die Fördermittel und ihnen zweitens per Zufalls-
auswahl die Bereitschaft zur Nutzung von Fördermitteln zugewiesen wurde. 
Die Modellparameter zur Inanspruchnahme der Förderung wurden für die Modellrechnungen im Zeitraum 
2011-2016 sowie für die folgenden Perioden bis 2023 übernommen. Bei Modernisierungspaketen mit meh-
reren förderfähigen Wärmeschutzmaßnahmen wird die Inanspruchnahme so modelliert, dass die Fördermit-
tel entweder vollständig oder gar nicht in Anspruch genommen werden. 
 
Periode 2020-2021: 
Dieser Zeitraum ist durch merklich gestiegene Fördersätze gekennzeichnet (s. Kapitel 2.3). In den Modell-
rechnungen werden hier vereinfachend 20 % für Wärmeschutzmaßnahmen und 40 % für Biomasse, Wärme-
pumpen und Solarthermie angesetzt. 
 
Periode 2022-2023 
Gegenüber den beiden Jahren zuvor sind hier steigende Energiepreise, aber teils wieder sinkende Förders-
ätze zu verzeichnen. Vereinfachend wird beim Wärmeschutz ein Zuschussniveau von 15 %, bei Biomasse 
werden 20 %, bei Solarthermie 25 % und bei Wärmepumpen 35 % angesetzt.  
 
Periode ab 2024 
Die zukünftige Entwicklung ab 2024 ist Gegenstand differenzierter Modellrechnungen in Kapitel 3, so dass 
hier je nach Szenario teils auch unterschiedliche Fördersätze angenommen werden. Hinsichtlich der Rüstko-
sten der Förderung werden die gleichen Parameterwerte wie in den Vorjahren angesetzt. Die Möglichkeit 
bzw. Bereitschaft der Inanspruchnahme wird allerdings hier entsprechend der Annahme, dass höhere 

                                                           
nahmen sind hier jeweils die Wanddämmung, die Dachdämmung, die Geschossdeckendämmung (Obergeschoss- und Kellerdek-
ken) und die Fenstererneuerung separat gezählt. Jede Dämmmaßnahme wurde hier (ebenso wie in der Förderstatistik) unabhän-
gig vom gedämmten Flächenanteil voll angerechnet, d. h. es werden bei dieser Zählung Maßnahmen und keine Flächenanteile 
erfasst. 
Die Modellrechnungen wurden im Standardfall mit einer jährlichen Rate der Modernisierungsbereitschaft von rmodbereit = 0,1 (vgl. 
Kapitel 1.3.3) durchgeführt. Bei Halbierung des Wertes auf rmodbereit = 0,05 reduzierten sich die jährlichen Förderzahlen auf 97.000 
Wärmeschutz- und 42.000 Wärmeversorgungsmaßnahmen. Der Rückgang der Förderzahlen fällt trotz der Halbierung der Größe 
rmodbereit relativ moderat aus, da die Modernisierungsbereitschaft gemäß den Modellansätzen am Ende auch von der Sanierungs-
notwendigkeit der jeweiligen Bauteile und Komponenten bestimmt wird. Die Abweichungen von den ursprünglichen Modellwer-
ten erscheinen vor dem Hintergrund der generellen Unsicherheiten bei der Abbildung der Förderzahlen nicht gravierend, so dass 
die Parameter für die Inanspruchnahme der Fördermittel konstant gehalten, d. h. nicht an den Wert von rmodbereit oder anderer 
Einflussgrößen angepasst wurden. 

81  Trotz der relativ differenzierten Ausformulierung mit verschiedenen Einflussparametern handelt es sich hier um einen Ad-Hoc-
Ansatz, bei dem insgesamt nur eine sehr grobe Übereinstimmung mit den tatsächlichen Förderzahlen für die einzelnen Maßnah-
men bei Wärmeschutz und Wärmeversorgung erreicht werden konnte. Speziell bei der Dachdämmung wurden außerdem noch 
zusätzliche Rüstkosten in Höhe von 5 % der Dacherneuerungskosten angenommen, um den berechneten Anteil der geförderten 
Dachdämmungen grob in den Bereich der beobachteten Werten zu bringen. Die gewählten Modellansätze für die Rüstkosten 
und die Bereitschaft der Nutzung von Fördermitteln müssen vor diesem Hintergrund insgesamt als sehr unsicher und nicht ver-
allgemeinerbar angesehen werden. Weitergehende empirisch begründete Untersuchungen zur Inanspruchnahme von Förder-
mitteln wären zu empfehlen. 
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Fördersätze generell zu einer besseren Wahrnehmbarkeit der Förderung führen und dass auch in Fällen mit 
Restriktionen die Hürden für eine Inanspruchnahme gesenkt werden (vgl. Kapitel 2.3.1), ein Wert von 90 % 
(statt vorher 65 %) angesetzt82.  
 

2.4 Kalibrierung des Entscheidungsmodells (Analysen 2011-2016) 

2.4.1 Erzeugung eines Basisparametersatzes  
Die Vergleichsanalysen zur Kalibrierung des Entscheidungsmodells anhand der „Datenerhebung Wohngebäu-
debestand 2016“ [Cischinsky / Diefenbach 2018] wurden mit Startjahr 2010 fortlaufend bis 2016 durchge-
führt. Das Ziel bestand darin, wesentliche Modellparameter so einzustellen, dass die in der empirischen Stu-
die ausgewiesenen energetischen Modernisierungsraten und weitere Parameter zur Beheizungsstruktur zu-
mindest grob getroffen werden. 
Dabei ist angesichts der bestehenden Unsicherheiten und der begrenzten Kalibrierungsmöglichkeiten von 
vornherein zu erwarten, dass nicht nur ein einziger, sondern dass verschiedene Parametersätze zu einer be-
friedigenden Übereinstimmung führen können. Es handelt sich hier sozusagen um verschiedene mögliche 
„Realitäten“, wobei nicht sicher bekannt ist, welche von diesen den tatsächlichen Gegebenheiten am besten 
entspricht.  
Darüber hinaus ist ohnehin zu beachten, dass die Parameter teilweise zeitlichen Veränderungen unterworfen 
sein können: Selbst eine präzise Ermittlung der Größen für den Betrachtungszeitraum 2010-2016 würde nicht 
sicherstellen, dass die Größen in späteren Jahren, also insbesondere jetzt und in Zukunft, immer noch den-
selben Wert annehmen. Der Ansatz, die einmal ermittelten Parameter (und die ihnen zugrunde liegenden 
Modellgleichungen) in der Regel zeitlich konstant zu halten, stellt demnach eine vereinfachende Annahme 
dar, für die hier allerdings angesichts weitgehend fehlender empirischer Grundlagen und Kalibrierungsmög-
lichkeiten für spätere Jahre keine Alternative in Aussicht steht. 
Im Folgenden wird zunächst ein Basisparametersatz verwendet, der in den Vergleichsanalysen zu einer be-
friedigenden Übereinstimmung mit den in der Datenerhebung ausgewiesenen Modernisierungsraten führt 
und der die Grundlage für die Szenarienanalysen in Kapitel 3 bildet. Im Anschluss sind weitere mögliche Pa-
rametersätze beschrieben, die in Kapitel 3.4.1 näher untersucht werden. Da in den Vergleichsanalysen aus-
schließlich Maßnahmen im Gebäudebestand betrachtet wurden, wurde der statische Modellansatz (ohne 
Neubau, ohne Abriss) gewählt.  
Tabelle 1 zeigt die Ergebnisse für die „Datenerhebung Wohngebäudebestand 2016“ und für die Modellrech-
nungen mit dem Basisparametersatz83. Es sind jeweils die Mittelwerte für mehrere Jahre bezogen auf die 
Gebäudezahl angegeben84. Im Fall der Datenerhebung beziehen sich diese Zahlen in der Regel auf den Zeit-
raum 2010-2016, im Fall der Modellrechnungen auf den Zeitraum 2011-2016, da im Startjahr der Simulatio-
nen (2010) keine Modernisierungsmaßnahmen berücksichtigt werden (hier wird also diesbezüglich das Jah-
resende betrachtet).  

                                                           
82  Ein Zurücksetzen auf den ursprünglichen Wert von 65 % wird in den Parametervariationen in Kapitel 3.4.2 in der Variante PV9 

untersucht.  
83  Tabellierte Werte wichtiger Basisparameter finden sich weiter unten in Tabelle 2. 
84  Ein Bezug z. B. auf Wohnungs- oder Haushaltszahlen würde zu anderen Prozentwerten führen, vgl. z. B. [Diefenbach / Cischinsky 

2018, Tabelle 50]. 
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Generell ist zu beachten, dass nicht nur die Modellanalysen, sondern auch die empirischen Ergebnisse der 
„Datenerhebung Wohngebäudebestand 2016“ mit Unsicherheiten behaftet sind. Diese werden hier nicht im 
Einzelnen betrachtet, es werden aber von vornherein gerundete Werte angegeben. Genauere Angaben zu 
den statistischen Standardfehlern sind in [Cischinsky / Diefenbach 2018] dokumentiert. Dort ist z. B. in Ta-
belle 43 im Fall der Außenwand die mittlere jährliche Modernisierungsrate (mit Flächengewicht) im Zeitraum 
2010-2016 für alle Wohngebäude zu 0,79 % +/- 0,06 % angegeben. Der statistische Standardfehler liegt also 
bei 0,06 %, so dass – vereinfacht gesprochen und unter Vernachlässigung weiterer möglicher Unsicherheiten 
– der tatsächliche Wert der jährlichen Rate mit einer Wahrscheinlichkeit von ca. 68 % innerhalb des 

Zielwerte Datenerhebung (gerundet) Modellrechnungen Basisparameter

jährliche Wärmeschutz-Modernisierungsraten (alle Wohngebäude, mit Flächengewicht)
vgl. [Cischinsky / Diefenbach 2018, Tab. 43], Trennung Dach / OGD, vgl. [Stein / Diefenbach 2020, Kap. 2.1]
Außenwand 0,8% 0,79%
Dach 1,0% 1,03%
Obergeschossdecke 0,5% 0,50%
Kellerdecke / Fußboden 0,4% 0,40%
Fenster 1,8% 1,83%
jährliche Modernisierungsrate Haupt-Wärmeerzeuger (alle Wohngebäude)
vgl. [Cischinsky / Diefenbach 2018, Tab. 54]

3,0% 2,98%
Beheizungsstruktur bei Modernisierung des Haupt-Wärmeerzeugers (alle Wohngebäude)
vgl. [Cischinsky / Diefenbach 2018, Tab. 55],
Fernwärme 5% 4,7%
Gas-Heizkessel 66% 64,4%
Öl-Heizkessel / -Öfen 18% 20,4%
Holz-Kessel / -Öfen 9% 7,2%
elektr. Wärmepumpe 1% 3,1%
direktelektrische Systeme 2% 0,0%

100,0% 100,0%
Ausgetauschte Systeme: Frühere, bei Modernisierung des Hauptwärmeerzeugers ersetzte Systeme
vgl. [Cischinsky / Diefenbach 2018, Tab. 56]
Fernwärme 1% 1,2%
Gas-Heizkessel 56% 51,6%
Öl-Heizkessel 30% 28,1%
Holz-/Biomasse-Heizkessel 2,5% 3,9%
elektr. Wärmepumpen 0,5% 2,4%
direktelektrische Systeme 5% 6,5%
brennstoffbetriebene Öfen 5% 6,3%

100,0% 100,0%
jährliche Installationsrate Solarthermie
vgl. [Cischinsky / Diefenbach 2018, Tab. 59, ohne Neubau]

0,7% 0,70%
jährliche Modernisierungsrate Wärmeverteilung (alle Wohngebäude)
vgl. [Cischinsky / Diefenbach 2018, Tab. 57]

1,5% 1,51%

Tabelle 1:  Vergleichsanalyse „Datenerhebung Wohngebäudebestand 2016“ (linke Ergebnisspalte, gerun-
dete Werte) und Modellrechnungen mit dem Basisparametersatz (rechte Spalte), gebäudebe-
zogene Kennwerte (Betrachtungsperiode 2011-2016, Jahresmittelwerte) 
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Konfidenzintervalls [0,79 % - 0,06 %, 0,79 % + 0,06 %] also zwischen 0,73 % und 0,85 % liegt. Daher erscheint 
es gerechtfertigt, von vornherein einen gerundeten Zielwert von 0,8 % anzugeben (s. Tabelle 1) und im Zuge 
der Kalibrierung Abweichungen von diesem Zielwert von einigen Hundertstel-Prozent zuzulassen. Der tabel-
lierte Modellwert trifft mit 0,79 % den Zielwert von 0,8 % also ausreichend genau85.  
Vor diesem Hintergrund wird mit den meisten der tabellierten Größen in den Modellrechnungen eine gute 
Übereinstimmung mit den Zielwerten der „Datenerhebung Wohngebäudebestand 2016“ erreicht. Weniger 
gut, aber immer noch befriedigend, ist die Übereinstimmung bei der Wärmeversorgungsstruktur (Behei-
zungsstruktur bei Modernisierung und ausgetauschte Systeme). Hier wurde keine präzise Einstellung der Ziel-
werte angestrebt, denn neben den teils ohnehin relativ hohen statistischen Fehlern der empirischen Daten 
[Cischinsky / Diefenbach 2018, Tabellen 55 und 56] hängt insbesondere die Frage, welche bestehenden Sy-
steme ausgetauscht werden, von der früheren Historie der Heizungsinstallation und -erneuerung im Gebäu-
debestand ab. Das Modell erhebt keinen Anspruch, diese Aspekte genau zu erfassen. Insbesondere pflanzen 
sich Abweichungen bei der Art der ausgetauschten Systeme auch auf die darüber tabellierten Werte der 
Beheizungsstruktur bei Modernisierung fort. Denn häufig wird bei der Modernisierung keine Systemumstel-
lung vorgenommen (da z. B. bei Ölkesseln oft gar kein Erdgasanschluss und somit gar nicht die Option für 
einen Gaskessel besteht), sondern der bereits vorhandene Erzeuger wird durch ein neues Gerät der gleichen 
Technologie ersetzt.  
Insofern sind beispielsweise die in den Modellrechnungen ermittelten 3,1 % neu eingebauter Wärmepumpen 
teilweise auch als Ersatz bestehender Systeme zu interpretieren. Der mit 2,4 % gegenüber dem Zielwert 
(0,5 %) zu hohe Wärmepumpenanteil bei den ausgetauschten Systemen ist somit als eine Ursache für den zu 
hohen Wert der neu eingebauten Wärmepumpen (3,1 % gegenüber 1 %) zu sehen. Der Netto-Zubau der 
Wärmepumpensysteme (innerhalb aller modernisierten Systeme) liegt dagegen in den Modellrechnungen 
mit 3,1 % - 2,4 % = 0,7 % in der Nähe des empirischen Zielwerts (1 % - 0,5 %) = 0,5 %.  
Ähnliches gilt für die Anteile von Erdgaskesseln (gegenüber den empirischen Zielwerten zu hoch) und Ölkes-
seln (zu niedrig): Der Netto-Zuwachs liegt im Fall der Erdgaskessel in den Modellrechnungen bei 12,8 % 
(64,4 % - 51,6 %), in der Datenerhebung nicht sehr weit entfernt bei 10 % (66 % - 56 %). Bei den Ölkesseln 
ergeben sich negative Werte, hier findet also ein Netto-Rückbau statt. In den Modellrechnungen liegt der 
entsprechende Vergleichswert bei - 7,7 % (20,4 % - 28,1 %), in der Datenerhebung ergeben sich -12 % (18 % 
- 30 %), d. h. hier wird der Rückbau von Ölkesseln im Modell unterschätzt.  
Dabei ist noch zu beachten, dass sich die in den vorherigen Absätzen genannten Prozentwerte zur Behei-
zungsstruktur immer nur auf den Anteil der modernisierten Wärmeversorgungssysteme bezieht, also auf 
diejenigen rund 3 % pro Jahr, bei denen der Haupt-Wärmeerzeuger modernisiert wird. Bezogen auf den Ge-
samtbestand sind die Anteile und damit auch die Abweichungen zwischen Modell- und Zielwerten deutlich 
niedriger: Beispielsweise beträgt der jährliche Netto-Rückgang bei den Öl-Heizungen bezogen auf alle Ge-
bäude im Modell 7,7 % x 3 % = 0,23 %. In der Datenerhebung sind es 12 % x 3 % = 0,36 %.  
Die wichtigsten Einflussgrößen des Basisparametersatzes (Kürzel: P0) sind weiter unten in Tabelle 2 darge-
stellt. Daneben finden sich noch acht weitere Kalibrierungsdatensätze (PA+ bis PZVar+), die ebenfalls zu einer 
befriedigenden Übereinstimmung mit den empirischen Ergebnissen der „Datenerhebung Wohngebäudebe-
stand 2016“ führen. Die Definition und Untersuchung der zusätzlichen Datensätze sind im Anschluss näher 
beschrieben. 

2.4.2 Erzeugung zusätzlicher kalibrierter Parametersätze 
Das Modell basiert insgesamt betrachtet auf einer Vielzahl von Einflussgrößen. Für die Kalibrierungsanalysen 
werden aus diesen einige besonders relevant erscheinende Parameter herausgegriffen. Diese lassen sich ver-
schiedenen Einflussbereichen nach Abbildung 5 auf Seite 37 zuordnen, die hier mit den Kürzeln A bis D be-
zeichnet werden:  

                                                           
85  In diesem speziellen Beispiel stimmt er sogar zufällig mit dem ursprünglichen ungerundeten Zielwert von 0,79 % überein. 
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• A: Generelle Modernisierungsbereitschaft der Eigentümer: Jährliche Rate rmodbereit 
• B: Ohnehin-Erneuerungsdynamik und strukturelle Eigenschaften der Gebäude: „Ohnehin“-Sanie-

rungsraten rSan und Wärmeschutz im unsanierten Zustand (U0-Werte) 
• C: Generelle ökonomische Präferenzen der Eigentümer86: Amortisationszeiten tA und speziell für 

Vermieter die zusätzliche Umlage von Gebäudeinvestitionen gemäß dem Faktor fEmod 
• D: Netto-Rüstkosten der Energiesparmaßnahmen kR = - kN

87.  

Ausgehend vom Basisparametersatz (Kürzel: P0) werden zunächst sechs weitere Parametersätze PA+ bis PC- 
betrachtet, in denen jeweils die Einflussfaktoren der Gruppen A bis C so verändert werden, dass sie entweder 
in Richtung einer Verstärkung (Kürzel:+) oder einer Verminderung (-) der energetischen Modernisierungsdy-
namik wirken. Demgegenüber werden die Netto-Rüstkosten als Kalibrierungsgrößen verwendet, d. h. hier 
werden die Werte jeweils so angepasst, dass am Ende wieder eine ausreichende Übereinstimmung mit der 
empirischen Datengrundlage hergestellt ist. 
In der Einflussgruppe B werden für die Parametervariationen die Sanierungsraten der Außenwände (Erneue-
rung der Fassadenbekleidung und Anstrich) und die Wärmedurchgangskoeffizienten (U0-Werte88) von Au-
ßenwänden und Obergeschossdecken betrachtet. Es werden damit zwei Gebäudebauteile herausgegriffen, 
bei denen eine Steigerung der energetischen Modernisierungsraten durch veränderte Randbedingungen be-
sonders aussichtsreich erscheint (vgl. dazu die Erläuterungen in Kapitel 2.3.1), während z. B. bei der 
Fenstererneuerung oder der Erneuerung des Haupt-Wärmeerzeugers der Heizung die Umsetzungshäufigkeit 
weitgehend allein vom Sanierungszyklus abhängt, so dass eine Beeinflussung durch andere Parameter (und 
damit eine Kalibrierungsmöglichkeit) kaum besteht. Dies zeigen auch die (trotz unveränderter Rüstkosten) in 
allen Untersuchungsvarianten weitgehend gleichbleibenden Werte der Modernisierungsraten bei Fenstern 
und Heizsystemen unten in Tabelle 3.  
Für zwei weitere Kalibrierungsparametersätze (PZVar+, PZVar-) werden die genannten Einflussgrößen wieder 
auf den Wert des Basisfalls P0 gesetzt. Allerdings wird nun die Streuungsbreite der Zufallszahlen für die Amor-
tisationszeiten, den individuellen Energieverbrauch und die Investitionskosten der energetischen Moderni-
sierungsmaßnahmen erhöht (Kürzel:+) bzw. abgemindert (Kürzel:-), d. h. hier ändern sich keine Mittelwerte 
der jeweiligen Einflussfaktoren, sondern es ändert sich das Maß ihrer Streuung um den Mittelwert. Die be-
troffenen Zufallszahlen werden in Form von Anpassungsfaktoren dargestellt, mit denen die ursprünglichen 
Einflussgrößen (Kosten, Energieverbrauch, Amortisationszeit) in den individuellen Modelldatensätzen multi-
pliziert werden. Dementsprechend ist der Mittelwert dieser Zufallsfaktoren immer gleich eins. Das ursprüng-
liche Streuungsmaß im Basisparametersatz ist in der Tabelle angegeben: Im Fall der Kostendaten ist eine 
Gleichverteilung der Zufallswerte angenommen, der tabellierte Wert ist in diesem Fall die maximale Abwei-
chung vom Wert eins. Bei Energieverbrauch und Amortisationszeilen liegen trunkierte Normalverteilungen 
vor, hier ist die Standardabweichung angegeben89.  

                                                           
86  Auch eine Anpassung der Inanspruchnahmequote der Fördermittel wäre hier im Prinzip von Interesse gewesen. Da dieser Para-

meter aber im Folgenden ohnehin als zeitlich veränderlich angesehen und in den Szenarienuntersuchungen ab 2024 abgeändert 
wird (s. Kapitel 2.3.2), wird er hier nicht mit einbezogen.  

87  Die Größen sind von der Art der Maßnahmen abhängig und im Folgenden auf die Wohnfläche bzw. Bauteilfläche bezogen darge-
stellt (Bezeichnung kR statt KR aufgrund des Flächenbezugs). Wie in Kapitel 1.3.3 beschrieben, kommt ihnen bei der Kalibrierung 
eine Doppelrolle zu: Ihre Höhe wird am Ende auch vom Korrekturbedarf der zunächst einmal als bekannt vorausgesetzten, tat-
sächlich aber unsicheren Maßnahmenkosten abhängen. Sie dienen also als generelle Justiergrößen, eine Aufteilung auf die bei-
den Einflussfaktoren („tatsächlicher“ Zusatznutzen und Kostenkorrektur) ist vorerst nicht möglich. 

88  Die U0-Werte sind die Wärmedurchgangskoeffizienten der Gebäudebauteile im unsanierten Zustand. Im vorliegenden Fall wer-
den speziell die Werte von Altbauten (Baujahre bis 1978) betrachtet. Über deren (durchschnittliche) Höhe liegen keine gesicher-
ten empirischen Informationen vor. Höhere Werte führen zu größeren Energieeinsparungen und damit auch zu günstigeren Be-
dingungen für die wirtschaftliche Durchführung von Wärmeschutzmaßnahmen.  

89  Im Fall des Energieverbrauchs ist das gewählte Streuungsmaß im Basisdatensatz relativ groß. Darüber hinaus werden die Einzel-
werte der Zufallsfaktoren hier in einem ebenfalls sehr weit gefassten Bereich von 1 +/- 0,9 (also zwischen 0,1 und 1,9) zugelassen. 
Dieses Kriterium für die Trunkierung der Verteilung wird bei der vorliegenden Kalibrierungsanalyse nicht verändert. Im Fall der 
Amortisationszeiten ist die angenommene Standardabweichung dagegen relativ gering. Die im Rahmen der Trunkierung zulässige 
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Tabelle 2 zeigt von links nach rechts den ursprünglichen Basisparametersatz P0 und die weiteren, bei der 
Kalibrierung verwendeten Parametersätze PA+ bis PZVar-. Im oberen Teil der Tabelle sind ab der Variante 
PA+ die Anpassungsfaktoren gegenüber dem ursprünglichen Basisparametersatz P0 angegeben. Zum Beispiel 
bedeutet „x 1,5“ als erster Wert oben links für die Variante PA+, dass die ursprüngliche Rate der Modernisie-
rungsbereitschaft im Basisszenario (10 %/a) in der Variante PA+ auf 15 %/a angehoben wird. Drei Punkte (…) 
zeigen an, dass die Werte gegenüber P0 unverändert sind. Demgegenüber sind die für die Kalibrierung ver-
wendeten Rüstkosten im unteren Teil der Tabelle immer in ihrer absoluten Höhe angegeben (d. h. in €/m² 
bezogen auf die Bauteil- bzw. Wohnfläche). 
 

 
Tabelle 2:  Basisparametersatz der Kalibrierung sowie weitere Kalibrierungs-Datensätze 
 
Tabelle 3 stellt eine Erweiterung von Tabelle 1 dar: Neben dem Basisparametersatz werden hier auch die 
Ergebnisse der weiteren Kalibrierungsvarianten mit der als empirische Grundlage dienenden „Datenerhe-
bung Wohngebäudebestand 2016“ verglichen. 
 

                                                           
Bandbreite des Bereichs in Höhe von ursprünglich 0,4 (d. h. zulässiger Wertebereich: 1 +/- 0,4) wird hier proportional zur Verän-
derung der Standardabweichung mitangepasst.  

Basis-Para- Weitere Kalibrierungs-Datensätze
metersatz P0

Parameterwerte Anpassungsfaktoren gegenüber  P0 (z. B. "x 1,5" Erhöhung um 50 % bzw.  "...": keine Änderung)
Einheit P0 PA+ PA- PB+ PB- PC+ PC- PZVar+ PZVar-

Rate der Modernisierungsbereitschaft: 
rmodbereit %/a 10 x 1,5 x 0,5 ... ... ... ... ... ...

Kalkulationswerte Sanierungsraten: 
Wandanstrich / Putzerneuerung %/a 2,8  / 1,2 ... ... x 1,2  x 0,6 ... ... ... ...
U0-Werte Altbau Außenwand 
(EZFH/MFH) W/m²BK 1,40 / 1,35 ... ... x 1,2 x 0,8 ... ... ... ...
U0-Werte Altbau Obergeschossdecke 
(EZFH/MFH) W/mB²K 1,0 /  1,09 ... ... x 1,2 x 0,8 ... ... ... ...

tA: Privateigentümer (Einzelpersonen): 
Selbstnuzter oder Vermieter Jahre 12 ... ... ... ... x 1,3 x 0,75 ... ...

tA: Wohnungsunternehmen Jahre 16 ... ... ... ... x 1,3 x 0,75 ... ...

tA: Eigentümergemeinschaften Jahre 8 ... ... ... ... x 1,3 x 0,75 ... ...

Faktor für "zusätzliche" Mieterhöhung 
bei energet. Modernisierung fEmod - 0,15 ... ... ... ... x 2,0 x 0,0 ... ...

Zufallsfaktor  Investitionskosten 
(gleichverteilt): max. Abweichung - 0,3 ... ... ... ... ... ... x 1,67 x 0,6

Zufallsfaktor Energieverbrauch 
(normalverteilt): Standardabweichung - 0,65 ... ... ... ... ... ... x 1,2 x 0,6

Zufallsfaktor Amortisationszeit 
(normalverteilt): Standardabweichung - 0,13 ... ... ... ... ... ... x 2,0 x 0,5

Netto Rüstkosten (kR = -kN) als Kalibrierungsparameter Wert der Netto-Rüstkosten (in Euro bezogen auf die Bauteil- bzw. Wohnfläche)

Dämmung Außenwand €/mB² 3 4 2 26 -24 34 -20 16 -2,5

Dämmung Dach €/mB² 0 0 0 0 0 18 -14 15 -5

Dämmung Obergeschossdecke €/mB² 9 14 -4 21 0 22 0 10 8,5

Dämmung Fußboden/Kellerdecke €/mB² -7 -4 -14 -7 -7 10 -19,5 -1 -9

Fenstererneuerung €/mB² 0 0 0 0 0 0 0 0 0

Installation Solaranlage €/mW² -12 -9,5 -19 -12 -12 -2 -18,5 -9 -13

Modernisierung Wärmeverteilung €/mW² -1 2 -8 -1 -1 8 -7,5 -0,5 -1,5

Abkürzungen: mB²: m² Bauteilfläche, mW²: m² Wohnfläche, EZFH: Ein-/Zweifamilienhäuser, MFH: Mehrfamilienhäuser, tA: Amortisationszeit, U0: Wärmedurchgangskoeffi-

                               zienten (unsaniert)
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Tabelle 3:  Vergleich mit der „Datenerhebung Wohngebäudebestand 2016“: Alle Kalibrierungs-Daten-

sätze (2011-2016, Mittelwerte) 
 
Es zeigt sich, dass im Resultat in allen Parametersätzen eine befriedigende Übereinstimmung mit den empi-
rischen Vergleichswerten erreicht werden kann. Im Fall der Dämmung von Außenwänden, Dächer, Oberge-
schossdecken und Fußböden/Kellerdecken, der Wärmverteilung und den Solarsystemen sind hierfür zum Teil 
deutliche Veränderungen bei den Rüstkosten gegenüber der Ausgangsvariante P0 notwendig. Bei der Mo-
dernisierungsrate der Fenster und der Wärmeversorgung ergeben sich dagegen wie bereits oben erwähnt 
auch ohne Anpassung von Rüstkostenansätzen kaum Änderungen. Gleiches gilt weitgehend für die Struktur 
der Wärmeversorgung – sowohl für die neu eingebauten Anlagen als auch für die von der Modernisierung 
betroffenen ursprünglichen Systeme.  
Insgesamt werden also durch den Basisfall P0 und die acht zusätzlichen Parametersätze PA+ bis PZVar- neun 
mögliche „Realitäten“ beschrieben, d. h. neun verschiedene denkbare Möglichkeiten für die Ausprägung der 
hier betrachteten, mit mehr oder weniger großen Unsicherheiten behafteten Modellparameter. Für die wei-
teren Untersuchungen wird zunächst immer der Basisparametersatz P0 angesetzt. Die Möglichkeit, dass 
demgegenüber aber eventuell auch andere „Wirklichkeiten“ im Sinne der Varianten PA+ bis PZVAr- vorliegen 
könnten, wird später in Kapitel 3.4.1 noch gesondert untersucht.  

Zielwerte Datener-
hebung (gerundet)

Basisparameter-
satz P0

PA+ PA- PB+ PB- PC+ PC- PZVar+ PZVar-

jährliche Wärmeschutz-Modernisierungsraten (alle Wohngebäude, mit Flächengewicht)
vgl. [Cischinsky / Diefenbach 2018, Tab. 43], Trennung Dach / OGD, vgl. [Stein / Diefenbach 2020, Kap. 2.1]
Außenwand 0,8% 0,79% 0,78% 0,78% 0,79% 0,79% 0,80% 0,80% 0,79% 0,79%
Dach 1,0% 1,03% 1,03% 1,02% 1,03% 1,03% 1,04% 1,01% 1,04% 1,00%
Obergeschossdecke 0,5% 0,50% 0,52% 0,50% 0,50% 0,51% 0,50% 0,50% 0,50% 0,51%
Kellerdecke / Fußboden 0,4% 0,40% 0,40% 0,41% 0,41% 0,40% 0,39% 0,39% 0,40% 0,40%
Fenster 1,8% 1,83% 1,83% 1,83% 1,83% 1,83% 1,84% 1,82% 1,83% 1,83%
jährliche Modernisierungsrate Haupt-Wärmeerzeuger (alle Wohngebäude)
vgl. [Cischinsky / Diefenbach 2018, Tab. 54]

3,0% 2,98% 3,01% 2,94% 2,98% 2,97% 3,03% 2,94% 2,99% 2,97%
Beheizungsstruktur bei Modernisierung des Haupt-Wärmeerzeugers (alle Wohngebäude)
vgl. [Cischinsky / Diefenbach 2018, Tab. 55],
Fernwärme 5% 4,7% 4,7% 4,8% 4,7% 4,7% 4,7% 4,8% 4,7% 4,7%
Gas-Heizkessel 66% 64,4% 64,5% 64,3% 64,4% 64,4% 64,3% 64,5% 63,3% 64,8%
Öl-Heizkessel / -Öfen 18% 20,4% 20,2% 20,6% 20,3% 20,4% 20,1% 20,4% 19,2% 20,3%
Holz-Kessel / -Öfen 9% 7,2% 7,3% 7,0% 7,2% 7,1% 7,8% 6,5% 8,1% 7,3%
elektr. Wärmepumpe 1% 3,1% 3,3% 3,3% 3,2% 3,3% 2,9% 3,8% 4,5% 2,7%
direktelektrische Systeme 2% 0,1% 0,1% 0,1% 0,1% 0,1% 0,2% 0,1% 0,1% 0,1%

100,0% 100,0% 100,0% 100,0% 100,0% 100,0% 100,0% 100,0% 100,0% 100,0%
Ausgetauschte Systeme: Frühere, bei Modernisierung des Hauptwärmeerzeugers ersetzte Systeme
vgl. [Cischinsky / Diefenbach 2018, Tab. 56]
Fernwärme 1% 1,2% 1,2% 1,2% 1,1% 1,1% 1,2% 1,1% 1,2% 1,1%
Gas-Heizkessel 56% 51,6% 52,4% 52,1% 51,4% 51,6% 50,8% 52,1% 51,3% 51,6%
Öl-Heizkessel 30% 28,1% 26,9% 28,3% 28,1% 28,1% 28,3% 28,1% 28,2% 28,1%
Holz-/Biomasse-Heizkessel 2,5% 3,9% 4,3% 3,7% 4,0% 3,9% 4,2% 3,7% 4,0% 3,9%
elektr. Wärmepumpen 0,5% 2,4% 3,2% 2,3% 2,4% 2,4% 2,7% 2,2% 2,5% 2,4%
direktelektrische Systeme 5% 6,5% 5,7% 6,2% 6,6% 6,5% 6,7% 6,4% 6,6% 6,5%
brennstoffbetriebene Öfen 5% 6,3% 6,5% 6,4% 6,3% 6,3% 6,2% 6,4% 6,3% 6,3%

100,0% 100,0% 100,0% 100,0% 100,0% 100,0% 100,0% 100,0% 100,0% 100,0%
jährliche Installationsrate Solarthermie
vgl. [Cischinsky / Diefenbach 2018, Tab. 59, ohne Neubau]

0,7% 0,70% 0,72% 0,72% 0,70% 0,69% 0,69% 0,68% 0,70% 0,69%
jährliche Modernisierungsrate Wärmeverteilung (alle Wohngebäude)
vgl. [Cischinsky / Diefenbach 2018, Tab. 57]

1,5% 1,51% 1,49% 1,53% 1,51% 1,51% 1,50% 1,52% 1,53% 1,52%
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2.4.3 Einfluss des Zufallsexperiments 
In den Modellrechnungen werden in den Einzeldatensätzen an verschiedenen Stellen Zufallszahlen verwen-
det, die um den Mittelwert 1 schwanken. Einzelne Parameter (darunter wie oben genannt Kosten, Amortisa-
tionszeit und Energieverbrauch) werden mit diesen Zufallsfaktoren multipliziert, so dass nicht alle Modellge-
bäude und -haushalte mit völlig identischen Randbedingungen belegt werden, sondern vielmehr – wie in der 
„realen Welt“ – individuelle Unterschiede abgebildet werden können. Angesichts der erheblichen Größe des 
Datensatzes (mit mehr als 200.000 Haushalten) sollten die Simulationsrechnungen nicht stark von der jewei-
ligen Ziehung der Zufallsfaktoren abhängig sein. Dennoch wurde für die Simulationsrechnungen im vorlie-
genden Projekt das Zufallsexperiment zur Ermittlung dieser Faktoren nur ein einziges Mal durchgeführt, so 
dass Unterschiede zwischen zwei Szenarien nicht durch Abweichungen der jeweiligen Zufallszahlen beein-
flusst werden können und bei mehrfacher Durchführung der Berechnung die Ergebnisse immer wieder iden-
tisch (also vollständig reproduzierbar) sind.  
Demgegenüber ist zu erwarten, dass bei einer erneuten Durchführung des Zufallsexperiments die Ergebnisse 
innerhalb gewisser Grenzen, aber gleichwohl unsystematisch von der ursprünglichen Berechnung abweichen 
werden. Diese Frage der Abhängigkeit der Szenarienergebnisse von dem durchgeführten Zufallsexperiment 
soll hier näher untersucht werden. Dazu wurden wie in den vorangehenden Abschnitten Analysen für den 
Zeitraum 2011-2016 durchgeführt, und zwar immer unter Verwendung des Basisparametersatzes P0. Diese 
Analysen wurden insgesamt 50mal mit jeweils neuen Zufallszahlen wiederholt.  
Die Ergebnisse sind in Tabelle 4 dargestellt. Neben den bereits in den vorangehenden Tabellen verwendeten 
Kenngrößen von Wärmeschutz und Wärmeversorgung werden in der ersten Ergebniszeile nun zusätzlich 
auch die Treibhausgasemissionen mitbetrachtet. Die erste Spalte zeigt das Ergebnis für die ursprünglichen 
(generell während des Projekts verwendeten) Zufallszahlen. Die folgenden Spalten geben Kennwerte für die 
50malige Wiederholung des Zufallsexperiments an, nämlich den Mittelwert über alle 50 Varianten, die Stan-
dardabweichung, die relative Standardabweichung (bezogen auf den Mittelwert) sowie das Maximum und 
Minimum der Ergebniswerte. 
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Tabelle 4:  Einfluss des Zufallsexperiments (2011-2016, Verwendung des Basisparametersatzes, Mittel-

werte) 
 
Es zeigt sich, dass die Modellergebnisse weitgehend stabil sind, d. h. nur in geringem Maße von dem verwen-
deten Satz der Zufallszahlen abhängen. Verbleibende Differenzen erscheinen angesichts anderer, weitaus 
größerer Modellunsicherheiten vernachlässigbar.  

2.5 Modellierung und Kalibrierung der Inanspruchnahme der sozialen Sicherungs-
systeme  

2.5.1 Ansätze der Modellierung 
Im Simulationsprogramm besteht technisch zwar die Möglichkeit, mit einer Vollinanspruchnahme der Sozi-
alleistungen zu rechnen: Dabei wird unterstellt, dass alle Anspruchsberechtigten ihre Leistungen auch tat-
sächlich beziehen. In der Realität ergibt sich aber ein völlig anderes Bild: Sozialleistungen werden nicht von 
allen Berechtigten in Anspruch genommen, d. h. die Leistungen werden häufig gar nicht erst beantragt. Hier-
für kann es verschiedene Gründe geben, etwa die Unkenntnis der Anspruchsberechtigung oder der Wunsch, 
von Sozialleistungen unabhängig zu bleiben. 

ursprüngliche neue Zufallszahlen: Zufallsexperiment 50mal durchgeführt
Zufallszahlen

Mittelwert
Standard-

abweichung
rel. Standard-
abweichung

Maximum Minimum

Treibhausgasemissionen der Wohngebäude-Wärmeversorgung am Ende des Untersuchungszeitraums (2016)
jährl. Emissionen in Mt/a 134,1 134,1 0,14 0,11% 134,51 133,83
jährliche Wärmeschutz-Modernisierungsraten (alle Wohngebäude, mit Flächengewicht)
Außenwand 0,79% 0,79% 0,01% 1,12% 0,81% 0,77%
Dach 1,03% 1,03% 0,01% 1,00% 1,05% 1,01%
Obergeschossdecke 0,50% 0,50% 0,01% 1,42% 0,52% 0,49%
Kellerdecke / Fußboden 0,40% 0,40% 0,01% 1,49% 0,41% 0,39%
Fenster 1,83% 1,83% 0,01% 0,66% 1,85% 1,80%
jährliche Modernisierungsrate Haupt-Wärmeerzeuger (alle Wohngebäude)

2,98% 2,96% 0,02% 0,63% 3,00% 2,90%
Beheizungsstruktur bei Modernisierung des Haupt-Wärmeerzeugers (alle Wohngebäude)
Fernwärme 4,7% 4,5% 0,12% 2,6% 4,8% 4,3%
Gas-Heizkessel 64,4% 64,6% 0,30% 0,5% 65,2% 63,5%
Öl-Heizkessel / -Öfen 20,4% 20,1% 0,24% 1,2% 20,6% 19,6%
Holz-Kessel / -Öfen 7,2% 7,2% 0,18% 2,5% 7,5% 6,8%
elektr. Wärmepumpe 3,1% 3,5% 0,13% 3,6% 3,7% 3,2%
direktelektrische Systeme 0,1% 0,1% 0,02% 18,9% 0,2% 0,1%

100,0% 100,0%
Ausgetauschte Systeme: Frühere, bei Modernisierung des Hauptwärmeerzeugers ersetzte Systeme
Fernwärme 1,2% 1,0% 0,05% 4,7% 1,1% 0,9%
Gas-Heizkessel 51,6% 51,7% 0,30% 0,6% 52,3% 51,0%
Öl-Heizkessel 28,1% 28,1% 0,25% 0,9% 28,5% 27,4%
Holz-/Biomasse-Heizkessel 3,9% 4,0% 0,13% 3,2% 4,3% 3,7%
elektr. Wärmepumpen 2,4% 2,4% 0,10% 4,2% 2,6% 2,1%
direktelektrische Systeme 6,5% 6,6% 0,14% 2,2% 6,9% 6,3%
brennstoffbetriebene Öfen 6,3% 6,3% 0,12% 2,0% 6,6% 6,1%

100,0% 100,0%
jährliche Installationsrate Solarthermie

0,70% 0,69% 0,01% 0,81% 0,70% 0,68%
jährliche Modernisierungsrate Wärmeverteilung (alle Wohngebäude)

1,51% 1,51% 0,01% 0,71% 1,54% 1,49%
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Ein wichtiges Projektziel bestand also darin, die Inanspruchnahme der sozialen Sicherungssysteme realistisch 
zu modellieren. Dies stellte sich als eine schwierige Aufgabe heraus, die mit erheblichen Unsicherheiten ver-
bunden ist. Der Grund liegt zum einen in fehlenden und teils verzerrten empirischen Quellen über die Inan-
spruchnahme in den vergangenen Jahren, zum anderen in der Unsicherheit über die Reaktion der Anspruchs-
berechtigten auf weitreichende aktuelle Reformen, insbesondere die Wohngeldreform im Jahr 2023. 
Was die Datenlage angeht, ist insbesondere darauf zu verweisen, dass amtliche Statistiken zum Bezug von 
Sozialleistungen immer nur realisierte Inanspruchnahmen abbilden, aus naheliegenden Gründen aber keine 
Auskünfte über den regelmäßig größeren Kreis der Anspruchsberechtigten geben. Wie viele Leistungsberech-
tigte auf eine Realisierung ihrer Ansprüche verzichten, ist daher ebenso unbekannt wie die Frage, ob und in 
welchem Ausmaß sich Inanspruchnahmequoten zwischen verschiedenen Bevölkerungsgruppen voneinander 
unterscheiden. Die einzige Möglichkeit einer empirischen Annäherung an das Phänomen der Nichtinan-
spruchnahme von zustehenden Transferleistungen besteht darin, anhand der in einschlägigen Haushaltsbe-
fragungen zur Verfügung gestellten Informationen anspruchsberechtigte Zielgruppen (je nach Transfersy-
stem Haushalte, Teilhaushalte oder Einzelpersonen) zu identifizieren und mit ihren Angaben zum Bezug oder 
Nichtbezug der jeweiligen Transferleistung abzugleichen. Eine solche Vorgehensweise sieht sich jedoch zwei 
Schwierigkeiten gegenüber. Die eine Schwierigkeit besteht darin, dass in den zugrunde liegenden Haushalts-
befragungen, namentlich in denen des Mikrozensus und der EVS, die zu einer validen Anspruchsprüfung be-
nötigten Informationen nicht in vollem Umfang, nicht in der erwünschten Detailliertheit und häufig auch 
nicht in der benötigten definitorischen Abgrenzung erhoben werden. Darüber hinaus ist auch nicht gesichert, 
dass die vorhandenen Angaben richtig sind. Falschangaben können dabei unterschiedlich begründet sein, 
etwa aufgrund von Unwissenheit der Befragten oder aber auch dadurch, dass Befragte bewusst, z. B. aus 
Scham oder aus Angst vor rechtlichen Konsequenzen, nicht realitätskonform geantwortet haben. Im Ergebnis 
handelt es sich bei berechneten Ansprüchen und Anspruchshöhen somit um Schätzungen, die zwar im Re-
gelfall erwartungstreu sein sollten, im Einzelfall aber auch grob falsch sein können. Dadurch ist nicht ausge-
schlossen, dass als Ergebnis der (nur näherungsweise richtigen) Anspruchsberechnung keine Ansprüche ab-
geleitet werden können, der Befragte jedoch den Bezug der betreffenden Transferleistung angegeben hat. 
Die zweite Schwierigkeit besteht darin, dass auch die Angaben der Befragten zu in Anspruch genommenen 
Leistungen falsch sein können, und zwar aus denselben Gründen wie bei Angaben, die zur Anspruchsprüfung 
und -berechnung benötigt werden. Weniger im mit einer Teilnahmepflicht belegten Mikrozensus, dafür umso 
mehr in der EVS kommt als erschwerendes Problem noch ein selektives Teilnahmemuster dazu, also der Um-
stand, dass sich teilnehmende und nicht-teilnehmende Haushalte strukturell voneinander unterscheiden und 
dieser Umstand auch nicht durch die bereitgestellten Hochrechnungsfaktoren adäquat ausgeglichen wird. So 
lässt sich im Abgleich mit Daten der Bundesagentur für Arbeit (BA) belegen, dass die EVS Empfängerzahlen 
und Transfervolumina im Bereich der Grundsicherung für Arbeitsuchende nach dem SGB II systematisch un-
terschätzt.90 Beispielsweise kommt man durch Hochrechnung der in der EVS von den Befragten angegebenen 
Einnahmen aus diesem Grundsicherungszweig auf eine Gesamttransfersumme für 2018 in Höhe von knapp 
18 Mrd. €, während die tatsächlichen Ausgaben gemäß der Bundesagentur für Arbeit (BA) bei knapp 30 Mrd. 
€ lagen.91 Entsprechend unterschätzt die EVS auch die Empfängerzahlen: Sie kommt – je nach Zählweise – 
auf Werte zwischen 2,7 Mio. und 3,6 Mio., während die BA im Gesamtverlauf des Jahres 2018 stets Monats-
zahlen zwischen 5,5 Mio. und 5,9 Mio. ausweist.92 Anders herum verhält es sich dagegen in Bezug auf 

                                                           
90  Ein Abgleich der Transfervolumina ist nur in der EVS, nicht aber im Mikrozensus möglich, da Letzterer nicht die Höhe eingegan-

gener Transferzahlungen erhebt. 
91  Eigene Auswertung der Scientific Use Files (SUF) der EVS 2018 und der monatlichen BA-Statistik zu Zahlungsansprüchen von 

Bedarfsgemeinschaften. 
92  Eigene Auswertung der Scientific Use Files (SUF) der EVS 2018 und der monatlichen BA-Statistik zu Bedarfsgemeinschaften und 

deren Mitgliedern (sogenannte Regelleistungsberechtigte). Dass in der EVS je ein unterer und ein oberer Wert angegeben wird, 
ist der unterschiedlichen Zählweise geschuldet: Die untere Variante berücksichtigt ausschließlich Personen mit angegebenem 
Leistungsbezug, während bei der oberen Variante darüber hinaus auch solche Haushaltsmitglieder als Leistungsempfänger ge-
wertet werden, in deren Haushalt mindestens eine Person mit angegebenem Leistungsbezug lebt, es sei denn, die mitgezählten 
Personen erhalten eigenen Angaben zufolge Wohngeld, Kinderzuschlag, Grundsicherung im Alter und bei Erwerbsminderung 
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Wohngeld, für das man in der EVS auf viel mehr Empfängerhaushalte kommt, als in der amtlichen Wohn-
geldstatistik gemäß Destatis ausgewiesen sind. 
Aus den beschriebenen Gründen war es im Rahmen des Projekts nicht möglich, aus der EVS belastbare Inan-
spruchnahmequoten abzuleiten geschweige denn diese für sozioökonomisch bzw. -demografisch abge-
grenzte Personen- oder Haushaltsgruppen auszudifferenzieren. In ähnlicher Weise gilt dieser Befund auch 
für den Mikrozensus. Hier sind die Empfängerzahlen zwar tendenziell näher an den amtlicherseits ausgewie-
senen Werten; allerdings ist die für die Anspruchsprüfung zentrale Einkommenssituation mit noch größerer 
Unsicherheit als in der EVS behaftet, da Einkommensbestandteile aus der EVS imputiert werden mussten und 
daher notgedrungen unsicherer sind als in der EVS.  
Auch die Schätzung binär-logistischer Modelle zum Inanspruchnahmeverhalten lieferte bestenfalls Indizien 
für die Gründe für eine Inanspruchnahme spezifischer Transferleistungen oder aber für den Verzicht darauf. 
Entsprechende Schätzgleichungen eigneten sich aber nicht dafür, nach Anwendung auf die zuvor als an-
spruchsberechtigt identifizierten Stichprobenhaushalte und nach der obligatorischen Hochrechnung eine 
auch nur einigermaßen befriedigende Übereinstimmung mit amtlicherseits ausgewiesenen Empfängerzahlen 
oder Ausgabenvolumina der betreffenden Transferart herzustellen. 
Vor diesem Hintergrund mussten weitgehend pauschale Ansätze über die Höhe der Inanspruchnahmequoten 
verwendet werden. Diese wurden so festgelegt, dass die Zahlen aus der amtlichen Statistik der sozialen Si-
cherheitssysteme grob eingehalten werden. Als Grundlage wurden hier die Transferhöhen sowie die Perso-
nen- bzw. Haushaltszahlen der Jahre 2018-2021 herangezogen [BA 2022, Destatis Sozialhilfe 2022, Destatis 
Wohngeld 2022]. Dementsprechend wurden mit dem Simulationsmodell Analysen für diesen Zeitraum 
durchgeführt und die Ergebnisse getrennt für die beiden Segmente der Grundsicherung (SGB II und SGB XII) 
und für die vorrangigen Leistungen von Wohngeld und Kinderzuschlag ausgewertet. Die Lösung dieser Auf-
gabe mit dem Ziel, die beobachteten Werte der Inanspruchnahme wenigstens grob im Modell in der richtigen 
Größenordnung abzubilden, stellte sich trotz des weitgehend pauschalisierenden Ansatzes als schwierig und 
aufwändig heraus. Insbesondere war nämlich zu beachten, dass die einzelnen Systeme nicht unabhängig 
voneinander zu betrachten sind, sondern insbesondere aufgrund der Vorrangprüfung zwischen Grundsiche-
rung und vorrangigen Leistungen erhebliche Wechselwirkungen bestehen. 
Der am Ende festgelegte Parametersatz für das Inanspruchnahmemodell ergibt sich wie folgt: 
In der Grundsicherung werden weitgehend konstante Inanspruchnahmequoten angesetzt. Diese belaufen 
sich auf 95 % im SGB II (Bürgergeld, Grundsicherung für Arbeitsuchende) und 70 % im SGB XII (Hilfe zum 
Lebensunterhalt, Grundsicherung im Alter und bei Erwerbsminderung).  
Da davon auszugehen ist, dass die Anspruchsberechtigten in der Grundsicherung im Allgemeinen auf die Lei-
stungen stark angewiesen sind (so dass sich eine entsprechend hohe Inanspruchnahme ergibt), wird ange-
nommen, dass diese Quoten der Grundsicherung auch in denjenigen Fällen weiter gelten, in denen sich die 
vorrangigen Leistungen als günstiger herausstellen, die Ansprüche der Betroffenen also aufgrund der Vor-
rangprüfung nicht mehr im Bereich der Grundsicherung, sondern bei den vorrangigen Leistungen liegen. 
Allerdings stellte sich in den Untersuchungen heraus, dass dieser Ansatz noch einer Modifikation bedurfte, 
um bei der Kalibrierung des Modells befriedigende Ergebnisse zu erreichen: In Fällen mit relativ geringer 
Anspruchshöhe (≤ 50 € Person und Monat) wurden in der Grundsicherung deutlich geringere Inanspruchnah-
mequoten von 20 % (SGB II) bzw. 30 % (SGB XII) angesetzt, die eher der Größenordnung des Wohngelds 
entsprechen (s.u.). Hier handelt es sich um einen besonderen Übergangsbereich zwischen Grundsicherung 
und vorrangigen Leistungen, in dem einerseits sehr häufig die vorrangigen Leistungen (insbesondere das 
Wohngeld) die Hilfebedürftigkeit beseitigen und daher zum Zuge kommen und andererseits Grundsiche-
rungsansprüche bei Abwesenheit vorrangiger Leistungen im Vergleich zu anderen Grundsicherungsempfän-
gern gering wären.  

                                                           
oder Hilfe zum Lebensunterhalt und damit Leistungen, die nicht gleichzeitig mit der Grundsicherung für Arbeit bezogen werden 
können. 
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Bei nicht hilfebedürftigen Haushalten, die dennoch Wohngeldansprüche haben, wurden im Modell verschie-
dene Haushaltstypen unterschieden: Die Inanspruchnahmequoten betragen hier 30 % für Seniorenhaus-
halte93, die zur Miete wohnen, 20 % für sonstige Mieterhaushalte, 5 % für Selbstnutzerhaushalte, die Zins- 
und Tilgungsleistungen für einen Immobilienkredit leisten, und 1 % für Selbstnutzerhaushalte, die keinen 
Kredit (mehr) abbezahlen94.  
Beim Kinderzuschlag wurden, sofern durch den Kinderzuschlag (gegebenenfalls in Verbindung mit Wohngeld) 
Hilfebedürftigkeit beseitigt wird, die Inanspruchnahmequoten der Grundsicherung angesetzt. Andernfalls 
wurde eine Inanspruchnahmequote von 30 % angenommen. 
Im Fall der Zuschüsse zu den Kranken- und Pflegeversicherungsbeiträgen nach § 26 SGB II, die für das Ge-
samtergebnis nur eine untergeordnete Rolle spielen, wurde vereinfachend eine Vollinanspruchnahme 
(100 %) angesetzt. 
Die beschriebenen Ansätze sind dadurch gekennzeichnet, dass konstante, von der Anspruchshöhe unabhän-
gige Inanspruchnahmequoten verwendet werden. Eine Ausnahme bildet hier allein der beschriebene Über-
gangsbereich zwischen Grundsicherung und Wohngeld. Generell wäre zu vermuten, dass in der Realität dif-
ferenziertere Mechanismen mit Zunahme der Inanspruchnahme bei steigender Anspruchshöhe zum Tragen 
kommen. Im Rahmen des Projekts MISIMKO wurden in dieser Hinsicht verschiedene Ansätze getestet. Diese 
führten aber beim Vergleich mit den Statistiken der Grundsicherung und des Wohngelds zu weniger günsti-
gen Ergebnissen als der gewählte Ansatz. Generell ist in diesem Bereich angesichts der bestehenden Unsi-
cherheiten noch von einem erheblichen Forschungsbedarf auszugehen. 
Insbesondere im Fall größerer Veränderungen wie der Anfang 2023 durchgeführten Wohngeldreform kön-
nen die im Zeitverlauf 2018-2021 kalibrierten Modellparameter nicht den Anspruch erheben, ausreichend 
gute Vorhersagen über die Inanspruchnahme treffen zu können. Dies gilt nicht zuletzt aufgrund der ange-
nommenen weitgehenden Unabhängigkeit der Parameter von der Anspruchshöhe. Die Zuverlässigkeit bei 
stark veränderten Rahmenbedingungen würde aber auch bei detaillierteren Ansätzen in Frage stehen. Vor 
diesem Hintergrund werden auch Parametervariationen durchgeführt, d. h. für das Forschungsvorhaben 
wichtige Szenarien werden auch in Varianten mit veränderten Annahmen zur Inanspruchnahme berechnet 
(s. Kapitel 3.2.7 und Variante PV14 in Kapitel 3.4.2). 

2.5.2 Ergebnisse der Kalibrierungsanalysen (2018-2021) 
Die Festlegung der vorgenannten Parameter für die Inanspruchnahme der Sozialleistungen erfolgte wie be-
schrieben durch Kalibrierung des Modells anhand der tatsächlich dokumentierten Inanspruchnahme in den 
Jahren 2018-2021. Tabelle 5 zeigt die wichtigsten Ergebnisse des Vergleichs der Modellrechnungen mit den 
aus den Statistiken begründeten „Zielwerten“ für Grundsicherung (nach SGB II und SGB XII), Wohngeld und 
Kinderzuschlag [BA 2022, Destatis Sozialhilfe 2022, Destatis Wohngeld 2022]. Für die Anzahl der Leistungs-
empfänger ist – entsprechend der jeweiligen Statistik – in der Grundsicherung die Personenzahl und bei 
Wohngeld und Kinderzuschlag die Anzahl der Haushalte angegeben. Im unteren Teil der Tabelle sind die mitt-
leren Jahressummen der Transferzahlungen dokumentiert. Neben den Absolutwerten ist auch jeweils die 
Relation „Modellwert dividiert durch Statistikwert“ genannt. 
 

                                                           
93  Seniorenhaushalte sind im Modell dadurch gekennzeichnet, dass die Haupteinkommensperson 65 Jahre oder älter ist. 
94  Auch im letzten Fall können sich aufgrund anrechenbarer Betriebskosten und des Heizkostenzuschlags gegebenenfalls (allerdings 

tendenziell geringe) Wohngeldansprüche ergeben. Der Ansatz einer marginalen Inanspruchnahmequote von 1 % führt dazu, dass 
solche Haushalte überhaupt im Modell berücksichtigt werden. Die generell niedrigen Ansätze für Inanspruchnahmequoten von 
nicht hilfebedürftigen Selbstnutzern im Wohngeld führen im Modell zu Gesamt-Anteilen der Selbstnutzer unter den Wohn-
geldempfängern (hilfebedürftige und nicht hilfebedürftige Haushalte) in einer Größenordnung von etwa 10 % (2018: 11 %, 2019: 
9 %). In der Wohngeldstatistik lassen sich ähnliche bzw. noch etwas darunter liegende Anteile ablesen (2018: 7 %, 2021: 6 %, 
eigene Auswertungen mit [Destatis Wohngeld 2023]). 
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Es ist zu erkennen, dass die Volumina der sozialen Sicherungssysteme sehr unterschiedlich sind: Während im 
Rahmen des SGB II im Zeitraum 2018-2021 im Jahresmittel rund 32 Mrd. € und im SGB XII noch 7,1 Mrd. € 
ausgezahlt wurden, sind es beim Wohngeld 1,2 Mrd. € und beim Kinderzuschlag nur 0,4 Mrd. €. Insofern ist 
klar, dass Unsicherheiten und Ungenauigkeiten bei der Modellierung von SGB II und SGB XII in erheblichem 
Umfang Rückwirkungen auf die Ergebnisse von Wohngeld und Kinderzuschlag haben. Um beispielsweise 
auch das Wohngeld noch plausibel abzubilden, war es nicht möglich, die Parameter für die Inanspruchnahme 
des SGB II und XII frei im Sinne einer bestmöglichen Übereinstimmung mit den statistischen Werten zu wäh-
len. Vielmehr musste die Inanspruchnahme des SGB noch ausreichend Spielraum für eine realistische Abbil-
dung von Wohngeld und Kinderzuschlag lassen. Dabei war zu beachten, dass das Wohngeld und der Kinder-
zuschlag sich quasi aus zwei unterschiedlichen Gruppen zusammensetzen, nämlich einerseits aus hilfebe-
dürftigen Haushalten mit Grundsicherungsansprüchen, die Wohngeld bzw. Kinderzuschlag als vorrangige Lei-
stungen beziehen, und andererseits aus nicht hilfebedürftigen Haushalten, die ausschließlich Ansprüche auf 
Wohngeld bzw. Kinderzuschlag haben. 
Bei der Abwägung der unterschiedlichen Ziele im Zuge der Kalibrierung wurde generell der Treffgenauigkeit 
bei den Personen- und Haushaltszahlen eine höhere Bedeutung als bei den Transfersummen beigemessen: 
In den Modellanalysen sollte in erster Linie geklärt werden, ob ein Haushalt überhaupt bestimmte Leistungen 
bezieht, während deren genaue Höhe dann von der konkreten finanziellen Situation abhängt, deren Abbil-
dung im Modell mit weiteren Unsicherheiten behaftet ist. Außerdem wurde bei der Kalibrierung darauf ge-
achtet, das SGB II als größtes Teilsystem sowie das Wohngeld als wichtigstes vorrangiges System (insbeson-
dere beim Thema Wohnen / Heizkosten) möglichst realitätsnah zu erfassen. 
Diese Ziele sind an den Tabellenergebnissen abzulesen: Im Fall des SGB II werden die Personenzahlen sehr 
genau getroffen (Relation 1,004: Abweichung +0,4 % im Modell) und auch beim Wohngeld ist das Ergebnis 
sehr gut (Relation der Haushaltszahlen 0,979, d. h. Unterschätzung des dokumentierten Wertes der Wohn-
geldstatistik um 2,1 % im Modell). Bei SGB XII und Kinderzuschlag erscheinen die Ergebnisse mit Relationen 
von 0,915 bzw. 0,86 immer noch befriedigend. Das gilt auch für die Ergebnisse bezüglich der ausgezahlten 
Leistungen bei SGB II, SGB XII und Wohngeld mit Relationen von Modell- und Statistikwerten im Bereich von 
1,001 bis 1,095. Beim Kinderzuschlag sind die Abweichungen deutlich größer, hier werden nur ca. 53 % des 
tatsächlichen Transfervolumens im Modell erfasst. Aufgrund der begrenzten Bedeutung des Kinderzuschlags 
(generell im Hinblick auf sein Volumen und hier noch speziell im Hinblick auf das Thema Wohnen/Heizkosten) 
wurde diese Ungenauigkeit im vorliegenden Projekt als akzeptabel angesehen.  
In Abbildung 12 und Abbildung 13 sind die oben als Vier-Jahres-Mittelwerte tabellierten Ergebnisse der Ver-
gleichsanalysen 2018 - 2021 im Jahresverlauf dargestellt.  
 
 

Empfänger und Höhe von Sozialleistungen: Vergleich Modellanalysen / Statistiken
Jahresmittelwerte 2018 - 2021 sowie Relation Modellwerte/Werte aus Statistik
SGB II SGB XII Wohngeld Kinderzuschlag
Modell Statistik Modell Statistik Modell Statistik Modell Statistik
Personenzahlen in Tausend Haushaltszahlen in Tausend

5.512 5.488 989 1.080 555 567 161 187
Relation: 1,004 Relation: 0,915 Relation: 0,979 Relation: 0,860
 im  Jahr ausgezahlte Leistungen in Mrd. €

31,86 29,10 7,08 7,07 1,19 1,15 0,41 0,78
Relation: 1,095 Relation: 1,001 Relation: 1,037 Relation: 0,527

Tabelle 5:  Kalibrierung des Inanspruchnahmemodells: Vergleich der Modellrechnungen mit der amtli-
chen Statistik (nach [BA 2022, Destatis Sozialhilfe 2022, Destatis Wohngeld 2022]), Mittelwerte 
der Jahre 2018 – 2021 
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Abbildung 12: Transferleistungsempfänger soziale Sicherung 2018-2021: Vergleich von Modellanalysen 

und amtlicher Statistik (nach [BA 2022, Destatis Sozialhilfe 2022, Destatis Wohngeld 
2022]). SGB II und SGB XII: Personenzahlen, Wohngeld und Kinderzuschlag: Haushaltszah-
len 

 

 
Abbildung 13: Jährliche Transferzahlungen soziale Sicherung 2018-2021: Vergleich von Modellanalysen 

und amtlicher Statistik (nach [BA 2022, Destatis Sozialhilfe 2022, Destatis Wohngeld 
2022]) 
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Das unterschiedliche Volumen der einzelnen Systeme wird auch hier deutlich. Schwankungen zwischen den 
Jahren erklären sich nicht zuletzt durch rechtliche Änderungen innerhalb der sozialen Sicherungssysteme, 
allen voran z. B. die jährliche Anpassung des Regelbedarfs im Bereich der Grundsicherung. Die Modellanaly-
sen folgen hier in der Tendenz aber nicht präzise den in der Statistik beobachteten Veränderungen. Dabei ist 
zu beachten, dass im Modell vereinfachend bei allen Änderungen im Jahresverlauf die Wirkung bereits für 
das gesamte Einführungsjahr angenommen wird und außerdem eine unmittelbare Reaktion der Anspruchs-
berechtigten auf die neue Situation (bei gleichbleibenden Inspruchnahmequoten) unterstellt wird. 

2.6 Erzeugung eines einheitlichen Ausgangsdatensatzes für das Jahr 2023 (Analy-
sen 2019-2023)  

2.6.1 Ausgangslage und Grundannahmen 
Wie in Kapitel 2.1 beschrieben wurden die im Modell verwendeten Basisdaten in der Mikrozensus-Erhebung 
2018 (der aktuell letzten verfügbaren Erhebung mit Abfrage der Wohnsituation) gewonnen und durch Impu-
tation aus weiteren Datenquellen ergänzt. Das Jahr 2018 stellt damit das Basisjahr der Simulationen dar.  
Die Folgejahre bis 2023 – dem Startjahr der eigentlichen Szenarienanalysen in Kapitel 3 wurden mit Hilfe des 
Simulationsmodells analysiert. Die Situation im Jahr 2023 wurde am Ende im Simulationsprogramm gespei-
chert und diente dann als identischer Ausgangsdatensatz für alle weiteren Szenarien ab 2024. Um die Ent-
wicklung der Wohnflächen und der Bevölkerungsstruktur seit 2018 realitätsnah abzubilden, wurde in den 
Analysen bis 2023 das in Kapitel 1.4 beschriebene dynamische Modell verwendet.  
Für die Entwicklung der relativen Wohnflächenzunahme war zu berücksichtigen, dass Werte des Statistischen 
Bundesamtes zur prozentualen Zunahme der Gesamtwohnflächen in Wohngebäuden (ohne Wohnheime95) 
gemäß der Fortschreibung des Gebäude- und Wohnungsbestands durch das Statistische Bundesamt [Destatis 
Wohnfläche 2023] ungefähr wiedergegeben werden. Gemäß diesen Angaben wuchs die Wohnfläche von 
3,73 Mrd. m² (2018) auf 3,79 Mrd. m² (2021), also um ca. 2,35 %.  
Um diesen Anstieg im Modell wie oben gezeigt ungefähr gleichwertig zu erreichen, wurde die Wohnflächen-
zunahme zu 2018 in den Jahren ab 2019 gegenüber den im dynamischen Modell verwendeten Prognosewer-
ten um 20 % reduziert. Ohne diese Anpassung hätte der Wohnflächenzuwachs bis 2021 in den Modellrech-
nungen ca. 3 % betragen. Der tatsächliche Neubau ist in diesen Jahren also schwächer ausgefallen als es 
gemäß dem im dynamischen Modell prognostizierten Wohnflächenbedarf zu erwarten gewesen wäre. Dies 
deckt sich mit der allgemeinen Einschätzung, wonach der Neubau der vergangenen Jahre hinter den politi-
schen Zielvorgaben lag96. Die Wohnfläche im Modell nimmt dabei von 3,69 Mrd. m² im Jahr 2018 bis 2021 
um rund 2,35 % auf 3,75 Mrd. m² zu. Im Jahr 2023 werden 3,83 Mrd. m² erreicht. Dabei handelt es sich um 
die in den Modellanalysen berücksichtigte Wohnfläche der Hauptwohnsitz-Haushalte97. 
Zentrale ökonomisch relevante Parameter wie die Energiepreise oder die Kosten der unterschiedlichen Ener-
gieeffizienzmaßnahmen werden über entsprechende Preisindizes an des jeweilige Betrachtungsjahr ange-
passt98. Darüber hinaus wurde in den Analysen auch der Einfluss des Zinsniveaus in einem vereinfachten 

                                                           
95  In den Modellanalysen werden Wohnheime ebenfalls nicht berücksichtigt, wohl aber Wohnungen in Nichtwohngebäuden.  
96  So wurde das von der Bundesregierung gesetzte Ziel von jährlich 400.000 neuen Wohnungen in den vergangenen Jahren deutlich 

verfehlt. 
97  Unter Hinzunahme der Fläche von Neben- und Freizeitwohnungen sowie Leerstand ergeben sich im Modell 3,82 Mrd. m² (2018), 

3,91 Mrd. m² (2021) bzw. 3,96 Mrd. m² (2023), also etwa 3,5 % mehr als bei Betrachtung der Hauptwohnsitzwohnflächen. Dabei 
wurden die Wohnflächen der Nebenwohnsitz-Haushalte aus dem Mikrozensus-Datensatz ausgewertet und für Leerstand und 
Freizeitwohnungen Ad-Hoc-Annahmen getroffen (Leerstand in Mehrfamilienhäusern 3 %, in Ein-/Zweifamilienhäusern 1 %, Anteil 
der Freizeitwohnungen 1 %). In den Modellanalysen wurden fast ausschließlich Haushalte und Wohnungen/Wohnflächen am 
Hauptwohnsitz ausgewertet. Lediglich bei den Vergleichen mit der nationalen Energiebilanz in Kapitel 2.2 wurde die gesamte 
Wohnfläche herangezogen. 

98  Näheres siehe Anhang B. Für die Fortschreibung des Einkommens bis 2022 wurde der Nominallohnindex (vereinfachend ange-
wendet auf alle Einnahmenarten) des Statistischen Bundesamtes herangezogen. Für das Jahr 2023 wurde auf Basis der Annahmen 
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Ansatz berücksichtigt: Die Zinsen in der Periode 2019-2021 lagen deutlich unter dem Niveau der Kalibrie-
rungsperiode 2011-2016. Überschlägige Betrachtungen zeigen, dass die typischen Annuitätsfaktoren damit 
etwa 10 % niedriger lagen99, so dass hier in der Periode 2019-2021 die Modellansätze für die Amortisations-
zeiten tA um den Faktor 1/0,9 nach oben korrigiert wurden. Im Zeitraum 2022-2023 sind dagegen deutlich 
steigende Zinsen zu verzeichnen: Hier (und ebenso in den Szenarien für die Folgejahre ab Kapitel 3) wurden 
im Modell die ursprünglichen Amortisationszeiten aus Kapitel 1.3.2 verwendet. 
Grundsätzlich wäre es sinnvoll, die für die Periode 2010-2016 durchgeführte Kalibrierung in der Periode 2018-
2023 generell zu überprüfen und zu aktualisieren. Notwendig wäre dazu eine ausreichend gute Kenntnis der 
Entwicklung der Modernisierungsraten und der Struktur der modernisierten Wärmeversorgungssysteme. 
Aufgrund fehlender empirischer Grundlagen – die „Datenerhebung Wohngebäudebestand 2016“ wurde bis-
her noch nicht wieder aktualisiert – erscheint dies aber kaum möglich. Auch Informationen über die Inan-
spruchnahme der Förderung helfen hier nur wenig weiter, da in der Vergangenheit die meisten Maßnahmen 
ohne Förderung durchgeführt wurden. Steigende Förderzahlen müssen also nicht notwendigerweise auf ent-
sprechend steigende Maßnahmenzahlen hinweisen, vielmehr können sich stattdessen auch die Förderquo-
ten verändert haben. Punktuelle empirische Informationen, insbesondere über einen Anstieg bei den Absatz-
zahlen und bei der Förderung der Wärmepumpen im Bestand, können hier zwar im Detail wichtige Hinweise 
geben (Näheres s. Kapitel 2.6.2 und 2.6.3), ergeben aber noch kein Gesamtbild. 
Erschwerend kommt hinzu, dass die Entwicklung der letzten Jahre seit ca. 2020 durch kurzfristig stark 
schwankende Rahmenbedingungen bei der Förderung und bei den Energiepreisen gekennzeichnet war. Die 
Entwicklung der Förderbedingungen ist in Kapitel 2.3 und in Anhang C beschrieben, bei den Energiepreisen 
ist der sprunghafte Anstieg im Jahr 2022 zu beachten, während das Jahr 2023 wieder durch sinkende Preise 
gekennzeichnet war. Die ökonomische Situation war also sehr instabil und es wäre daher auch bei Kenntnis 
der genaueren Entwicklung der energetischen Modernisierungsmaßnahmen nicht einfach möglich, das Ent-
scheidungsmodell der Hauseigentümer auf Grundlage der ökonomischen Parameter zu kalibrieren, da für die 
Investitionsentscheidungen weniger die momentane Situation als die zukünftigen Erwartungen als ausschlag-
gebend anzusehen sind. Auch diese waren womöglich Schwankungen unterworfen, aber nicht unbedingt im 
genauen Gleichklang mit den objektiven Kostendaten. Neben Preis- und Kostenschwankungen sind dabei 
auch denkbare grundlegende Veränderungen in der Sicht der langfristigen Perspektiven zu beachten: So be-
steht der Eindruck, dass nach dem heißen und trockenen Sommer 2018 und dem Aufkommen der „Fridays 
for Future-Bewegung“ der Klimaschutz in den Medien und damit wohl auch in der öffentlichen Wahrneh-
mung eine deutlich stärkere Bedeutung gewonnen hat (vgl. [Tschötschel et al. 2022]). Es ist daher denkbar, 
dass selbst bei gleichbleibenden Preis- und Förderbedingungen die Parameter des Entscheidungsmodells ge-
genüber der Periode 2011-2016 nicht gleichgeblieben sind, sondern eine weiter verbreitete Auffassung über 
die Notwendigkeit des Klimaschutzes ebenfalls Einfluss auf die Erwartung zukünftiger Energiepreise oder den 
Zusatznutzen bzw. die Rüstkosten einzelner Maßnahmen genommen hat.  
Vor diesem Hintergrund wurden die Berechnungen für den Zeitraum 2019-2023 zunächst mit dem unverän-
derten Basisdatensatz der Kalibrierungsperiode 2011-2016 durchgeführt. Für die Jahre 2020/21 wurden die 
Ergebnisse dann mit (allerdings nur begrenzt vorhandenen) empirischen Daten verglichen. Daraufhin wurden 
punktuelle Änderungen am Basisdatensatz durchgeführt. 

                                                           
zur Lohn- und Gehaltsentwicklung in der Steuerschätzung [BMF 2022] überschlägig ein Zuwachs von ca. 5,4 % gegenüber 2022 
angesetzt. 

99  Betrachtet wurden zeitlich gemittelte Zinssätze der Bundesbankstatistik für die genannten Zeiträume [Bundesbank 2023a,c]. Als 
Vergleichszins für kreditfinanzierte Maßnahmen wurde der Wert für „besicherte Wohnungsbaukredite mit mehr als 10 Jahren 
Laufzeit“ (2010-2016: 2,8 %, 2018-2021: 1,3 %) verwendet. Für die Eigenkapitalverzinsung wurde der Wert für die „Umlaufrendi-
ten inländischer Inhaberschuldverschreibungen - börsennotierte Bundeswertpapiere“ angesetzt (2010-2016: 2,15 %, 2018-2021: 
0,05 %). Bei Betrachtungszeiträumen in der Größenordnung von 10-15 Jahren ergeben sich grob gesprochen um 10 % niedrigere 
Annuitätsfaktoren für die zweite Zeitperiode.  
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2.6.2 Analysen für die Jahre 2020-2021 
Bei Ansatz eines unveränderten Basisdatensatzes wären im Vergleich mit der Kalibrierungsperiode 2011-
2016 deutlich sinkende energetische Modernisierungsraten beim Wärmeschutz festzustellen: Bei Betrach-
tung der Jahre 2020/21 reduzieren sich die Werte der Wanddämmung, Obergeschossdecken- und Kellerdek-
kendämmung von 0,79 %/a, 0,50 % /a bzw. 0,40 %/a (Periode 2011-2016, s. Tabelle 5) auf 0,62 %/a, 0,29 %/a 
bzw. 0,28 %/a (Mittelwerte2020/21). Dies entspricht einem Absinken auf 78 % / 58 % / 70 % der früheren 
Werte. Bei den direkt an „Ohnehin-Modernisierungen“ gekoppelten Maßnahmen der Dachdämmung und 
der Fenstererneuerung ist dagegen kein relevanter Rückgang zu verzeichnen: Bei der Dachdämmung sinkt 
der Wert von 1,03 %/a (Tabelle 5) auf 0,96 %/a, also auf 93 % des früheren Wertes, im Fall der Fensterneue-
rung ergibt sich mit 1,83 %/a für beide Zeiträume das gleiche Ergebnis. 
Die Abnahme der Modernisierungsraten erscheint angesichts gestiegener Baukosten (2020/21 im Mittel ca. 
25 % höher als 2011-2016) und gleichbleibender Energiepreise (Erdgas) bzw. gesunkener Werte (Heizöl, um 
20 % niedriger) plausibel. Als einer Abnahme entgegenwirkend sind allerdings die 2020 deutlich verbesserten 
Fördersätze (s. Kapitel 2.3.2) und das niedrigere Zinsniveau (s.o.) anzusehen. 
Zum Vergleich kann auf Statistiken der Dämmstoffindustrie verwiesen werden: In [FWDVS 2013] liegen An-
gaben über die Marktentwicklung dieser Systeme bis 2012 vor: Für die Jahren 2010 – 2012 werden hier 
durchschnittlich rund 41 Mio. m²/a genannt. Demgegenüber werden in [VDPM 2022] für die Jahre 2020/21 
etwa 36 Mio. m²/a ausgewiesen. Es kann an dieser Stelle nicht nachvollzogen werden, inwieweit die beiden 
Quellen, von denen die erste durch einen nicht mehr existierenden, die zweite von einem 2017 neu gegrün-
deten Verband publiziert wurde, direkt vergleichbar sind, darüber hinaus fehlt eine Differenzierung nach 
Neubau und Bestand sowie Nichtwohngebäuden und Wohngebäuden. Immerhin lassen sich die Angaben als 
ein Indiz für ein mögliches Absinken der Absatzzahlen werten, wenn auch nicht unbedingt in dem mit den 
Basisparametern berechneten Umfang. 
Eine neue Studie bestätigt eine Stagnation bzw. ein zeitweises Absinken der energetischen Modernisierungs-
tätigkeit seit 2011 im Hinblick auf das preisbereinigte Investitionsvolumen in Wärmedämmmaßnahmen [Gor-
nig / Klarhöfer 2023]. Das Minimum der Modernisierungstätigkeit wäre demnach aber bereits 2015 erreicht 
worden und ab 2018 wäre schon wieder ein merklicher Anstieg zu verzeichnen, so dass für 2020/21 ein Rück-
gang gegenüber der Gesamtperiode 2011-2016 aus dieser Quelle nicht zu begründen wäre. 
Ein weiteres Marktindiz für die aktuellen Entwicklungen bei der energetischen Modernisierung sind die Ver-
kaufszahlen elektrischer Wärmepumpen: Der Bundesverband Wärmepumpe nennt einen starken Anstieg der 
Absatzzahlen im Gebäudebestand (also ohne Neubau) in den Jahren ab 2020. Im Mittel werden 2020/21 ca. 
85.000/a erreicht und für 2022 wurde sogar ein Absatz von rund 175.000 Wärmepumpen prognostiziert. 
Auch wenn diese Zahlen aufgrund der Rückrechnung aus Gesamtverkaufszahlen und der Bautätigkeitsstati-
stik auf Bestandszahlen mit Unsicherheiten behaftet sind100, so erscheint dennoch sicher, dass hier ein gra-
vierender Anstieg stattgefunden hat. In den Modellrechnungen lässt sich dies mit dem Basisparametersatz 
nicht nachvollziehen: Hier würde die Anzahl der Wärmepumpen in Bestandsgebäuden in den Jahren 2020/21 
trotz der verbesserten Förderbedingungen auf einem Niveau in der Größenordnung von 8.000 Anlagen pro 
Jahr verharren.  

2.6.3 Anpassung der Basisparameter für die Analyse der Jahre 2020-2023 
Vor dem Hintergrund der Überlegungen im vorangehenden Abschnitt erscheint es sinnvoll, gegenüber dem 
ursprünglichen Basisparametersatz Änderungen anzunehmen, um einerseits das deutliche Absinken bei den 
Wärmeschutz-Modernisierungsraten zu begrenzen und den starken Anstieg bei den Wärmepumpen zumin-
dest in der Tendenz abzubilden. Daher werden in den Modellrechnungen ad hoc die folgenden Änderungen 
in den Basisparametern angenommen: 

                                                           
100 Vergleiche hierzu die Anmerkungen zu Wärmepumpen in der Bautätigkeitsstatistik in [Diefenbach / Cischinsky 2018, Kapitel 3.3.1]. 
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• Für den von den Hauseigentümern bei ihren Modernisierungsentscheidungen in der Periode 2020/21 
erwarteten zukünftigen Energiepreis wird ein Mindestniveau festgelegt, das über das tatsächliche 
Preisniveau in diesen Jahren gegebenenfalls noch hinausgeht: Es wird angenommen, dass die Haus-
eigentümer bei allen Brennstoffen von einem Mindestpreis ausgehen, der um 10 % gegenüber dem 
Preisniveau 2021 liegt101. Die Annahme eines solchen Mindestniveaus aus Sicht der Hauseigentümer 
und ihrer zukunftsgerichteten Investitionsentscheidungen erscheint insbesondere im Hinblick auf die 
zunehmende Bedeutung des Klimaschutzes in der öffentlichen Wahrnehmung und die Einführung 
einer CO2-Bepreisung (mit zunächst steigendem, allerdings unklarem zukünftigem Verlauf) im Jahr 
2020 gerechtfertigt. Der Brennstoff Biomasse (Holz) wird hier neben den fossilen Brennstoffen mit-
einbezogen, da bei diesem das Preisniveau 2021 besonders niedrig lag und hier außerdem unterstellt 
wird, dass in der Öffentlichkeit auch Kenntnisse über die langfristig womöglich stark begrenzten Bio-
massepotentiale vorliegen. Aufgrund des starken Energiepreisanstiegs im Jahr 2022 ist dieser Ansatz 
eines Mindestpreises in der genannten Höhe in den Folgejahren allerdings bedeutungslos: Hier do-
miniert wieder der tatsächliche Energiepreis. 

• Die Rüstkosten für die Installation von Wärmepumpen im Bestand werden für Ein-/Zweifamilienhäu-
ser bzw. Mehrfamilienhäuser in den Jahren 2020/21 auf -50 €/m² bzw. -25 €/m² festgelegt. Diesem 
Ansatz liegt die Annahme zugrunde, dass viele Hauseigentümern dieser Wärmeerzeugungstechnolo-
gie aufgrund ihrer Kopplung an den elektrischen Strom eine Sonderrolle zubilligen, die sich einerseits 
aus verschiedenen Szenarienstudien (vgl. Fußnote 7 auf S. 26), andererseits aber auch ohne Kenntnis 
dieser Quellen aus einem allgemeinverständlichen Prinzip ableiten lässt: Die CO2-Emissionen bei der 
Stromerzeugung lassen sich durch Nutzung von Windenergie und Photovoltaik perspektivisch immer 
stärker absenken – eine Entwicklung, die auch schon im vollen Gange ist. Vor diesem Hintergrund 
werden die negativen Rüstkosten auch in den Analysen für die folgenden Jahre ab 2022 beibehalten, 
wobei im Absolutbetrag eine leichte Reduktion auf -40 bzw. -20 €/m² (für Ein-/Zweifamilienhäuser 
bzw. Mehrfamilienhäuser) angenommen wird102. 

 
Aufgrund dieser Anpassungen der ursprünglichen Basisparameter wird in den Modellanalysen ein Anstieg 
der jährlich installierten Wärmepumpen im Wohngebäudebestand auf durchschnittlich knapp 50.000/a in 
der Periode 2020/21 erreicht. Die jährlichen Wärmeschutz-Modernisierungsraten liegen 2020/21 im Mittel 
bei 0,79 %/a (Wand), 0,37 %/a (Obergeschossdecke) und 0,39 %/a (Kellerdecke/Fußboden). Der Anstieg der 
Wärmepumpen-Neuinstallationen im Bestand kann auf diese Weise also immer noch nur zum Teil, aber we-
nigstens in seiner groben Größenordnung nachvollzogen werden. Bei den Wärmeschutz-Raten der drei ge-
nannten Bauteile ergeben sich – abgesehen von einem leichten Absinken bei der Obergeschossdecke – fast 
wieder die Werte der Periode bis 2016. 
Das Jahr 2022 ist vor allem durch einen erheblichen Energiepreisanstieg insbesondere bei Erdgas und Heizöl 
in Folge des Kriegs in der Ukraine charakterisiert, daneben ist aber auch – mit gegenläufigem Effekt – der 
deutliche Anstieg des Zinsniveaus (s. Kapitel 2.6.1) und ein Absinken der Fördersätze vor allem bei Wärme-
schutzmaßnahmen zu beachten (s. Kapitel 2.3.2). Für das bei Durchführung der Untersuchungen noch lau-
fende Jahr 2023 wird angenommen, dass die Energiepreise wieder deutlich absinken, aber gegenüber der 
Periode bis 2021 auf einem noch merklich erhöhten Niveau verbleiben (s. Anhang B.1 ). Die Preise für bauli-
che und anlagentechnische Investitionsmaßnahmen, die auch 2022 noch einmal gestiegen sind, werden für 
2023 und in den Folgejahren auf dem gleichen Niveau wie 2022 angenommen103.  

                                                           
101  In Kapitel 1.3 war erläutert worden, dass das Simulationsmodell grundsätzlich die Unterscheidung zwischen tatsächlichen und 

erwarteten Energiepreisen erlaubt. Von dieser Möglichkeit wird hier Gebrauch gemacht: Die Hauseigentümer nehmen, je nach-
dem, welcher Wert höher liegt, entweder den aktuellen Energiepreis oder den Mindestpreis als Kalkulationsgrundlage für ihre 
Investitionsentscheidungen.  

102  Darüber hinaus wird diese Einflussgröße auch in den Parametervariationen PV10 und PV11 in Kapitel 3.4.2 noch näher untersucht. 
103  Optimistischere bzw. pessimistischere Annahmen werden in den Varianten PV7 und PV8 in Kapitel 3.4.2 betrachtet. 
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In den Modellberechnungen ergibt sich, nicht zuletzt vor dem Hintergrund einer beim elektrischen Strom 
gegenüber den fossilen Brennstoffen maßvoller ausfallenden Preiserhöhung, für die jährlichen Wärmepum-
pen-Installationzahlen im Gebäudebestand ein starker Anstieg von rund 150.000/a im Durchschnitt der Jahre 
2022/23. Angesichts des für 2022 prognostizierten Wertes von 175.000 Anlagen (s.o.) erscheint dies als zu-
mindest plausibles Ergebnis. Für die jährlichen Wärmeschutz-Modernisierungsraten resultieren die Berech-
nungen im gleichen Zeitraum im Mittel in Werten von 0,78 %/a (Wand), 0,37 %/a (Obergeschossdecke) und 
0,38 %/a (Kellerdecke/Fußboden), liegen also etwa auf dem Niveau der vorherigen Periode 2020/21104. 
Am Ende der Analysen für die Jahre 2018-2023 ergibt sich die Situation der Haushalte und des Wohngebäu-
debestandes für das Jahr 2023. Dieses Ergebnis wird als einheitlicher Ausgangsdatensatz für die anschließen-
den Szenarienanalysen in Kapitel 3 verwendet. Aufgrund der beschriebenen, teils erheblichen Unsicherhei-
ten, die nicht zuletzt aufgrund lückenhafter empirischer Daten über die Entwicklung der letzten Jahre beste-
hen, kann davon ausgegangenen werden, dass dieser neue Ausgangsdatensatz zwar ein realitätsnahes, aber 
kein im eigentlichen Sinne verlässliches Bild des aktuellen Jahres 2023 widerspiegelt. Für die anschließenden 
Szenarienanalysen ab 2024 kann dies aber als unproblematisch gelten: Diese Untersuchungen dienen primär 
dem grundsätzlichen Verständnis über die Kostenwirkung und den erreichten sozialen Ausgleich unterschied-
licher Klimaschutzinstrumente und Transfermechanismen im Vergleich zu einem Referenzszenario mit gerin-
geren Klimaschutzanstrengungen, so dass Unsicherheiten im Ausgangszustand 2023 keine entscheidende 
Rolle für die in den Szenarien abgebildete Dynamik spielen sollten. 

                                                           
104  Bei den Wärmeschutz-Modernisierungsraten von Dächern und Fenstern war eine solche zeitliche Konstanz aufgrund der engen 

Kopplung an den Sanierungszyklus ohnehin zu erwarten. Diese liegen 2020/21 im Mittel bei 1,07 %/a (Dächer) bzw. 1,89 %/a 
(Fenster) und 2022/23 bei 0,97 %/a (Dächer) bzw. 1,83 %/a (Fenster).  
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3 Szenarienanalysen zu Klimaschutz und sozialem Ausgleich 
3.1 Vorüberlegungen und Randbedingungen 

3.1.1 Grundlagen der Analyse 
Ausgehend von dem einheitlichen Ausgangsdatensatz für das Jahr 2023 (vgl. Kapitel 2.6) werden im vorlie-
genden Kapitel Szenarien untersucht, in denen die Wirkung verschiedener Klimaschutzstrategien verglichen 
wird. Als Klimaschutzstrategien werden hier gemäß den Überlegungen in Kapitel 1.2.2 Gesamtpakete aus 
Klimaschutzinstrumenten und ergänzenden Transfermaßnahmen zur Entlastung einkommensschwacher 
Haushalte bezeichnet. Behandelt werden Maßnahmen beim Wärmeschutz und bei der Wärmeversorgung 
von Wohngebäuden (Heizung und Warmwasser).  
Die Untersuchungen können dabei nicht die Absicht verfolgen, eine konkrete Prognose der Effekte verschie-
dener Ansätze der Klimaschutzpolitik in den kommenden Jahren zu liefern. Dies war dementsprechend auch 
kein Projektziel, denn die Modellbildung weist in dieser Hinsicht noch zu große Unsicherheiten auf: Diese 
bestehen nicht zuletzt in generellen empirischen Kenntnislücken; darüber hinaus würden die in jüngster Zeit 
stark schwankenden Rahmenbedingungen (z. B. stark steigende und wieder sinkende Energiepreise in den 
Jahren 2022/23 aufgrund des Ukrainekrieges, kontroverse Diskussion und Einführung neuer gesetzlicher Re-
gelungen bei der Heizungserneuerung) auch empirisch besser fundierte Prognoseansätze vor große Heraus-
forderungen stellen. Insbesondere erscheint nicht sicher, inwieweit in der Vergangenheit beobachtete Me-
chanismen unverändert weiterbestehen oder ob sich diese durch veränderte Bewertungsmaßstäbe der Ak-
teure auch kurzfristig ändern können. 
Dementsprechend liegt das Ziel des Projekts darin, zunächst einmal ein grundsätzliches Verständnis der Wir-
kungsweise der eingesetzten Klimaschutz- und Transferinstrumente im Gebäudebestand zu erreichen. Der 
allgemeinen Rahmen der Untersuchungen stellt sich folgendermaßen dar: Es wird angenommen, dass im 
ersten Jahr der Untersuchung (2024) ein Klimaschutzpaket eingeführt wird, welches dann in den Folgejahren 
seine Wirkung in einem „stabilen“ Umfeld entfaltet. Damit ist gemeint, dass die Modernisierungsentschei-
dungen in allen Untersuchungsjahren weitgehend ausschließlich durch die jeweilige Klimaschutzstrategie 
hervorgerufen werden. Äußere Störungen werden dabei weitgehend ausgeklammert. 
Aus diesem Grund wird für die Szenarienanalysen der statische Modellansatz (ohne Neubau und ohne Ände-
rungen in der Haushaltsstruktur) verwendet. Die Energiepreise werden, abgesehen von der CO2-Bepreisung, 
als konstant angenommen. Gleiches gilt auch für andere wirtschaftliche Rahmenbedingungen wie das Ein-
kommen der Privathaushalte, das Preisniveau der Modernisierungsmaßnahmen105 und die Mietpreise – letz-
tere allerdings mit Ausnahme der durch die energetische Modernisierung bedingten Komponente ΔkM,Emod 
(s. Kapitel 1.3.4), der für die Analyse eine entscheidende Bedeutung zukommt. 
Da außerdem die politischen Instrumente – Klimaschutzmaßnahmen und Transferkonzepte – nach ihrer Ein-
führung in der Ausgestaltung unverändert gelassen werden, ist in den Modellanalysen eine weitgehende 
Stabilität der Instrumentenwirkungen über die Jahre zu erwarten. Vor diesem Hintergrund werden die Simu-
lationsrechnungen auf wenige Jahre beschränkt: Ausgehend vom Startjahr 2023 werden die vier Jahre 2024-
2027 betrachtet. Zum Teil werden die Ergebnisse auch für ein Einzeljahr (in der Regel das Endjahr 2027) be-
trachtet. Die durchgeführten Maßnahmen (ab dem zweiten Jahr) beziehen sich auf den gesamten Jahresver-
lauf, der angegebene Zustand des Gebäudebestands betrifft jeweils das Jahresende. 
Der statische Ansatz bezüglich der Ausgestaltung der Instrumente bringt es mit sich, dass im Fall der CO2-
Bepreisung kein allmähliches Anwachsen im Laufe der Jahre stattfindet, wie es den bisherigen Regelungen 
vorgesehen ist und wohl auch für die weitere Entwicklung zu erwarten ist. Auch andere, eher kontinuierlich 
ablaufende Übergangsprozesse – etwa eine über die Jahre schrittweise stattfindende Zunahme von energe-
tischen Wärmeschutz-Modernisierungsraten oder von Wärmepumpen-Marktanteilen im Einklang mit einem 
allmählichen Ausbau der Kapazitäten bei den Anbietern in Industrie und Handwerk – werden hier nicht in 

                                                           
105  Vergleiche hierzu die Parametervariationen in Kapitel 3.4.2. 
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ihrer tatsächlich zu erwartenden zeitlichen Entwicklung, sondern in Form eines mehr oder weniger stabilen 
Endzustands abgebildet. 
Dieser Analyseansatz für ein dauerhaftes, von äußeren Störungen unabhängiges Klimaschutzregime ist daher 
notwendigerweise darauf ausgelegt, Ergebnisse zu generieren, die nicht auf die sehr kurze Sicht, sondern 
erst für einen mehrjährigen Zeitraum Aussagekraft haben – dies unter der Annahme, dass in dieser Zeit in 
der Realität selbstverständlich Übergangseffekte und andere nicht explizit berücksichtigte Schwankungen 
auftreten würden, die Resultate aber über eine solche längere Periode hinweg und im Durchschnitt betrach-
tet dennoch als aussagefähig gelten können.  
Andererseits ist aber auch klar, dass die Untersuchungen nicht den Anspruch erheben können, die langfristige 
Perspektive für den Klimaschutz vollständig abzubilden – also etwa bis hin zu einer Absenkung der Treibhaus-
gasemissionen auf den Wert Null zur Erreichung der Klimaneutralität im Jahr 2045. In einem solchen Zeitraum 
bestehen noch zu viele Unwägbarkeiten hinsichtlich der technologischen Entwicklung und der allgemeinen 
Rahmenbedingungen. So werden als Klimaschutzmaßnahmen im Modell weitgehend heute bereits be-
kannte, wenn auch noch nicht mit ausreichenden Umsetzungsraten im Markt realisierte Konzepte wie Stan-
dard-Wärmeschutzmaßnahmen an der Gebäudehülle oder der Einsatz von elektrischen Wärmepumpen und 
Solaranlagen bei der Wärmeversorgung betrachtet. Der laut Klimaschutzszenarien längerfristig darüber hin-
aus noch notwendige Umstieg auf synthetische Brennstoffe aus erneuerbaren Energien (z. B. Wasserstoff 
oder synthetisch erzeugtes Methan) kann dagegen – insbesondere vor dem Hintergrund offener Fragen zu 
Kosten und zeitlicher Perspektive – nicht mitberücksichtigt werden. Auch im Hinblick auf die Entwicklung der 
Einkommen und der sozialen Situation der privaten Haushalte bestehen auf sehr lange Sicht besondere Un-
sicherheiten, denen im vorliegenden Projekt nicht Rechnung getragen werden kann. 
Vor diesem Hintergrund kann der Untersuchungsgegenstand noch einmal wie folgt präzisiert werden: Ziel ist 
die Analyse der grundsätzlichen Auswirkungen eines Instrumentariums, mit dem im Vergleich zur bisherigen 
Entwicklung eine neue Stufe der Klimaschutzdynamik erreicht wird, die für eine mehrjährige Periode (in der 
Größenordnung von vielleicht fünf Jahren, hier ohne präzise Festlegung) zu deutlichen Fortschritten beim 
Klimaschutz im Wohngebäudebestand führt. Im Mittelpunkt stehen dabei die durch den verstärkten Klima-
schutz hervorgerufenen Mehrkosten, ihre Verteilung auf die verschiedenen Akteure und notwendige Trans-
ferzahlungen zur Entlastung von Haushalten mit niedrigem Einkommen.  
Die Analyse der Instrumentenwirkung erfolgt dabei in der Regel nicht in zeitlicher Hinsicht (also etwa durch 
Vergleich der Jahre ab 2024 mit dem Startjahr 2023), sondern durch Vergleich mit einem Referenzszenario, 
in dem die hier untersuchten zusätzlichen Klimaschutzinstrumente nicht zum Einsatz kommen. Andernfalls 
wäre die Untersuchung trotz der weitgehend stabilen Randbedingungen durch eine zeitliche Dynamik über-
lagert: So würden auch bei einem vollständigen Verzicht auf jegliche Klimaschutzinstrumente energetische 
Modernisierungsmaßnahmen auftreten und zu Klimaschutzkosten bei den einzelnen Akteuren führen. 
Allerdings ist dabei auch zu beachten, dass vor dem Hintergrund der gewählten statischen Betrachtungsweise 
die Möglichkeit positiver Entwicklungen in den konstant gehaltenen Randbedingungen nicht berücksichtigt 
wird. In allen Untersuchungsszenarien treten daher durch ehrgeizigeren Klimaschutz gegenüber dem Refe-
renzszenario Mehrkosten auf, so dass sich die Wohnkosten der Privathaushalte immer erhöhen und – ange-
sichts eines gleichbleibenden Haushaltseinkommens (vor Transferzahlungen) – die finanziellen Spielräume 
immer sinken. Für die tatsächliche Zukunftsentwicklung wäre dagegen mindestens zu hoffen, dass gleichzei-
tig längerfristig die Realeinkommen steigen, so dass sich im Vergleich mit der Zeit vor Einführung der Klima-
schutzmaßnahmen die Spielräume sogar erhöhen könnten106. In weitergehenden Untersuchungen, die nicht 
wie im vorliegenden Fall zunächst auf ein prinzipielles Verständnis von Mechanismen und Instrumenten, son-
dern auf eine realitätsnahe Zukunftsprognose abzielen würden, wären neben den Szenarien-Vergleichen 
auch solche zeitlichen Entwicklungen in den Blick zu nehmen.  
Als Maßstab für die Instrumentenwirkung in den Untersuchungsszenarien kann nach den Ausführungen in 
Kapitel 1.2.2 nicht allein die Treibhausgasminderung dienen. Vielmehr sind mit Blick auf die langfristigen Kli-
maschutzziele – die hier zwar noch nicht explizit untersucht, aber im heutigen Instrumentarium 
                                                           
106 Der Nutzen für eine verbesserte Umwelt durch Reduzierung des Treibhauseffekts ist dabei weiterhin noch nicht berücksichtigt. 
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„vorherbedacht“ werden müssen – auch strukturelle Fortschritte beim Wärmeschutz und bei der Wärmever-
sorgung mitzuberücksichtigen. 
Vor diesem Hintergrund werden vor allem drei Indikatoren betrachtet: 

• Die Minderung der Treibhausgasemissionen für die Wärmeversorgung der Wohngebäude (hier in-
klusive vorgelagerter Emissionen bei der Strom- und Fernwärmeerzeugung) 

• Eine durchschnittliche energetische Wärmeschutz-Modernisierungsrate der Gebäudehülle (als ge-
wichteter Mittelwert über die flächenbezogenen Raten der Einzelbauteile gemäß [Cischinsky 2018, 
Kapitel 3.2.11]107) 

• Der Anteil der elektrischen Wärmepumpen bei Heizungsmodernisierungen (Erneuerung des Haupt-
Wärmeerzeugers)  

Darüber hinaus werden als weitere Indikatoren noch der Anteil der Wärmeversorgungsanlagen mit Biomasse 
(Holz) als hauptsächlichem Energieträger und der Anteil von für die Wärmeerzeugung genutzten Solaranla-
gen (Solarthermie oder erweiterte Photovoltaikanlage zur Unterstützung von Wärmepumpen, vgl. Anhang 
B.4 ) berücksichtigt. Im ersten Fall ist zu kontrollieren, dass die Biomasse aufgrund ihrer begrenzten Poten-
tiale keinen zu großen Raum einnimmt, im zweiten Fall der Solaranlagen handelt es sich um ergänzende Sy-
steme, die nicht in der Struktur der Haupt-Wärmeerzeuger miterfasst sind, so dass der dadurch geleistete 
Zusatzbeitrag für die „erneuerbare“ Energieversorgung separat zu betrachten ist. 
Es handelt sich hier einerseits um ein grobes Bewertungsraster ohne Anspruch auf ein vollständiges und ab-
schließendes Indikatorensystem und unter Verzicht auf eine gegenseitige Gewichtung der einzelnen Kenn-
größen. Andererseits steht die Ergänzung der „Leitgröße Treibhausgasemissionen“ durch die strukturellen 
Kennwerte für die Wärmeschutz-Modernisierungsdynamik und den Wärmepumpenanteil im Einklang mit 
Szenarienergebnissen, die zur Erreichung der langfristigen Klimaschutzziele in beiden Punkten die Notwen-
digkeit erheblicher auch kurzfristiger Fortschritte postulieren (vgl. [Diefenbach et al. 2013 / 2015 / 2019] bzw. 
Kapitel 1.2.2).  
Zur Erreichung der insgesamt erhöhten Klimaschutzdynamik werden zwei Instrumente betrachtet, deren 
grundsätzliche Aufgabenverteilung bereits in Kapitel 1.2.2 beschrieben wurde: 

• Die CO2-Bepreisung wirkt als direkter und marktgerechter Anreiz in Richtung auf eine Senkung der 
Treibhausgasemissionen.  

• Die investive Förderung von Klimaschutzmaßnahmen zur Verbesserung von Wärmeschutz und Wär-
meversorgung bringt zusätzliche Anreize zur CO2-Minderung mit sich, ist aber in einer Weise diffe-
renziert ausgestaltet, dass darüber hinaus die speziellen technologieorientierten Ziele angesteuert 
werden können, also die Erhöhung der Dynamik beim Wärmeschutz und bei der Markteinführung 
der Wärmepumpen im Bestand.  

Ordnungsrechtliche Maßnahmen werden im vorliegenden Projekt, wie schon in der Einleitung erläutert, nicht 
betrachtet. Hier besteht die Ausgangshypothese, dass solche Regelungen der individuellen Vielfalt von Rand-
bedingungen und Restriktionen bei den Bestandsgebäuden in den Haushalten kaum gerecht werden können 
und daher im Gegensatz zu der eher graduell wirkenden CO2-Bepreisung im Einzelfall erhebliche Härten mit 
sich bringen würden. Grundsätzlich ist die Berücksichtigung von ordnungsrechtlichen Vorgaben innerhalb 
des Simulationsmodells durchaus möglich: So können bedingte Anforderungen (etwa ein Verbot von fossilen 
                                                           
107  Die auf die Bauteilfläche bezogenen Raten der Einzelbauteile werden dabei mit folgender Gewichtung zu einer Gesamt-Moder-

nisierungsrate für den Wärmeschutz im Gebäudebestand zusammengefasst: Außenwand: 40 %, Dach/Obergeschossdecke: 28 %, 
Fußboden/Kellerdecke: 23 %, Fenster: 9 %. Hierbei handelt es sich zwar um einen groben Ansatz, der aber den Vorteil aufweist, 
dass er sich im Zuge von Monitoringuntersuchungen mit separater Erhebung der Bauteile in einem Fragebogen auf praktikable 
Weise empirisch überprüfen lässt (s. [Diefenbach / Cischinsky 2018, Kapitel 3.2.11]). Die im Bericht getrennt ausgewiesenen Ra-
ten für Dach und Obergeschossdecke sind in diesem Ansatz einfach zu addieren: Im Modell ist die thermische Hüllfläche entweder 
ein Dach oder eine Obergeschossdecke, die angegebenen Einzelraten von Dach und Obergeschossdecke beziehen sich aber je-
weils auf den gesamten Wohngebäudebestand (und nicht etwa auf den jeweiligen Anteil, bei dem Dach bzw. Obergeschossdecke 
die thermische Hülle bilden). So ergibt sich beispielsweise aus den einzelnen Modernisierungsraten von 1 %/a (Dach) und 0,5 %/a 
(Obergeschossdecke) laut Tabelle 1 auf S. 84 eine jährliche Modernisierungsrate Dach/Obergeschossdecke von 1,5 %/a für den 
Zeitraum 2010-2016, die dann mit einem Gewicht von 28 % in die Gesamt-Modernisierungsrate für den Wärmeschutz eingeht. 
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Heizkesseln bei der Heizungsmodernisierung) durch eine Beaufschlagung der nicht mehr zulässigen Maßnah-
men mit Prohibitivkosten (also einem extrem hohen Kostenwert) abgebildet werden, so dass sie beim Abwä-
gungsprozess innerhalb des Entscheidungsmodells nicht mehr zum Zuge kommen. Terminierte Nachrüstver-
pflichtungen (etwa die Erreichung eines Mindeststandards oder die Durchführung einer Mindestzahl von 
Maßnahmen bis zu einem vorgegebenen Stichjahr) können quasi in der gleicher Weise berücksichtigt wer-
den, indem auch hier nicht zulässige Maßnahmen („Nichts tun“ oder Maßnahmen, die nicht zur Erreichung 
der Zielvorgaben führen) über Prohibitivkosten faktisch ausgeschlossen werden108. Die Schwierigkeit der kon-
kreten Umsetzung in der Analysen liegt eher darin, dass aufgrund der Einschränkung des Entscheidungsspiel-
raums der Gebäudeeigentümer die vermuteten individuellen Zusatzkosten oder auch die Rüstkosten für die 
dann noch zulässigen Maßnahmen im Einzelfall überdurchschnittlich hoch sein können und dass für eine 
detaillierte Berücksichtigung solcher Mechanismen mit einer differenzierten Quantifizierung der Mehrkosten 
wiederum die empirische Grundlage fehlt. 

3.1.2 Ausgestaltung der Förderung 
Die mit der Förderung verbundenen konkreten Ziele, nämlich die Erhöhung der Wärmeschutz-Modernisie-
rungsraten und des Anteils der Wärmepumpen, müssen in den Förderbedingungen entsprechend differen-
ziert berücksichtigt werden. Um dies zunächst für die Wärmedämmung und den Fensteraustausch näher zu 
untersuchen, werden sieben „Wärmeschutz-Szenarien“ (WS-Szenarien) für die Jahre 2024-2027 (mit Start-
jahr 2023) definiert109. Im ersten Szenario findet keine Förderung der Wärmeschutzmaßnahmen statt. In den 
Szenarien 2 bis 6 werden dagegen Fördermittel in Höhe von 10 %, 20 %, 30 %, 40 % bzw. 50 % der Investiti-
onskosten gewährt. Im Szenario 7 werden ebenfalls 50 % angesetzt, allerdings nur für die Dämmung von 
Außenwänden, Obergeschossdecken und Fußböden/Kellerdecken. Die Dachdämmung und der Fensteraus-
tausch werden dagegen nur mit 10 % gefördert. Die Förderbedingungen für die Wärmeversorgung entspre-
chen der Vorgängerperiode 2022/23 und werden für alle sieben Szenarien konstant gehalten. Vor dem Hin-
tergrund, dass Förderung und CO2-Bepreisung in den späteren Analysen in der Regel zusammenwirken, wird 
in allen sieben Wärmeschutz-Szenarien ab 2024 ein identischer Anstieg des CO2-Preises um 75 €/t angenom-
men. 
Abbildung 14 zeigt die Ergebnisse der Analyse für die Wärmeschutz-Modernisierungsraten. Für die Einzel-
bauteile (Außenwände bis Fenster) und den Gesamtwert (ganz rechts) sind Gruppen von jeweils sieben Bal-
ken für die sieben Wärmeschutz-Szenarien dargestellt. 
 

                                                           
108  In diesem Fall ist bei der Modellanalyse der Entscheidungshorizont der Hauseigentümer so zu wählen, dass der gesamte Zeitraum 

bis zum Stichjahr der Verordnung abgedeckt ist, vgl. Fußnote 13 auf S. 34 .  
109 Die Ansätze für die Inanspruchnahme der Förderung sind in Kapitel 2.3.2 erläutert. 
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Abbildung 14: Wärmeschutzszenarien: Jährliche flächengewichtete Wärmeschutz-Modernisierungsra-

ten der Einzelbauteile110 und als Gesamtrate (Mittelwerte 2024-2027) 
Es ist zu erkennen, dass in den Szenarien 1 bis 6 eine kontinuierliche Steigerung der Modernisierungsraten 
stattfindet, allerdings nach Bauteilen teils sehr unterschiedlich: Bei Außenwänden und Fußböden ist der re-
lative Anstieg am stärksten, bei Dächern und Fenstern am schwächsten (im letzteren Fall kaum vorhanden). 
Der Grund hierfür wurde bereits in Kapitel 2.3.1 erläutert: Fenster und Dächer weisen pro Quadratmeter 
Bauteilfläche die höchsten Kosten auf, so dass die Hürden für eine energetische Modernisierung besonders 
groß sind und trotz der (bei gleichen Fördersätzen) höchsten Fördermittel pro Bauteilfläche eine relative Er-
höhung der Modernisierungsraten schwieriger ist als bei anderen Bauteilen. Günstigerweise sind hier die 
Wärmeschutz-Raten aber wegen der Verknüpfung mit Sanierungsmaßnahmen auch ohne Förderung bereits 
relativ hoch. Aus diesem Grund werden im siebten Szenario die Förderhöchstsätze von 50 % nur noch für 
Außenwände, Obergeschossdecken und Fußböden/Kellerdecken verwendet, während für Dächer und Fen-
ster nur 10 % angesetzt werden111.  
Der Fördermitteleinsatz für den Wärmeschutz in den sieben Wärmeschutz-Szenarien ist in Abbildung 15 dar-
gestellt112.  

                                                           
110  Die angegebenen Raten von Dächern und Obergeschossdecken beziehen sich jeweils auf den Gesamtbestand, so dass für die 

Ermittlung einer Gesamtrate für die Dämmung des oberen Abschlusses der thermischen Hülle die beiden Einzelraten zu addieren 
sind. 

111  Dieser reduzierte Betrag steht stellvertretend für eine angenommene Förderung erhöhter Dämmstandards, auch wenn diese in 
den Untersuchungen nicht explizit abgebildet wird: Aus Gründen der Vereinfachung wird hier für jedes Bauteil nur ein einziger 
mittlerer Dämmstandard angesetzt.  

112  Aufgrund konstanter Förderbedingungen bei der Wärmeversorgung unterscheiden sich die Szenarien kaum hinsichtlich der Hei-
zungs-Modernisierungsrate und der Beheizungsstruktur. Die absolute Höhe der Fördermittel für die anlagentechnischen Maß-
nahmen nimmt in WS-Szenario 1 einen Wert von 2,0 Mrd. €/a an und ist auch in den folgenden Szenarien weitgehend unverän-
dert (Anstieg auf maximal 2,2 Mrd. €/a).  
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Abbildung 15: Wärmeschutzszenarien: Jährliche Fördermittel für Wärmeschutzmaßnahmen (Mittel-

werte 2024-2027) 
 
Es wird deutlich, dass im Wärmeschutz-Szenario 7 der Förderaufwand deutlich geringer ist als im Szenario 6 
(ca. 10,5 Mrd. €/a gegenüber 18 Mrd. €/a), die Gesamt-Modernisierungsrate beim Wärmeschutz aber nach 
Abbildung 14 ähnlich hoch ausfällt (1,58 %/a gegenüber 1,71 %/a). Gegenüber dem Szenario 1 ohne jegliche 
Wärmeschutz-Förderung (0,65 %/a) wird sie mehr als verdoppelt113. Alle folgenden Szenarienanalysen orien-
tieren sich aufgrund des günstigeren Kosten-Nutzen-Verhältnisses an der differenzierten Förderung des Sze-
narios 7.114 
Dieser Ansatz bildet, wiederum verbunden mit einem einheitlichen CO2-Preis von 75 €, auch den äußeren 
Rahmen für die Untersuchung verschiedener Fördersätze bei der Wärmeversorgung. Das Hauptziel liegt da-
bei – wie in Kapitel 3.1.1 beschrieben – in der Erhöhung des Anteils der elektrischen Wärmepumpen, so dass 
insbesondere für diese Technologie die Förderung variiert wird. Vereinfachend wird dabei ein einheitlicher 
Fördersatz unabhängig vom Wärmepumpentyp angesetzt, dieser gilt also gleichermaßen für Außenluft- und 
Erdreich-Wärmepumpen sowie für monovalente und bivalente Wärmepumpenaggregate. Fossile Heizkessel 
erhalten dagegen generell keine Förderung (auch nicht in Begleitung bivalenter Wärmepumpen). Daneben 
wird aber der Einfluss der Förderbedingungen auf den Anteil der Biomasse-Heizungen näher untersucht: Auf-
grund der begrenzten Biomasse-Potentiale besteht kein konkretes Ziel für die Erhöhung des Anteils von Holz-
heizungen115. Vielmehr soll die Förderung gewährleisten, dass trotz der (für Holz bzw. Biomasse günstigen) 
CO2-Bepreisung deren Anteil nicht zu stark auf Kosten der elektrischen Wärmepumpen wächst. Aus diesem 
Grund wird hier auch die neue Option der Einführung einer zusätzlichen Bepreisung des Biomasse-Ver-
brauchs (ergänzend zur CO2-Bepreisung) untersucht. 

                                                           
113 Im Vergleich zu dem empirisch ermittelten Wert von 0,99 %/a für den Zeitraum 2010-2016 aus [Cischinsky / Diefenbach 2018] 

wird eine Verdopplung dagegen nicht erreicht. Es ist allerdings an dieser Stelle noch einmal wichtig, darauf hinzuweisen, dass die 
Modellrechnungen keinen Anspruch darauf erheben, die tatsächliche Modernisierungsdynamik verlässlich zu prognostizieren.  

114  Die Frage, inwieweit auch bei Dächern (eher noch als bei Fenstern) Chancen für eine Steigerung der Umsetzungsraten bei wo-
möglich tragbaren Förderkosten bestehen, konnte hier nicht im Detail behandelt werden, sollte aber für die reale Ausgestaltung 
der Förderbedingungen näher untersucht werden.  

115  Als neu installierte Biomasseheizungen werden im Modell Holzpelletkessel angenommen. 
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Der Anschluss an Fernwärme liegt im Model nicht in der Entscheidung der Hauseigentümer: Ein leichter Zu-
wachs des Fernwärmeanteils an der Wärmeversorgung wird hier nicht endogen modelliert, sondern exogen 
vorgegeben. Die angenommene Förderquote hat also in diesem Fall keinen direkten Einfluss auf die Model-
lergebnisse. Unter der Annahme, dass der Fernwärmeanschluss in der Regel aus Klimaschutzgründen sinnvoll 
und förderungswürdig ist, wird die Förderquote pauschal auf 20 % gesetzt. Ein identischer konstanter För-
dersatz von 20 % wird auch für Lüftungsanlagen (mit Wärmerückgewinnung) und die Erneuerung bzw. Däm-
mung der Wärmeverteilung angenommen. Für Solaranlagen, die gegebenenfalls ergänzend zu vorhandenen 
oder neu installierten Haupt-Wärmeerzeugern eingebaut werden, wird eine Förderquote von 50 % angesetzt.  
Vor diesem Hintergrund werden zehn Wärmeversorgungsszenarien (WV-Szenarien) definiert. Die Szenarien 
können dabei wie folgt gruppiert werden: 

• WV-Szenario 1 („ohne Förderung“): Der CO2-Preis beträgt 75 €/t, eine Biomasse-Bepreisung findet 
nicht statt (0 €/kWh). Wärmepumpen und Biomasse-Heizungen werden nicht gefördert (Förderquo-
ten 0%/0%)  

• WV-Szenarien 2-4 („mit Förderung“): Der CO2-Preis beträgt weiterhin 75 €/t, der Biomasse-Preis wei-
terhin 0 €/kWh. 
Die Förderung für Wärmepumpen beträgt 30 % in Szenario 2 und 50 % in den Szenarien 3 und 4. 
Biomasse-Heizungen werden nur in Szenario 4 gefördert, und zwar mit 30 % 

• WV-Szenarien 5 und 6 („mit Biomasse-Bepreisung“): Der CO2-Preis beträgt auch hier 75 €/t. Neu ein-
geführt wird ein Biomasse-Preis von 0,02 €/kWh bzw. 2 Cent/kWh (bezogen auf den Heizwert). Die 
Förderquote für Wärmepumpen beträgt 30 % (Szenario 5) bzw. 50 % (Szenario 6). Biomasse-Heizun-
gen werden nicht gefördert. 

• WV-Szenarien 7 und 8 („doppelter CO2- und Biomasse-Preis“): Der CO2-Preis und der Biomasse-Preis 
werden hier auf 150 €/t bzw. 4 Cent/kWh verdoppelt. Wie in den beiden vorangehenden Szenarien 
beträgt die Förderquote für Wärmepumpen 30 % (Szenario 7) bzw. 50 % (Szenario 8). Biomasse-
Heizungen werden auch hier nicht gefördert. 

 
Die Szenarien werden mit einer Kennung bezeichnet, die neben ihrer Nummerierung vier mit einem Schräg-
strich getrennte Zahlen aufweist, nämlich: 
CO2-Preis (€/t) / Biomasse-Preis (Cent/kWh) / Förderquote Wärmepumpe / Förderquote Biomasse-Hei-
zung116  
 
Mit dieser Kennung werden die Szenarien in den folgenden Diagrammen dargestellt. Abbildung 16 zeigt als 
Mittelwerte für den Untersuchungszeitraum die Anteile der Wärmepumpen und der Biomasse-Heizungen 
(im Modell: Holzpellet-Kessel) bei der Heizungsmodernisierung, d. h. bei der Erneuerung des Haupt-Wär-
meerzeugers der Heizung117.  
 

                                                           
116  Beispielsweise gilt für WV-Szenario 1 die folgende Kennung: 1:75/0/0%/0%. Für Szenario 2 lautet sie: 2:75/0/30%/0% 
117  Als Heizungsmodernisierung werden dabei auch der erstmalige Anschluss an Fernwärme oder der erstmalige Einbau einer Wär-

mepumpe für den bivalenten Betrieb berücksichtigt. Bivalente Systeme mit Heizkessel und Wärmepumpe, insbesondere auch 
die nur selten auftretende Kombination Holzkessel/bivalente Wärmepumpe, werden in der Kategorie „Wärmepumpen“ gezählt. 
Tatsächlich handelt es sich um eine ökonomisch zwar aktuell zumeist unattraktive, im Hinblick auf die Treibhausgasminderung 
bei gleichzeitig sparsamem Biomasseverbrauch aber sinnvolle Kombination, solange der Holzkessel oder -ofen weitgehend der 
Spitzenlastabdeckung dient und keine zu hohen Anteile am Jahresverbrauch hat. Die Frage der zukünftigen Rolle unterschiedli-
cher Wärmepumpentypen und insbesondere auch bivalenter Wärmepumpen (vgl. hierzu [Diefenbach et al. 2019]) kann allerdings 
im vorliegenden Projekt nicht im Detail untersucht werden, so dass die Wärmepumpen hier wie beschrieben immer zusammen-
fassend betrachtet werden. 
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Abbildung 16: Wärmeversorgungszenarien: Anteile von Wärmepumpen bzw. Biomasse-(Holz-)Heizun-

gen bei der Modernisierung des Haupt-Wärmeerzeugers (Jahresmittelwerte 2024-2027)  
 
Bei den im linken Bereich der Abbildung dargestellten Szenarien liegt generell ein starkes Gewicht, häufig 
sogar eine Dominanz der Biomasse-Heizung vor. Das gilt insbesondere im ersten Szenario (ohne Förderung 
von Wärmepumpe bzw. Biomasse) und im vierten Szenario (mit Förderung der Biomasse-Heizung). Ein do-
minierender Wärmepumpenanteil wird zumeist nur bei einer 50prozentigen Förderung erreicht (konkret in 
den Szenarien 3, 6 ,8). Lediglich in Szenario mit 7 verdoppeltem CO2-Preis kann auch mit 30prozentiger För-
derung ein hoher Wärmepumpenbeitrag erreicht werden. Allerdings ist in diesem Fall auch der Biomassean-
teil im Vergleich zu Szenario 8 (mit erhöhter Wärmepumpenförderung) sehr relevant. Vor diesem Hinter-
grund werden in den späteren Szenarien keine Fördermittel für die Biomasse-Heizungen, aber im Standard-
fall eine Förderquote von 50 % bei den Wärmepumpen angenommen.  
Weiterhin zeigt das Diagramm, dass eine deutliche Dominanz der Wärmepumpe gegenüber der Holzheizung 
nur in Fällen mit Bepreisung des Biomasse-Verbrauchs erreicht werden kann (siehe insbesondere die Szena-
rien 6 bis 8). Daher wird in den späteren Szenarienuntersuchungen neben der CO2-Bepreisung immer auch 
eine Biomasse-Bepreisung berücksichtigt118. 
Hinsichtlich der jährlichen Modernisierungsrate der Wärmeversorgung gibt es zwischen den Szenarien kaum 
Unterschiede: Die Rate liegt zwischen 2,95 %/a im ersten Szenario und 3,00 %/a im achten Szenario. Gemäß 
den Modellansätzen wird die Dynamik der Heizungsmodernisierung also fast ausschließlich durch den ohne-
hin vorliegenden Erneuerungszyklus bestimmt und kann durch zusätzliche Förderung oder CO2-Bepreisung 
kaum beeinflusst werden119.  

                                                           
118  Für die resultierenden Anteile der verschiedenen Heizsysteme ist natürlich nicht zuletzt auch das angenommene Preisniveau der 

jeweiligen Energieträger von wesentlicher Bedeutung, siehe hierzu die Parametervariationen in Kapitel 3.4.2. 
119  Die Situation ist also ähnlich wie bei den Fenstern (s.o.). Auch bei der Wärmeversorgung liegt die günstige Situation vor, dass mit 

einer jährlichen Rate ca. 3%/a eine relativ hohe Erneuerungsdynamik vorliegt – sogar deutlich höher als bei allen Gebäudebau-
teilen. Vorzieheffekte oder ein Attentismus, wie sie in der Realität z. B. aufgrund auslaufender oder erwarteter besonders gün-
stiger Förderbedingungen oder tiefgreifender Veränderungen bei den gesetzlichen Regelungen auftreten können, werden im 
Modell nicht berücksichtigt. Wie oben beschrieben, gehen die Untersuchungen in Kapitel 3 generell davon aus, dass die Entwick-
lung in „geordneten Bahnen“ verläuft, d. h. über mehrere Jahre hinweg weitgehend stabile Randbedingungen vorliegen. 
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Abbildung 17 zeigt den Fördermitteleinsatz für die Wärmeversorgungstechnik in den acht Wärmeversor-
gungsszenarien.  
 

 
Abbildung 17: Wärmeversorgungsszenarien: Jährliche Fördermittel für Maßnahmen bei der Wärmever-

sorgung/Anlagentechnik (Mittelwerte 2024-2027)  
 
Im WV-Szenario 1 werden (wie in allen Wärmversorgungsszenarien) Wärmeschutzmaßnahmen und weitere 
Maßnahmen der Heizungstechnik gefördert (Solaranlagen, Lüftungsanlagen, Wärmeverteilung, Fernwär-
meanschluss – in diesem Szenario noch ohne Förderung von Wärmepumpen und Holz-Kessel). In diesem 
Szenario ergibt sich im Jahresdurchschnitt eine Fördersumme von ca. 12,5 Mrd. €/a, davon entfallen 10,6 
Mrd. €/a auf den Wärmeschutz (nicht im Diagramm dargestellt) und 1,9 Mrd. €/a auf die Wärmeversorgungs-
technik (linker Balken). In den weiteren Szenarien mit Förderung der Wärmepumpen (nur in Szenario 4 au-
ßerdem der Holzheizungen) steigen die Förderbeträge für die Wärmeversorgung auf bis auf 10,5 Mrd. €/a in 
Szenario 8 an (rechter Balken).  
 
Vor dem Hintergrund dieser vorbereitenden Untersuchungen wird als Ausgangspunkt für die weiteren Sze-
narienrechnungen das folgende „Standard“-Förderkonzept formuliert: 

• Für die Dämmung von Außenwänden, Obergeschossdecken und Kellerdecken, die Installation von 
Wärmepumpen und Solaranlagen beträgt die Förderquote 50 %. Diesen Maßnahmen wird eine wich-
tige Bedeutung bei der Erhöhung der Wärmeschutz-Modernisierungsraten bzw. beim Umbau der 
Wärmeversorgungsstruktur zugemessen. 

• Der Anschluss an Fernwärme, die Installation einer Lüftungsanlage mit Wärmerückgewinnung und 
die Erneuerung der Wärmeverteilung werden mit einer Förderquote von 20 % berücksichtigt. Hier 
handelt es sich um einen Pauschalansatz ohne genauere Wirkungsanalyse. 

• Bei Dächern und Fenstern beträgt die Förderquote für die Verbesserung des Wärmeschutzes 10 %. 
Dieser Wert wird hier quasi stellvertretend für eine nicht im Detail berücksichtigte Förderung erhöh-
ter Standards angesetzt.  

• Andere Arten der Heizungsmodernisierung, nämlich die Installation von Erdgas- oder Heizölkessel, 
direktelektrischen Heizungen oder Holz-/Biomasseheizungen, werden nicht gefördert. Im Fall der 
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Biomassesysteme wird auf diese Weise deren begrenztem Potential als Energieträger Rechnung ge-
tragen. 

 
In den Wärmeversorgungs-Szenarien 3, 6 und 8 ist dieses Konzept bereits realisiert. Änderungen in der För-
derhöhe werden in den späteren Szenarienuntersuchungen in vereinfachter Weise durchgeführt, indem 
diese Förderquoten mit einem einheitlichen Faktor nach oben oder unten skaliert werden. Die Relationen 
der Quoten aus dem Standard-Konzept bleiben also auch in den späteren Untersuchungen erhalten. 
Zu beachten ist, dass die Ausgestaltung der Förderung in den Modellrechnungen nicht als eine „1:1“-Emp-
fehlung für die Konzipierung der Förderlandschaft in der Realität zu sehen ist. Eine komplexe Wirklichkeit 
erlaubt und erfordert eine deutlich größere Vielfalt als ein stark vereinfachter Modellansatz, wenn natürlich 
auch in den realen Programmen Übersichtlichkeit und Klarheit immer eine wichtige Rolle spielen sollten – 
schon allein um die Hürden der Inanspruchnahme niedrig zu halten. 
Es sei auch noch einmal daran erinnert, dass das vorliegende Modell nicht den Anspruch verlässlicher Pro-
gnosen erhebt und die Ergebnisse daher keine präzise quantitative Bewertung von Instrumentenwirkungen 
erlauben. Die vergleichenden Szenarienanalysen von Klimaschutzinstrumenten dienen vielmehr vorrangig 
zum Auffinden einer konsistenten Gesamtkonfiguration, die eine plausible Grundlage für die daran anschlie-
ßende Ermittlung der akteursbezogenen Klimaschutzkosten bilden kann. 
In qualitativer Hinsicht sollten einzelne Untersuchungsergebnisse allerdings auch in der konkreten Ausgestal-
tung der Förderungsbedingungen Beachtung finden: Insbesondere bestätigen die Modellrechnungen frühere 
Empfehlungen zur Ausdifferenzierung der Fördersätze bei der Einzelmaßnahmenförderung (vgl. [Diefenbach 
et al. 2013, Cischinsky et al. 2019, Diefenbach 2022] sowie Kapitel 2.3.1): Für die bezogen auf die Bauteilflä-
che weniger kostenintensiven Dämmmaßnahmen an Außenwänden, Obergeschossdecken und Fußbö-
den/Kellerdecken sollten deutlich erhöhte Förderquoten gewährt werden. Denn gerade hier liegen die Chan-
cen für die notwendige Erhöhung der Modernisierungsraten beim Wärmeschutz. Umgekehrt dagegen er-
scheinen im Vergleich geringere Förderquoten bei Fenstern und gegebenenfalls auch bei Dächern gerecht-
fertigt. Denn hier liegen die Raten bereits höher, während die Chancen für eine weitere Steigerung geringer 
sind. Bei gleichen Förderquoten, wie es bisher der Fall ist, werden in diesem Fall also pro Bauteilfläche mehr 
Fördermittel bei geringerer Wirkung ausgezahlt. 

3.1.3 Klimageld und Klima-Soli: Instrumente für Transfers und Budgetausgleich 
Neben dem oben beschriebenen eigentlichen Klimaschutzinstrumentarium müssen weitere Instrumente in 
Betracht gezogen werden, die für den notwendigen Kostenausgleich sorgen. Zum einen müssen Möglichkei-
ten für Transferzahlungen an Niedrigeinkommensempfänger geschaffen werden, um diese von den Klima-
schutzkosten zu entlasten, zum anderen muss das Staatsbudget in jedem Jahr ausgeglichen werden, da in 
den Untersuchungen die Optionen einer zunehmenden Staatsverschuldung oder (im umgekehrten Fall) des 
Ansparens oder der anderweitigen Verwendung von staatlichen Netto-Einnahmen aus der CO2-Bepreisung 
nicht berücksichtigt werden. 
Im Zusammenhang mit den Transfermaßnahmen ist zu berücksichtigen, dass diese im Zusammenwirken mit 
den bereits existierenden Mechanismen der sozialen Absicherung, insbesondere also der Grundsicherung, 
Wohngeld und Kinderzuschlag, betrachtet werden. Vor diesem Hintergrund sind die Maßnahmen zum Ko-
stenausgleich wie folgt zu unterscheiden: 
 

• Ein neues Transfersystem verfolgt in Ergänzung zu den bestehenden sozialen Sicherungssystemen 
den Zweck, die privaten Haushalte in differenzierter Weise, insbesondere also abhängig von ihrem 
Einkommen, von den zusätzlichen Klimaschutzkosten zu entlasten. Diese Transferzahlungen sind so 
konzipiert, dass sie vorrangig bzw. ergänzend zu den bisherigen Sozialleistungen gezahlt werden. Die 
Höhe der Transfers wird also bei der Bemessung der Sozialleistungen (insbesondere bei der Grund-
sicherung) berücksichtigt und muss demnach in der Logik der Simulationsanalyse bereits vor der Er-
mittlung der Höhe der Sozialleistungen festgelegt werden. Im Grundsatz entspricht das allgemein 
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diskutierte sogenannte Klimageld (vgl. [Nesselhauf / Müller 2023]), nämlich die Rückverteilung der 
Einnahmen der CO2-Bepreisung an die Bevölkerung, einer möglichen Variante der Ausgestaltung des 
neuen Transfersystems. Aktuell wird hier zwar häufig eine reine Kopfpauschale diskutiert (mit iden-
tischer Transferhöhe für alle Einwohner). In seiner endgültigen Ausprägung steht das Konzept aber 
noch nicht fest, so dass hier noch weitgehend alle Möglichkeiten offen sind. Vor diesem Hintergrund 
wird der Begriff Klimageld im vorliegenden Text synonym mit dem neuen Transfersystem verwendet. 
In den weiteren Untersuchungen werden neben der reinen Kopfpauschale auch Möglichkeiten für 
eine weitere Ausdifferenzierung untersucht. Generell ist dabei zu beachten, dass das Klimageld im 
vorliegenden Projekt eingeschränkt auf den Betrachtungshorizont, also die Wärmeversorgung der 
Wohngebäude, zu verstehen ist, also im Betrag geringer ausfällt als ein generelles, alle Bereiche des 
Energieverbrauchs umfassendes Klimageld120. 

• Die Ausgleichszahlungen zwischen Staat und Privathaushalten, die zu einem ausgeglichenen Staats-
haushalt führen, können in den Simulationsanalysen erst ganz am Ende eines Jahresschrittes festge-
legt werden, nachdem alle anderen Kostenströme feststehen. Auch bei dieser Endkorrektur ist die 
angemessene Berücksichtigung der Leistungsfähigkeit der Privathaushalte notwendig. Dies folgt 
nicht allein aus Erwägungen zur Verteilungsgerechtigkeit, sondern auch noch aus dem Grund, dass 
dieser letzte Schritt erst nach der Festlegung der Sozialleistungen stattfindet, so dass letztlich ein von 
den Sozialsystemen nicht mehr beeinflusster Zusatztransfer in Richtung der Bürger oder des Staates 
stattfindet. Vor diesem Hintergrund werden die Empfänger von Grundsicherungsleistungen komplett 
von den Ausgleichsauszahlungen ausgenommen. Darüber hinaus wird in der konkreten Ausgestal-
tung der Regelungen beachtet, dass zum einen Ausgleichszahlungen vom Staat an die Bürger in den 
untersuchten Konzepten weitgehend vermieden werden – diese Aufgabe übernimmt möglichst kom-
plett das vorgelagerte neue Transfersystem – und zum anderen Ausgleichszahlungen von den Bür-
gern an den Staat (hier als „Klima-Soli“ bezeichnet) möglichst nicht in den untersten Einkommens-
segmenten stattfinden, damit insbesondere bei Wohngeldempfängern keine nachträglichen, von 
den Sozialleistungen nicht mehr erfassten Zusatzbelastungen entstehen121. 

 
Um Lösungskonzepte zu verfolgen, die auch Chancen für eine tatsächliche Realisierung in sich tragen, besteht 
ein weiteres Ziel in einer praxisgerechten und damit möglichst einfach umsetzbaren Ausgestaltung der In-
strumente. Eine zentrale Frage ist dabei die Bemessung der wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit der einzelnen 
Haushalte. Eine aufwändige Prüfung wie bei der Grundsicherung oder im Wohngeld sollte möglichst vermie-
den werden. Auch der in Kapitel 1.6 eingeführte finanzielle Spielraum der Haushalte ist aus Gründen der 
Praktikabilität nicht geeignet: Er spielt zwar im Rahmen der durchgeführten Untersuchungen bei der Bewer-
tung der Situation der Haushalte eine zentrale Rolle. Die Größe hat allerdings die Eigenschaft, dass sie ledig-
lich im Rahmen der theoretischen Modelanalysen, nicht aber in der Realität bekannt ist: Eine generelle Er-
mittlung wäre nur mit erheblichem Aufwand möglich.  
Vor diesem Hintergrund wurde hier ein anderer Ansatz gewählt: Als Bemessungsgrundlage für die Leistungs-
fähigkeit der Haushalte im Rahmen der neuen Transfer- und Ausgleichsmechanismen wird die Höhe der 

                                                           
120  Das bestehende Kohlendioxidkostenaufteilungsgesetz, das die CO2-Bepreisung zwischen Vermietern und Mietern regelt, könnte 

in einem erweiterten Sinne als Teil eines solchen Transferkonzepts aufgefasst werden. Da allerdings vor dem Hintergrund von 
Überlegungen zu Inzidenzeffekten mittelfristig keine effektive Wirkung zu erwarten ist, wird dieser Mechanismus in den Model-
lanalysen generell nicht berücksichtigt (siehe hierzu Kapitel 1.3.5). Auch aus Sicht der formalen Inzidenz stellt sich darüber hinaus 
die Frage, wie ein Zusammenspiel mit dem Klimageld überhaupt sinnvoll ausgestaltet werden könnte: Die Mieter würden nämlich 
– im Unterschied zu selbstnutzenden Hauseigentümern – doppelt entlastet, wenn sie zunächst anteilig (und zwar je nach Situation 
womöglich in erheblichem Maße) von der CO2-Bepreisung befreit würden und dann noch zusätzlich die volle Kopfpauschale er-
hielten. 

121  Bei einer realen Umsetzung könnten solche Fälle beispielsweise in der Form behandelt werden, dass Ausgleichszahlungen im 
Nachgang (also in der Regel im Folgejahr) bei den Sozialleistungen berücksichtigt werden. Im Modell werden aber aus Vereinfa-
chungsgründen und für eine klare Kostenabgrenzung derartige Verschiebungen zwischen den Jahren nicht berücksichtigt. 



                                                                                                                                                                 

 112 

Einkommensteuerschuld pro Person im Haushalt herangezogen122. Dieser Maßstab ist einerseits grob und 
erscheint verglichen mit dem oben beschriebenen Modellansatz weniger zielgenau123. Andererseits macht er 
sich den Umstand zunutze, dass im Rahmen der Einkommensteuerveranlagung bereits in gewissem Sinne 
eine Prüfung der wirtschaftlichen Situation der Betroffenen stattgefunden hat, denn auch und gerade die 
Einkommensteuer zielt grundsätzlich auf eine angemessene Belastung gemäß der jeweiligen Leistungsfähig-
keit ab.  
Dieser Ansatz wurde im Rahmen eines weiteren Forschungsvorhabens auf eine andere, aber zumindest teil-
weise ähnliche Situation und Thematik angewendet – nämlich die Entlastung der Haushalte von den aufgrund 
des Kriegs in der Ukraine im Jahr 2022 stark gestiegenen Heizkosten. In diesem Vorhaben wurde auch ein 
konkretes Konzept für die Umsetzung der Transferzahlungen vorgestellt [Diefenbach / Cischinsky 2022]. Die-
ses beinhaltet Vorauszahlungen im laufenden Jahr (auf Basis der monatlichen Einkommensteuer-Vorauszah-
lungen) und eine endgültige Festlegung im Folgejahr im Rahmen der Einkommensteuerveranlagung durch 
das Finanzamt. Für Personen, die nicht zur Abgabe einer Einkommensteuererklärung verpflichtet sind, ist ein 
vereinfachtes Antragsverfahren vorzusehen (ähnlich der Mobilitätsprämie oder der Arbeitnehmer-Sparzu-
lage). Auch wenn die Ausarbeitung eines entsprechend differenzierten Umsetzungskonzepts für die hier un-
tersuchten, auf die Klimaschutzkosten bezogenen Ausgleichsmaßnahmen im gegebenen Rahmen nicht mög-
lich war, ist davon auszugehen, dass sich zentrale Elemente dieser parallel durchgeführten Studie auch auf 
die vorliegende Fragestellung übertragen ließen. 
Die existierenden sozialen Sicherungssysteme werden in den Szenarienuntersuchungen in ihrer bisherigen 
Form beibehalten. Das neue vorgelagerte Klimageld, das zur Entlastung der Haushalte von den Klimaschutz-
kosten dient, ist dementsprechend so auszugestalten, dass es mit den bestehenden Systemen korrespon-
diert: 

• In Bezug auf die Grundsicherung ist das Klimageld, wie etwa auch bisher schon das Wohngeld und 
der Kinderzuschlag, als vorrangige Leistung konzipiert. Es soll also wie diese möglichst verhindern, 
dass die Betroffenen hilfebedürftig im Sinne der Grundsicherung werden und muss von den Betroffe-
nen vor einer Gewährung von Grundsicherungsleistungen vorrangig in Anspruch genommen werden. 
Wenn dennoch Ansprüche auf Grundsicherung bestehen, werden diese entsprechend der Höhe des 
neuen Klimagelds reduziert, so dass der Bedarf der Leistungsempfänger weiterhin in voller Höhe 
(aber nicht darüber hinausgehend) gedeckt wird. Da der Grundsicherungsbedarf grundsätzlich mit 
steigenden Wohnkosten anwächst124 und damit auch die steigenden Klimaschutzkosten weitgehend 
berücksichtigt, ist das soziokulturelle Existenzminimum der Grundsicherungsempfänger weiterhin 
gesichert. 

• Mit Blick auf das Wohngeld wird das Klimageld ergänzend gewährt und bleibt daher bei der wohn-
geldrechtlichen Einkommensermittlung unberücksichtigt. Wohngeld und neue Transfers addieren 
sich also. Dies erfolgt hier nicht zuletzt aus pragmatischen Gründen, da ein solcher Weg ohne Refor-
men beim Wohngeld einfach umsetzbar wäre. Darüber hinaus erscheint der Ansatz auch insoweit 
gerechtfertigt, als das Wohngeld anders als die Grundsicherung nicht der präzisen Deckung eines 
definierten Bedarfs, sondern einer graduellen Entlastung der Anspruchsberechtigten von den Kosten 
des Wohnens dient. Ergänzend zum Wohngeld übernimmt das Klimageld nun die zusätzliche Aufgabe 
der Entlastung von den steigenden Klimaschutzkosten. 

• Eine weitere Aufgabe des Klimagelds liegt darin, die Möglichkeit für Entlastungszahlungen auch für 
Haushalte zu eröffnen, die aufgrund ihres Einkommens noch keine Sozialleistungsansprüche haben. 
Es geht hier also darum, die Option zu schaffen und Ansätze zu untersuchen, gegebenenfalls auch 

                                                           
122  Für die Bemessung dieses Haushalts-Mittelwerts werden alle Personen im Haushalt herangezogen - unabhängig von ihrem Alter 

und von der Frage, ob sie selbst Einkommensteuer zahlen müssen.  
123  Die Untersuchung weiterer Möglichkeiten der Ausdifferenzierung hätte den Rahmen des vorliegenden Projekts gesprengt, könn-

ten aber als sinnvolles Thema weitergehender Untersuchungen angesehen werden. Auch die komplexe Frage einer Berücksichti-
gung der Vermögensverhältnisse, die im vorliegenden Projekt generell ausgeklammert werden musste, könnte zum Gegenstand 
weiterführenden Überlegungen genommen werden. 

124  Dies gilt, solange steigende Wohnkosten vom Grundsicherungsträger als angemessen anerkannt werden. 
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sehr breite Anteile der Bevölkerung von den Klimaschutzkosten zu entlasten125. Nicht zuletzt in die-
sem Ziel liegt die Rechtfertigung, die Einführung eines neuen und zusätzlichen Transfersystems mit 
dem damit verbundenen Aufwand in Erwägung zu ziehen. Darüber hinaus sollen aber möglichst auch 
diejenigen Haushalte erreicht werden, die bestehende Sozialleistungsansprüche nicht realisieren. 
Die Frage der Inanspruchnahmequote stellt sich entsprechend auch beim Klimageld: Hier besteht 
einerseits die Hoffnung, dass aufgrund einer deutlich einfacheren Abwicklung als bei Wohngeld und 
Grundsicherung die Hürden für die Beantragung deutlich niedriger ausfallen, so dass hier in den Mo-
dellrechnungen zunächst mit einer Vollinanspruchnahme gerechnet wird (vgl. hierzu auch [Diefen-
bach et al. 2013, Kapitel 3.4.2]). Andererseits wird in den Parameteruntersuchungen in Kapitel 3.4.2 
auch eine Variante PV15 mit reduzierter Inanspruchnahme untersucht.  

• Wie oben dargestellt, wurde versucht, das Zusammenspiel des Klimagelds mit den existierenden so-
zialen Sicherungssystemen mit Blick auf die Szenarienuntersuchungen in einer gleichzeitig konsisten-
ten und pragmatischen Weise zu lösen. Allerdings sind damit im Detail noch nicht alle Fragen beant-
wortet, die in Bezug auf das Zusammenwirken der einzelnen Instrumente und einer möglichst ziel-
genauen Abdeckung der Klimaschutzkosten relevant sind. Im Fall der Grundsicherung stellt sich ins-
besondere die Frage nach einer notwendigen Ausdifferenzierung der Angemessenheitsgrenzen für 
die Bruttokaltmiete je nach energetischem Gebäudezustand. Beim Wohngeld gibt es eine ähnliche 
Problemstellung bezüglich der Höchstbeträge, bis zu denen Bruttokaltmieten bei der Wohngeldbe-
rechnung berücksichtigt werden, daneben werden im Detail noch weitere Fragen hinsichtlich des 
Zusammenspiels mit dem neuen Transfersystem aufgeworfen. Aspekte dieser Art werden in Kapitel 
3.5 noch einmal gesondert behandelt.  

Die Berücksichtigung der finanziellen Leistungsfähigkeit der Haushalte beim Klimageld bzw. Klima-Soli erfolgt 
wie oben beschrieben abhängig von der Höhe der Einkommensteuerschuld. Für das Klimageld wird die Höhe 
der Transferzahlung KT an den jeweiligen Haushalt wie folgt festgelegt.  
 
KT = P x KTP mit: 
KTP = KTP,1                  für: EKSTP ≤ EKSTP,1 
KTP = KTP,1 – (EKSTP – EKSTP,1) x (KTP,1 – KTP,2) / (EKSTP,2 – EKSTP,1)  für: EKSTP,1 < EKSTP < EKSTP,2 
KTP = KTP,2                   für: EKSTP ≥ EKSTP,2 
 
Dabei sind:  

KT: Höhe der (jährlichen) Klimageld-Transferzahlung an den Haushalt in € 
P: Anzahl der Personen im Haushalt  

 KTP: Höhe der Transferzahlung pro Person in €/P  
KTP,1, KTP,2: Ober- und Untergrenze für die Höhe des Klimagelds (konstante Werte) in €/P, mit: KTP,1 ≥ KTP,2 
EKSTP: Höhe der Einkommensteuerschuld pro Kopf (Haushaltsmittelwert) in €/P. Ermittelt als: Höhe der 
Einkommensteuerschuld aller Personen dividiert durch die Anzahl der Personen im Haushalt  
EKSTP,1 bzw. EKSTP,2: Unterer bzw. oberer Schwellenwert für die Höhe der Einkommensteuerschuld pro 
Person  

 
Es wird hier davon ausgegangen, dass das Klimageld immer für einen Privathaushalt, also gemeinsam für alle 
Haushaltsmitglieder, festgelegt wird. Ausschlaggebend für den Transferbetrag pro Person ist dabei die Höhe 
der Einkommensteuerschuld pro Person (berechnet als Mittelwert über den Haushalt)126. 

                                                           
125  Im Fall der Kopfpauschale ist hier sogar von vornherein die gesamte Bevölkerung inbegriffen. 
126  Aufgrund der Anknüpfung des Klimagelds an die Einkommensteuer bietet sich für die Beantragung eigentlich weniger der Begriff 

des gemeinsamen Haushalts als vielmehr die gemeinsame steuerliche Veranlagung an. Bei der konkreten Umsetzung könnte also 
der Antrag auf Klimageld für steuerlich gemeinsam veranlagte Personen mit ihren zugehörigen Kindern gemeinsam gestellt 
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Die Größen KTP,1 und KTP,2 sind Konstanten, deren Höhe von der Ausgestaltung des Konzepts abhängt.  
Abbildung 18 zeigt den prinzipiellen Verlauf der Transferzahlung für das Klimageld in Abhängigkeit von der 
Einkommensteuerschuld (beide Größen jeweils bezogen auf die Personenzahl).  
 

 
Abbildung 18: Transferzahlung (Klimageld) in Abhängigkeit von der Höhe der Einkommensteuerschuld 

(Werte pro Person): Differenzierter Ansatz und Kopfpauschale 
 
Der differenzierte Ansatz sieht bis zur unteren Einkommensteuerschwelle EKSTP,1 eine konstante Höhe KTP,1 
des Pro-Kopf-Transfers vor. Ab der oberen Schwelle EKSTP,2 wird wiederum ein einheitlicher Wert KTP,2 aus-
gezahlt. Die Zwischenwerte werden linear interpoliert. Durch diesen Zwischenbereich wird eine scharfe „Ab-
bruchkante“ verhindert, die sonst zu Fehlanreizen führen könnte: Haushalte in der Nähe der Schwelle könn-
ten sonst womöglich durch Reduzierung ihres Einkommens (etwa durch eine Verringerung ihrer Arbeitszeit) 
und damit auch ihrer Einkommensteuer einen Vorteil durch den abrupten Anstieg der Transferzahlung erhal-
ten. Eine mögliche Variante des Konzepts liegt darin, die Transferzahlungen ausschließlich auf den unteren 
Einkommensbereich zu beschränken. In diesem Fall würde man (wie bei dem in [Cischinsky / Diefenbach 
2022] behandelten Heizkostentransfer) den Wert KTP,2 = 0 setzen. 
Neben dem differenzierten Ansatz ist in Abbildung 18 auch der Fall der Kopfpauschale dargestellt. Dabei wird 
statt unterschiedlicher Basiswerte KTP,1 und KTP,2 ein einheitlicher Wert KTP,KP angenommen. Beim „Standar-
dansatz“ für das Klimageld, wie er im Mittelpunkt der aktuellen politischen Diskussion steht (vgl. [Nesselhauf 
/ Müller 2023]), ließe sich die Höhe der Kopfpauschale KTP,KP dadurch ermitteln, dass die jährlichen 

                                                           
werden, der Begriff der „Haushaltsmitglieder“ spielt dagegen aus Sicht des Einkommensteuerrechts keine Rolle. Weitere Hin-
weise für die Ausgestaltung eines entsprechenden Konzepts sind in [Diefenbach et al. 2022] mit Blick auf den dort behandelten 
Heizkostentransfer gegeben. Im vorliegenden Bericht, insbesondere also bei den Analysen mit dem Mikrosimulationsmodell, wird 
dagegen zur Vereinfachung der Analysen und der Darstellung der Personenkreis der Bezieher des Klimagelds mit den Haushalts-
mitgliedern gleichgesetzt. 
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Gesamteinnahmen der CO2-Bepreisung durch die Gesamtzahl der bei der Rückverteilung berücksichtigten 
Personen (also in der Regel die Gesamtpersonenzahl aller Privathaushalte) dividiert werden. 
Für den Klima-Soli wird ein analoger Ansatz gewählt. Dabei bezeichnet KS den vom Privataushalt an den Staat 
zu entrichtenden Gesamtbetrag, der personenbezogene Wert ist KSP. Da den Privathaushalten hier zusätzli-
che Kosten entstehen, werden die Größen KS als negative Werten angegeben, die Einkommensteuerschuld 
EKSTP geht dagegen mit ihrem positiven Betrag in die Gleichungen ein:  
KS = P x KSP  
KSP = 0          für: EKSTP ≤ EKSTP,3 
KSP = - fKS x (EKSTP – EKSTP,3)   für: EKSTP,3 < EKSTP < EKSTP,4 
KSP = - fKS x (EKSTP,4 – EKSTP,3)  für: EKSTP ≥ EKSTP,4 
Dabei sind:  

KS: Höhe des (jährlichen) Klima-Soli für den jeweiligen Haushalt in €  
P: Anzahl der Personen im Haushalt  

 KTP: Höhe des Klima-Soli pro Person in €/P  
fKS: relative (prozentuale) Höhe des Klima-Soli (konstanter Wert) 
EKSTP: Höhe der Einkommensteuerschuld pro Kopf (Haushaltsmittelwert) in €/P  
EKSTP,3 bzw. EKSTP,4: Unterer bzw. oberer Schwellenwert für die Höhe der Einkommensteuerschuld pro 
Person beim Klima-Soli 

 
Ähnlich wie beim „klassischen“ Solidaritätszuschlag werden nur Haushalte oberhalb eines bestimmten 
Schwellwerts EKSTP,3 mit dem Klima-Soli belastet. Darüber hinaus ist im vorliegenden Konzept (quasi optio-
nal) auch ein oberer Schwellwert vorgesehen, ab dem die Belastung KTP nicht mehr ansteigt. 
Der prinzipielle Funktionsverlauf von KTP in Abhängigkeit von EKSTP ist in Abbildung 19 dargestellt. 
 

 
Abbildung 19: Verlauf des Klima-Soli (negativer Wert) in Abhängigkeit von der Höhe der Einkommen-

steuerschuld (Werte pro Person) 
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Im Hinblick auf eine Abgrenzung von Klimageld und Klima-Soli erscheint es plausibel, eine Überschneidung 
des besonderen Entlastungsbereichs im Klimageld bis EKSTP,2 mit dem Klima-Soli zu vermeiden, es sollte also 
in der Regel EKSTP,3 ≥ EKSTP,2 gelten. In den folgenden Szenarienanalysen wird zur Vereinfachung EKSTP,3 = 
EKSTP,2 angesetzt. Nach Festlegung der Schwellwerte EKSTP,3 und EKSTP,4 ist die Höhe des Klima-Soli, also der 
Betrag fKS nicht mehr frei wählbar, denn in der Summe müssen die Einnahmen aus dem Klima-Soli zum Aus-
gleich des Staatsbudgets führen. 
Auch der umgekehrte Fall, dass nämlich auf Seiten des Staates am Ende Zusatzeinnahmen vorliegen, die zur 
Erreichung des Budgetausgleichs an die Privathaushalte zurückgegeben werden müssen, ist zwar nach dem 
oben Gesagten möglichst zu vermeiden, aber gleichwohl denkbar. In diesem Fall wird die Rückverteilung im 
Modell in Form einer einfachen Kopfpauschale durchgeführt. Wie bereits erwähnt, sind die Empfänger von 
Grundsicherungsleistungen hiervon (wie auch vom Klima-Soli) ausgenommen. 

3.1.4 Randbedingungen für die neuen Transferkonzepte: Anreizwirkungen und Ausprä-
gung der Klimaschutzkosten  

Der gemeinsamen Betrachtung von Klimaschutz- und Transferinstrumenten liegt der Gedanke zugrunde, dass 
durch die Klimaschutzinstrumente zusätzliche Kosten entstehen, so dass dem Transfermechanismen, also 
insbesondere dem Klimageld, die notwendige ergänzende Aufgabe einer sozial ausgewogenen Verteilung 
dieser Kosten zukommt. In einem theoretisch gedachten Idealfall könnte man dabei anstreben, die Transfer-
höhe für jeden Privathaushalt zielgenau so zu bemessen, dass die Lastenverteilung in perfekter Weise gelingt, 
dass also auf Grundlage eines geeignet erscheinenden Bewertungsmaßstabs wie etwa des in Kapitel 1.6 ein-
geführten relativen Spielraums sRel am Ende alle Haushalte gleich abschneiden und „Verlierer“ gegebenen-
falls sogar vollständig ausgeschlossen werden können. Bereits in Kapitel 1.2.2 war darauf hingewiesen wor-
den, dass ein solcher Idealzustand schon allein wegen der pauschalen Wirkungsweise aller Instrumente, also 
der fehlenden technischen Möglichkeiten für eine Feinsteuerung, praktisch nicht erreichbar erscheint.  
Darüber hinaus ist aber noch ein prinzipielles Hindernis zu beachten, dass im Fall der Anwendung ökonomisch 
wirksamer Klimaschutzinstrumente einem perfekten Lastenausgleich entgegensteht. Dabei handelt es sich 
um einen grundsätzlichen Zielkonflikt von Klimaschutz und sozialem Ausgleich. Für eine perfekt gleiche La-
stenverteilung wäre es nämlich notwendig, allen denkbaren Konstellationen im Bereich der Wohngebäude 
und Haushalte gerecht zu werden. Insbesondere wäre zu berücksichtigen, dass Haushalte in (bereits) moder-
nisierten und nicht modernisierten Gebäuden am Ende gleichgestellt werden müssten. In der Folge davon 
würde aber jeder ökonomische Anreiz zur energetischen Modernisierung abhandenkommen, die ökonomi-
schen Instrumente wären in diesem Fall wirkungslos127. Demnach erscheint ein perfekter sozialer Ausgleich 
nicht nur nicht realisierbar, sondern nicht einmal wünschenswert. Auch aus diesem Grund wird es kaum 
möglich sein, das Auftreten von „Verliererhaushalten“ insbesondere bei den Bewohnern von nicht moderni-
sierten Gebäuden mit hohem Energieverbrauch komplett auszuschließen128.  
Aufgrund des reduzierten Klimaschutzanreizes erschiene insbesondere das sozialpolitisch gesehen plausible 
Ziel, die Entlastung durch das Klimageld in einer Weise differenziert zu gestalten, dass Haushalte mit höheren 
CO2-Emissionen und damit höherer CO2-Abgabe stärker durch das Klimageld entlastet werden, als generell 

                                                           
127  Die denkbare Argumentation, dass Mieterhaushalte nicht über die energetische Modernisierung entscheiden und daher deren 

Entlastung den Klimaschutzanreiz aus Vermietersicht nicht abmildern würde (solange sich die Entlastung am Gebäudezustand 
und nicht an dem vom Nutzer mitbeeinflussten tatsächlichen Verbrauch orientiert), erscheint lediglich aus einer sehr kurzfristigen 
Perspektive gerechtfertigt. Auf längere Sicht wäre dagegen vor dem Hintergrund der in Kapitel 1.3.4 unterstellten Wirksamkeit 
grundsätzlicher Marktmechanismen damit zu rechnen, dass eine gezielte Subventionierung des Wohnens in energetisch nicht 
modernisierten Wohnungen, die faktisch einer Verminderung der durch Modernisierung erreichbaren Energiekosteneinsparun-
gen ΔkE gleichkäme, den Mieterhöhungsspielraum für energetische Modernisierungen und damit auch den Anreiz aus Vermie-
tersicht in gleicher Weise reduzieren würde wie im selbstgenutzten Wohnraum. 

128  Ein ähnlicher Zielkonflikt zwischen dem sozialen Ausgleich und der Aufrechterhaltung von Energiesparanreizen (in diesem Fall 
nicht für den Klimaschutz, sondern zur Vermeidung einer Energieknappheit) trat auch bei den in [Diefenbach / Cischinsky 2022, 
Diefenbach et al. 2023] untersuchten Maßnahmen zur Entlastung der Haushalte von steigenden Heizkosten auf. 
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problematisch. Allerdings wären in dieser Hinsicht vielleicht Kompromisse denkbar: Wenn einerseits die stär-
kere Entlastung „CO2-intensiver Haushalte“ auf den Niedrigeinkommensbereich beschränkt würde und au-
ßerdem sichergestellt wäre, dass unter Verzicht auf einen perfekten Lastenausgleich der Anreiz zur energe-
tischen Modernisierung auch in diesen Fällen nicht vollständig verloren ginge, erschienen hier auf den ersten 
Blick ausgewogene Lösungen zumindest denkbar. 
Auch dieser Ansatz wird im Folgenden aber nicht weiterverfolgt. Die nähere Betrachtung der von den Akteu-
ren zu tragenden Klimaschutzkosten zeigt nämlich, dass diese keineswegs allein durch die erhöhte CO2-Be-
preisung, sondern durch unterschiedliche ineinandergreifende Mechanismen verursacht werden: 

• Die CO2-Bepreisung spielt in dieser Hinsicht natürlich weiterhin eine zentrale Rolle. Sie betrifft, so-
lange eine völlig treibhausgasneutrale Beheizung kaum möglich ist, alle Haushalte in mehr oder we-
niger starker Weise – abhängig vom Gebäudezustand, der Art des Heizsystems und dem individuellen 
Verbrauchsverhalten. Insbesondere in unsanierten Gebäuden ohne energetische Modernisierungs-
maßnahmen treten die Klimaschutzkosten ausschließlich in Form der CO2-Bepreisung auf. 

• Im Fall einer energetischen Modernisierung mit Energieeffizienzmaßnahmen ergibt sich zwar eine 
Reduzierung dieses Kostenanteils, d. h. die Aufwendungen der Bewohner für den Energieverbrauch 
und die CO2-Bepreisung werden geringer. Dies bedeutet aber nicht, dass auch die Gesamtkosten sin-
ken müssen, denn an die Stelle der beim Energieverbrauch eingesparten Kosten treten nun die (an-
nuisierten) Kosten der energetischen Modernisierungsinvestitionen – im Fall von Mieterhaushalten 
in Form einer erhöhten Kaltmiete. Dass diese Kosten merklich geringer ausfallen als die eingesparten 
Energiekosten, ist keineswegs gesagt. Denn zum einen können annuisierte Investitionskosten bis an 
die unmittelbare Grenze der Energiekosteneinsparung noch als wirtschaftlich sinnvoll gelten, so dass 
offenbleibt, wie groß der ökonomische Gewinn tatsächlich ausfällt. Zum anderen sind – wie in Kapitel 
1.3.4 erläutert – verschiedene Mechanismen denkbar, die zu effektiven Mehrkosten führen können. 
Diese sind keineswegs auf den Mietwohnungsbestand (dort also die Verletzung der Warmmieten-
neutralität) beschränkt: Auch bei selbstnutzenden Eigentümern ist beispielsweise zu beachten, dass 
bei Wirtschaftlichkeitsabwägungen nicht die aktuellen, sondern die (nicht unbedingt mit diesen iden-
tischen) zukünftig erwarteten Energiekosten herangezogen werden. Wenn diese in der Erwartung 
der Hauseigentümer höher liegen als die aktuellen Preise, kann die Kostenbelastung durch die Mo-
dernisierungsmaßnahmen also auch bei rationeller wirtschaftlicher Kalkulation höher ausfallen als 
die aktuellen Energiekosteneinsparungen. 

• Neben der energetischen Modernisierung (und gegebenenfalls mit dieser kombiniert) kommt auch 
der Energieträgerwechsel als Klimaschutzmaßnahme infrage. Auch hierdurch lässt sich die Belastung 
durch die CO2-Bepreisung reduzieren. Aber ebensowenig wie im Fall der energetischen Modernisie-
rung ist gewährleistet, dass damit auch die Gesamtkosten der Bewohner sinken, denn die reduzier-
ten spezifischen Treibhausgasemissionen des neuen Energieträgers müssen gegebenenfalls mit ei-
nem entsprechend höheren Preis bezahlt werden. Anders als bei der energetischen Modernisierung 
liegen die Klimaschutzkosten nicht im Bereich der Investitions-, sondern der Energiekosten. Klima-
schutzmaßnahmen müssen also nicht in jedem Fall mit reduzierten Energiekosten einhergehen.  

 
Diese Überlegungen machen deutlich, dass sich die durch den verstärkten Klimaschutz (bzw. die dafür einge-
setzten Instrumente) verursachten Klimaschutzkosten in sehr unterschiedlicher Weise bei den einzelnen Akt-
euren niederschlagen. Eine Ermittlung der individuellen, den jeweiligen Einzelhaushalten aufgrund der oben 
genannten Einzelkomponenten entstehenden Kosten ist in der Modellanalyse zwar möglich, im vorliegenden 
Projekt ist dies sozusagen das zentrale Ziel der Untersuchungen. In der Praxis erschiene ein solcher Versuch 
aber quasi aussichtslos: Lediglich die Kosten der CO2-Bepreisung ließen sich für Einzelhaushalte durch einen 
Nachweis auf der Energiekostenrechnung mit vertretbarem Aufwand nachvollziehen, zum Teil ist dies bereits 
der Fall. Dagegen erscheinen praktikable Lösungen weder für die Quantifizierung der speziell den neuen Kli-
maschutzinstrumenten zuzurechnenden Mehrinvestitionen bei der energetischen Sanierung in Sicht, noch 
für die Ermittlung der speziell mit den Klimaschutzinstrumenten zusammenhängenden Mieterhöhung oder 
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des Zusammenhangs dieser Instrumente mit dem beim Energieträgerwechsel in Kauf genommenen Mehr-
preis129. 
Vor diesem Hintergrund ergibt sich die Schlussfolgerung, dass die Entlastung der Privathaushalte durch das 
Klimageld bezüglich energierelevanter Merkmale in pauschaler Weise, d. h. ohne Berücksichtigung der indi-
viduellen CO2-Emissionen, des energetischen Gebäudezustands oder des vorliegenden Energieträgers, erfol-
gen sollte. Die verfahrenstechnische Umsetzung kann dadurch wesentlich erleichtert werden. 
Die sich anschließende Frage nach der Festlegung der Höhe des Klimagelds ist Gegenstand der noch folgen-
den Szenarienanalysen und hängt nicht zuletzt auch vom Zusammenspiel mit dem Klima-Soli ab. Aber auch 
hier können nach den vorausgehenden Überlegungen bereits erste Schlussfolgerungen gezogen werden: Aus 
der Erkenntnis, dass die Klimaschutzkosten nicht allein durch die Kosten der CO2-Bepreisung definiert wer-
den, lässt sich die These ableiten, dass das Aufkommen der CO2-Bepreisung nicht als alleinige Bemessungs-
grundlage für die Höhe der Entlastungtransfers dienen sollte. Das häufig diskutierte Standardkonzept für das 
Klimageld sieht allerdings genau dies vor: Das jährliche Aufkommen der CO2-Bepreisung wird in voller Höhe 
an die Haushalte zurückverteilt. Im Zuge fortschreitender Erfolge beim Klimaschutz und damit sinkender CO2-
Emissionen würde also das Volumen, das für eine Rückverteilung zur Verfügung steht, kontinuierlich absin-
ken130. Nun ist aber keineswegs davon auszugehen, dass damit auch die Klimaschutzkosten der privaten 
Haushalte ebenfalls zurückgehen. Nach den oben beschriebenen Mechanismen ist vielmehr zu erwarten, 
dass vor allem eine Kostenverlagerung stattfindet: Sinkenden Kosten der CO2-Bepreisung stehen Mehrkosten 
für die energetische Modernisierung oder den Bezug CO2-freier Energieträger gegenüber. Aufgrund des be-
grenzten zeitlichen Betrachtungshorizonts der folgenden Szenarienanalysen ist dieser Effekt in den Ergebnis-
sen im vorliegenden Projekt nicht direkt erkennbar. Bei der Ausgestaltung eines auf Dauerhaftigkeit angeleg-
ten Instrumentariums sollte er dagegen berücksichtigt werden: Das auf längere Sicht notwendige Ent-
lastungsvolumen wäre in weiteren Untersuchungen genauer zu quantifizieren, womöglich mit dem Ergebnis, 
den Gesamtbetrag über einen längeren Zeitraum konstant zu halten und jedenfalls nicht automatisch (ohne 
weitere Analyse der Folgewirkungen) an das längerfristig gesehen abschmelzende Aufkommen der Einnah-
men aus der CO2-Bepreisung zu knüpfen.  

3.2 Basisszenarien 

3.2.1 Grundkonstellationen der Klimaschutz- und Transferinstrumente 
Als Grundlage für die Definition und quantitative Analyse der Basisszenarien im folgenden Kapitel 3.2.2 wer-
den hier vier grundlegende Gesamtkonstellationen aus Klimaschutz- und Transferinstrumenten eingeführt. 
Diese sind je nach Einsatz der jeweiligen Instrumente mit den Kürzeln „C“ für CO2-Bepreisung, „F“ für Förde-
rung und „K“ für Klimageld gekennzeichnet: 

• Variante F (Förderung): 
Bei dieser Variante wird angenommen, dass für die Klimaschutzziele allein das Instrument der För-
derung eingesetzt wird. Die Gegenfinanzierung erfolgt im Rahmen des staatlichen Budgetausgleichs 
über den Klima-Soli. Dieser kann aufgrund seiner Abhängigkeit vom Einkommen (präziser: von der 
Einkommensteuerschuld) je nach Ausgestaltung die finanzielle Situation der Privathaushalte bereits 
differenziert berücksichtigen, so dass hier auf die Betrachtung der weiteren Option F/K mit ergän-
zendem Einsatz eines vorgelagerten neuen Transfersystems (also des Klimagelds) verzichtet wird. 

                                                           
129  Nur in einem umfassenderen Transfersystem wie dem Wohngeld mit detaillierter Prüfung von Mittelbedarf und Anspruchsbe-

rechtigung und mit Blick auf die Gesamtwohnkosten (nicht allein die Klimaschutzkosten) ließe sich ein solcher differenzierter 
Ansatz gegebenenfalls realisieren (s. hierzu die Ansätze zur Weiterentwicklung des Wohngelds in Kapitel 3.5). 

130 Die Ausführungen sind hier als eine Prinzipbetrachtung unter Annahme eines konstanten CO2-Preises zu verstehen. In der Realität 
wäre dagegen vorläufig erst einmal ein Anstieg des CO2-Preises zu erwarten, der den hier beschriebenen Mechanismus überla-
gern würde und zu steigenden Einnahmen aus der CO2-Bepreisung führen könnte. Längerfristig ist aber bei Annäherung an den 
Zustand der Klimaneutralität (ohne jegliche CO2-Emissionen) auf jeden Fall mit sinkenden Einnahmen aus der CO2-Bepreisung zu 
rechnen. 



 
 

 119 

• Variante C/K (CO2-Bepreisung):  
In dieser Variante wird die CO2-Bepreisung als einziges Klimaschutzinstrument eingesetzt. Die Rück-
verteilung der staatlichen Einnahmen an die Bürger erfolgt vollständig über das Klimageld, dessen 
nähere Ausgestaltung (als Kopfpauschale oder differenziert) hier erst einmal offengelassen wird.  
Bei Verzicht auf das Klimageld würde die Rückverteilung am Ende im Rahmen des staatlichen Budge-
tausgleichs mit einem sehr ähnlichen Mechanismus stattfinden. Nach den Erläuterungen in Kapitel 
3.1.3 ist aber der vorgelagerte Transfer durch das Klimageld aufgrund der besseren Abstimmung mit 
den sozialen Sicherungssystemen günstiger, so dass auf die Darstellung einer Variante C (ohne „K“) 
verzichtet wird. 

• Variante C/F (CO2-Bepreisung und Förderung): 
In dieser Variante wird angenommen, dass die Höhe der Fördermittel und die Einnahmen aus der 
staatlichen CO2-Bepreisung in etwa gleich hoch ausfallen. Es liegt also annähernd eine 1:1-Finanzie-
rung der Fördermittel durch die CO2-Bepreisung vor. Auf die Rückverteilung per Klimageld kann hier 
also komplett verzichtet werden, der Klima-Soli fällt gering aus und dient lediglich dazu, verbleibende 
Kostendifferenzen und insbesondere Mehrkosten in den sozialen Sicherungssystemen auszuglei-
chen. Mit dem Klimageld und (größtenteils) dem Klima-Soli entfällt allerdings in dieser Variante auch 
die Möglichkeit, durch diese Instrumente in relevantem Umfang zusätzliche gezielte Maßnahmen für 
den sozialen Ausgleich zu ergreifen. 

• Variante C/F/K (CO2-Bepreisung, Förderung und Klimageld) 
Vor diesem Hintergrund wird ausgehend von der vorherigen Variante C/F zusätzlich das Klimageld 
aktiviert: Dieses übernimmt hier  in voller Höhe die Rückverteilung der CO2-Bepreisung an die Privat-
haushalte (wie in Variante C/K), so dass die Förderung vollständig durch den Klima-Soli finanziert 
werden muss (wie in Variante F). 

3.2.2 Definition der Basisszenarien 
Für die folgenden Untersuchungen mit dem Mikrosimulationsmodell werden acht Basisszenarien mit Start-
jahr 2023 betrachtet und für die Folgejahre 2024-2027 untersucht. Das erste Basisszenario B1 ohne Förde-
rung oder erhöhte CO2-Bepreisung dient als Referenzfall für alle weiteren Auswertungen. Szenario B2 stellt 
eine grobe Fortschreibung der bisherigen Klimaschutzpolitik dar („Business as usual“). Die folgenden sechs 
Konzepte B3 bis B8 sehen demgegenüber deutlich weitergehende Klimaschutzanstrengungen vor.  
Ausgangspunkt sind das in Kapitel 3.1.2 abgeleitete Standard-Förderkonzept und die bereits dort untersuchte 
Erhöhung des CO2-Preises um 75 €/t (auf insgesamt also 105 €/t)131 in Kombination mit einer Biomasse-Be-
preisung (0,02 €/kWh bezogen auf den Heizwert). Neben Wärmepumpen und Solaranlagen werden in dem 
Konzept also auch bestimmte Dämmmaßnahmen (Außenwand, Obergeschossdecke und Fußboden/Keller-
decke) mit 50 % der Investitionskosten gefördert. Fossile und direktelektrische Heizsysteme, aber auch Bio-
masse-Heizungen erhalten keine Förderung, die weiteren untersuchten anlagentechnische Maßnahmen 
werden mit 20 %, die weiteren Wärmeschutzmaßnahmen (Dach, Fenster) mit 10 % der Kosten gefördert.  
In den Szenarien B3 bis B6 werden die Basisförderung und die CO2-Bepreisung gleichzeitig angewendet. Die 
Ausgaben durch die Förderung und die Einnahmen durch die CO2-Bepreisung halten sich dabei nicht genau, 
aber in etwa die Waage. In den weiteren Szenarien B6 und B7 (nur mit CO2-Bepreisung) und B8 (nur mit 
Förderung) werden die Fördersätze bzw. der CO2-Preis so eingestellt, dass sich die gleichen 

                                                           
131  Der laut dem Brennstoffemissionshandelsgesetz für die bei der Gebäudebeheizung verwendeten fossilen Heizträger bereits 2023 

gültige CO2-Preis in Höhe von 30 €/t ist bereits im Energiepreis für 2023 enthalten, ebenso der zu diesem Zeitpunkt im Strom- 
und Fernwärmepreis mitenthaltene CO2-Preis. In Untersuchungsszenarien werden diese Sockelbeträge unverändert gelassen und 
nur die Erhöhung um einen zusätzlichen Betrag (hier 75 €/t) betrachtet. Diese Erhöhung wird – entsprechend ihrer jeweiligen 
Emissionsfaktoren – bei allen für die Wärmeversorgung eingesetzten Energieträgern (auch Strom und Fernwärme) angesetzt.  
Die Höhe der CO2-Bepreisung wird im vorliegenden Bericht zur besseren Vergleichbarkeit mit anderen Quellen immer ohne Mehr-
wertsteuer genannt, für die Berechnung werden dann generell 19 % aufgeschlagen. Alle anderen Kosten (auch die Energiepreise 
inklusive der zusätzlichen Biomasse-Bepreisung) sind dagegen immer als Angaben inklusive Mehrwertsteuer zu verstehen. 
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Treibhausgasminderungen ergeben wie in den Szenarien 6 bis 8. Die Fördersätze werden dabei proportional 
zueinander angepasst (durch Multiplikation mit dem jeweils gleichen Anpassungsfaktor). In der gleichen 
Weise werden der (zusätzliche) CO2-Preis und der damit verknüpfte Biomasse-Preis proportional zueinander 
verändert132. 
Die jeweiligen Basisszenarien werden mit einer Kennung bezeichnet, die zum einen die Szenariennummer 
(B1 bis B8) und zum anderen die Instrumentenkonstellation (u.a. mit Rückgriff auf die Buchstaben C/F/K wie 
im vorherigen Kapitel 3.2.1) berücksichtigt. Im Fall des Klimagelds ergibt sich noch eine Differenzierung Kp 
für die Kopfpauschale und Kd für einen differenzierten Ansatz nach Abbildung 18. Im Einzelnen werden die 
folgenden Szenarien betrachtet: 
 
B1:Ref: Basisszenario 1: Referenzszenario 
Hier werden keine Klimaschutzinstrumente, d. h. weder eine Förderung noch eine zusätzliche CO2-Beprei-
sung, eingesetzt. Die Förderquoten für alle Maßnahmen liegen demnach bei Null. Hinsichtlich der Energie-
preise gibt es keine Änderungen gegenüber dem Startjahr der Simulation (2023). Insbesondere wird die CO2-
Bepreisung nicht erhöht, d. h. der in den Energiekosten 2023 rechnerisch enthaltene CO2-Preis (30 €/t) wird 
unverändert beibehalten. 
Das Basisszenario 1 dient als Referenzszenario, d. h. die Ergebnisse der anderen untersuchten Szenarien wer-
den im Vergleich zu diesem Szenario ausgewertet. 
 
 B2:Bau: Basisszenario 2: „Business as usual“ 
In diesem Szenario wird angenommen, dass die bisherigen Klimaschutzinstrumente in ihrer aktuellen bzw. 
für die nächsten Jahre „absehbaren“ Form weiter eingesetzt werden. Dies erfolgt hier auf Basis grober An-
sätze und pauschaler Annahmen: Beim CO2-Preis wird eine Zunahme um 30 €/t auf 60 €/t zugrunde gelegt. 
Dieser Wert entspricht dem 2026 zu erwartenden Preisniveau (vgl. [Nesselhauf / Müller 2023]), wird im Sze-
nario B2 aber von Anfang an (also ab dem Jahr 2024) und in den Folgejahren gleichbleibend in dieser Höhe 
angesetzt. Hinsichtlich der Wärmeschutzmaßnahmen an der Gebäudehülle werden in Anlehnung an die vor-
herige Periode (2022/23) Förderquoten von 15 % angesetzt (vgl. Kapitel 2.3.2). Die Förderquoten bei der 
Wärmeversorgung entsprechen dem Basiskonzept aus Kapitel 3.1.2, allerdings unter zusätzlicher Annahme 
einer Förderquote von 20 % für Biomasse-Heizungen. Dies entspricht grob den Ansätzen der Periode 
2022/23, zum Teil (insbesondere bei Wärmepumpen) fallen sie mit 50 % (gegenüber vorher 35 %) noch etwas 
höher aus133. Die Einführung eines Klimageldes ist in Szenario 2 noch nicht berücksichtigt.  
 
B3:C/F: Basisszenario 3: Mit Förderung und CO2-Bepreisung – ohne Klimageld 
In diesem Szenario liegen die Kosten der Förderung und die staatlichen Einnahmen in etwa gleich hoch, so 
dass annähernd eine direkte Gegenfinanzierung der Kosten mit den Einnahmen möglich ist. Auf das Klimageld 
als vorgelagertes Transfersystem wird hier ebenfalls noch verzichtet. Die Förderung und die CO2-Bepreisung 
entsprechen den „Standard“-Ansätzen (s.o. bzw. Kapitel 3.1.2). Ein Budgetausgleich im Staatshaushalt ist ins-
besondere zur Deckung der Mehrkosten in den sozialen Sicherungssystemen notwendig. Der hierfür notwen-
dige Klima-Soli fällt aber im Vergleich zu den folgenden Szenarien relativ gering aus. 
 
 

                                                           
132  Unter dem Begriff der CO2-Bepreisung wird in den folgenden Szenarien immer auch die damit verbundene Biomasse-Bepreisung 

subsumiert. Bei Anpassungen der CO2-Bepreisung werden der eigentliche zusätzliche CO2-Preis (im Standardfall 75 €/t) und der 
Biomassepreis (0,02 €/kWh) proportional zueinander verändert. Der bereits 2023 gültige CO2-Sockelpreis von 30 €/kWh wird 
dagegen nicht mitangepasst. 

133  Dies scheint insbesondere mit Blick auf angekündigte Aufstockungen der Fördersätze im Zusammenhang mit der 2023 erfolgten 
Novelle des Gebäudeenergiegesetzes plausibel, hier allerdings ohne Anspruch auf eine Vorwegnahme der Bedingungen bzw. auf 
eine aktuelle Interpretation der Konzepte der Bundesregierung.  
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B4:C/F/Kp: Basisszenario 4: Mit Förderung, CO2-Bepreisung und Klimageld als Kopfpauschale 
Die Klimaschutzinstrumente (Förderung und CO2-Bepreisung) werden in der gleichen Weise wie in Szenario 
B3 angewendet, so dass sich auch wieder die gleichen Modernisierungsmaßnahmen und Treibhausgasmin-
derungen ergeben. Allerdings wird zusätzlich das vorgelagerte Klimageld eingesetzt, welches die Einnahmen 
der CO2-Bepreisung in Form einer reinen Kopfpauschale an die Privathaushalte zurückverteilt. Dementspre-
chend kommt dem Klima-Soli nun eine wesentlich größere Rolle beim Ausgleich des Staatshaushalts zu. 
 
B5:C/F/Kd: Basisszenario 5: Mit Förderung, CO2-Bepreisung und differenziertem Klimageld 
Die Klimaschutzinstrumente (Förderung und CO2-Bepreisung) werden in der gleichen Weise wie in Szenario 
B3 und B4 eingesetzt. Der Ansatz für die Kopfpauschale entspricht B4, allerdings mit dem Unterschied, dass 
nun eine nach Einkommen differenzierte Variante für die Rückverteilung gewählt wird (Näheres s.u.). 
 
B6:C/Kp: Basisszenario 6: Mit CO2-Bepreisung und Klimageld als Kopfpauschale – ohne Förderung 
Wie in Szenario B4 wird hier die vollständige Rückverteilung der Einnahmen der CO2-Bepreisung per Kopf-
pauschale durchgeführt. Auf eine Förderung wird verzichtet, so dass zur Erreichung der (ungefähr) gleichen 
Treibhausgas-Emissionsminderungen wie in den Szenarien B3 bis B5 etwas mehr als eine Verdopplung der 
zusätzlichen CO2-Bepreisung notwendig ist. Diese erhöht sich auf 162,5 €/t (der CO2-Preis damit insgesamt 
auf 192,5 €/t). Gleichzeitig wird annahmegemäß der Biomasse-Preis ebenfalls proportional auf 0,042 €/kWh 
angehoben.  
 
B7:C/Kd: Basisszenario 7: Mit CO2-Bepreisung und differenziertem Klimageld – ohne Förderung 
Das Basisszenario B7 entspricht dem Szenario B6, allerdings nun mit differenziertem Klimageld. 
 
B8:F: Basisszenario 8 : Mit Förderung – ohne CO2-Bepreisung und Klimageld 
Hier wird die Förderung als einziges Klimaschutzinstrument eingesetzt. Um die gleiche Treibhausgas-Emissi-
onsreduktion wie in den Szenarien B3 bis B7 zu erreichen, werden die Fördersätze fast um die Hälfte vergrö-
ßert. Die ursprünglichen Förderquoten von je nach Maßnahme 10 % / 20 % / 50 % erhöhen sich also deutlich 
auf 14,5 % / 29 % / 72,5 %. Für die Finanzierung der zusätzlichen Kosten im Staatshaushalt wird der Klima-
Soli herangezogen. 
 
Die in Kapitel 3.1.3 definierten Pro-Kopf-Grenzen für die Höhe der Einkommenssteuerschuld beim differen-
zierten Klimageld und beim Klima-Soli werden in den Basisszenarien wie folgt festgelegt: 
EKSTP,1 = 250 €/P 
EKSTP,2 = EKSTP,3 = 750 €/P 
EKSTP,4 = 100.000 €/P 
Die Obergrenze EKSTP,4 ist hier so groß gewählt, dass sie kaum Relevanz hat, der Klima-Soli also fast im ge-
samten Einkommensbereich proportional mit der Höhe der Einkommensteuer anwächst134. 
Das Klimageld mit einfacher Kopfpauschale KTP,KP wird ermittelt, indem die Gesamteinnahmen der CO2-Be-
preisung durch die Gesamtpersonenzahl aller Haushalte dividiert werden. Das differenzierte Klimageld (siehe 
dazu Abbildung 18 auf S. 114) ist hier so ausgestaltet, dass jeder Haushalt mindestens ebenfalls diese einfa-
che Kopfpauschale ausgezahlt bekommt (KTP,2 = KTP,KP). Darüber hinaus wird aber für den differenzierten 
Ansatz die obere Grenze 20 % über der Kopfpauschale angesetzt: KTP,1 = 1,2 x KTP,KP  

                                                           
134  Die Annahme der Kappungsgrenze führt hier insbesondere auch dazu, dass Unsicherheiten über die Beiträge von Haushalten mit 

weit überdurchschnittlichen Einkünften, die im Mikrozensus und daher auch in der vorliegenden Untersuchung womöglich nicht 
repräsentativ abgebildet werden, reduziert werden. Die Einnahmen aus dem Klima-Soli werden auf diese Weise also insgesamt 
konservativ abgeschätzt. 
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Bei den Festlegungen der Größen EKSTP und KTP handelt es sich weitgehend um Ad-hoc-Ansätze, wobei die 
beiden unteren Grenzen von EKSTP auch bereits in [Diefenbach et al. 2023] angewendet wurden135. 

3.2.3 Treibhausgas-Emissionsminderungen, durchgeführte Maßnahmen und Klima-
schutzkosten 

Die mittlere jährliche Reduktion der Treibhausgasemissionen gegenüber dem Startjahr 2023 ist in Abbildung 
20 dargestellt. 
 

 
Abbildung 20: Basisszenarien: Mittlere jährliche Treibhausgasminderung in der Periode 2024-2017 ge-

genüber dem Startjahr 2023 
 
Im Referenzszenario (ohne jegliche Förderung, ohne erhöhte CO2-Bepreisung) werden die Emissionen im 
Zeitraum 2024-2027 jährlich im Durchschnitt um 1,3 Mio. t vermindert. Im Basisszenario 2 („business as 
usual“) erhöht sich dieser Wert auf 2,4 Mio. t/a. In den Szenarien 3-8 werden aufgrund der oben beschriebe-
nen Kalibrierung fast identische Emissionsminderungen erreicht, nämlich rund 3,9 Mio. t/a gegenüber dem 
Startjahr 2023136. 
Hinsichtlich des ersten der drei in Kapitel 3.1.4 eingeführten Indikatoren für die Klimaschutzwirkung beste-
hen also in den Szenarien B3 bis B8 keine Unterschiede. Dafür ergeben sich aber sehr deutliche 

                                                           
135  In Kapitel 3.3.2 werden Varianten mit veränderten Werten untersucht. 
136  Angesichts eines Gesamtniveaus der Treibhausgasemissionen von rund 120 Mio. t/a im Jahr 2023 für die untersuchte Wärme-

versorgung der Haushalte (hier: am Hauptwohnsitz) entspricht dies einer jährlichen Minderung von etwa 3,3 %. Für die Erreichung 
der Klimaneutralität innerhalb von 22 Jahren bis 2045 wären im Mittel jährlich 4,5 % (bzw. 5,5 Mio. t/a) zu erreichen, und zwar 
inklusive Neubau (der in den Basisszenarien nicht mitberücksichtigt ist). Zwar würden einerseits kontinuierlich sinkende Emissi-
onsfaktoren bei der Stromerzeugung und die Einführung synthetischer, durch Solar- und Windenergie hergestellter Brennstoffe 
die Klimaschutz-Dynamik weiter erhöhen können. Andererseits erscheint es aber wichtig, für den Klimaschutz eine möglichst 
frühzeitige Emissionsreduktion zu erreichen, da für den Klimaschutz weniger die Erreichung eines langfristigen Zielwerts (2045) 
als vielmehr die auf dem Weg dorthin insgesamt noch verursachten Gesamtemissionsmenge relevant erscheint. Vor diesem Hin-
tergrund wären die in den Basisszenarien 3-8 erreichten Emissionsminderungen als ein zwar deutlicher, aber womöglich noch 
nicht ausreichender „Schritt in die richtige Richtung“ zu bewerten. 
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Abweichungen bei den beiden anderen Indikatoren, die sich auf die konkreten Maßnahmen bei Wärme-
schutz und Wärmeversorgung beziehen. Dies zeigen die beiden folgenden Diagramme, nämlich Abbildung 21 
für die Wärmeschutz-Modernisierungsrate und Abbildung 22 für den Anteil der Wärmepumpen (hier wie-
derum mit zusätzlicher Darstellung des Anteils der Holzheizungen). 
  

 
Abbildung 21: Basisszenarien: Jährliche Wärmeschutz-Modernisierungsraten (Mittelwerte 2024-2027) 
 
Die jährliche Wärmeschutz-Modernisierungsrate (flächengewichtet über alle Gebäudebauteile) beträgt im 
Referenzszenario (B1) rund 0,006 bzw. 0,6 %/a. Im Szenario 2 liegt sie mit 0,8 %/a etwas höher. In den Sze-
narien B3 bis B5 (mit CO2-Bepreisung und Förderung) werden rund 2 %/a erreicht. In den Szenarien B6 und 
B8 (nur mit CO2-Bepreisung) ergeben sich deutlich geringere Werte von ca. 1,1 %/a. Der höchste Wert mit 
fast 2,5 %/a wird im Szenario B8 (nur mit Förderung) erreicht. 
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Abbildung 22: Basisszenarien: Anteile von Wärmepumpen und Holzheizungen bei Modernisierung des 

Haupt-Wärmerzeugers (Mittelwerte 2024-2027) 
 
Im Referenzszenario kommen bei der Heizungsmodernisierung überhaupt keine Wärmepumpen zum Einsatz. 
Holz-Heizungen sind hier mit etwa 16 % vertreten. Im Szenario B2 erreichen die Wärmepumpen 26 %, die 
Holzheizungen liegen mit 19 % nicht wesentlich niedriger. In den drei Szenarien B3 bis B5 kommt den Wär-
mepumpen mit 45 % bereits ein sehr relevanter Anteil bei der Heizungsmodernisierung zu. Gegenüber den 
Holzheizungen mit lediglich 13 % erreichen sie eine deutlich stärkere Position. Umgekehrt ist das Bild in den 
Szenarien B6 und B7: Hier dominiert die Biomasse (Holz) mit 40 % gegenüber den Wärmepumpen mit 12 %. 
Im letzten Szenario B8 erreichen die Wärmepumpen mit 58 % eine bestimmende Rolle im Rahmen der Hei-
zungsmodernisierung, während den Holzheizungen mit etwa 3 % kein relevanter Anteil mehr zukommt. 
Auch wenn diese Ergebnisse hier wiederum nicht als quantitative Vorhersagen im eigentlichen Sinne zu in-
terpretieren sind, zeigt sich in der prinzipiellen Wirkungsweise der Instrumente die Aufgabe der Fördermaß-
nahmen: Diese wirken, wie in Kapitel 3.1.1 beschrieben, auf das Ziel hin, die Wärmeschutzdynamik zu ver-
größern und bei der Heizungsmodernisierung den elektrischen Wärmepumpen eine tragende Rolle zuzuwei-
sen. 
Auch für die Erhöhung der jährlichen Installationsraten von Solaranlagen zur Wärmeversorgung im Bestand 
kann die Förderung wesentliche Beiträge leisten. Dies geht aus Abbildung 23 hervor: In den Szenarien mit 
Förderung werden Raten von 2,4 %/a (Szenarien B3 bis B5) bzw. 3,3 %/a (Szenario B8) erreicht, während in 
den Varianten B6/B7 ohne Förderung trotz hoher CO2-Bepreisung der Wert nur 1,1 %/a beträgt.  
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Abbildung 23: Basisszenarien: jährliche Installationsraten von Solaranlagen mit Beiträgen zur Wärme-

versorgung im Gebäudebestand (Mittelwerte 2024-2027) 
 
Solarthermische Anlagen und Photovoltaikanlagen sind getrennt dargestellt. Bei der Photovoltaik berücksich-
tigt das Modell keine üblichen Anlagen, die lediglich der anteiligen Deckung des Haushaltsstroms dienen, 
sondern geht von Systemen mit erhöhter Leistung aus, die gemeinsam mit elektrischen Wärmerzeugern, zu-
meist Wärmepumpen, eingesetzt werden (vgl. die Kostenansätze in Anhang B.4 , die hier auch für die Bemes-
sung der Förderung als Grundlage genommen werden). Die Gesamt-Installationsrate von Solarstromanlagen 
im Gebäudebestand, die z. B. auch Systeme auf Gebäuden ohne elektrische Wärmeerzeugungsgeräte be-
rücksichtigen würde, wäre also größer als in Abbildung 23 dargestellt.  
Für die jeweiligen Szenariengruppen lassen sich auch die jährlichen Mehrinvestitionskosten gegenüber dem 
Referenzszenario ermitteln: Diese betragen im Durchschnitt über den betrachteten 4-Jahres-Zeitraum 5,7 
Mrd. €/a im Szenario B2, 22,6 Mrd. €/a in den Szenarien B3-B5, 8,2 Mrd. €/a in den Szenarien B6 und B7 
sowie 32,3 Mrd. €/a im Szenario 8. Entsprechend den Erläuterungen in Kapitel 1.2 und dem in Abbildung 2 
auf S. 23 dargestellten Schema lassen sich auf Basis der annuisierten Mehrinvestitionen nach Abzug der den 
Bilanzraum verlassenden Basis-Energiekosten (ohne den im Bilanzraum verrechneten CO2-Preis) die eigent-
lichen Klimaschutzkosten ermitteln. Für die Umrechnung wird hier ein Annuitätsfaktor von 0,05 angenom-
men. Dies entspricht einer rechnerischen Amortisationszeit von 20 Jahren – also mehr als die unterstellten 
Werte tA für die Hauseigentümer, aber immer noch weniger als die typische technische Nutzungsdauer der 
meisten Maßnahmen.  
Für die Ermittlung der (annuisierten) Klimaschutzkosten werden die annuisierten Mehrinvestitionen für die 
gesamte Untersuchungsperiode angesetzt und die im Endjahr erreichten jährlichen Basis-Energiekostenein-
sparungen gegenüber dem Referenzfall am Ende der Periode subtrahiert. Das Ergebnis lautet 0,59 Mrd. €/a 
für Szenario B2, 2,7 Mrd. €/a für die Szenarien B3 bis B5, 0,04 Mrd. €/a für die Szenarien B6 und B7 sowie 4,1 
Mrd. €/a für Szenario B8. Hier ergeben sich also sehr deutliche Unterschiede zwischen den einzelnen Szena-
rien. Erwartungsgemäß führt die Konzentration auf das Instrument der CO2-Bepreisung in den Szenarien 
B6/B7 zu der günstigsten Lösung. Dies geschieht allerdings wie erläutert um den Preis einer Vernachlässigung 
der langfristigen Klimaschutzperspektive durch eine zu starke und langfristig nicht tragfähige Betonung von 
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Biomasse-Heizungen, während in den Szenarien mit Förderung entsprechend stärkere Fortschritte beim 
Wärmeschutz und bei der Einführung von Wärmepumpen und Solaranlagen erreicht werden.  
Darüber hinaus ist festzustellen, dass die Klimaschutzkosten offenbar eine äußerst sensible Einflussgröße 
darstellen, die stark von den gewählten Randbedingungen abhängt: So würden sich bei Annahme einer rech-
nerischen Amortisationszeit von 25 statt 20 Jahren die Klimaschutzkosten in den Szenarien B3-B5 um 40 % 
verringern und in den Szenarien B6/B7 sogar negative Werte annehmen. Auch das Basis-Preisniveau der ver-
schiedenen Energieträger (ohne zusätzliche CO2-Bepreisung) ist von erheblicher Bedeutung. Hier ist zu kon-
statieren, dass in den Basisszenarien speziell für Holz mit 6,7 Cent/kWh gegenüber beispielsweise Erdgas mit 
9,7 Cent/kWh ein relativ niedriger Wert angesetzt wurde (s. Anhang B.1 ). Würde man annehmen, dass in 
den Szenarien B6/B7 der Holzpreis um 2 Cent/kWh höher liegen würde und dennoch (z. B. durch entspre-
chende Absenkung der Biomasse-Bepreisung) die gleichen investiven Klimaschutzmaßnahmen durchgeführt 
werden würden, so fielen die Klimaschutzkosten (bei 20 Jahren Amortisationsdauer) aufgrund der geringeren 
Basis-Energiekosteneinsparungen beim Energieträgerwechsel auf Holz um 0,52 Mrd. €/a höher aus, d. h. sie 
würden von 0,04 Mrd. €/a auf 0,56 Mrd. €/a, also auf das 14fache, ansteigen. 
Die wie beschrieben definierten Klimaschutzkosten können damit zwar einerseits als ein sinnvoller überschlä-
giger Indikator für die Bewertung der Gesamtkosten unterschiedlicher Szenarien angesehen werden. Auf-
grund der hohen Sensitivität im Hinblick veränderte Randbedingungen sollte dieser Indikator aber anderer-
seits mit Vorsicht interpretiert werden. Darüber hinaus ist weiterhin zu beachten, dass wie erläutert ein auf 
mittlere Sicht kostengünstig erscheinender Klimaschutzpfad nicht unbedingt die günstigste Perspektive für 
den langfristigen Klimaschutz darstellt.  

3.2.4 Wirkung auf den Staatshaushalt 
Die jährlichen Auswirkungen der Basisszenarien auf den Staatshaushalt (als Differenzwerte zum Referenzsze-
nario B1) sind Abbildung 24 dargestellt. Mehreinnahmen werden als positive, Mehrausgaben als negative 
Werte dargestellt. Da der Staatshaushalt (bzw. dessen im Projekt betrachteter Teil) in jedem Jahr in allen 
Szenarien ausgeglichen ist, sind die Einnahmen und Ausgaben in der Summe gleich groß, d. h. die Gesamt-
höhe der positiven und negativen Balken ist jeweils identisch. Die neuen Transfers (d. h. das Klimageld) und 
der Budgetausgleich (durch den Klima-Soli an den Staat oder eine zusätzliche Kopf-Pauschale an die Haus-
halte) sind zusammengefasst in einem einzigen „Netto-Wert“ (violettfarbener Balken) dargestellt. 
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Abbildung 24: Basisszenarien: Staatshaushalt mit Zusammenfassung von neuen Transfers (Klimageld) 

und Budgetausgleich: Differenzen zum Referenzszenario (Mehreinnahmen: +, Mehraus-
gaben: -, Mittelwerte 2024-2027) 

 
Sowohl im Szenario B2 als auch in der Szenarien B3-B5 halten sich die Ausgaben für die Förderung (ca. 19 
Mrd. €/a, gelb) und die Mehreinnahmen durch die CO2-Bepreisung (knapp 18 Mrd. €/a, blau) nicht genau, 
aber ungefähr die Waage. Da auch die Mehr- oder Minderausgaben für die sozialen Sicherungssysteme hier 
(wie in den anderen Szenarien) relativ gesehen wenig ins Gewicht fallen, ist der Netto-Effekt aus Klimageld 
und Budgetausgleich (violett) in allen vier Szenarien B2-B5 relativ gering. Am höchsten fällt er mit etwa 3 
Mrd. €/a in Szenario B3 aus: Hier liegen auch die Mehrausgaben für die soziale Sicherung (1,3 Mrd. €/a, 
negativer Wert in der Darstellung) in einer relevanten Größenordnung.  
Die Szenarien B6-B8 sind demgegenüber durch einen sehr starken Netto-Effekt der neuen Transfer- und Aus-
gleichszahlungen geprägt: In den Szenarien B6 und B7 werden in einem erheblichem Umfang von ca. 38 Mrd. 
€/a vor allem die Einnahmen aus der CO2-Bepreisung (in geringem Umfang auch Einsparungen in den sozialen 
Sicherungssystemen) an die privaten Haushalte zurückverteilt. In Szenario B8 müssen die Ausgaben für die 
Förderung in Höhe von ca. 36 Mrd. €/a durch die Haushalte gegenfinanziert werden.  
Abbildung 25 zeigt die gleichen Ergebnisse noch einmal in differenzierter Weise, d. h. mit getrennter Darstel-
lung des Klimagelds (violett), der Ausgleichszahlungen vom Staat an die Privathaushalte (grün) und des von 
den Privathaushalten an den Staat gezahlten Klima-Soli (hellblau). 
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Abbildung 25: Basisszenarien: Staatshaushalt mit differenzierter Betrachtung von neuen Transfers 

(Klimageld) und Budgetausgleich: Differenzen zum Referenzszenario (Mehreinnahmen: +, 
Mehrausgaben: -, Mittelwerte 2024-2027) 

 
Insbesondere zeigen sich nun wesentliche Unterschiede innerhalb der Gruppe B3-B5 mit gleichzeitiger CO2-
Bepreisung und Förderung. Im Szenario B3 ohne Klimageld findet lediglich ein relativ geringer Budgetaus-
gleich statt (Klima-Soli: 3 Mrd. €/a). In den Szenarien B4 und B5 liegt dieser Betrag mit ca. 20 Mrd. €/a we-
sentlich höher, denn hier muss der Klima-Soli weitgehend die Fördermittel gegenfinanzieren: Die Mehrein-
nahmen aus der CO2-Bepreisung, die durch das Klimageld vollständig an die Privathaushalte zurückgegeben 
wurden, stehen hierfür in diesen beiden Szenarien nicht mehr zur Verfügung. Durch die Zahlung des 
Klimagelds wird auch plausibel, dass in den Szenarien B4 und B5 trotz der gegenüber dem Referenzszenario 
erhöhten CO2-Bepreisung Minderausgaben in den sozialen Sicherungssystemen auftreten, während in Sze-
nario B3 ohne Klimageld relevante Mehrausgaben zu verzeichnen sind. 

3.2.5 Transferzahlungen abhängig vom Einkommen der Privathaushalte 
Die Konsequenzen der verschiedenen Szenarien für die finanzielle Situation privaten Haushalte werden nun 
näher untersucht. Dabei werden auch hier die Differenzen der Einnahmen bzw. Ausgaben zum Referenzsze-
nario betrachtet. 
Abbildung 26 bis Abbildung 30 zeigen für ausgewählte Basisszenarien die durchschnittlichen Pro-Kopf Werte 
der Zahlungsströme der verschiedenen Transfersysteme nach Einkommensquintilen im Endjahr der Untersu-
chung (2027). Berücksichtigt werden die Sozialleistungen, das Klimageld und der Budgetausgleich (als Klima-
Soli bzw. Kopfpauschale). Dargestellt sind jeweils die Differenzwerte der Zahlungsströme gegenüber dem 
Referenzszenario B1 aus Sicht der Privathaushalte, d. h. Mehreinnahmen gegenüber dem Referenzszenario 
werden als positive Werte dargestellt. Die Ermittlung der Einkommensquintile basiert auf dem in Kapitel 1.6 
eingeführten Modelleinkommen m der Privathaushalte, also dem nach Abzug der Wohnkosten verbleiben-
den Mehreinkommen, und zwar in dimensionsloser Form (bezogen auf Grundsicherungsbedarf ohne Wohn-
kostenanteil) im Referenzfall. Das erste Quintil umfasst also diejenigen 20 % der Privathaushalte, die im Re-
ferenzszenario B1 die niedrigsten Werte des Modelleinkommens m aufweisen, das fünfte Quintil diejenigen 
20 % mit den höchsten Werten. Das gleiche Resultat für die Einkommensquintile ergibt sich, wenn man statt 
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der Größe m den ebenfalls in Kapitel 1.6 definierten (und ebenfalls dimensionslosen) finanziellen Spielraum 
s = m – 1 für die Einteilung verwendet. Die Grenze zwischen dem ersten und zweiten Einkommensquintil liegt 
bei s = 0,42 (m = 1,42), die weiteren Quintilgrenzen bei s = 1,35 (m = 2,35), s = 2,25 (m = 3,25) und s = 3,53 
(m = 4,53).  
Abbildung 26 zeigt die Resultate für das Basisszenario 3 (mit CO2-Bepreisung und Förderung, ohne Klimageld). 

 
Abbildung 26: Basisszenario B3:C/F: Einnahmen durch staatliche Transferzahlungen (Differenzen zum 

Referenzszenario) nach Einkommensquintilen gemäß dem Modelleinkommen m (2027) 
 
Aufgrund des gegenüber dem Referenzfall erhöhten CO2-Preises steigen vor allem im ersten Einkommens-
quintil die Sozialleistungen an. Insbesondere werden hier die Empfänger von Grundsicherungsleistungen von 
den höheren Energiepreisen entlastet. Die Gegenfinanzierung der Mehrausgaben des Staates (die trotz Ver-
rechnung der Fördermittelausgaben mit den Einnahmen der CO2-Bepreisung noch verbleiben) wird in Form 
des Klima-Soli vor allem durch die höheren Einkommen geleistet. Der Maximalwert im fünften Quintil (in der 
Darstellung negativ) beträgt 225 € pro Person (€/P). 
In Abbildung 27 ist Basisszenario B4 dargestellt, bei dem gegenüber dem vorherigen Szenario B3 zusätzlich 
das Klimageld in Form einer Kopfpauschale eingeführt ist. 
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Abbildung 27: Basisszenario B4:C/F/Kp: Einnahmen durch staatliche Transferzahlungen (Differenzen 

zum Referenzszenario) nach Einkommensquintilen (2027) 
 
Das Klimageld, das hier im Szenario B4 in einheitlicher Höher von 208 €/P ausgezahlt wird, führt dazu, dass 
nun (im Vergleich zu Szenario B3) keine Mehrausgaben in den sozialen Sicherungssystemen mehr entstehen. 
Aufgrund der Rückverteilung der Einnahmen aus der zusätzlichen CO2-Bepreisung an die Privathaushalte ist 
die zu deckende „Lücke“ im Staatshaushalt erheblich größer als in Szenario B3. Daher steigt auch die Bela-
stung der höheren Einkommen durch den Klima-Soli entsprechend an: Im obersten Quintil ergibt sich ein 
Klima-Soli in Höhe von im Durchschnitt 955 €/P. Nach Abzug des Klimagelds verbleibt eine mittlere Zusatz-
belastung von 747 €/P (gegenüber 225 €/P im Szenario B3). Im vierten Quintil ergibt sich bei einem durch-
schnittlichen Klima-Soli von 276 €/P im Mittel ein Wert von 68 €/P. Beim ersten bis zum dritten Quintil liegt 
dagegen eine Netto-Entlastung vor. 
Abbildung 27 zeigt das Szenario B5, bei dem im Unterschied zu Szenario B4 das Klimageld in differenzierter 
Weise ausgezahlt wird: Es liegt bei Haushalten mit geringer Einkommensteuerschuld um 20 % über der ur-
sprünglichen Kopfpauschale.  
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Abbildung 28: Basisszenario B5:C/F/Kd: Einnahmen durch staatliche Transferzahlungen (Differenzen 

zum Referenzszenario) nach Einkommensquintilen (2027) 
Im Diagramm ergibt sich für das Szenario B5 kein wesentlich anderes Bild als für Szenario B4: Das Klimageld 
liegt allerdings bei geringeren Einkommen höher und beläuft sich im untersten Einkommensquintil auf durch-
schnittlich 247 €/P. Im obersten Quintil liegt es auf der Höhe der ursprünglichen Kopfpauschale aus Szenario 
B4 (208 €/P). Der Klima-Soli ist nochmals größer, da neben der Förderung nun auch das erhöhte Klimageld 
für Haushalte mit geringeren Einkommen gegenfinanziert werden müssen: Die mittlere Netto-Zusatzbela-
stung im fünften Quintil ergibt sich aus der Differenz von durchschnittlichem Klima-Soli (1.007 €/P) und 
durchschnittlichem Klimageld (208 €/P) zu 799 €/P. Im vierten Quintil sind es (291-210) €/P = 81 €/P. 
Die Ergebnisse für das Szenario B7 mit CO2-Bepreisung und ebenfalls differenziertem Klimageld, aber ohne 
Förderung, sind in Abbildung 29 dargestellt. 
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Abbildung 29: Basisszenario B7:C/Kd: Einnahmen durch staatliche Transferzahlungen (Differenzen zum 

Referenzszenario) nach Einkommensquintilen (2027) 
 
Da die CO2-Bepreisung hier deutlich höher ausfällt, sind auch die Ausgleichszahlungen durch das Klimageld 
größer als in den vorherigen Szenarien. Im obersten Quintil liegt dessen Mittelwert bei 449 €/P und damit 
genau so hoch wie im Fall der einfachen Kopfpauschale in Szenario B6 (ohne Abbildung). Im untersten Quintil 
ergibt sich ein deutlich höherer mittlerer Wert in Höhe von 533 €/P. Im Fall der Grundsicherung wird dieser 
Betrag mit den Grundsicherungsleistungen verrechnet, so dass sich diese vor allem im ersten Quintil redu-
zieren. Der Klima-Soli fällt deutlich geringer aus als in den vorherigen Szenarien, da er nur zur Gegenfinanzie-
rung der Mehrausgaben beim Klimageld in den unteren Einkommensklassen und nicht mehr für die hier weg-
gelassenen Fördermaßnahmen benötigt wird. 
Genau entgegengesetzt ist die Situation im letzten Szenario B8, bei dem die erhöhte Klimaschutzdynamik 
ausschließlich durch Fördermaßnahmen erreicht wird (s. Abbildung 30).  
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Abbildung 30: Basisszenario B8:F: Einnahmen durch staatliche Transferzahlungen (Differenzen zum Re-

ferenzszenario) nach Einkommensquintilen (2027) 
 
Der Klima-Soli muss hier die Finanzierung der Förderung gewährleisten, die im Vergleich zu den Szenarien 
B3-B5 deutlich erhöht ist. Dementsprechend steigen die durchschnittlichen Belastungen im fünften Quintil 
auf 1.838 €/P, im vierten Quintil auf 532 €/P und im dritten Quintil auf 171 €/P.  

3.2.6 Relativer Spielraum der Privathaushalte 
Mit den bisherigen Abbildungen konnten die unterschiedlichen Transfermechanismen in ihrer Wirkung auf 
die verschiedenen Einkommensklassen transparent gemacht werden. Über die resultierende finanzielle Si-
tuation der Betroffenen ist dadurch aber noch lange nicht alles gesagt, denn neben den Transferzahlungen 
sind dabei vor allem auch die veränderten Wohnkosten aufgrund veränderter Energiepreise, Mieten und 
annuisierter Investitionskosten (abzüglich der jeweiligen Förderung) zu beachten. Für die Analyse der finan-
ziellen Gesamtsituation der Haushalte wird im Folgenden der in Kapitel 1.6 eingeführte finanzielle Spielraum 
s verwendet. 
Zunächst wird exemplarisch das Szenario B3 (mit CO2-Bepreisung und Förderung, ohne Klimageld) betrach-
tet. Abbildung 31 zeigt den Vergleich der Spielräume für die Szenarien B1 (Referenzszenario) und B3 in Ab-
schnitten von s. Der erste Balken links gibt den durchschnittlichen Spielraum derjenigen Haushalte an, deren 
Spielraum im Referenzszenario 1 kleiner als 0,1 ist. Der zweite Balken gibt den durchschnittlichen Spielraum 
für diejenigen Haushalte an, deren Spielraum im Referenzszenario zwischen 0,1 und 0,2 liegt. Diese Auswer-
tung wird in 0,1-Schritten fortgesetzt (bis s = 6). Der letzte (deutlich höhere) Balken gibt das Ergebnis für alle 
Haushalte an, deren Spielraum im Referenzszenario größer als s = 6 ist. Alle weiteren Auswertungen in Ab-
schnitten von s folgen demselben Schema137. 

                                                           
137  Dabei ist zu berücksichtigen, dass unterschiedliche Balken für unterschiedliche Anzahlen betroffener Haushalte stehen: So bilden 

die ersten vier Balken von links (mit s bis 0,4 im Referenzszenario) in etwa das erste Quintil des Modelleinkommens bzw. Spiel-
raums ab, stehen also für rund 20 % aller Haushalte in Deutschland. Darüber hinaus gilt auch hier, ähnlich wie bei der Definition 
der Quintile für die vorherigen Diagramme, dass die betrachteten Abschnitte von s hier ebenso gut als Abschnitte des Modellein-
kommens m = 1 + s angesehen werden können. 
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Abbildung 31: Referenzszenario und Basisszenario B3:C/F: Vergleich der Höhe des durchschnittlichen fi-

nanziellen Spielraums s für unterschiedliche Abschnitte von s (2027) 
 
Die Abbildung zeigt, dass den privaten Haushalten durch die größeren Klimaschutzanstrengungen in Szenario 
B3 insgesamt Mehrkosten entstehen, die alle Einkommensbereiche betreffen: Die orangefarbenen Balken 
des Szenarios B3 liegen immer unterhalb der korrespondierenden blauen Balken138 des Szenarios 1.  
Die folgende Abbildung 32 zeigt diese Unterschiede noch einmal quasi in Vergrößerung: Dargestellt sind hier 
die Differenzen des Spielraums bzw. Modelleinkommens (ds = dm) für das Szenario B3 gegenüber dem Refe-
renzszenario B1. 
 

                                                           
138  Für das Referenzszenario B1 entsprechen aufgrund der Darstellung „s gegenüber s im Referenzfall“ die Balkenhöhen immer genau 

dem jeweils dargestellten Abschnitt von s (so dass z. B. für s = 2 die Höhe des blauen Balkens ebenfalls den Wert 2 annimmt). 
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Abbildung 32: Szenario B3:C/F gegenüber Referenzszenario B1: Veränderung des durchschnittlichen 

Spielraums bzw. Modelleinkommens (ds = dm, Auswertung für 2027) 
 
Es zeigt sich, dass die absolute Abnahme von ds in Szenario B3 weitgehend mit wachsendem Spielraum s 
zunimmt. Konkret steigt der Absolutwert dieser Abnahme von 0,02 bis 0,09 an, im letzten Balken (der alle 
höheren Einkommen zusammenfasst) beträgt er sogar ca. 0,13. Das heißt, dass die durch die Klimaschutz-
maßnahmen verursachten Einbußen gegenüber dem Referenzszenario zwischen 2 % und 13 % des Regelbe-
darfs in der Grundsicherung (gegebenenfalls zuzüglich eines Mehrbedarfs für Alleinerziehende) betragen. 
Die zentrale Bewertungsgröße ist aber, wie in Kapitel 1.6 erläutert, nicht der absolute Spielraum s oder des-
sen absolute Veränderung ds, sondern der relative Spielraum sRel, der hier als Quotient von s im Betrach-
tungsszenario zum entsprechenden Wert im Referenzszenario definiert ist, im vorliegenden Fall also als Quo-
tient sRel = sB3 / sB1. 
Dieser Zusammenhang ist in Abbildung 33 zu sehen. Der äußerste linke Balken ist dabei hier und im Folgen-
den aufgrund der fehlenden Anschaulichkeit negativer Werte von sRel (vgl. Kapitel 1.6) in der Darstellung 
weggelassen worden. 
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Abbildung 33: Szenario B3:C/F gegenüber (Referenz-) Szenario B1: Durchschnittlicher relativer Spielraum 

sRel (2027) 
 
Die rote Linie zeigt zum Vergleich den Mittelwert über alle Abschnitte (sRel = 0,975)139, d. h. der Spielraum 
sinkt aufgrund des Heizkostenanstiegs über alle Einkommensbereiche im Mittel auf rund 97,5 % des Ver-
gleichswerts im Referenzszenario. Allerdings verteilen sich die relativen Einbußen sehr unterschiedlich: In 
den unteren Klassen des Modelleinkommens bzw. Spielraums liegt sRel deutlich unter dem Mittelwert. So 
lässt der ganz links stehende Balken einen Wert von unter 0,74 erkennen, d. h. der finanzielle Spielraum s 
hat sich hier im Szenario 2 gegenüber dem Referenzszenario um mehr als ein Viertel vermindert. Bei den 
hohen Einkommen (Balken rechts) fallen die relativen Änderungen gegenüber dem Referenzszenario dage-
gen geringer aus. Der Mittelwert von 0,976 wird bei wachsendem Einkommen immer stärker überschritten: 
Die Haushalte verlieren hier also deutlich weniger als 2,5 % ihres ursprünglichen Spielraums aus dem Refe-
renzszenario. 
Insgesamt wird an dieser Stelle die besondere Sensitivität einkommensschwacher Haushalte bezüglich Ko-
stensteigerungen deutlich: Trotz der mit wachsendem Einkommen und Spielraum ansteigenden Werten der 
absolute Einbuße ds (s. vorherige Abbildung 32) fällt die relative Belastung niedriger Einkommen überdurch-
schnittlich hoch aus, während sehr hohe Einkommen (gemessen an ihrem Spielraum im Referenzszenario) 
kaum merkliche relative Einbußen erfahren. 
Die entsprechenden Ergebnisse für die weiteren Basisszenarien sind in den folgenden Abbildungen darge-
stellt.  
 

                                                           
139  Der Mittelwert ist hier definiert als: (Summe aller Modelleinkommen m / Summe aller Haushalte) - 1 
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Abbildung 34: Szenario B2:BAU gegenüber (Referenz-) Szenario B1: Durchschnittlicher relativer Spiel-

raum sRel (2027) 
Für das „Business-as-usual”-Szenario B2 zeigt sich in Abbildung 34 ein ähnlicher Verlauf wie für Szenario B3 
in der Abbildung zuvor. Allerdings sind – entsprechend geringerer Fortschritte beim Klimaschutz und somit 
geringerer Gesamtkosten – die Einbußen bei sRel im Mittel und im gesamten Bereich geringer.  
 

 
Abbildung 35: Szenario B4:C/F/Kp gegenüber (Referenz-) Szenario B1: Durchschnittlicher relativer Spiel-

raum sRel (2027) 
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Das Szenario B4 entspricht (ebenso wie das folgende Szenario B5) hinsichtlich der Klimaschutzmaßnahmen 
dem Szenario B3 (vgl. Kapitel 3.2.3). Der Mittelwert für sRel (rote Linie) liegt dementsprechend auch hier bei 
etwa 0,975. Der entscheidende Unterschied der Szenarien B4 und B5 zu Szenario B3 ist aber darin zu sehen, 
dass nun das Klimageld und im Nachgang ein erhöhter Klima-Soli zum Tragen kommen. Im Detail sind die 
Auswirkungen je Ausgangswert des Spielraums s daher in Szenario B4 deutlich anders als in Szenario B3: Die 
Balkenhöhen sind insgesamt viel gleichmäßiger verteilt. Der erste Wert ganz links liegt bei 0,933, d. h. der 
Spielraum s sinkt hier um weniger als 7 % gegenüber dem Referenzszenario. Mit steigendem Spielraum wer-
den nun im unteren Einkommensbereich Werte oberhalb des Mittelwerts (rote Linie) erreicht, dabei findet 
eine Annäherung an den Wert 1 (keine Änderung gegenüber dem Referenzszenario) statt. In Richtung auf 
höhere Werte von s sinken die Werte von sRel wieder ab, verbleiben aber in der Nähe des Mittelwerts. 

 
Abbildung 36: Szenario B5:C/F/Kd gegenüber (Referenz-) Szenario B1: Durchschnittlicher relativer Spiel-

raum sRel (2027) 
 
Der Verlauf für Szenario B5 in Abbildung 36 mit differenziertem Klimageld zeigt ein ganz ähnliches Bild mit 
noch etwas günstigerer Situation für die niedrigen Einkommen: Der erste dargestellte Balken links liegt mit 
sRel = 0,97 schon fast auf der Höhe des Mittelwerts (rote Linie), anschließend wird der Wert sRel = 1 fast genau 
erreicht, bevor auch hier die Werte allmählich wieder auf das Niveau des Mittelwerts und leicht darunter 
absinken. 
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Abbildung 37: Szenario B6:C/Kp gegenüber (Referenz-) Szenario B1: Durchschnittlicher relativer Spiel-

raum sRel (2027) 
 
Demgegenüber ist der Verlauf der Balkenhöhen in Szenario B6 (mit CO2-Bepreisung und Klimageld-Kopfpau-
schale, aber ohne Förderung) wieder eher mit den Szenarien B2 und B3 vergleichbar: Im Bereich niedriger 
Einkommen sind deutlich höhere Einbußen beim relativen Spielraum zu verzeichnen (mit einem Minimum 
ganz links von 0,86), während sich die hohen Einkommen dem Wert 1 annähern. Der Mittelwert (rote Linie) 
liegt hier bei ca. 0,99, d. h. der finanzielle Spielraum wird gegenüber dem Referenzszenario im Mittel nur 
etwa um 1 % reduziert. Hier kommt der bereits erwähnte Effekt zum Tragen, dass die CO2-Bepreisung gene-
rell auf die Realisierung derjenigen Maßnahmen mit den niedrigsten Klimaschutzkosten hinwirkt. Dies gilt 
allerdings wie ebenfalls schon beschrieben nur im Hinblick auf den jeweiligen (hier sehr kurzen) Untersu-
chungszeitraum und ohne Berücksichtigung der darüber hinausgehenden Notwendigkeiten zur Erreichung 
zusätzlicher Treibhausgasminderungen bei Einhaltung weiterer Randbedingungen wie insbesondere der be-
grenzten Biomasse-Potentiale.  
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Abbildung 38: Szenario B7 gegenüber (Referenz-) Szenario B1: Durchschnittlicher relativer Spielraum sRel 

(2027) 
Szenario B7 entspricht von den durchgeführten Maßnahmen her wiederum dem Szenario B6. Durch die Dif-
ferenzierung des Klimageldes wird hier aber ein ausgeglicheneres, also insbesondere im Niedrigeinkommens-
bereich günstigeres Resultat für die Bewertungsgröße sRel erreicht. Der Minimalwert für den ersten Balken 
links beträgt nun knapp 0,94, bei etwas höheren Einkommen wird sogar die Grenze sRel = 1 knapp überschrit-
ten, bevor die Werte dann bei höheren Einkommen wieder absinken.  

 
Abbildung 39: Szenario B8 gegenüber (Referenz-) Szenario B1: Durchschnittlicher relativer Spielraum sRel 

(2027) 
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Einen deutlich anderen Verlauf der Balkenreihe als in den vorangehenden Fällen zeigt sich in Abbildung 39 
für das Szenario B8 (mit Förderung, ohne zusätzliche CO2-Bepreisung und ohne Klimageld). Der zusätzliche 
Klimaschutz wird hier allein durch eine entsprechend erhöhte Förderung geleistet und diese allein durch den 
Klima-Soli getragen. Dieser führt – in der hier untersuchten Ausgestaltung – zu einer deutlichen Besserstel-
lung der niedrigen Einkommen in Bezug auf die Bewertungsgröße sRel, während der Betrag bei höheren Ein-
kommen deutlich absinkt. Der Mittelwert von sRel nimmt dabei im Szenario B8 mit rund 0,96 den niedrigsten 
Wert von allen Basisszenarien an. 

3.2.7 Untersuchung der Verlierer innerhalb der Privathaushalte 
Bei allen bisherigen Untersuchungen und Abbildungen zu den Transferhöhen (nach Einkommensquintilen) 
und zu den Resultaten für das relative Einkommen (nach Abschnitten von s) ist zu beachten, dass immer 
Mittelwerte für die einzelnen Untersuchungssegmente betrachtet wurden, hinter denen sich jeweils sehr 
unterschiedliche Einzelwerte für die jeweiligen individuellen Haushalte verbergen können. Wenn also bei-
spielsweise wie in der letzten Abbildung 39 im Niedrigeinkommensbereich Werte von sRel > 1 auftreten, so 
lässt sich zwar einerseits folgern, dass dieses Einkommenssegment im Mittel gegenüber dem Referenzszena-
rio sogar gewonnen hat, d. h. also die darin liegenden Haushalte trotz der insgesamt mit dem Klimaschutz 
verbundenen Kosten ihren Spielraum vergrößern konnten. Andererseits ist damit aber keineswegs gesagt, 
dass dies für alle Haushalte in diesem Segment zutrifft. Vielmehr kann es sein, dass sich innerhalb vieler Ge-
winner noch sehr viele Verlierer befinden, die im Vergleich zum Referenzfall womöglich sogar erhebliche 
Einbußen hinnehmen müssen.  
Um diesen Aspekt näher untersuchen zu können, wurden in Kapitel 1.6 drei Kategorien von „Verliererhaus-
halten“ eingeführt. Die Definitionen mit zwei jeweils gleichzeitig zu erfüllenden Bedingungen140 sind hier 
noch einmal kurz wiedergegeben: 

• deutliche Verlierer: sRel < 0,9 (bei s > 0) UND ds < 0,05 
• merkliche Verlierer: sRel < 0,95 (bei s > 0) UND ds < 0,025 
• signifikante Verlierer: sRel < 0,975 (bei s > 0) UND ds < 0,0125 

 
Die deutlichen Verlierer sind also mit einem relativen Verlust von 10 % (bezogen auf den Spielraum im Refe-
renzszenario) und einem absoluten Verlust von 5 % (bezogen auf das Existenzminimum ohne Wohnkosten) 
am stärksten betroffen. Gleichzeitig sind sie in den nachfolgenden Kategorien mitenthalten, wie auch die 
merklichen eine Teilmenge der signifikanten Verlierer sind. 
Die folgenden Auswertungen werden das größere Gewicht auf die obere und mittlere Kategorie, also die 
deutlichen und merklichen Verlierer, legen, dabei aber die signifikanten Verlierer – mit den geringsten abso-
luten und relativen Einbußen beim finanziellen Spielraum – weitgehend mitbetrachten. 
Tabelle 6 und Abbildung 40 geben für die Basisszenarien einen Überblick über die Anteile der einzelnen Ka-
tegorien innerhalb der Menge aller Privathaushalte. 
 

 

                                                           
140  Die Verknüpfung erfolgt also mit einem logischen „UND“, wobei die erste Bedingung für sRel allerdings nur in Fällen mit positivem 

Wert von s zu erfüllen ist, während die zweite Bedingung für ds generell gültig ist. 

Anteile der Verliererhaushalte in den Basisszenarien
B2:BAU B3:C/F B4:C/F/Kp B5:C/F/Kd B6:C/Kp B7:C/Kd B8:F

deutliche Verlierer 1,1% 6,9% 3,1% 2,8% 7,1% 6,3% 1,1%
merkliche Verlierer 4,9% 19,4% 10,1% 9,8% 13,6% 12,4% 19,1%
signifikante Verlierer 14,7% 41,9% 34,7% 34,8% 22,0% 20,8% 42,1%

Tabelle 6:  Basisszenarien: Anteile der deutlichen, merklichen und signifikanten Verlierer an der Gesamt-
heit der privaten Haushalte (2027) 
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Abbildung 40: Basisszenarien: Anteile der deutlichen, merklichen und signifikanten Verlierer an der Ge-

samtheit der privaten Haushalte (2027) 
 
Basisszenario B2 weist durchgängig die niedrigsten Verliereranteile auf, ist allerdings bezüglich der Klima-
schutzambitionen deutlich schwächer als die Szenarien B3 bis B8. Unter diesen schneiden bei den deutlichen 
Verlierern (mit rund 3 %) und den merklichen Verlierern (mit rund 10 %) die Szenarien B4 und B5 relativ gut 
ab141. Dies gilt insbesondere auch im Vergleich mit dem Szenario B3, bei dem die gleichen Klimaschutzinstru-
mente (CO2-Bepreisung und Förderung) mit den gleichen Resultaten für die Klimaschutzinvestitionen ange-
wendet werden. Hier liegen alle Verliereranteile (auch die der signifikanten Verlierer) deutlich höher. Der 
wesentliche Unterschied ist – wie schon erwähnt – darin zu sehen, dass in Szenario 3 eine direkte Verrech-
nung der Einnahmen aus der CO2-Bepreisung mit den Ausgaben für die Förderung stattfindet, während in 
den Szenarien 4 und 5 diese Einnahmen zunächst über das Klimageld an die Privathaushalte zurückgegeben 
werden, während die Förderung weitgehend durch den Klima-Soli finanziert wird. 
Auch in den Szenarien 6 und 7 (mit CO2-Bepreisung, ohne Förderung) liegen die Anteile der deutlichen und 
merklichen Verlierer höher als in den Szenarien 4 und 5: Die deutlich höhere CO2-Bepreisung wird hier mit 
dem Klimageld direkt zurückgegeben. Dem Klima-Soli wird nur in Szenario 7 mit der differenzierten Variante 
des Klimageldes zur Finanzierung der hierbei auftretenden zusätzlichen Ausgaben bei niedrigeren Einkom-
men benötigt – aber auch hier nur in relativ geringem Umfang (siehe Abbildung 25). Gegenüber Szenario 6 
ergeben sich durch das differenzierte Klimageld gegenüber der Kopfpauschale leichte Vorteile. 
Um so stärker ist die Rolle des Klima-Soli in Szenario 8, wo er zur Finanzierung der gegenüber den anderen 
Szenarien erheblich erhöhten Fördermittel dient. Hinsichtlich der deutlichen Verlierer ergeben sich mit ei-
nem Anteil von nur rund 1 % Vorteile gegenüber allen anderen Szenarien, hinsichtlich der merklichen und 
signifikanten Verlierer sind die Ergebnisse mit Anteilen von ungefähr 19 % bzw. 42 % dagegen weniger gün-
stig.  

                                                           
141  Dabei bestehen Vorteile für Szenario B5 gegenüber Szenario B4, allerdings in eher geringem Umfang. 
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In Abbildung 41 bis Abbildung 43 sind die Anteile der deutlichen, merklichen und signifikanten Verlierer se-
parat dargestellt, und zwar differenziert nach den Einkommensquintilen (gemessen am Modelleinkommen 
m bzw. Spielraum s), die bereits für die Darstellung in Abbildung 26 ff. verwendet wurden.  

 
Abbildung 41: Basisszenarien: Anteile der deutlichen Verlierer in den einzelnen Einkommensquintilen 

(2027) 
 
Abbildung 41 zeigt, dass sich die deutlichen Verlierer (mit Ausnahme von Szenario B8) weitgehend in den 
beiden untersten Einkommensquintilen konzentrieren. 
Die folgende Abbildung 42 macht deutlich, dass auch die merklichen Verlierer mit höheren Anteilen in den 
unteren Einkommensquintilen auftreten. Szenario B8 bildet hier wiederum die Ausnahme mit nun stark ent-
gegengesetztem Verlauf. 



                                                                                                                                                                 

 144 

 
Abbildung 42: Basisszenarien: Anteile der merklichen Verlierer in den einzelnen Einkommensquintilen 

(2027) 
Für die signifikanten Verlierer zeigt Abbildung 43 ein teils verändertes Bild: In denjenigen Szenarien, in denen 
der Klima-Soli eine erhebliche Rolle spielt (neben Szenario B8 auch die Szenarien B4 und B5), liegen nun die 
höchsten Anteile in den beiden oberen Einkommensquintilen. Demgegenüber bleiben in den weiteren Sze-
narien (B2, B3, B6 und B7) auch die signifikanten Verlierer in den unteren Einkommensquintilen stärker ver-
treten. 

 
Abbildung 43: Basisszenarien: Anteile der signifikanten Verlierer in den einzelnen Einkommensquintilen 

(2027) 
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Insgesamt zeigt sich also, dass die Szenarien, in denen alle vier betrachteten Maßnahmen eine relevante 
Rolle spielen, nämlich die CO2-Bepreisung und Förderung auf Seiten der Klimaschutzinstrumente sowie das 
Klimageld und der Klima-Soli auf Seiten der Instrumente für Finanzierung und sozialen Ausgleich, insgesamt 
die günstigsten und am besten ausgewogenen Resultate hinsichtlich der mittleren Kategorie der merklichen 
Verlierer aufweisen. Auch bei den deutlichen Verlierern sind die Ergebnisse relativ günstig, außer im Ver-
gleich mit dem „Förderszenario“ B8, welches allerdings in den beiden anderen Kategorien, also bei den merk-
lichen und signifikanten Verlierern, die Belastungen stark auf die hohen Einkommen verschiebt. 
Insbesondere ist festzuhalten, dass eine direkte Finanzierung der Fördermaßnahmen durch die CO2-Beprei-
sung (Szenario B3) ungünstigere Ergebnisse mit sich bringt als das zweistufige Vorgehen in den Szenarien 4 
und 5, d. h. eine Rückverteilung der Einnahmen aus der CO2-Bepreisung durch ein Klimageld sowie die Finan-
zierung der Förderung (sowie gegebenenfalls eines erhöhten Klimageldes wie in Szenario 5) durch den Klima-
Soli. Offensichtlich ist es für die Erreichung einer Entlastung der unteren Einkommen von wesentlicher Be-
deutung, dass das nach dem Einkommen (hier: nach der Einkommensteuer) differenzierte Instrument des 
Klima-Soli mit der dadurch ausgelösten Verteilungswirkung tatsächlich zum Tragen kommt.  
Als Ursache dafür, dass ein Privathaushalt zum „Verlierer“ wird, kann nicht zuletzt der Energieverbrauch eine 
wichtige Rolle spielen: Insbesondere bei Einführung der zusätzlichen CO2-Bepreisung sind Haushalte mit ho-
hem Verbrauch stärker betroffen. Für die genauere Analyse werden im Folgenden zwei Haushaltskennwerte 
näher betrachtet, zum einen die flächenspezifischen jährlichen Heizosten (in €/m²a) und zum anderen die 
Wohnfläche pro Person (m²/P). Als „Risikofaktoren“ für hohe Wohnkosten werden die oberen Terzile der 
beiden Einzelkennwerte angenommen, d. h. es werden diejenigen Haushalte gesondert betrachtet, die im 
jeweiligen Szenario im Hinblick auf die flächenbezogenen Heizkosten bzw. den Pro-Kopf-Flächenverbrauch 
im oberen Terzil aller Haushalte in Deutschland liegen. 
Miteinander multipliziert ergeben sich aus den beiden Kenngrößen die jährlichen Energiekosten pro Person 
(in € pro Person und Jahr), also der „eigentliche“ Risikofaktor. Die Aufteilung auf zwei Größen erlaubt hier 
eine differenziertere Unterscheidung nach einer wohnflächenbezogenen „Energiekosteneffizienz“ einer-
seits142 und dem Wohnflächenkonsum andererseits. 
Tabelle 7 zeigt die Ergebnisse für die jeweiligen Basisszenarien B2 bis B8. Die beiden Risikofaktoren sind hier 
als „Ineffizienz“ (Heizkosten pro Wohnfläche im obersten Terzil aller Haushalte) und „Wohnfläche“ (Wohn-
fläche pro Person im obersten Terzil) bezeichnet. Darüber hinaus bezeichnet „mind. 1“ den Anteil der Haus-
halte, in denen mindestens einer dieser beiden Faktoren auftritt. Die angegebenen prozentualen Anteile der 
Risikofaktoren beziehen sich jeweils auf alle Haushalte, die zu der jeweiligen Verlierergruppe gehören. So 
zeigt beispielsweise der erste Zahlenwert oben links an, dass im Szenario B2 innerhalb der Teilmenge der 
Haushalte, die zu den merklichen Verlierern gehören, auf 75 % der Risikofaktor „Ineffizienz“ zutrifft, d. h. drei 
Viertel der merklichen Verlierer liegen mit ihren flächenbezogenen warmen Betriebskosten im obersten Ter-
zil aller Haushalte. Diese Eigenschaft der „Ineffizienz“, die im Gesamtbestand entsprechend der Terzileintei-
lung auf ein Drittel der Haushalte zutrifft, ist hier überdurchschnittlich vertreten. Es handelt sich also in die-
sem Sinne tatsächlich um einen Risikofaktor. 
 

                                                           
142  Es ist hier daran zu erinnern, dass im Mikrosimulationsmodell der Energieverbrauch und damit die Energiekosten außer vom 

energetischen Gebäudezustand auch von einem „Zufallsfaktor“ abhängen, der insbesondere das Nutzerverhalten abbildet. Dar-
über hinaus ist der Preis der verwendeten Energieträger relevant. 
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Tabelle 7:  Basisszenarien: Anteile der Haushalte mit vorhandenen Risikofaktoren innerhalb der jeweili-

gen Verlierergruppe (2027)  
 
Überdurchschnittliche Anteile der einzelnen Risikofaktoren (also Werte über 33 %) finden sich durchgehend 
fast in der gesamten Tabelle, sehr deutlich jedenfalls in den Szenarien B2 bis B7 mit erhöhter CO2-Bepreisung. 
Innerhalb der mittleren Kategorie der merklichen Verlierer sind hier zumeist 95 % und mehr Haushalte be-
troffen. Im Szenario B3 liegen die Prozentwerte etwas niedriger, allerdings zählen hier absolut gesehen deut-
lich mehr Haushalte zu den merklichen Verlierern (vgl. Abbildung 40)143. Besonders hohe Anteile haben die 
Risikofaktoren in der Gruppe der deutlichen Verlierer, etwas geringere in der Kategorie der signifikanten 
Verlierer. Im Szenario B8 (mit Förderung, ohne CO2-Bepreisung) liegen die Anteile der Risikofaktoren deutlich 
niedriger, im Fall der „Ineffizienz“ bei den merklichen Verlierern ist sogar ein knapp unterdurchschnittlicher 
Wert zu verzeichnen. Die Besonderheit in diesem Szenario liegt darin, dass für die zusätzliche finanzielle Be-
lastung der Privathaushalte vor allem der Klima-Soli zum Tragen kommt, der in erster Linie einkommens-
starke Haushalten betrifft (bei denen gleichzeitig höhere Durchschnittswerte der Pro-Kopf-Wohnfläche vor-
liegen144).  
Weitere Untersuchungen zeigen, dass es sich bei den Verlierern sehr häufig um Haushalte handelt, in denen 
Ansprüche auf Sozialleistungen bestehen, diese aber nicht in Anspruch genommen werden. Diese Frage soll 
am Beispiel des Szenarios B3 mit seinen besonders hohen Verliereranteilen näher untersucht werden: 19,4 % 
der Haushalte zählen hier zu den merklichen Verlierern, von diesen wiederum trifft auf 56,1 % (also 10,9 % 
aller Haushalte) zusätzlich die Eigenschaft zu, dass bestehende Ansprüche im Rahmen von Grundsicherung, 
Wohngeld oder Kinderzuschlag nicht realisiert werden. Ein hoher Anteil von Haushalten mit nicht realisierten 
Sozialleistungsansprüchen könnte einerseits auf einen zusätzlichen Risikofaktor hindeuten, andererseits aber 
auch darin begründet sein, dass die merklichen Verlierer im Szenario B3 sehr überwiegend im Niedrigein-
kommensbereich zu finden sind, wie Abbildung 42 zeigt.  
Davon ausgehend werden nun zwei weitere Untersuchungen durchgeführt, in denen (allein für theoretische 
Zwecke) eine Vollinanspruchnahme der Sozialleistungsansprüche angenommen wird:  

• „Voll_B3_B1“: In der ersten Untersuchung mit dem Kürzel „Voll_B3_B1“ gilt die Vollinanspruch-
nahme sowohl für das Szenario B3 als auch für das Referenzszenario B1, welches immer als Ver-
gleichsmaßstab für die Einordnung in eine Verliererkategorie dient. Diese Untersuchung entspräche 

                                                           
143  Der Anteil der merklichen Verlierer liegt in Szenario B3 bei ca. 19 %, von denen 80 % mindestens einen der beiden Risikofaktoren 

aufweisen. Auf alle Haushalte bezogen, sind dies ca. 15 %. In den Szenarien B4 und B5 gibt es dagegen überhaupt nur ca. 10 % 
merkliche Verlierer, von denen nun aber jeweils 96 % (also der überwiegende Anteil) von mindestens einem Risikofaktor betrof-
fen ist.  

144  So beträgt die Wohnfläche pro Person in den beiden untersten Quintilen des Modelleinkommens ca. 42 m²/P, in den folgenden 
drei Quintilen sind es 47, 51 bzw. 57 m²/P, im Mittel insgesamt 47 m²/P. Die Wohnfläche pro Person korreliert also mit dem für 
den Klima-Soli eigentlich relevanten „Risikofaktor Einkommen“. 

Anteile der Haushalte mit Risikofaktoren innerhalb der jeweiligen Verlierergruppe
Verlierergruppe

merkliche deutliche signifikante
Risikofaktoren

"Ineffizienz" "Wohnfläche" "mind. 1" "mind. 1" "mind. 1"
B2:BAU 75% 71% 95% 99% 84%
B3:C/F 57% 50% 80% 93% 72%
B4:C/F/Kp 70% 77% 96% 98% 81%
B5:C/F/Kd 69% 79% 96% 97% 79%
B6:C/Kp 76% 68% 96% 98% 94%
B7:C/Kd 78% 72% 97% 98% 96%
B8:F 29% 52% 67% 89% 58%
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also der Annahme, dass zukünftig generell deutlich höhere Inanspruchnahmequoten bei den Sozial-
leistungen (hier in der idealisierten Form einer Vollinanspruchnahme) realisiert werden können.  

• „Voll_B3“: In der zweiten Untersuchung wird die Vollinanspruchnahme nur bei Szenario B3 unter-
stellt, während im Referenzszenario weiterhin die ursprünglichen Inanspruchnahmequoten ange-
setzt werden. Hier wird also der Fall betrachtet, dass die gestiegenen Klimaschutzkosten für die je-
weiligen Haushalte den Anlass darstellen, ihre bisher „liegengelassenen“ Ansprüche nun tatsächlich 
zu realisieren. 

Tabelle 8 zeigt für das ursprüngliche Szenario B3 und die beiden neuen Untersuchungskonstellationen die 
resultierenden Anteile der merklichen Verlierer insgesamt und in den jeweiligen Einkommensquintilen (mit 
der Quintileinteilung wiederum auf Basis des Modelleinkommens m im Referenzszenario). 
 

 
Tabelle 8:  Untersuchung von Varianten des Szenarios B3: Anteile der merklichen Verlierer insgesamt und 

nach Einkommensquintilen (2027)  
 
Im Vergleich der zweiten und ersten Tabellenzeile mit dem Fall „Voll_B3_B1“ und dem ursprünglichen Sze-
nario B3 zeigt sich, dass bei genereller Vollinanspruchnahme von Sozialleistungen tatsächlich eine Abnahme 
des Anteils der merklichen Verlierer um 1,9 % aller Haushalte (von 19,4 % auf 17,5 %) stattfindet, und zwar 
insbesondere in den unteren Einkommensquintilen. Man kann hier also im Fall der Nichtinanspruchnahme 
von Sozialleistungen von einem begrenzten weiteren Risikofaktor für die Einordnung als merklicher Verlierer 
sprechen – begrenzt deshalb, weil die festgestellte Abnahme um 1,9 % angesichts von ursprünglich 10,9 % 
Haushalten mit nicht realisierten Ansprüchen auch wiederum nicht sehr groß erscheint.  
Ganz anders stellt sich die Situation beim Vergleich der dritten und der ersten Zeile, also der Fälle „Voll_B3“ 
und B3, dar: Hier findet tatsächlich eine erhebliche Verminderung der Anteile der Verliererhaushalte in den 
ersten beiden Einkommensquintilen statt, allerdings um den Preis eines gravierenden Anstiegs in den höhe-
ren Quintilen, so dass insgesamt der Anteil der merklichen Verlierer stark zunimmt (von 19,4 % auf 32,8 %). 
Der Grund liegt darin, dass die im Szenario B3 (nicht aber im Referenzszenario B1) zusätzlich beanspruchten 
Sozialleistungen einerseits zu einer deutlichen Verbesserung der Einkommenssituation der betroffenen ein-
kommensschwachen Haushalte führen, diese erheblichen zusätzlichen Leistungen aber andererseits durch 
die höheren Einkommensklassen gegenfinanziert werden müssen.  

3.2.8 Situation der Selbstnutzer, Mieter und Vermieter 
Die folgenden Abbildungen zeigen die Änderungen der finanziellen Situation der drei Akteursgruppen Selbst-
nutzer, Mieter und Vermieter am Ende der Simulationsperiode im Jahr 2027. Dargestellt sind die Mehr- und 
Mindereinnahmen gegenüber dem Referenzszenario. Bei der Interpretation sind zwei Aspekte zu beachten: 
Erstens handelt es sich um Gesamtergebnisse ohne eine Bewertung der individuellen Situation der einzelnen 
Akteure: Auch bei in der Summe erscheinenden Mehreinnahmen können sich in der jeweiligen Ak-
teursgruppe auch individuelle Verlierer befinden, wie der Vergleich mit Kapitel 3.2.7 zeigt. Zweitens ist darauf 
hinzuweisen, dass es sich um eine Momentaufnahme handelt: Einige der dargestellten Kostenpunkte haben 
eine im Zeitverlauf deutlich steigende bzw. fallende Tendenz. Dies gilt insbesondere für die annuisierten 
Mehrinvestitionen145, die von Jahr zu Jahr aufgrund der aktuell durchgeführten Modernisierungsmaßnahmen 

                                                           
145  Die Investitionen verstehen sich hier abzüglich der jeweiligen (ebenfalls annuisierten) Förderbeträge. Mit den annuisierten 

„Mehrinvestitionen“ sind die Differenzbeträge gegenüber den reinen Sanierungsinvestitionen, d. h. die annuisierten 

Szenario B3: Anteile der merklichen Verlierer  insgesamt und in den Einkommensquintilen
insgesamt 1. Quintil 2. Quintil 3. Quintil 4. Quintil 5. Quintil

B3 19,4% 43,5% 37,8% 11,8% 3,5% 0,5%
Voll_B3_B1 17,5% 37,8% 33,3% 12,4% 3,5% 0,5%

Voll_B3 32,8% 11,7% 23,5% 26,9% 38,8% 63,4%
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absolut ansteigen, und für die warmen Betriebskosten, die aufgrund der jährlich eingesparten Heizkosten in 
der Regel eine entsprechend fallende Tendenz aufweisen. Diese zeitlichen Entwicklungen werden in Kapitel 
3.3.1 noch separat untersucht. 
Abbildung 44 zeigt die Situation für die selbstnutzenden Eigentümer (im Modell: ca. 18,6 Mio. Haushalte mit 
41,6 Mio. Personen und einer Wohnfläche von 2,25 Mrd. m²). Mehreinnahmen gegenüber dem Referenzsze-
nario sind hier und in den folgenden Abbildungen positiv, Mindereinnahmen negativ dargestellt. 

 
Abbildung 44: Basisszenarien: Mehr-/Mindereinnahmen der selbstnutzenden Gebäude-/Wohnungsei-

gentümer: Differenzen zum Referenzszenario (2027) 
 
In allen Szenarien B2 bis B8 überwiegen in Summe die als negative Werte nach unten abgetragenen Minder-
einnahmen bzw. Mehrkosten. Es liegt also immer eine Netto-Kostenbelastung der Eigentümer vor.  
Als Haupt-Kostenpunkte sind die neuen Transfersysteme (orange markiert: Klima-Soli negativ, Klimageld po-
sitiv) und die Änderungen der warmen Betriebskosten (grün markiert: insbesondere Heizkosten) zu erken-
nen. Trotz der energetischen Modernisierungsmaßnahmen (die im Betrachtungszeitraum 2024-2027 nur ei-
nen kleineren Teil der Gebäude betreffen) sind die Heizkosten in den Szenarien B2 bis B7 wegen der CO2-
Bepreisung insgesamt höher als im Referenzszenario146. Die Kosten für die Klimaschutzinvestitionen (hellblau 
markiert) spielen wegen der geringen Modernisierungsanteile ebenfalls keine entscheidende Rolle. In den 
Szenarien B2 und B8 sind hier sogar Mehreinnahmen (also: Minderausgaben) gegenüber dem Referenzsze-
nario zu verzeichnen. Der Grund liegt darin, dass im Referenzszenario ebenfalls energetische Modernisie-
rungsmaßnahmen stattfinden (z. B. im Zusammenhang mit ohnehin notwendigen Maßnahmen wie Fenster-
austausch oder Heizungserneuerung), allerdings ohne dass Fördermittel gezahlt werden. Diese Maßnahmen 

                                                           
Klimaschutzinvestitionen, gemeint. Da für alle Ergebnisgrößen immer die Differenzen zum Referenzszenario B1 (mit gleichen Sa-
nierungsmaßnahmen) angegeben werden, würden sich für die annuisierten Gesamtinvestitionen (inklusive Sanierungsmaßnah-
men) die gleichen Werte ergeben. 

146  Der leichte absolute Anstieg der Unterkunftskosten (violett) ist wegen sonst konstanter Randbedingungen für die Selbstnutzer 
durch einen ebenfalls durch den CO2-Preis begründeten Anstieg der Kosten für die elektrische Hilfsenergie (z. B. für Umwälzpum-
pen) bedingt. Dieser Kostenpunkt wird im Modell bei den Unterkunftskosten subsumiert. Die unmittelbar für die Wärmeerzeu-
gung eingesetzte elektrische Energie (in Wärmepumpen oder direktelektrischen Wärmeversorgungssystemen) ist dagegen in den 
warmen Betriebskosten enthalten. 
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(sowie weitere) werden auch in den anderen Szenarien durchgeführt, wobei nun aber bei Inanspruchnahme 
der Förderung alle Maßnahmen (auch die bisherigen) finanziell unterstützt werden. 
Da die Nettoeinkommen der Haushalte (vor Transfermaßnahmen) in allen Szenarien identisch angenommen 
werden, treten hier keine Differenzen auf, so dass die entsprechenden (laut Legende: dunkelblauen) Balken 
im Diagramm nicht sichtbar sind. Auch die Änderungen in den Sozialleistungen (rote Balken) fallen kaum ins 
Gewicht.  
Eine entsprechende Darstellung aus Sicht der Mieter zeigt Abbildung 44 (für 22,4 Mio. Mieterhaushalte mit 
39,4 Mio. Haushaltsmitgliedern und einer Wohnfläche von 1,58 Mrd. m²). 

 
Abbildung 45: Basisszenarien: Mehr-/Mindereinnahmen der Mieter: Differenzen zum Referenzszenario 

(2027) 
 
Neben den Änderungen in den warmen Betriebskosten und bei den neuen Transfersystemen (grün und oran-
gefarben markiert) fallen hier auch die veränderten Unterkunftskosten (lila markiert) ins Gewicht, die auf 
Mietsteigerungen nach energetischer Modernisierung zurückzuführen sind. Daneben spielen auch Änderun-
gen in den Sozialleistungen eine etwas größere Rolle (rot markiert), während Investitionskosten im Fall der 
Mieter naturgemäß nicht auftreten. 
Im Vergleich zu den Selbstnutzern in der vorherigen Abbildung sind deutliche Unterschiede zu erkennen: 
Obwohl im Fall der Mieter die Wohnfläche ähnlich groß und die Personen- und Haushaltszahl größer ist, sind 
die Mehrkosten aufgrund der CO2-Bepreisung in Summe niedriger. Dies ist vor allem durch den im Vergleich 
geringeren flächenbezogenen Energieverbrauch von Mehrfamilienhäusern gegenüber den (vor allem von 
Selbstnutzern bewohnten) Einfamilienhäusern zu erklären. Darüber hinaus sind die Ergebnisse bei den neuen 
Transfersystemen günstiger: Insbesondere die Beiträge zum Klima-Soli fallen aufgrund der bei Mietern ge-
ringeren Durchschnittseinkommen niedriger aus als bei den Selbstnutzern, während beim Klimageld im Fall 
der Kopfpauschale die gleichen, beim nach dem Einkommen differenzierten Klimageld dagegen höhere Be-
träge pro Person erreicht werden. Im Resultat führen diese Unterschiede dazu, dass in den Szenarien 6 und 
7 die Einnahmen aus dem Klimageld die Mehrausgaben für Heiz- und Unterkunftskosten deutlich überstei-
gen, die Mieter also in Summe gesehen Kostenvorteile gegenüber dem Referenzszenario haben. 
Abbildung 46 zeigt die Situation aus Sicht der Vermieter. 
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Abbildung 46: Basisszenarien: Mehr-/Mindereinnahmen der Vermieter: Differenzen zum Referenzszena-

rio (2027) 
 
Hier überwiegen in allen Fällen die zusätzlichen Mieteinnahmen die (meist negativen) Differenzkosten bei 
den annuisierten Investitionen. Für die Vermieter ergibt sich also in allen Szenarien ein positives Ergebnis 
gegenüber dem Referenzfall. Dieses Resultat folgt aus den in Kapitel 1.3.4 beschriebenen Ansätzen zur Mo-
dellierung der Modernisierungsentscheidung: Vermieter werden als unternehmerisch tätige Akteure ver-
standen, die ihre Entscheidung für oder gegen energetische Modernisierungsmaßnahmen an dem Grundsatz 
der Gewinnmaximierung ausrichten. Insofern werden nur solche Maßnahmen zusätzlich durchgeführt, in de-
nen die Mehreinnahmen die Mehrkosten übersteigen. Für selbstnutzende Eigentümer trifft dieses Prinzip 
zwar ebenfalls zu, sie können aber als Privatpersonen zusätzlich durch die CO2-Bepreisung und den Klima-
Soli belastet werden, während dies für die Vermieter entsprechend der gesetzten Modellgrenzen und -an-
nahmen nicht der Fall ist147. Insbesondere ist zu beachten, dass einige Modellannahmen bewusst ungünstig 
für die Mieter angesetzt wurden, um den Bedarf an Sozialleistungen und sonstigen Transferzahlungen nicht 
zu unterschätzen: Dies gilt für den Ansatz einer mehr als warmmietenneutralen Mieterhöhung (durch den 
Faktor fEmod in Kapitel 1.3.4) und für die Annahme, dass die effektive Inzidenz der CO2-Bepreisung ausschließ-
lich auf Seiten der Mieter liegt (Kapitel 1.3.5). Auch Rückkopplungen der veränderten finanziellen Situation 
auf den Mietwohnungsmarkt können im Modell nicht berücksichtigt werden: So könnten sich generell ver-
ringerte finanzielle Spielräume der Mieterhaushalte teilweise in geringeren Spielräumen für allgemeine Miet-
preissteigerungen auswirken.  
Das Gesamtergebnis, also die Differenz der (positiven) Mehreinnahmen und (negativen) Mindereinnahmen, 
ist in Abbildung 47 noch einmal für alle drei Akteursgruppen dargestellt. 
 

                                                           
147  In diesem Zusammenhang sei noch einmal daran erinnert, dass die Vermieter als eine abstrakte Gesamtheit aufgefasst werden 

und in der Darstellung nicht berücksichtigt ist, dass speziell die privaten Vermieter als Personen und Nutzer ihrer eigenen Woh-
nung sehr wohl auch durch den Klima-Soli und die CO2-Bepreisung belastet werden. In dieser Rolle sind die Privatvermieter in 
der Gruppe der Selbstnutzer bzw. Mieter mitberücksichtigt. 
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Abbildung 47: Basisszenarien: Gesamtergebnis für die Mehr-/Mindereinnahmen der Selbstnutzer, Mie-

ter und Vermieter: Differenzen zum Referenzszenario (2027) 
 
Es ist zu erkennen, dass die absoluten Differenzen der Einnahmen gegenüber dem Referenzszenario im Be-
reich der Selbstnutzer am größten und bei den Vermietern am kleinsten sind. Im Szenarienvergleich sind die 
Mindereinnahmen bzw. Mehrausgaben der privaten Haushalte im Szenario B8 am größten, liegen in den 
Szenarien B3 bis B5 in einem mittleren Bereich und sind in den Szenarien B6 und B7 am kleinsten (abgesehen 
von Szenario B2 mit geringerer Klimaschutz-Ambition, das hier nicht näher betrachtet wird).  
In diesem Zusammenhang ist allerdings auf das in Kapitel 1.2.3 diskutierte Problem der zeitlichen Perspektive 
von Investitionsmaßnahmen zu verweisen: In der gewählten Darstellung kommen die jährlichen ausgezahl-
ten Fördermittel bei den Privathaushalten in voller Höhe zum Tragen, während sie als Abzugsbetrag bei den 
Mehrkosten der Eigentümer lediglich in annuisierter Form eingehen. Zwar wäre ein stabiler Zustand aufgrund 
einer jährlich fortdauernden Fördernotwendigkeit, wie in Kapitel 1.2.3 exemplarisch erläutert, theoretisch 
denkbar, tatsächlich aber hängt der zeitliche Verlauf der Kostenbelastungen von der Entwicklung weiterer 
Parameter ab.  
Eine genauere Untersuchung der zeitlichen Entwicklung innerhalb der Untersuchungsperiode erfolgt weiter 
unten in Kapitel 3.3.1. Im Hinblick auf die längerfristige Perspektive, die hier nicht näher untersucht werden 
kann, ist darüber hinaus ist zu beachten, dass die annuisierten Kosten von Mehrinvestitionen mit den ange-
nommenen individuellen, d. h. subjektiven Amortisationszeiten der Hauseigentümer berechnet wurden, die 
in der Regel niedriger sind als die tatsächliche technische Nutzungsdauer der Maßnahmen. Die Kosten der 
investiven Maßnahmen werden also in diesem Sinne auf lange Sicht gesehen überschätzt: Tatsächlich wirken 
die Klimaschutzinvestitionen über die angenommene subjektive Amortisationsperiode hinaus. 

3.3 Untersuchung weiterführender Fragestellungen  
Weitergehende detaillierte Untersuchungen werden hier in der Regel mit ausgewählten Basisszenarien 
durchgeführt. Vorrangig wird dabei das Szenario B5 als Ausgangspunkt genommen: In diesem Szenario wer-
den alle relevanten Instrumente kombiniert (Förderung, CO2-Bepreisung, differenziertes Klimageld und 
Klima-Soli). Hinsichtlich der finanziellen Belastung der Privathaushalte weist es insgesamt gesehen die 
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günstigsten Ergebnisse auf (s. Verliereranalyse in Kapitel 3.2.7). Darüber hinaus führt es bei den strukturellen 
Indikatoren, der Wärmeschutz-Modernisierungsrate und dem Wärmepumpenanteil, zu guten Ergebnissen 
(s. Kapitel 3.2.3). 

3.3.1 Untersuchung der zeitlichen Dynamik in Basisszenario 5 
Die Ergebnisse der Szenarienanalysen wurden bisher im Mittel über den Betrachtungszeitraum 2024-2027 
bzw. für das Endjahr ausgewertet. Tatsächlich ist die zeitliche Perspektive der Untersuchungen hier bewusst 
auf einen überschaubaren Zeitraum eingeschränkt (vgl. Kapitel 3.1.1), so dass die Darstellung für diesen 
Zweck ausreichend und angemessen erscheint. Andererseits besteht allerdings auch das Ziel, in den Unter-
suchungen ein besseres Bild von dem neu entwickelten Simulationsmodell und den damit abgebildeten Me-
chanismen zu gewinnen. Dazu gehört ein Verständnis zeitabhängiger Entwicklungen, selbst wenn diese in 
der Untersuchungsperiode noch keine Rolle spielen und der konkrete Ablauf in der Zukunft stark von sich 
verändernden Randbedingungen geprägt sein kann.  
Vor diesem Hintergrund werden hier am Beispiel von Szenario B5 einige Untersuchungsparameter im Zeit-
verlauf dargestellt. Abbildung 48 zeigt die Entwicklung der Treibhausgasemissionen im Vergleich mit dem 
Referenzszenario. 
 

 
Abbildung 48: Referenzszenario B1 und Szenario B5: Entwicklung der Treibhausgasemissionen 2023 bis 

2027 
 
Im Laufe der Untersuchungsperiode sinken die Treibhausgasemissionen im Szenario B5 von 119,2 auf 103,7 
Mio. t/a. Dies entspricht einer durchschnittlichen jährlichen Reduktion von ca. 3,9 Mio. t/a (vgl. Abbildung 
20). Die Abnahme der Emissionen erfolgt insgesamt weitgehend kontinuierlich, allerdings zeigen sich im De-
tail leichte Unterschiede: Die Einzeljahreswerte der Emissionsminderungen liegen im Szenario B5 bei 4,7 Mio. 
t/a (2023/24) und 3,5 Mio. t/a (2024/25), 3,7 Mio. t/a (2025/26) und 3,5 Mio. t/a (2026/27). Trotz der großen 
Zahl der ins Mikrosimulationsmodell eingebundenen Stichprobenhaushalte ergeben sich angesichts der ge-
nerell niedrigen Sanierungs- und Modernisierungsraten offenbar Unterschiede bei den in den Einzeljahren 
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durchgeführten energetischen Modernisierungsmaßnahmen. Insgesamt zeigt sich aber im Vergleich zum Re-
ferenzszenario eine stabile Entwicklung hin zu einer verbesserten Klimaschutzdynamik148. 
Wie in Kapitel 3.2.8 erwähnt, unterliegen auch bestimmte Einnahmen- und Ausgabearten einer kontinuierli-
chen Veränderung. Dies gilt insbesondere für die annuisierten Mehrinvestitionen aus Sicht der Gebäudeei-
gentümer, da von Jahr zu Jahr der Anteil der Eigentümer zunimmt, die seit dem Beginn des Betrachtungszeit-
raums (2023) bereits energetische Modernisierungsmaßnahmen durchgeführt haben. Aus Sicht der Mieter 
gibt es zwar keine Investitionskosten, dafür aber steigende Mieten. Im Gegenzug reduzieren sich von Jahr zu 
Jahr die Energieverbräuche und damit auch die Energiekosten. Auch in weiteren Einzelbudgets ergeben sich 
Änderungen, wobei aufgrund der Kopplung an den Energieverbrauch insbesondere ein systematischer Rück-
gang beim Aufkommen durch die CO2-Bepreisung festzustellen ist: Hier nimmt das Volumen zwischen 2024 
und 2027 kontinuierlich von 18,4 Mrd. €/a auf 16,8 Mrd. €/a ab. Im Gegenzug reduziert sich auch die Höhe 
der daran gekoppelten Klimageldes von 19,9 auf 18,2 Mrd. €/a149. Es wurde bereits in Kapitel 3.1.4 darauf 
hingewiesen, dass diese kontinuierliche Abnahme der Transferzahlungen auf längere Sicht zu Problemen füh-
ren könnte, so dass eine genauere Beobachtung und gegebenenfalls eine Stabilisierung des Transferbudgets 
notwendig erscheint – ein Aspekt, der von der langfristigen Gesamtentwicklung abhängt und daher den Rah-
men der quantitativen Analysen im vorliegenden Projekt sprengen würde. 
Die insgesamt resultierenden Verläufe der Mehreinnahmen- und Ausgaben aus Sicht der Selbstnutzer, Mie-
ter und Vermieter sind in Abbildung 49 dargestellt (gegenüber Abbildung 47 ist hier speziell für Szenario B5 
also auch die „Vorgeschichte“ zu erkennen).  

 
Abbildung 49: Szenario B5: Gesamtergebnis für die Einnahmen der Selbstnutzer, Mieter und Vermieter: 

Differenzen zum Referenzszenario (2024-2027) 
 

                                                           
148  Im Referenzszenario werden im Mittel über die vier Jahre Einsparungen von 1,3 Mio. t/a erreicht, die sich mit Werten von 2,1 

Mio. t/a, 1,1 Mio. t/a, 1,1 Mio. t/a und 1,0 Mio. t/a ebenfalls unterschiedlich auf die Jahre 2024-2027 verteilen, wobei auch hier 
ein deutliches Maximum im ersten Jahr liegt. In diesem Zusammenhang ist darauf hinzuweisen, dass in allen Szenarien der gleiche 
Satz von Zufallszahlen zugrunde gelegt wurde, so dass z. B. erhöhte Wahrscheinlichkeiten für einzelne Sanierungsmaßnahmen in 
bestimmten Jahren in allen Szenarien gleichermaßen auftreten.  

149  Es handelt sich in Szenario B5 um die differenzierte Variante des Klimageldes, die erhöhte Transferzahlungen im Niedrigeinkom-
mensbereich vorsieht und daher die Einnahmen aus der CO2-Bepreisung übersteigt. 
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Im Ergebnis der verschiedenen Einflussfaktoren zeigt sich im Fall der Selbstnutzer ein mehr oder weniger 
gleichbleibender Verlauf, bei den Mietern dagegen eine stetige Zunahme der Kosten und bei den Vermietern 
eine Zunahme der Gewinne. Dieser Verlauf erscheint nicht unplausibel, da die Gewinnmaximierung der Ver-
mieter im Modell angelegt ist (s. auch Erläuterungen weiter oben zu Abbildung 46) und bei jeder konkreten 
Modernisierungsinvestition zum Tragen kommt (wobei die Anzahl der bereits durchgeführten Modernisie-
rungen von Jahr zu Jahr zunimmt). Bei Selbstnutzern gilt dies zwar auch, allerdings sind diese gegebenenfalls 
– anders als die Vermieter – durch Transferzahlungen zusätzlich belastet, so dass hier keine Gewinnzunahme 
vorgezeichnet ist. Für Mieter schließlich erscheint die kontinuierliche Zunahme der Kosten als eine mögliche 
Folge der Zunahme der Gewinne auf der Vermieterseite150. 
Auch hier ist allerdings zu beachten, dass die Abbildung lediglich Summenwerte für sehr inhomogene Ak-
teursgruppen wiedergibt. Insbesondere die Privathaushalte (als selbstnutzende Eigentümer bzw. Mieter) sol-
len daher noch einmal genauer im Hinblick auf die Verliereranteile untersucht werden. Da die oben beschrie-
benen zeitlichen Entwicklungen weitgehend mit der Durchführung energetischer Modernisierungsmaßnah-
men zusammenhängen, erscheint dabei eine generelle Unterscheidung zwischen Fällen mit und ohne ener-
getische Modernisierung im Betrachtungszeitraum sinnvoll.  
In Abbildung 50 werden vor diesem Hintergrund die Anteile merklicher Verlierer im Zeitverlauf der Jahre 
2024-2027 für verschiedene Teilmengen betrachtet. Diese Teilmengen sind wie folgt gekennzeichnet: 

• „Eig.“ steht für selbstnutzende Gebäude- bzw. Wohnungseigentümer, „Mieter“ für Mieterhaushalte 
• „o. Mod“ steht für „ohne Modernisierung“, d. h. für Fälle, in denen während des gesamten Untersu-

chungszeitraums keine energetischen Modernisierungsmaßnahmen stattgefunden haben. 
• Jahreszahlen stehen für die Jahre, in denen eine energetische Modernisierung durchgeführt 

wurde151, z. B. bedeutet „Mieter Mod 2024“, dass hier die Mieterhaushalte betrachtetet werden, an 
deren Gebäude im Jahr 2024 eine energetische Modernisierung (egal in welchem Umfang) stattge-
funden hat. 

 

                                                           
150  Im Fall der Mieter nehmen die Kosten von 5,9 Mrd. €/a im Jahr 2024 in drei Schritten auf 7,6 Mrd. €/a im Jahr 2027 zu, im 

Jahresmittel erhöhen sich also die Kosten um 0,56 Mrd. €/a. Im Fall der Vermieter fällt die Zunahme von 0,4 Mrd. €/a auf 1,7 
Mrd. €/a (im Jahresmittel also rund 0,43 Mrd. €/a) etwas geringer aus. Vollständige Identität zwischen den Kostendifferenzen ist 
aufgrund des komplexen Zusammenspiels der Geldströme zwischen den verschiedenen Akteuren und über die Bilanzgrenzen 
hinweg (als eigentliche Klimaschutzkosten, vgl. Abbildung 2 auf S. 23) nicht zu erwarten. Die konkreten Ergebnisse für das Szena-
rio B5 können demnach nicht beliebig verallgemeinert werden. 

151  Aufgrund eines angenommenen Entscheidungshorizonts von fünf Jahren (vgl. Fußnote 13 auf S. 34) können nur in einem Jahr 
während des Betrachtungszeitraums Maßnahmen durchgeführt werden.  
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Abbildung 50: Szenario B5: Anteile merklicher Verlierer innerhalb verschiedener Teilmengen (2024-

2027) 
Eig.: Eigentümerhaushalte, „Mieter“: Mieterhaushalte, „o. Mod“: ohne energetische Modernisierung im Be-
trachtungszeitraum, Jahreszahl: Jahr der energetischen Modernisierung 
 
In der Abbildung sind die Kurvenscharen für die Eigentümer und Mieter deutlich getrennt: Im Fall der Eigen-
tümer liegen die Anteile der hier betrachteten merklichen Verlierer über 10 %, im Fall der Mieter sind die 
Werte deutlich geringer. Betrachtet man im Detail zunächst die Fälle ohne Modernisierung (gestrichelte Li-
nien in orange bei den Eigentümern bzw. rotbraun bei den Mietern), so ist hier ein stetiger Anstieg zu ver-
zeichnen, im Fall der Mieter allerdings nur in geringem Umfang. Die Ursachen können hier nicht im Detail 
analysiert werden, kleine zeitliche Änderungen können wie erwähnt auch mit zufällig bedingten Besonder-
heiten zusammenhängen. Im vorliegenden Fall ist zu konstatieren, dass einerseits die Klimageld-Zahlungen 
aufgrund der Einsparungen in den modernisierten Gebäuden systematisch abnehmen und darüber hinaus 
(gegebenenfalls aufgrund von jährlichen Schwankungen bei Art und Umfang geförderter Maßnahmen) die 
Fördermittel und damit auch der Klima-Soli im Volumen anwachsen. Beide Effekte belasten Eigentümer mit 
ihrem im Durschnitt höheren Pro-Kopf-Energieverbrauch und höherem Einkommen insgesamt stärker als 
Mieter. 
Von besonderem Interesse sind hier aber die deutlichen Sprünge, die sich bei den modernisierten Gebäuden 
im Jahr der Maßnahmendurchführung ergeben. Betrachtet man hier zunächst die Eigentümer, so erkennt 
man eine deutliche Verminderung der Verliereranteile nach der Durchführung: Dies ist vor dem Hintergrund 
der Gewinnmaximierung im Entscheidungsmodell plausibel: Die Eigentümer verbessern ihre Situation durch 
die energetische Modernisierung, hierin liegt der Antrieb für die Klimaschutzdynamik. Weiterhin ist festzu-
stellen, dass in diesen Fällen die Verliererzahlen vor der Modernisierung über dem Durchschnitt lagen. Dies 
erscheint ebenfalls plausibel, wenn man annimmt, dass die Modernisierungsmaßnahmen vorrangig in Fällen 
durchgeführt werden, in denen aufgrund eines besonders hohen Energieverbrauchs die Mehrbelastungen 
durch die CO2-Bepreisung besonders hoch ausgefallen sind. 
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Im Fall der Mieterhaushalte sind im Modernisierungsjahr ebenfalls Sprünge festzustellen, anders als bei den 
Eigentümern nehmen hier aber die Verliereranteile deutlich zu. Dies ist einerseits erwartbar, denn im Ent-
scheidungsmodell waren einige Annahmen so getroffen worden, dass sie bezüglich der Mieterkosten auf der 
„sicheren Seite“ liegen, d. h. hier tendenziell eher zu einer Über- als zu einer Unterschätzung führen. Ein 
Beispiel ist der Ansatz der Zusatzkosten k+ verbunden mit dem Faktor fEmod (s. Kapitel 1.3.4). Andererseits 
ergibt eine genauere Analyse, dass dies aber nicht der einzige Einflussfaktor ist. Gesonderte Untersuchungen 
mit der Annahme k+ = fEmod = 0 zeigten insbesondere folgende weitere Effekte: 

• Es treten Fälle auf, bei denen trotz energetischer Modernisierung die Kaltmiete nicht ansteigt, aber 
die Warmmiete zunimmt. Dies sind Fälle mit Energieträgerwechsel, in denen die warmen Betriebs-
kosten ansteigen, ohne dass dem gemäß Modellannahmen eine Absenkung der Kaltmiete gegen-
übersteht.152  

• Im Modell wird angenommen, dass Vermieter von Mehrfamilienhäusern bei der Kalkulation der 
Mieterhöhung die pro Quadratmeter Wohnfläche eingesparten Energiekosten der Mieter auf 
Grundlage eines Durchschnittswertes für das Gebäude ansetzen. Diese stimmen aber in der Regel 
nicht mit den individuellen Einsparungen der betrachteten Mieterhaushalte überein, da deren Ener-
gieverbrauch von einem individuellen Zufallsfaktor abhängt153. Eine insgesamt für das Gebäude 
warmmietenneutral kalkulierte Mieterhöhung führt also in Fällen, in denen die flächenbezogenen 
Einsparungen des Mieterhaushalts geringer ausfallen als der Gesamtwert für das Gebäude, zu einem 
Anstieg der Warmmiete. 

Insgesamt zeigen sich im untersuchten Basisszenario B5 höhere Verliereranteile bei den selbstnutzenden Ei-
gentümern (mit konstanten Werten im Zeitverlauf) und niedrigere Anteile bei den Mietern (allerdings mit 
steigender Tendenz). Im Rahmen der Untersuchungsperiode fallen diese zeitlichen Effekte noch nicht stark 
ins Gewicht. Inwieweit sie längerfristig (unter sich dann aber gegebenenfalls ändernden Randbedingungen) 
weiterhin auftreten würden, kann hier nicht untersucht werden. Hinsichtlich der realen Entwicklung im 
Wohngebäudesektor kann diese Frage als eine wesentliche Aufgabe für die empirische Forschung angesehen 
werden. 

3.3.2 Varianten für Klimageld und Klima-Soli in Basisszenario 5 
Abbildung 51 zeigt für das Basisszenario B5 den Verlauf des Klimagelds (blau, teils von schwarz verdeckt) und 
des Klima-Soli (orange) sowie den Netto-Transfer (schwarz), der aus diesen beiden Instrumenten für den 
jeweiligen Haushalt in Abhängigkeit von der Höhe der Einkommensteuer resultiert. 
 

                                                           
152  Vergleiche hierzu die Erläuterungen zur Festlegung von ΔkM,Emod in Kapitel 1.3.4. 
153  Auch der Gebäude-Verbrauch hängt von einem Zufallsfaktor ab, allerdings wird dieser durch Mittelung aus dem Zufallsfaktor des 

Haushalts und – je nach Anzahl der Wohnungen – weiteren Zufallsfaktoren bestimmt, so dass er im Fall eines Mehrfamilienhauses 
mit dem individuellen Wert des Haushalts im Allgemeinen nicht übereinstimmt.  
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Abbildung 51: Szenario B5: Klimageld (blau154) und Klima-Soli (orange) sowie der resultierende Netto-

Transfer (schwarz) in Abhängigkeit von der Einkommensteuerschuld (Zusatzeinnahmen 
der Privathaushalte: +, Zusatzausgaben: -) 

 
Das Klimageld nimmt bis zu einer Einkommensteuerhöhe von EKSTP,1 = 250 €/P seinen Maximalwert ein und 
sinkt dann kontinuierlich ab, bis es bei EKSTP,2 = 750 €/P sein Minimum erreicht. Der Klima-Soli wird bis zu 
der gleichen Grenze (EKSTP,3 = 750 €/P) nicht erhoben und steigt vom Betrag her linear an: Da es sich aus 
Sicht der Haushalte um Zusatzausgaben handelt, sind die Werte negativ. 
Die schwarze Kurve zeigt die resultierenden Netto-Transfers der Haushalte: Bis zu einer Einkommensteuer-
höhe von ca. 3.000 €/P (genauer: 3.022 €/) erhalten die Haushalte zusätzliche Transfermittel, danach über-
steigt der Klima-Soli das Klimageld, so dass die Werte in den negativen Bereich übergehen. 
Es ist offensichtlich möglich, den gleichen Netto-Transfer auch auf andere Weise zu erzeugen: Beispielsweise 
könnte das Klimageld so konzipiert werden, dass es bis zur Einkommensteuerhöhe von ca. 3.000 €/P der 
schwarzen Kurve folgt und dann in den Wert Null übergeht. Wenn dann im Gegenzug auch der Klima-Soli erst 
ab diesem Punkt einsetzt (bei geringerer Einkommensteuer also Null beträgt), würde exakt der schon darge-
stellte Verlauf des Netto-Transfers nachgezeichnet und der Effekt für die Akteure wäre quasi identisch. 
Aus dem Diagramm wird außerdem deutlich, dass sich durch unterschiedliche Ausgestaltung von Klimageld 
und Klima-Soli der resultierende Kurvenverlauf des Netto-Transfers quasi beliebig vorgeben lässt – etwa 
durch Veränderung der Grenzen EKSTP,i, aber auch durch weitergehende Veränderungen bezüglich des ge-
wählten Kurvenverlaufes. Damit ergeben sich vielfältige Möglichkeiten für die Ausgestaltung und Optimie-
rung des neuen Transfersystems, deren eingehende Untersuchung im Rahmen des vorliegenden Projekts 
allerdings nicht möglich war. Am Beispiel des Szenarios B5 soll hier aber eine exemplarische Analyse mit 
veränderten Einkommensteuergrenzen und einer veränderten Spreizung zwischen dem Maximal- und Mini-
malbetrag des Klimageldes durchgeführt werden. Neben dem Referenzszenario B1 werden die folgenden 
Varianten betrachtet: 

                                                           
154  links von EKSTP,2,3 von schwarz überdeckt 

EKSTP,1 EKSTP,2,3

KTP,1

KTP,2  =KTP,KP
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• B5: Das ursprüngliche Szenario B5 mit EKSTP,1 = 250 €/P, EKSTP,2 = EKSTP,3 =750 €/P und einer Sprei-
zung von 20 % zwischen oberer und unterer Grenze des Klimagelds: KTP,1 = 1,2 x KTP,KP (vgl. Kapitel 
3.2.2)  

• B5V1: In dieser Variante wird die Spreizung beim Klimageld mit Beibehaltung der unteren Grenze 
KTP,KP merklich erhöht, d. h. das Klimageld wird für geringere Einkommen angehoben: 
KTP,1 = 1,6 x KTP,KP  
Die Einkommensteuergrenzen bleiben erhalten: EKSTP,1 = 250 €/P, EKSTP,2 = EKSTP,3 =750 €/P 

• B5V2: Auch hier gilt: KTP,1 = 1,6 x KTP,KP 

Darüber hinaus wird die obere Einkommensteuergrenze erhöht:  
EKSTP,1 = 250 €/P, EKSTP,2 = EKSTP,3 =1.000 €/P 

• B5V3: Weiterhin gilt: KTP,1 = 1,6 x KTP,KP 

Die obere Einkommensteuergrenze wird hier aber unter den Ausgangswert abgesenkt:  
EKSTP,1 = 250 €/P, EKSTP,2 = EKSTP,3 =500 €/P 

• B5V4: Hier wird – wie oben beschrieben – der Verlauf des Netto-Transfers in Abbildung 51 in anderer 
Form nachgebildet, indem nämlich das Klimageld bei höheren Einkommen als ca. 3.000 €/P auf Null 
reduziert wird und der Klima-Soli erst an diesem Punkt einsetzt. Es gilt: 
KTP,1 = 1,2 x KTP,KP , KTP,2 = 0 
EKSTP,1 = 250 €/P, EKSTP,2 = EKSTP,3 =3.022 €/P 

 
Ausgehend von Szenario B5 wird also in den Szenarien B5V1 (durch Anhebung des Klimagelds) und B5V2 
(durch Erhöhung der oberen Steuergrenze) die Situation der Haushalte mit niedrigem Einkommen (geringer 
Steuerschuld) sukzessive verbessert, während dies im Szenario B5V3 durch Absenken der oberen Grenze zum 
Teil rückgängig gemacht wird. Das letzte Szenario B5V4 dient dagegen allein dem Zweck, die Erreichung der 
Effekte des ursprünglichen Szenarios B5 in einer anderen Ausprägung von Klimageld und Klima-Soli zu de-
monstrieren. 
Das Ergebnis für die Anteile der deutlichen, merklichen und signifikanten Verlierer ist in Abbildung 52 ange-
geben. 

 
Abbildung 52: Varianten von Szenario B5: Anteile der deutlichen, merklichen und signifikanten Verlierer 

an der Gesamtheit der privaten Haushalte (2027) 
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Offensichtlich gibt es hier nur sehr geringe Veränderungen gegenüber dem Ursprungsszenario B5. Eine ge-
nauere Betrachtung zeigt allerdings, dass immerhin die Anteile der deutlichen Verlierer von ursprünglich 
2,8 % (B5) auf 2,4 % in den Folgeszenarien B5V1 bis B5V3 absinken. Bei den merklichen Verlierern steigen die 
Werte von ursprünglich 9,8 % (B5) auf 10,0 % (B5V1) bis 10,3 % (B5V2) an, während sich im Szenario B5V3 
ein geringerer Anteil von 9,7 % ergibt. 
Das letzte Szenario B5V4 operiert mit einem identischen Netto-Transfer (in Abhängigkeit von der Einkom-
mensteuer) wie das Ursprungsszenario B5 und führt daher quasi zu den gleichen Ergebnissen wie Szenario 
B5. 
Abbildung 53 zeigt die Situation für die merklichen Verlierer nach Quintilen des Modelleinkommens. 
 

 
Abbildung 53: Varianten von Szenario B5: Anteile der merklichen Verlierer an der Gesamtheit der priva-

ten Haushalte nach Einkommensquintilen (2027) 
 
Die überdurchschnittlich hohen Anteile von merklichen Verlierern, die in Szenario B5 in den beiden untersten 
Einkommensquintilen festzustellen sind, werden in den folgenden Szenarien B5V1 bis B5V3 erkennbar ver-
mindert. Aufgrund der Notwendigkeit zur Gegenfinanzierung des erhöhten Klimagelds durch den Klima-Soli 
steigen im Gegenzug die Verliereranteile insbesondere im obersten Quintil deutlich an. Ein relativ ausgewo-
genes Ergebnis zwischen den einzelnen Quintilen wird im Szenario B5V3 erreicht. Das letzte Szenario B5V4 
führt hier zum gleichen Ergebnis wie das ursprüngliche Szenario B5. 
In Abbildung 54 sind die Auswirkungen auf den Staatshaushalt dargestellt. 
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Abbildung 54: Varianten von Szenario B5: Staatshaushalt mit differenzierter Betrachtung von neuen 

Transfers (Klimageld) und Budgetausgleich: Differenzen zum Referenzszenario (Mehrein-
nahmen: +, Mehrausgaben: -, Mittelwerte 2024-2027)  

 
Gegenüber dem Ursprungsszenario 5 mit einem Volumen des Klimagelds von 19,0 Mrd. €/a und des Klima-
Soli von 20,2 Mrd. €/a erhöhen sich die Beträge in den Szenarien B5V1 bis B5V3 in einer Größenordnung von 
etwa 10-15 %. So beläuft sich im Szenario B5V3 das Klimageld auf 21,7 Mrd. €/a und der Klima-Soli auf 22,4 
Mrd. €/a. Im letzten Szenario B5V4 sind diese Volumina dagegen deutlich reduziert: Hier beträgt das 
Klimageld nur 11,3 Mrd. €/a und der Klima-Soli 12,6 Mrd. €/a. Erreicht wird dies dadurch, dass Überschnei-
dungen von Klimageld und Klima-Soli vermieden werden: Während im Szenario B5 viele Haushalte mit höhe-
rem Einkommen Klimageld beziehen, aber gleichzeitig Klima-Soli entrichten müssen, werden im Szenario 
B5V4 nur die resultierenden Netto-Beträge von den Haushalten bezogen bzw. gezahlt155. 
Mit diesen exemplarischen Analysen eines Einzelszenarios kann hier nur ein kleiner Ausschnitt der vielfälti-
gen Möglichkeiten der Ausgestaltung der Transferinstrumente beleuchtet werden. Die Ergebnisse für die 
Szenarien B5V1 bis B5V3 geben allerdings einen Hinweis darauf, dass den Optimierungsmöglichkeiten am 
Ende wohl auch Grenzen gesetzt sein werden: Das Ziel der Verbesserung der Situation für bestimmte Haus-
halte durch erhöhte Transfers führt aufgrund der direkten Gegenfinanzierung an anderer Stelle zwangsläufig 
zu finanziellen Mehrbelastungen. 
  
 

                                                           
155  Der Fall liegt damit anders als im Basisszenario B3: Hier wird das Klimageld quasi vollständig zur Finanzierung der Fördermittel 

eingesetzt und der Klima-Soli fällt noch einmal im Volumen deutlich geringer aus – allerdings mit dem Resultat, dass Haushalte 
mit höherem Einkommen im Vergleich zu den Szenarien B5 / B5V4 in erheblich geringerem Maße zur Finanzierung der Gesamt-
kosten beitragen und die Anzahl der Verlierer insgesamt (und insbesondere im Bereich der einkommensschwachen Haushalte) 
im Gegenzug deutlich größer ausfällt (vgl. Abbildung 25 auf S. 128 und Abbildung 40 auf S. 142). 
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3.3.3 Varianten für das Zusammenspiel der Klimaschutzinstrumente Förderung, CO2-Be-
preisung und Biomasse-Bepreisung 

Wiederum ausgehend von Basisszenario B5 sollen hier verschiedene Möglichkeiten für das Zusammenwirken 
der Klimaschutzinstrumente, also der Förderung und der CO2- bzw. Biomasse-Bepreisung, untersucht wer-
den. Die Biomasse-Bepreisung wird nun als eigenständig und zielgerichtet steuerbares Instrument aufgefasst, 
das für die notwendige Ergänzung der CO2-Bepreisung eine ähnliche Rolle spielen kann wie die Förderung: 
Die investiven Klimaschutzmaßnahmen können hier von der (ansonsten womöglich zu stark dominierenden) 
Biomasse-Heizung weggelenkt und auf die verbleibenden Maßnahmen (also insbesondere Wärmeschutz und 
elektrische Wärmepumpen) konzentriert werden. Ökonomisch gesprochen, wird hier sozusagen neben der 
aus Klimaschutzgründen notwendigen Verknappung der fossilen Energieträger die ebenfalls zu beachtende 
Biomasse-Knappheit explizit im Instrumentarium berücksichtigt156. Ein wesentlicher Vorteil der Förderung ist 
weiterhin in der Möglichkeit einer detaillierteren technologie- und maßnahmenbezogenen Feinsteuerung zu 
sehen, die in den vorliegenden groben Modellanalysen nicht in ihren Einzelheiten abgebildet werden kann157. 
Vor diesem Hintergrund werden in den folgenden Szenarien ausgehend von der bekannten Variante B5 drei 
verschiedene Instrumentenvarianten (IV1 bis IV3) untersucht, die mit verringerter Förderung zu ähnlichen 
Treibhausgasminderungen, aber – anders als z. B. die Basisszenarien B6 und B7 – gleichzeitig auch aufgrund 
eines höheren Biomasse-Preises zu guten oder jedenfalls deutlich besseren Ergebnissen im Hinblick auf den 
Wärmepumpenanteil und die Wärmeschutz-Modernisierungsrate führen. Als weiteres Vergleichsszenario ist 
am Ende noch das Basisszenario B7 (ohne Förderung) dargestellt. Die Analysen werden auch hier jeweils 
durchgängig im Vergleich zum Referenzszenario B1 durchgeführt. 
 

• Basisszenario B5 
Das ursprüngliche Basisszenario B5 dient als Ausgangspunkt und Vergleichsmaßstab. Die Fördersätze 
betragen hier bis zu 50 %, der zusätzliche CO2-Preis beläuft sich auf 75 €/t (inklusive eines Sockels 
von 30 €/t, z. B. bei Erdgas und Heizöl, ergeben sich also 105 €/t als Gesamtpreis), die Biomasse-
Bepreisung beläuft sich auf 0,02 €/kWh. 

• IV1: Geringere Förderung, höhere CO2- und Biomassebepreisung 
Die Förderung wird hier auf 60 % ihres jeweiligen Ausgangswertes im Szenario B5 herabgesetzt, die 
maximalen Fördersätze liegen also nur noch bei 30 %. Gleichzeitig werden der zusätzliche CO2-Preis 
auf 100 €/t (Gesamtpreis: 130 €/t) und der Biomasse-Preis auf 0,05 €/kWh angehoben. 
Die Ausgestaltung von Klimageld und Klima-Soli ist gegenüber B5 unverändert. 

• IV2: Zusätzlich angepasstes Klimageld und Klima-Soli 
Die Förderung sowie die CO2- und Biomassebepreisung entsprechen dem vorherigen Fall IV1. Aller-
dings werden nun das Klimageld und der Klima-Soli entsprechend der in Kapitel 3.3.2 untersuchten 
Variante B5V3 ausgestaltet. Dies bedeutet insbesondere eine Erhöhung des Klimagelds für Nied-
rigeinkommensempfänger. 

• IV3: Ohne Förderung mit nochmals erhöhter CO2- und Biomassebepreisung 
Gegenüber IV1 und IV2 wird auf eine Förderung komplett verzichtet und dafür wird der CO2- und 

                                                           
156  Wie im Fall der CO2-Emissionen ist zu vermuten, dass marktwirtschaftliche Mechanismen allein (also ein steigender Biomasse-

preis bei erhöhter Nachfrage) dies womöglich nicht leisten können, insbesondere aufgrund einer denkbaren umweltschädlichen 
Biomassegewinnung, z. B. durch nicht nachhaltigen Anbau oder Import der Bioenergieträger und außerdem bei inländischer Er-
zeugung einer damit verbundenen, gegebenenfalls nicht nachhaltigen Verlagerung der vorher auf diesen Flächen vorhandenen 
Nahrungs- bzw. Futtermittelproduktion ins Ausland.  
Andererseits ist durchaus zu vermuten, dass grobe Vorstellungen über eine Begrenzung der Holz- und Biomassepotentiale allge-
mein vorhanden sind und von den Hauseigentümern bei ihrer Investitionsentscheidung gegebenenfalls berücksichtigt werden. 
Im Modell würde dies positiven Rüstkosten entsprechen, mangels genauerer Daten sind diese aber vorerst auf Null gesetzt. Auch 
die Auswirkungen der in den Modellrechnungen angesetzten Biomasse-Preise sind also mit den allgemeinen Unsicherheiten des 
Entscheidungsmodells behaftet.  

157  Darüber hinaus könnte die konkrete Umsetzung einer Biomassebepreisung, z. B. die möglichst genaue Erfassung der Energieholz-
nutzung, mit praktischen Problemen behaftet sein, die im vorliegenden Projekt nicht näher behandelt werden können. 
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Biomasse-Preis weiter angehoben, nämlich auf zusätzlich 125 €/t (Gesamtpreis: 155 €/t) bzw. 
0,08 €/kWh. Das Konzept für Klimageld und Klima-Soli entspricht der Vorgängervariante IV2. 

• Basisszenario B7 
Das Basisszenario B7 dient hier am Ende noch einmal als Vergleich. Wie im Vorgängerfall IV3 wird 
auch hier auf eine Förderung verzichtet. Der CO2-Preis liegt mit zusätzlich 162,5 €/t (Gesamtpreis: 
192,5 €/t) noch einmal deutlich höher als im Szenario IV3, der Biomassepreis mit 0,042 €/kWh aber 
deutlich niedriger. Klimageld und Klima-Soli entsprechen dem Szenario B5. 

 
Die Ergebnisse der Untersuchungen sind in den folgenden Diagrammen (Abbildung 55 bis Abbildung 60) do-
kumentiert. 
 

 
Abbildung 55: Instrumentenvarianten: Mittlere jährliche Treibhausgasminderung in der Periode 2024-

2017 gegenüber dem Startjahr 2023  
 
Im Abbildung 55 wird deutlich, dass die Varianten IV1 bis IV3 bezüglich der Treibhausgas-Emissionsminde-
rung so eingestellt sind, dass sich in etwa die gleichen Werte ergeben wie in den Basisszenarien. 
Gemäß Abbildung 56 werden in den Varianten IV1 bis IV3 bei der Heizungsmodernisierung ebenfalls ähnliche 
Anteile von Wärmepumpen und Biomassesystemen erreicht wie im Basisszenario B5. Gegenüber dem Sze-
nario B7 (mit deutlich weniger Wärmepumpen und mehr Biomasse) liegen die Werte dagegen deutlich gün-
stiger. 
Demgegenüber zeigt Abbildung 57, dass in den Varianten IV1 bis IV3 zwar gegenüber Szenario B7 deutlich 
höhere Wärmeschutz-Modernisierungsraten erreicht werden, die Werte aber noch merklich unterhalb des 
Szenarios B5 liegen. 
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Abbildung 56: Instrumentenvarianten: Anteile von Wärmepumpen und Holzheizungen bei Modernisie-

rung des Haupt-Wärmerzeugers (Mittelwerte 2024-2027) 
 
 

 
Abbildung 57: Instrumentenvarianten: Jährliche Wärmeschutz-Modernisierungsraten (Mittelwerte 

2024-2027) 
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Abbildung 58: Instrumentenvarianten: Staatshaushalt mit differenzierter Betrachtung von neuen Trans-

fers (Klimageld) und Budgetausgleich: Differenzen zum Referenzszenario (Mehreinnah-
men: +, Mehrausgaben: -, Mittelwerte 2024-2027)  

 
Der in Abbildung 58 dargestellte Staatshaushalt zeigt an, dass die Ausgaben für die Förderung zwar in den 
Varianten IV1 bis IV3 deutlich reduziert sind. Das Gesamtvolumen der Staatsausgaben und -einnahmen (als 
Differenzen zum Referenzszenario B1) steigt aber aufgrund der Zunahme bei der CO2-/Biomasse-Bepreisung 
und dem Klimageld in Summe deutlich an. 
Abbildung 59 zeigt, dass sich gegenüber dem Szenario B5 in den Varianten IV1 bis IV3 zwar Vorteile im Hin-
blick auf die Anteile der signifikanten Verlierer ergeben. Schwerer wiegt aber der teils erhebliche Anstieg der 
deutlichen und der merklichen Verlierer, der über alle Szenarien hinweg festzustellen ist. 
In Abbildung 60 ist die Aufteilung der merklichen Verlierer nach Einkommensquintilen dargestellt. Es zeigt 
sich, dass im Vergleich zu Szenario B5 die Verliereranteile fast über alle Einkommensgruppen hinweg zuneh-
men. Eine Ausnahme bildet allein das oberste Quintil, wobei die Unterschiede zu Szenario B5 auch hier nicht 
sehr groß sind. Es lässt sich daher zumindest vermuten (und wird auch bereits im Vergleich von IV2 gegenüber 
IV1 deutlich), dass die Spielräume zur Entlastung der unteren Einkommensquintile auf Kosten des obersten 
Quintils nicht allzu groß ausfallen. 
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Abbildung 59: Instrumentenvarianten: Anteile der deutlichen, merklichen und signifikanten Verlierer an 

der Gesamtheit der privaten Haushalte (2027) 
 

 
Abbildung 60: Instrumentenvarianten: Anteile der merklichen Verlierer in den einzelnen Einkommens-

quintilen (2027) 
 
Eine genauere Untersuchung und endgültige Bewertung des Zusammenwirkens der verschiedenen Klima-
schutz- und Transfersysteme kann im Rahmen des vorliegenden Projekts nicht mehr erfolgen. Es bleibt 
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festzuhalten, dass die in Szenario B5 gewählte Kombination aus Förderung, CO2- und Biomasse-Bepreisung, 
Klimageld und Klima-Soli in den bisherigen Vergleichen relativ günstig abschneidet.  
Davon abgesehen ist aber von vorhandenen Spielräumen in Bezug auf die konkrete Ausgestaltung und wei-
tere Optimierung der jeweiligen Instrumente auszugehen. Bezüglich der CO2-Bepreisung stellt sich dabei al-
lerdings die Frage, inwieweit hier auf längere Sicht eine gezielte Einjustierung mit Blick auf die Wohngebäude-
Wärmeversorgung überhaupt möglich sein wird. Vielmehr erscheint die Annahme plausibel, dass der CO2-
Preis zukünftig in einem sektorübergreifenden Gesamtkonzept festgelegt wird, womöglich innerhalb eines 
EU-weiten Systems inklusive Handel von Emissionszertifikaten. Die Feinsteuerung für den hier betrachteten 
Wohngebäudesektor (oder den Gebäudesektor insgesamt) müsste dann durch die verbleibenden Instru-
mente, also insbesondere die Förderung und gegebenenfalls auch die Biomasse-Bepreisung, durchgeführt 
werden. Ein solcher Weg erschiene angesichts vorhandener Gestaltungspielräume einerseits durchaus gang-
bar, andererseits könnte gegebenenfalls untersucht werden, ob darüber hinaus noch eine zusätzliche sektor-
spezifische CO2-Bepreisung (evtl. als Mindestpreis) infrage käme. Alternativ könnte diese auch z. B. in Form 
einer nach dem energetischen Gebäudezustand gestaffelten Steuer oder Abgabe erfolgen (vgl. [Pehnt et al. 
2015, Kapitel 5.5])158. Eine solche Maßnahme könnte gegebenenfalls als Ersatz für Sanierungspflichten bzw. 
Mindesteffizienzstandards für Bestandsgebäude (MEPS) angesehen werden, die zeitweise im Zuge der Re-
form der EU-Richtlinie zur Gesamtenergieeffizienz von Gebäuden (EPBD) diskutiert wurden, nach aktuellem 
Stand aber wohl nicht realisiert werden. Die Einführung einer zusätzlichen CO2-Bepreisung entspräche dabei 
einer Verlagerung aus dem Ordnungsrecht in den Bereich der im Einzelfall flexibler und daher vermutlich 
insgesamt „sanfter“ wirkenden ökonomischen Steuerungsinstrumente. Auch hier wäre der soziale Ausgleich, 
z. B. in Form eines entsprechend erhöhten Klimageldes, von vornherein in die Überlegungen einzubeziehen. 

3.4 Parameteruntersuchungen 

3.4.1 Betrachtung unterschiedlicher Kalibrierungsparametersätze 
Die Szenarienanalysen im vorliegenden Projekt wurden generell mit dem Basisparametersatz P0 aus Kapitel 
2.4 durchgeführt. Angesichts von Unsicherheiten über die Eingangsgrößen wurden in Ergänzung dazu in Ka-
pitel 2.4.2 acht weitere Parametersätze PA+ bis PZVar- erzeugt, die in den Kalibrierungsanalysen für die Jahre 
2011-2016 ebenfalls zu einer befriedigenden Übereinstimmung mit den empirisch begründeten Vergleichs-
werten führen. Man kann also davon sprechen, dass mit den neun Parametersätzen P0 bis PZVar- insgesamt 
neun mögliche Ausprägungen der Realität beschrieben sind. Vor diesem Hintergrund werden hier nun die 
Szenarienanalysen für die acht Basisszenarien B1 bis B8 in diesen neun denkbaren „Wirklichkeiten“ wieder-
holt und miteinander verglichen. 
Abbildung 61, Abbildung 62 und Abbildung 63 zeigen die Effekte für die drei Haupt-Indikatoren für den Fort-
schritt beim Klimaschutz, nämlich die Wärmeschutz-Modernisierungsraten, die Wärmepumpenanteile bei 
der Heizungsmodernisierung und die Treibhausgasreduktion gegenüber dem Referenzszenario159. In jeder 
Abbildung sind acht Balkengruppen dargestellt (eine für jedes der acht Basisszenarien), wobei die farbig un-
terschiedlichen Balken innerhalb jeder Gruppe (also innerhalb jedes Szenarios) für eine der neun „Realitäten“ 
(d. h. der neun Kalibrierungs-Parametersätze) stehen. Vergleiche zwischen den Szenarien sind „innerhalb der 
gleichen Realität“ d. h. unter Betrachtung der Balken gleicher Farbe durchzuführen. 
 

                                                           
158  Ein solcher Ansatz würde allerdings wohl die Einführung eines flächendeckenden einheitlichen Energieausweises erfordern. Eine 

solche Maßnahme wäre auch im Zusammenhang mit der Weiterentwicklung der sozialen Sicherungssysteme und dem Mietspie-
gel anzustreben, siehe dazu die näheren Ausführungen in Kapitel 3.5. Gegenüber der am tatsächlichen Energieverbrauch anset-
zenden „eigentlichen“ CO2-Bepreisung wäre allerdings mit einer geringeren Zielgenauigkeit, insbesondere auch einer fehlenden 
Anreizwirkung für ein energiesparendes Nutzerverhalten zu rechnen. 

159  Eine Darstellung der Emissionsminderung gegenüber dem Startjahr 2023 würde hier nicht sinnvoll sein, da in einigen Kalibrie-
rungsdatensätzen der Ausgangszustand der Gebäude (namentlich die U0-Werte der ungedämmten Außenwände und Oberge-
schossdecken in Altbauten) verändert wurden. 
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Abbildung 61: Basisszenarien mit neun Kalibrierungsparametersätzen: Jährliche Wärmeschutz-Moderni-

sierungsraten (Mittelwerte 2024-2027) 
Es sind einerseits merkliche Schwankungen zwischen den einzelnen Kalibrierungsparametersätzen zu erken-
nen, andererseits ergibt sich im Vergleich der Szenarien insgesamt ein relativ stabiles Bild bezüglich der Rei-
henfolge der Wärmeschutz-Sanierungsraten (aufsteigend von B1 => B2 => B6/B7 => B3/B4/B5 => B8). Aller-
dings sind in einigen Ausprägungen der Kalibrierungsparameter – besonders deutlich im Fall PC+ (hellblau) – 
die Unterschiede zwischen B3/4/5 und B8 weitgehend nivelliert. 

 
Abbildung 62: Basisszenarien mit neun Kalibrierungsparametersätzen: Anteile von Wärmepumpen bei 

der Modernisierung des Haupt-Wärmeerzeugers (Mittelwerte 2024-2027) 
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Ebenfalls relativ stabil sind die Ergebnisse für den Wärmepumpenanteil bei der Heizungsmodernisierung, hier 
gibt es teils einzelne Ausreißer (etwa PZVar+ in den Szenarien B6/B7), die aber den Gesamtvergleich zwischen 
den Szenarien nicht stark beeinflussen. 
 

 
Abbildung 63: Basisszenarien mit neun Kalibrierungsparametersätzen: Jährliche Treibhausgas-Emissi-

onsminderung gegenüber dem Referenzszenario (Mittelwerte 2024-2027) 
 
Bei den resultierenden Treibhausgas-Emissionsminderungen treten die Unterschiede zwischen den einzel-
nen Kalibrierungs-Parametersätzen teils verstärkt zu Tage, so dass – anders als im Fall P0 – in den Szenarien 
B3 bis B8 teils merklich abweichende Treibhausgasreduktionen erreicht werden. Für die Szenarien B2 bis B5 
ergibt sich noch ein relativ stabiles Bild, während in den Szenarien B6/B7 bzw. B8 vor allem in den Fällen PC+ 
(hellblau) und PC- (braun) erhebliche Abweichungen von den Ergebnissen der anderen Parametersätze zu 
erkennen sind.  
Die folgenden Diagramme (Abbildung 64 bis Abbildung 66) zeigen Ergebnisgrößen der Staatshaushalts, näm-
lich die Ausgaben für die Förderung sowie die Einnahmen aus der zusätzlichen CO2-Bepreisung und aus dem 
am Ende durchgeführten Budgetausgleich (insbesondere durch den Klima-Soli). 
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Abbildung 64: Basisszenarien mit neun Kalibrierungsparametersätzen: Staatliche Ausgaben für Förder-

mittel (Mittelwerte 2024-2027) 
 
Unterschiede in den durchgeführten Maßnahmen (s. vorherige Abbildungen) führen in den jeweiligen Ka-
librierungsdatensätzen zu einem unterschiedlichen Fördermittelaufkommen, die Reihenfolge zwischen den 
Szenarien bleibt aber klar erhalten und auch innerhalb der Szenarien sind die Ergebnisse relativ stabil (mit 
Ausnahme der erheblichen Schwankungen im letzten Szenario B8). 

 
Abbildung 65: Basisszenarien mit neun Kalibrierungsparametersätzen: Einnahmen durch zusätzliche 

CO2-/Biomasse-Bepreisung, Mittelwerte 2024-2027) 



                                                                                                                                                                 

 170 

 
Die Einnahmen aus der CO2-/Biomasse-Bepreisung hängen vom Gesamtbetrag der jährlichen CO2-Emissio-
nen, also nicht allein von den Emissionsdifferenzen der verschiedenen Szenarien ab, so dass sich hier ein 
weitgehend einheitliches Bild ergibt160. Ein Sonderfall ist in den Fällen PB+ und PB- mit merklicheren Abwei-
chungen nach oben und unten zu sehen: Hier wird durch eine Veränderung der Wärmedurchgangskoeffizien-
ten (U0-Werte) ungedämmter Gebäudebauteile eine deutliche Veränderung des Grundniveaus der CO2-Emis-
sionen ausgelöst. 
 

 
Abbildung 66: Basisszenarien mit neun Kalibrierungsparametersätzen: Staatliche Einnahmen beim 

Budgetausgleich (Mittelwerte 2024-2027, positive Werte: Klima-Soli) 
 
Entsprechend der Variationen in den einzelnen Budgetanteilen ergeben sich auch beim Ausgleich des Staats-
budgets (insbesondere also beim Klima-Soli) am Ende entsprechende Schwankungen, allerdings auch hier 
ohne gravierende Auswirkungen auf den Vergleich zwischen den Szenarien (für jeweils gleiche Kalibrierungs-
parameter, also gleiche Balkenfarben). 
In Abbildung 67 und Abbildung 68 sind abschließend die Konsequenzen für die privaten Haushalte in Form 
der Anteile von deutlichen und merklichen Verlierern dargestellt. 
 

                                                           
160  Einen ähnlichen Verlauf zeigen die Ausgaben für das Klimageld in den Szenarien B4 bis B7, die hier nicht dargestellt sind. In den 

Szenarien B4 und B6 entsprechen diese Ausgaben exakt, in den Szenarien B5 und B7 ungefähr den Einnahmen aus der zusätzli-
chen CO2-Bepreisung. 
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Abbildung 67: Basisszenarien mit neun Kalibrierungsparametersätzen: Anteile deutlicher Verlierer 

(2027) 
 
Bei den deutlichen Verlierern ergibt sich (mit leichten Abstrichen im Szenario B8) ein einheitliches Bild hin-
sichtlich der Höhe der Werte zwischen den einzelnen Parametersätzen und im Szenarienvergleich. 
 

 
Abbildung 68: Basisszenarien mit neun Kalibrierungsparametersätzen: Anteile merklicher Verlierer 

(2027) 
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Ähnlich einheitlich (aber nun mit einer deutlichen Ausnahme aufgrund stärkerer Variationen im letzten Sze-
nario B8 ) sind die Ergebnisse für die merklichen Verlierer: Auch hier ergibt sich durch die neuen Parameters-
ätze PA+ bis PZVar- kein wesentlich anderes Ergebnis als für den ursprünglichen Basisparametersatz P0. 
Insgesamt gesehen lassen sich aus den Ergebnissen dieser Vergleichsanalyse zwei unterschiedliche Schluss-
folgerungen ziehen: Einerseits zeigt sich durch die beobachteten Schwankungen zwischen den verschiedenen 
Kalibrierungsparametersätzen die Notwendigkeit einer Weiterentwicklung und verbesserten Kalibrierung 
des Modells. Eine Aktualisierung und deutliche Erweiterung der empirischen Grundlagen wären dafür von 
entscheidender Bedeutung. 
Andererseits sind die Ergebnisse der Vergleichsanalyse durchaus ermutigend: Trotz sehr unterschiedlicher 
Ausprägungen der Modellparameter (zwischen den neun Kalibrierungs-Parametersätzen) ergeben sich im 
Großen und Ganzen stabile Ergebnisse bezüglich des Szenarienvergleichs. Ausnahmen sind weitgehend auf 
das allein auf Förderung setzende Szenario B8 beschränkt, daneben sind noch speziell bei der Quantifizierung 
der Treibhausgasminderung die Szenarien B6/B7 zu nennen. Insbesondere für das Szenario B5, das eine kom-
binierte Anwendung von CO2-Bepreisung, Klimageld und Förderung vorsieht und dem hier ein besonderes 
Interesse zukommt, zeigen sich im Vergleich mit dem Referenz- und dem „Business-as-usual“-Szenario keine 
durchgreifenden Abweichungen, die eine stark unterschiedliche Bewertung dieses Instrumentenpakets je 
nach Kalibrierungsansatz nahelegen würden. 

3.4.2 Variation wesentlicher Einflussparameter beim Basisszenario 5 
Ausgehend vom bisher betrachteten Basisszenario B5 mit dem Basisparametersatz P0 werden in weiteren 
Variantenuntersuchungen PV1 bis PV15 Veränderungen in unterschiedlichen Eingangsparametern unter-
sucht. Diese Änderungen betreffen auch das Referenzszenario B1, das hier als Vergleichsvariante weiterhin 
immer mitbetrachtet wurde. Im Unterschied zu den Analysen im vorangegangenen Kapitel 3.4.1 wird in den 
nachfolgend dokumentierten Analysen keine Kalibrierung auf den Untersuchungszeitraum 2011-2016 durch-
geführt, d. h. es handelt sich hier jeweils um eine tatsächliche Variation der Eingangsparameter des Modells, 
ohne dass diese durch eine Veränderung anderer Parameter161 in ihrer Wirkung ausgeglichen wird. Betrach-
tet wird nun also die Frage, wie stark sich einzelne Einflussgrößen, die in ihrer Höhe nicht genau bekannt sind 
bzw. sich im Zeitverlauf auch ändern können, auf die Klimaschutzdynamik und die Belastung der Akteure 
auswirken. 
Die einzelnen Untersuchungsfälle PV1 bis PV15 und die damit verbundenen Ergebnisse sind im Folgenden 
nacheinander beschrieben. Ausgangspunkt für jede neue Variation ist immer der Basisparametersatz P0, d. h. 
die Parameteranpassungen werden nicht sukzessive aufeinander aufbauend, sondern unabhängig voneinan-
der einzeln durchgeführt. Eine grafische Darstellung der Resultate, auf die dabei Bezug genommen wird, er-
folgt im Anschluss an diese Beschreibung in Abbildung 69 bis Abbildung 78 (auf S. 178 ff.). Die jeweils mitein-
gezeichnete Vergleichslinie markiert das Niveau des Ursprungsszenarios B5:P0 (Basisszenario B5 mit Basis-
parametersatz P0, identisch mit dem Basisszenario B5 aus den vorangehenden Kapiteln). 
Die Parameteruntersuchungen wurden hier zur Begrenzung der Untersuchungsfälle zumeist nur in eine Rich-
tung durchgeführt, d. h. es wurde z. B. eine Erhöhung, aber keine Absenkung des jeweiligen Parameters be-
trachtet. Die ersten Untersuchungsvarianten PV1 bis PV5 greifen wesentliche Untersuchungsgrößen auf, die 
bereits in den verschiedenen Kalibrierungs-Parametersätzen in Kapitel 2.4.2 miteinander kombiniert und 
analysiert wurden, nun aber getrennt voneinander und beschränkt auf die Ausprägung „+“ (also eine Zu-
nahme der jeweiligen Werte) betrachtet werden. 
 

• PV1: Erhöhung der Modernisierungsbereitschaft 
Hier wird die jährliche Rate der Modernisierungsbereitschaft (rmodbereit) von 10 %/a auf 15 %/a ange-
hoben, d. h. mehr Hauseigentümer als vorher beschäftigen sich jedes Jahr auch ohne Sanierungsan-
lass mit der Frage, ob sie energetische Modernisierungsmaßnahmen durchführen sollen. 

                                                           
161  Bei den Kalibrierungsdatensätzen in Kapitel 3.4.1 bzw. 2.4.2 waren dagegen die Netto-Rüstkosten jeweils mit angepasst worden.  
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Im Ergebnis sind insbesondere eine deutlich gesteigerte jährliche Wärmeschutz-Modernisierungs-
rate und größere Treibhausgasminderungen (gegenüber dem Referenzszenario) festzustellen. Diese 
erhöhen sich von 2,55 Mio. t/a im Fall B5:P0 auf 2,9 Mio. t/a im Fall PV1. Auch die Fördermittelaus-
gaben steigen merklich an. 
Hier und auch in den folgenden Parametervariationen gilt: Da die Einnahmen durch die CO2-Beprei-
sung und das damit verbundene Klimageld vom Gesamt-Emissionsniveau abhängen, sind diese bei-
den Größen von keinen starken Veränderungen betroffen. Dementsprechend folgt das Aufkommen 
des Klima-Soli weitgehend den Änderungen bei den Fördermittelausgaben und ist dementsprechend 
mit entsprechend größeren Änderungen behaftet. 
Hinsichtlich der deutlichen Verlierer gibt es in der Variante PV1 kaum Änderungen gegenüber der 
Ursprungsvariante P0. Bei den merklichen Verlierern ist ein Anstieg von 9,8 % auf 11,5 % zu verzeich-
nen. 

• PV2: Erhöhung der Sanierungsraten bei der Außenwand 
Es wird hier angenommen, dass bei Außenwänden die jährlichen Raten des Anstrichs und der Er-
neuerung der Außenbekleidung um 20 % höher liegen als im Basisparametersatz P0. 
Das Resultat ist auch hier ein Anstieg der Wärmeschutz-Modernisierungsrate, der allerdings deutlich 
geringer ausfällt als in der zuvor behandelten Variante PV1. Auch die weiteren Ergebnisse entspre-
chen der Vorgängervariante PV1 in abgeschwächter Form. Die durchschnittlichen Treibhausgasmin-
derungen gegenüber dem Referenzszenario betragen hier 2,65 Mio. t/a. 

• PV3: Erhöhung der wirtschaftlichen Amortisationszeiten 
Die wirtschaftlichen Amortisationszeiten tA, die im Abwägungsprozess je nach Typ des Gebäudeei-
gentümers unterstellt werden, sind in dieser Untersuchung um 30 % nach oben gesetzt. 
Auch hier sind die Ergebnisse mit denen der beiden Vorgängervarianten PV1 und PV2 qualitativ ver-
gleichbar, die Ausschläge sind hier aber noch einmal stärker als in PV1: Die Wärmeschutz-Moderni-
sierungsrate steigt hier von knapp 2 %/a im Fall BA:P0 auf 2,6 %/a an und die Treibhausgasminderung 
gegenüber dem Referenzszenario B1 von 2,55 auf 3,16 Mio. t/a. Bezüglich des Wärmepumpenanteils 
bei der Heizungsmodernisierung gibt es in PV3 einen Rückgang von ursprünglich 45 % auf 39 %, 
gleichzeitig steigt aber der Anteil der Biomasse-Heizungen im Modernisierungsfall von 13 % auf 21 % 
an. 
Bei den deutlichen Verlierern ist in der Variante PV3 ein nur geringer Anstieg, bei den merklichen 
Verlierern dagegen eine erhebliche Erhöhung von 9,8 % auf 14,1 % festzustellen. 

• PV4: Stärkere Mieterhöhung bei energetischer Modernisierung 
Der Faktor fEmod, der die über die eingesparten Energiekosten hinausgehende Mieterhöhung be-
stimmt, wird hier von 0,15 auf 0,30 in seinem Wert verdoppelt. Neben der Wärmeschutz-Moderni-
sierungsrate erhöht sich auch der Wärmepumpenanteil bei Heizungsmodernisierung deutlich, wäh-
rend der Biomasseanteil leicht absinkt. Insgesamt steigt der Betrag der Treibhausgasminderungen 
gegenüber dem Referenzszenario B1 auf 2,79 Mio. t/a an.  
Im Hinblick auf die Verliereranteile weist die Variante PV4 ähnliche Ergebnisse auf wie PV3, nämlich 
hier eine wesentliche Erhöhung der merklichen Verlierer auf 14,4 %. 

• PV5: Erhöhung des Streuungsbreite der Zufallszahlen 
Wie in der Variante PZVar+ in Kapitel 2.4.2 werden hier gleichzeitig die Streuungsmaße bei um 1 
schwankenden Zufallszahlen der Investitionskosten (um 67 %), des Energieverbrauchs (um 20 %) und 
der Amortisationszeiten (um 100 %) angehoben. 
Im Resultat ergibt sich hier eine leichte Verminderung der Wärmeschutz-Modernisierungsrate, des 
Wärmepumpenanteils und der Treibhausgasminderung (auf 2,41 Mio. t/a). 
Die Verliereranteile sind gegenüber dem Ausgangsfall B5:P0 kaum verändert. 

• PV6: Niedrigere Strom- und höhere Biomasse-Preise 
Untersucht werden Änderungen der Basis-Energiepreise (ohne zusätzliche CO2-Bepreisung) im Fall 
der Energieträger Strom und Biomasse (Holz). Die Analyse erfolgt hier vor dem Hintergrund, dass die 
in den Szenarienberechnungen angenommenen Energiepreise – insbesondere auch die 
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Preisrelationen von Strom und Holz – einerseits als sehr unsicher gelten müssen, andererseits aber 
starke Auswirkungen auf die realisierten Anteile von Wärmepumpen und Biomasse-Heizungen ha-
ben können. 
In der Variante PV6 wurde vor diesem Hintergrund ein von 36,7 auf 30,1 Cent/kWh verminderter 
Basis-Strompreis und ein von 6,7 auf 9,3 Cent/kWh erhöhter Basis-Preis für den Energieträger Holz 
angenommen162.  
Im Resultat wird eine deutliche Erhöhung des Wärmepumpenanteils bei der Heizungserneuerung 
und eine starke Verringerung des Biomasseanteils (fast auf Null) erreicht. Die Treibhausgasminde-
rung erhöht sich auf 3,35 Mio. t/a. 
Der Anteil der deutlichen Verlierer nimmt auf 3,1 %, der Anteil der merklichen Verlierer auf 13,6 % 
zu. 

• PV7: Niedrigere Investitionskosten 
Hier wurden die Investitionskosten für alle baulichen und anlagentechnischen Maßnahmen um 20 % 
niedriger angenommen als in der Basisvariante B5:P0. Neben der Abbildung von Unsicherheiten in 
den Preisannahmen im Modell kann man diese Variante auch als Ausdruck optimistischer Annahmen 
über eine längerfristige Kostensenkung durch stärkere Marktdurchdringung der Energieeffizienz- 
und Klimaschutztechnologien und entsprechende Lerneffekte interpretieren. 
Erwartungsgemäß ergeben sich hier generell positive Auswirkungen auf die Wärmeschutz-Moderni-
sierungsrate, den Wärmepumpenanteil und die Treibhausgasminderungen (Anstieg auf 3,1 Mio. t/a). 
Im Hinblick auf die Verlierer sind dagegen kaum Änderungen gegenüber der Ursprungsvariante B5P0 
festzustellen, im Detail zeigt sich eine leichte Verringerung der Verliereranteile. 

• PV8: Erhöhte Investitionskosten 
Demgegenüber betrachtet PV8 nun den umgekehrten Fall einer Erhöhung des Investitionskosten-
niveaus um 20 %. Dies entspricht z. B. dem Fall, dass sich angesichts der durch die Klimaschutzinstru-
mente bewirkten Steigerung der Nachfrage und eines fortdauernden Fachkräftemangels die Preise 
für Energieeffizienzmaßnahmen und erneuerbare Heizungssysteme weiterhin nach oben bewegen. 
Entsprechend ungünstig sind die Auswirkungen auf die Wärmeschutz-Rate, den Wärmepumpenan-
teil und die Treibhausgasminderungen, welche auf 2,1 Mio. t/a absinken. 
Bei den Verliereranteilen sind wie in der Vorgängervariante PV7 nur geringe Veränderungen festzu-
stellen, im Detail ergibt sich nun aber eine leichte Erhöhung der Werte. 

• PV9: Geringere Inanspruchnahme der Förderung 
In den Szenarienanalysen ab 2024 wird generell – insbesondere aufgrund deutlich verbesserter För-
derbedingungen – eine erhöhte Inanspruchnahmequote der Förderung von 90 % angenommen (vgl. 
Kapitel 2.3.2). Die Variante PV9 untersucht demgegenüber den Fall, dass die Inanspruchnahme wei-
terhin auf dem Wert der Vorjahre in Höhe von 65 % verharrt.  
Unter diesen Voraussetzungen ergibt sich gegenüber dem Ursprungsfall B5:P0 eine merkliche Absen-
kung der Wärmeschutz-Modernisierungsrate, des Wärmepumpenanteils und der Treibhausgasmin-
derung (auf 2,1 Mio. t/a). 
Der Anteil der deutlichen Verlierer bleibt ungefähr gleich, bei den merklichen Verlierern gibt es eine 
leichte Abnahme auf 7,6 %. 

• PV10: Keine negativen Rüstkosten bei Wärmepumpen 
Um die deutlich wachsenden Wärmepumpenanteile bei der Heizungsmodernisierung in den vergan-
genen Jahren im Modell abzubilden, wurden für den Zeitraum ab 2020 erhebliche negative Werte 
für die Netto-Rüstkosten der Wärmepumpen in Höhe von -40 €/m² bei Ein-/Zweifamilienhäusern und 
-20 €/m² bei Mehrfamilienhäusern angesetzt (bezogen auf die Wohnfläche, s. Kapitel 2.6.3). Diese 
Werte wurden in den weiteren Szenarienanalysen für die Folgejahre beibehalten. In der Variante 
PV10 wird nun der Fall untersucht, dass keine negativen Werte mehr auftreten, d. h. die (negativen) 

                                                           
162  Darüber hinaus wird auch hier wie generell im Basisszenario B5 bei allen Energieträgern eine zusätzliche CO2-Bepreisung von 

75 €/t und speziell für Biomasse eine entsprechende zusätzliche Bepreisung von 2 Cent/kWh angenommen, vgl. Kapitel 3.2.2. 
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Rüstkosten werden auf Null gesetzt. Für einen solchen Effekt könnte man sich beispielsweise die 
folgende Begründung vorstellen: Die niedrigen (negativen) Rüstkosten der Vergangenheit lassen sich 
(abgesehen von Modellunsicherheiten) womöglich auch damit erklären, dass mit den Wärmepum-
pen positive Zukunftserwartungen verbunden sind, die sich in den bisherigen Randbedingungen noch 
nicht widerspiegeln, unter anderem weil die Stromkosten im Vergleich zu anderen Energieträgern 
derzeit noch relativ ungünstig sind. Wenn sich die Hoffnungen auf günstigere Randbedingungen al-
lerdings auch in der Zukunft nicht als gerechtfertigt herausstellen, könnte dieser „Vertrauensvor-
schuss“ auch wieder verlorengehen. 
Im Ergebnis zeigt sich ein starker Einbruch beim Anteil der Wärmepumpen in der Heizungsmoderni-
sierung: Der Wert geht hier von ursprünglich 45 % (B5:P0) auf nur noch 11 % zurück. Bei den Treib-
hausgasminderungen gegenüber dem Referenzszenario sinken die Werte auf 2,2 Mio. t/a. 
Hinsichtlich der Verliereranteile gibt es demgegenüber keine negativen, sondern insbesondere im 
Fall der merklichen Verlierer leicht positive Effekte: Hier sinkt der Anteil auf 8,1 %. 

• PV11: Ungünstigere Rüstkosten, aber günstigere Energiepreise für Wärmepumpen  
Diese Variante entspricht einer Kombination der vorherigen Fälle PV10 und PV6: Die Rüstkosten für 
die Wärmepumpen werden wiederum auf Null gesetzt, gleichzeitig werden aber die niedrigeren 
Strompreise und höheren Biomasse-Preise der Variante PV6 angenommen. Hier wird also im Unter-
schied zur Vorgängervariante PV10 der Fall abgebildet, dass sich die (hypothetisch unterstellten) po-
sitiven Zukunftserwartungen tatsächlich in der angenommen Weise erfüllen, d. h. in Form des gerin-
geren Strompreises und der günstigeren Preisrelation zu den anderen Energieträgern – vor allem zu 
der innerhalb der erneuerbaren Energien konkurrierenden Biomasse (Holz). Der reale Eintritt der 
erwarteten günstigeren Preisverhältnisse löst damit sozusagen die ursprünglichen Zukunftserwar-
tungen ab, so dass die bisher negativen Rüstkosten nun auf den Wert Null hochgesetzt werden.  
Im Ergebnis zeigt sich, dass der günstigere Wärmepumpen-Strompreis den Effekt der höheren Rüst-
kosten in dieser Beispielvariante weitgehend, aber nicht vollständig wettmacht: Der Wärmepumpen-
anteil steigt in PV11 gegenüber der vorherigen Variante PV10 wieder deutlich an, erreicht aber mit 
ca. 37 % noch nicht ganz das Niveau der Ursprungsvariante B5:P0 in Höhe von 45 %. Die Treibhaus-
gasreduktion liegt dagegen mit ca. 2,25 Mio. t/a immer noch nur knapp über der Variante PV10, da 
nun durch den höheren Biomassepreis der Anteil der Holzheizungen stark zurückgeht (ähnlich wie in 
Variante PV6 mit gleicher Energiepreiskombination). 
Bezüglich der Verliereranteile liegen die Werte in der Variante PV11 höher als in der Variante PV10: 
Bei den deutlichen Verlierern wird das Niveau der Ursprungsvariante B5:P0 erreicht, bei den merkli-
chen Verlierern liegt der Wert mit 9,3 % noch etwas günstiger.  

• PV12: Hälftige Aufteilung der Inzidenz zwischen Mietern und Vermietern 
Bisher wurde im Sinne eines „konservativen“ Ansatzes davon ausgegangen, dass der durch die zu-
sätzliche CO2-Bepreisung hervorgerufene Anstieg der Heiz- und damit auch der Wohnkosten dauer-
haft vollständig von den Mietern zu tragen ist, die effektive Inzidenz also allein bei den Mietern liegt 
(vgl. Kapitel 1.3.5). Demgegenüber geht die Variante PV12 nun davon aus, dass sich die effektive 
Inzidenz je zur Hälfte auf Mieter und Vermieter verteilt, also auch die Vermieter (in Form geringerer 
Netto-Kaltmieten als im vorherigen Fall) aufgrund entsprechender Ausgleichseffekte auf dem Woh-
nungsmarkt einen Teil des Wohnkostenanstiegs mittragen müssen. 
Da die Inzidenzfrage für den gewählten Ansatz zur Modellierung der Modernisierungsentscheidung 
der Vermieter – wie in Kapitel 1.3.5 erläutert – ohne Bedeutung ist, ergeben sich gegenüber der 
Variante B5:P0 keine Änderungen im Hinblick auf die durchgeführten energetischen Modernisie-
rungsmaßnahmen und die erreichte Treibhausgasminderung. 
Bei den Verliereranteilen sind dagegen relevante Verbesserungen feststellbar: Der Anteil der deutli-
chen Verlierer geht von ursprünglich 2,8 % auf 2,4 % zurück, der Anteil der merklichen Verlierer sinkt 
von 9,8 % auf 7,6 %. 
Bei separater Betrachtung der Vermieter (hier ohne Abbildung) ist festzustellen, dass der ursprüng-
lich positiven Wert für die Mehreinnahmen gegenüber dem Referenzszenario B1 (vgl. gelber Balken 
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für Szenario B5 in Abbildung 47 auf S. 151) nun negativ wird. Aufgrund der angenommenen markt-
bedingten Überwälzung eines Teils der Zusatzkosten auf die Vermieter treten nun auch in dieser Ak-
teursgruppe (wie bisher schon bei den Selbstnutzern und Mietern) Mindereinnahmen bzw. Mehr-
ausgaben gegenüber dem Referenzszenario auf. 

• PV13: Berücksichtigung der Energiepreiselastizität bezüglich des Nutzerverhaltens 
Gemäß den Erläuterungen in Kapitel 2.2 wurde in den Szenarienvergleichen in Kapitel 3 der Einfluss 
von Energiepreissteigerungen auf das Nutzerverhalten, d. h. ein sparsamer Umgang mit Energie, aus-
geblendet. Der Wert der entsprechenden Preiselastizität wurde also auf Null gesetzt. Dagegen wird 
die Preiselastizität nun in der Variante PV13 wieder in Höhe des ursprünglichen Modellansatzes zu -
0,15 angenommen (vgl. Anhang B.1 )163. 
Mit dieser Annahme ergibt sich ein erheblicher Anstieg der Treibhausgasminderungen auf 4,5 Mio. 
t/a. Darüber hinaus sind durch die verhaltensbedingten Energiekosteneinsparungen auch positive 
Auswirkungen auf die Verliereranteile festzustellen: Diese sinken auf 1,6 % (deutliche Verlierer) bzw. 
6,1 % (merkliche Verlierer). 
Allerdings ist hier unbedingt zu beachten, dass es sich bei den Verhaltensänderungen – anders als im 
Fall der jährlich neu stattfindenden energetischen Modernisierungsmaßnahmen –um einen einmali-
gen Vorgang handelt, der durch den (innerhalb der Szenarienanalysen einmalig stattfindenden) An-
stieg des CO2-Preises im Jahr 2024 hervorgerufen und in Abbildung 72 in eine mittlere jährliche Emis-
sionsminderung im vierjährigen Betrachtungszeitraum umgerechnet wurde. Bei einem längeren Be-
trachtungszeitraum würde der Wert der jährlichen Emissionsminderung also entsprechend absin-
ken164. Vor diesem Hintergrund zeigt Abbildung 78 für den gesamten Untersuchungszeitraum 2023-
2027 den jährlichen Verlauf der Treibhausgasemissionen von Variante PV13 im Vergleich zum Ur-
sprungsszenario B5 (identisch B5:P0) und zum Referenzszenario B1165. Der einmalige Effekt der ver-
haltensbedingten Energieeinsparung in Variante PV13 (gelbe Linie) wird beim Übergang von 2023 
auf 2024 in einem besonders starken Rückgang der Emissionen deutlich166. 

• PV14: Erhöhte Inanspruchnahme beim Wohngeld 
Die Inanspruchnahmequoten beim Wohngeld sind relativ unsicher, sehr wahrscheinlich aber ver-
gleichsweise niedrig, insbesondere bei denjenigen Haushalten, die ohne die Existenz von Wohngeld 
auch keine Grundsicherungsansprüche hätten (s. Kapitel 2.5). Für diese Haushalte werden in Variante 
PV14 die Inanspruchnahmequoten beim Wohngeld verdoppelt, und zwar auch hier sowohl im Un-
tersuchungsszenario B5 als auch gleichzeitig im Referenzszenario B1. 
Im Resultat zeigen sich aber durchgehend fast identische Ergebnisse wie in der Ursprungsvariante 
B5:P0. Lediglich bei den merklichen Verlierern ist eine geringfügige Abnahme von 9,8 % auf 9,7 % 
festzustellen. Der Effekt ist insbesondere dadurch zu erklären, dass Haushalte, deren Miete unter-
halb der im Wohngeld geltenden Höchstgrenzen liegt, nach einer Mieterhöhung aufgrund energeti-
scher Modernisierung anschließend auch mit höherem Wohngeld rechnen können. Durch die ver-
doppelte Inanspruchnahmequote erhöht sich also der Anteil der Haushalte, die hiervon profitieren 
(und bei denen darüber hinaus der Wohngeldzuwachs so groß ist, dass sie nicht mehr zu den 

                                                           
163 Eine Verdopplung des Energiepreises führt demnach zu einer Energieeinsparung von 15 % aufgrund kurzfristiger Verhaltensän-

derungen der Gebäudenutzer. Geringere Preisanstiege führen zu entsprechend proportional geringeren Einsparungen. 
164  Die Szenarienvergleiche in Kapitel 3 würden durch diesen Effekt erheblich erschwert, so dass er in den übrigen Untersuchungen 

ausgeklammert wurde. Im Hinblick auf die Einhaltung von kurz- und mittelfristigen Klimaschutzzielen ist er aber offensichtlich 
nicht zu vernachlässigen und sollte daher in einem solchen Kontext immer mitberücksichtigt werden. 

165  Gegenüber Abbildung 48 auf S. 152 wurde hier zusätzlich als dritte Kurve das Szenario PV13 eingefügt. 
166  Ein solcher Effekt aufgrund einer unmittelbaren Reaktion der Gebäudenutzer auf einen Anstieg der CO2-Bepreisung kann aller-

dings speziell im Mietwohnungsbestand nur dann auftreten, wenn – wie in den Modellrechnungen unterstellt – die Energiekosten 
tatsächlich vollständig von den Mietern getragen werden. Durch die formale Übertragung eines Teils der CO2-Kosten auf die 
Vermieter im Zuge des Kohlendioxidkostenaufteilungsgesetzes wird dieser Mechanismus entsprechend teilweise ausgehebelt. 
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merklichen Verlierern zählen). Insgesamt gesehen ist die Höhe der Inanspruchnahme aber ohne sehr 
starken Einfluss auf die Verliereranteile167.  

• PV15: Geringere Inanspruchnahme beim Klimageld 
In den Untersuchungen wird bisher davon ausgegangen, dass das Klimageld vollständig in Anspruch 
genommen wird. Demgegenüber wird hier nun der Fall untersucht, dass die Inanspruchnahmequote 
lediglich 75 % beträgt. 
Hinsichtlich der durchgeführten Klimaschutzmaßnahmen und der Fördermittelausgaben ergeben 
sich keine Änderungen gegenüber dem ursprünglichen Szenario B5. Allerdings sinken die Ausgaben 
für das Klimageld von 19 auf 14,3 Mrd. €/a und im Gegenzug verringert sich im Rahmen des staatli-
chen Budgetausgleichs der Klima-Soli von 20,2 auf 15,9 Mrd. €/a168. Der Anteil der deutlichen bzw. 
merklichen Verlierer erhöht sich von 2,8 % auf 3,9 % bzw. von 9,8 % auf 11,9 %. 
In diesem Zusammenhang ist darauf hinzuweisen, dass aktuell neue Verfahren für bestimmte Trans-
ferleistungen (insbesondere ein zukünftiges Klimageld) diskutiert werden, bei denen auch ohne An-
tragstellung eine direkte Auszahlung an die Betroffenen vorgenommen werden kann.169  
In der Annahme, dass ein solches Verfahren in Zukunft tatsächlich realisiert werden kann, ließen sich 
also prinzipiell auch ohne Zutun der Betroffenen sehr hohe Inanspruchnahmequoten erreichen. Dies 
gilt im Fall des Klimagelds insbesondere für die konstante Kopfpauschale wie in Szenario B4. Im vor-
liegenden Szenario B5 mit nach Einkommensteuer differenziertem Klimageld wäre dann möglicher-
weise doch wiederum ein gesonderter Antrag notwendig. Dieser würde hier aber nur den entspre-
chenden steuerabhängigen Zusatzbetrag und nicht das Gesamtvolumen betreffen, so dass die Aus-
wirkungen einer Nichtinanspruchnahme in diesem Fall nicht so gravierend wären170. 
 

                                                           
167  Wenn man allerdings annehmen würde, dass sich die Inanspruchnahme nicht generell (also nicht wie hier gleichzeitig in den 

Szenarien B1 und B5), sondern nur aufgrund der Klimaschutzinstrumente und der durch sie erzeugten Mehrkosten erhöht (also 
nur in Szenario B5), wäre mit deutlich stärkeren, in den jeweiligen Einkommensklassen unterschiedlich ausfallenden Effekten zu 
rechnen (vgl. die Untersuchungen im Zusammenhang mit einer theoretischen Vollinanspruchnahme aller Sozialleistungen am 
Ende von Kapitel 3.2.7).  

168  Die Abnahme beim Klima-Soli ist geringer als beim Klimageld, da die für das Staatsbudget ebenfalls relevanten Ausgaben für 
Grundsicherung und Wohngeld in der Variante PV15 entsprechend höher ausfallen. 

169  Solche Direktzahlungen sollen über die Steueridentifikationsnummer („Steuer-ID“) erfolgen, was allerdings deren Anreicherung 
um eine Kontoverbindung (IBAN) erfordert, vgl. hierzu [Koalitionsausschuss 2022, S. 5]. 

170  Dies wird insbesondere aus Abbildung 51 auf S. 157 deutlich: Der Maximalbetrag KTP,2 des Klimagelds liegt hier nicht weit ober-
halb der Kopfpauschale KTP,KP. Die anschließend beschriebene Variante B5V4 wäre dagegen deutlich empfindlicher von einer 
unvollständigen Inanspruchnahme betroffen, denn in dieser Variante gibt es keinen von der Einkommensteuer unabhängigen 
Grundbetrag KTP,KP, der an alle Haushalte ausgezahlt wird. 
Darüber hinaus bestünde noch die weitere Option, als Kopfpauschale zunächst den Maximalwert KTP,2 festzusetzen und an alle 
Einwohner auszuzahlen. Bei Personen mit von Null verschiedener Einkommensteuer (inklusive zugehöriger Kinder) wäre der zu 
viel gezahlte Betrag durch erhöhte Vorauszahlungen bei der Einkommensteuer (bzw. endgültig im Folgejahr bei der Festsetzung 
der Höhe der Einkommensteuer) zurückzufordern. 
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Abbildung 69: Basisszenario B5 mit Parametervariationen: Jährliche Wärmeschutz-Modernisierungsra-

ten (Mittelwerte 2024-2027) 
 

 
Abbildung 70: Basisszenario B5 mit Parametervariationen: Anteile von Wärmepumpen bei der Moderni-

sierung des Haupt-Wärmeerzeugers (Mittelwerte 2024-2027) 
 



 
 

 179 

 
Abbildung 71: Basisszenario B5 mit Parametervariationen: Anteile von Biomasse (Holz-Heizungen) bei 

der Modernisierung des Haupt-Wärmeerzeugers (Mittelwerte 2024-2027) 
 

 
Abbildung 72: Basisszenario B5 mit Parametervariationen: Jährliche Treibhausgas-Emissionsminderung 

gegenüber dem Referenzszenario B1 (Mittelwerte 2024-2027) 
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Abbildung 73: Basisszenario B5 mit Parametervariationen: Staatliche Ausgaben für Förderung (Mittel-

werte 2024-2027) 
 

 
Abbildung 74: Basisszenario B5 mit Parametervariationen: Staatliche Ausgaben für das Klimageld (Mit-

telwerte 2024-2027) 
Die Ausgaben für das Klimageld orientieren sich weitgehend an den Einnahmen durch die zusätzliche CO2-
Bepreisung (hier nicht dargestellt). Beide Größen hängen vom Gesamtniveau der CO2-Emissionen ab und 
werden daher durch die Unterschiede im betrachteten Vier-Jahres-Zeitraum nicht maßgeblich beeinflusst. 
Lediglich PV15 stellt aufgrund der reduzierten Inanspruchnahme einen Ausnahmefall dar. Das Volumen des 
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nachfolgend dargestellten Klima-Soli folgt vor diesem Hintergrund (wiederum mit Ausnahme von PV15) weit-
gehend den teils deutlichen Veränderungen bei den Fördermittelausgaben. 

 
Abbildung 75: Basisszenario B5 mit Parametervariationen: Staatliche Einnahmen durch den Klima-Soli 

(Mittelwerte 2024-2027) 
 

 
Abbildung 76: Basisszenario B5 mit Parametervariationen: Anteile deutlicher Verlierer (2027) 
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Abbildung 77: Basisszenario B5 mit Parametervariationen: Anteile merklicher Verlierer (2027) 
 
 

 
Abbildung 78: Referenzszenario B1, Basisszenario B5:P0 (identisch B5) und Parametervariation PV13 

(mit Reaktion des Nutzerverhaltens): Verlauf der Treibhausgasemissionen in den Jahren 
2023-2027 

 
Insgesamt zeigen die durchgeführten Parametervariationen, dass die dargestellten Ergebnisse sehr merklich 
von den Eingangsgrößen des Modells beeinflusst werden. Die Indikatoren für die Klimaschutz-Dynamik 
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(Modernisierungsraten, Wärmepumpenanteile, Treibhausgasreduktionen) reagieren insgesamt etwas sen-
sibler, während die Ergebnisse für die Belastung der Privathaushalte (Verliereranteile) im Großen und Ganzen 
etwas stabiler erscheinen. Die Unsicherheiten der Eingangsparameter legen auch hier Bemühungen zur Wei-
terentwicklung der Modellansätze mit verbesserter empirischer Grundlage nahe. Da aber eine vollständige 
Sicherheit der Prognose ohnehin kaum möglich sein wird, ist mit gewissen Unsicherheiten auch weiterhin zu 
rechnen. Als sinnvoller Ansatz, um mit dieser Situation in der Praxis umzugehen, ist ein intensives, möglichst 
aktuelles Monitoring der relevanten Entwicklungen zu empfehlen, sowohl hinsichtlich der Fortschritte bei 
Wärmeschutz und Wärmeversorgung als auch hinsichtlich der resultierenden Kostenbelastungen der Privat-
haushalte. Damit zu verbinden wäre ein entsprechend regelmäßiges und zeitnahes Nachsteuern der Klima-
schutzinstrumente (Förderhöhen, CO2- und Biomasse-Bepreisung, Klimageld). 
Ergänzend ist noch festzuhalten, dass ein Teil der untersuchten unsicheren Eingangsparameter im Zuge einer 
umfassenden Klimaschutzstrategie auch direkt beeinflusst werden könnte: So hängt die Inanspruchnahme 
der Fördermittel (s. Variante PV9) nicht zuletzt auch von einer aus Sicht der Zielgruppe praxisgerechten Aus-
gestaltung der Förderbedingungen und von den Faktoren Information und Marketing ab. Auch die generelle 
energetische Modernisierungsbereitschaft (PV1) könnte womöglich durch entsprechende Informations- und 
Marketingmaßnahmen erhöht werden.  

3.5 Ansätze für die Weiterentwicklung von Grundsicherung und Wohngeld  
Die sozialen Sicherungssysteme, namentlich die Grundsicherung, das Wohngeld und der Kinderzuschlag, wer-
den in den Modellanalysen explizit mitberücksichtigt. Unsicherheiten, die bei der Inanspruchnahme vor allem 
des Wohngelds bestehen, wurden gesondert untersucht (s. Kapitel 3.4.2). In den Szenarienanalysen ist ein 
plausibles Zusammenspiel mit den neuen Transferinstrumenten angelegt (s. Kapitel 3.1.3). Durch die Grund-
sicherung findet eine flexible Reaktion auf veränderte Rahmenbedingungen in den einzelnen Szenarien statt: 
Der zu deckende Bedarf der Leistungsempfänger wird – innerhalb des gesetzten Regelwerks der Grundsiche-
rung – an veränderte Energie- (bzw. CO2-) und Unterkunftskosten angepasst. Im Fall des Wohngelds wird 
dagegen quasi eine „getrennte Arbeitsteilung“ mit dem im Projekt untersuchten zusätzlichen Transferinstru-
ment Klimageld angenommen: Es wird vorausgesetzt, dass die Heizkostenkomponente des Wohngelds nicht 
an die wachsende Höhe der CO2-Bepreisung angepasst wird, sondern dass die Aufgabe der Entlastung von 
den steigenden CO2-Kosten allein dem Klimageld zukommt – und zwar in gleicher Weise (dabei gegebenen-
falls differenziert nach der Höhe der Einkommensteuer) für Wohngeldempfänger und alle anderen Haus-
halte171. 
Auch wenn man vor diesem Hintergrund fürs Erste annehmen kann, dass hier im Grundsatz ein praktikables 
und abgestimmtes Gesamtkonzept vorliegt, zeigen sich bei näherer Betrachtung mögliche Schwachstellen, 
die auch bereits die bestehenden Sicherungssysteme in ihrer aktuellen Situation betreffen: 

• Bei der Grundsicherung wird im Rahmen der Erstattung der Kosten der Unterkunft die Bruttokalt-
miete nur bis zur Höhe bestimmter Angemessenheitsgrenzen übernommen. Diese Grenzen berück-
sichtigen aber bisher nicht den energetischen Zustand der Gebäude, so dass bei Betroffenen in einem 
gut gedämmten Gebäude womöglich die Wohnkosten nicht vollständig übernommen werden, wäh-
rend in einem Gebäude mit hohem Energieverbrauch bei gleicher Warmmiete in der Regel eine volle 
Kostenübernahme erreicht werden kann: In der Grundsicherung werden nämlich die Kosten der Un-
terkunft und der Heizung getrennt ermittelt, getrennt auf Angemessenheit geprüft und die jeweils 
angemessenen Beträge addiert, wobei die Kosten der Heizung in der Regel aufgrund großzügiger 
Angemessenheitsgrenzen vollständig übernommen werden (vgl. [Cischinsky et al. 2017]). 

                                                           
171  Bei Grundsicherungsempfängern findet allerdings wiederum im Nachgang eine Anrechnung bei der Höhe des Bedarfs statt, d. h. 

die Grundsicherungsleistungen werden entsprechend reduziert. Hier besteht das generelle Ziel darin, das im Rahmen der Grund-
sicherung definierte Existenzminimum der Betroffenen weiterhin zu sichern, ihnen aber andererseits durch das Klimageld keinen 
darüber hinausgehenden zusätzlichen Transfer zukommen zu lassen.  
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• Beim Wohngeld stellt sich das Problem in ähnlicher Weise: Auch hier sind bei der Ermittlung der 
Transferhöhe Höchstbeträge der anrechenbaren Unterkunftskosten (bei Mietern also Höchstbeträge 
für die Bruttokaltmiete172) zu berücksichtigen, die nicht nach der energetischen Beschaffenheit des 
Gebäudes differenziert sind173. 

 
Diese auf den ersten Blick bestehenden Defizite bedürfen allerdings in beiden Fällen, sowohl in der Grundsi-
cherung als auch im Wohngeld, noch einer näheren Betrachtung: 
Eine Mieterhöhung infolge einer energetischen Modernisierungsmaßnahme kann im Bereich der Grundsi-
cherung dazu führen, dass eine zuvor angemessene und deshalb vom Grundsicherungsträger im Regelfall 
vollumfänglich übernommene174 Bruttokaltmiete eines Grundsicherungsempfängers die maßgebende Ange-
messenheitsgrenze überschreitet. Eine solche Verletzung der Angemessenheitsgrenze führt jedoch nicht not-
gedrungen dazu, dass der Mieter den unangemessenen Teil der Miete selbst tragen muss, was viele Grund-
sicherungsempfänger zumindest auf Dauer auch nicht durchhalten könnten und sie zu einem Wohnungs-
wechsel bewegen würde. Vielmehr prüft der Grundsicherungsträger vor Einleitung eines sogenannten Ko-
stensenkungsverfahrens zunächst die Wirtschaftlichkeit eines Umzugs. Stellt sich ein Umzug als unwirtschaft-
lich heraus, unterbleibt die Einleitung eines Kostensenkungsverfahrens mit der Folge, dass der Grundsiche-
rungsträger – gemessen an der Angemessenheitsgrenze – auch überhöhte Mieten vollumfänglich über-
nimmt. In diese Wirtschaftlichkeitsberechnungen gehen dabei nicht nur die eigentlichen Umzugskosten etwa 
für eine Umzugsspedition ein. Vielmehr trägt der Grundsicherungsträger auch dem Umstand Rechnung, dass 
mit der modernisierungsbedingten Mieterhöhung eine Heizkostenersparnis einhergeht, von der er aufgrund 
seiner Übernahme der Heizkosten direkt profitiert. Im Ergebnis führt dies dazu, dass warmmietenneutrale 
Erhöhungen der Netto- und daher der Bruttokaltmiete infolge energetischer Modernisierungen für den Lei-
stungsempfänger folgenlos bleiben, selbst dann, wenn dadurch die Angemessenheitsgrenze überschritten 
wird. 
Die Festlegung der Angemessenheitsgrenzen allein nach der Bruttokaltmiete ohne differenzierte Berücksich-
tigung des energetischen Gebäudezustands stellt dagegen insofern ein Problem dar, als dadurch neu in die 
Grundsicherung eintretende Haushalte mit unangemessen hohen Bruttokaltmieten nach Ablauf der 2023 
eingeführten einjährigen Karenzzeit und vorbehaltlich einer Wirtschaftlichkeitsprüfung selbst dann mit ei-
nem Kostensenkungsverfahren rechnen müssen, wenn die Überschreitung der Angemessenheitsgrenze al-
lein durch einen guten energetischen Gebäudezustand bedingt ist. Denn bei der dann angestellten Wirt-
schaftlichkeitsprüfung bleiben die gute energetische Qualität und die dadurch bedingten niedrigen Heizko-
sten unberücksichtigt. Gleiches gilt vom Grundsatz her auch dann, wenn Grundsicherungsempfänger in eine 

                                                           
172  Bei Vermietern tritt an die Stelle der Bruttokaltmiete die sogenannte Belastung. Dabei handelt es sich um die Kosten für den 

Kapitaldienst, der Zins- wie Tilgungsleistungen umfasst, sowie die Kosten für die Bewirtschaftung des Wohnraums, wozu Instand-
haltungskosten, kalte Betriebskosten sowie Verwaltungskosten zählen. 

173  In verschiedenen Studien wurden in der Vergangenheit Konzepte erarbeitet, um dieses Defizit zu beheben [Neitzel et al. 2017, 
Grafe / Cischinsky 2019, Neitzel / Grinewitschus 2021]. Diese Konzepte sehen die Einführung einer sogenannten „Klimakompo-
nente“ vor. Hierbei handelt es sich idealerweise um einen Zuschlag zu den Höchstbeträgen im Falle des Nachweises eines guten 
energetischen Gebäudezustands. Allerdings erfolgte aufgrund der praktischen Schwierigkeiten eines in gleicher Weise verwal-
tungsarmen, treffgenauen und rechtssicheren Nachweises der energetischen Gebäudequalität keine praktische Umsetzung. Viel-
mehr wurde bei der Wohngeldreform 2023 lediglich eine Anhebung der Höchstbeträge durch eine allein von der Haushaltsgröße 
abhängige Klimakomponente vorgenommen, eine Ausdifferenzierung dieser Klimakomponente nach dem energetischen Zustand 
findet dagegen nicht statt. Dementsprechend profitieren nicht nur Mieter in energetisch modernisierten Gebäuden, sondern – 
aus Sicht des Klimaschutzes eher ungünstig – auch z. B. Mieter mit einer größeren Wohnfläche von dieser Erhöhung, sofern deren 
Miete den jeweils maßgebenden Höchstbetrag ohne Klimakomponente überschreitet.  

174  Der Regelfall, wonach der Grundsicherungsträger die Miete vollumfänglich übernimmt, ist dadurch gekennzeichnet, dass der 
Leistungsempfänger entweder überhaupt kein eigenes Einkommen verfügt oder über so wenig Einkommen hat, dass er dieses 
vollständig zur Begleichung seines sonstigen Lebensunterhalts aufwenden muss und es somit nicht zur Deckung seiner Wohnko-
sten heranziehen kann. Bei sogenannten Aufstockern mit höherem, aber nicht bedarfsdeckendem Einkommen kann dagegen der 
Fall eintreten, dass der Grundsicherungsträger die Miete bezuschusst, d. h. nur denjenigen Teil der Miete übernimmt, den der 
Leistungsempfänger nicht aus eigenem Einkommen begleichen kann.  
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neue Wohnung umziehen. Mit Blick auf diese Zusammenhänge ist die Ausdifferenzierung der Angemessen-
heitsgrenzen nach dem energetischen Gebäudezustand also weiterhin zu empfehlen.  
Im Fall des Wohngelds gibt es keine besondere Behandlung von Bestandsmietverhältnissen, die der oben 
angenommen Praxis in der Grundsicherung entsprechen würde. Vielmehr ist zu konstatieren, dass hier ge-
nerell andere Mechanismen wirken: Im Unterschied zur Grundsicherung werden Heizkosten nicht entspre-
chend ihrer individuellen Höhe differenziert berücksichtigt. Stattdessen sieht das Wohngeldrecht eine allein 
von der Haushaltsgröße abhängige Heizkostenkomponente vor, wodurch die in die Wohngeldformel einge-
hende und gegebenenfalls durch den Höchstbetrag (zuzüglich Klimakomponente) gedeckelte Bruttokalt-
miete angehoben wird, was sich wohngelderhöhend auswirkt.175 Diese Pauschalierung entspricht dem An-
satz, der im vorliegenden Projekt auch für das Klimageld empfohlen wird (vgl. Kapitel 3.1.4). Vor diesem Hin-
tergrund erscheint nun aber auch die weiter oben bemängelte fehlende Differenzierung der wohngeldrecht-
lichen Höchstbeträge als weniger gravierend. Im Sinne einer besseren Zugänglichkeit von energetisch mo-
dernisierten Wohnungen für Wohngeldempfänger und einer entsprechenden Verbesserung der Nachfrage 
nach bezahlbaren energetischen Wohnungen erscheint eine solche Differenzierung aber weiterhin empfeh-
lenswert.  
Im Gegenzug ließe sich nun allerdings auch über eine Ausdifferenzierung der Heizkostenkomponente nach-
denken, wobei diese dann bei energetisch modernisierten gegenüber nicht modernisierten Gebäuden ent-
sprechend geringer ausfallen würde. Allerdings würde ein solcher Ansatz auch Fragen im Hinblick auf die 
klimapolitische Wirkung des Wohngelds aufwerfen: Eine rein aus Klimaschutzsicht sogar wünschenswerte 
Besserstellung energetisch modernisierter Gebäude würde in dieser Weise abgebaut werden, obwohl gleich-
zeitig im Wohngeld höhere Unterkunftskosten aufgrund einer besseren Wohnungsausstattung oder (aus Kli-
maschutzsicht kontraproduktiv) einer höheren Wohnflächeninanspruchnahme auch weiterhin berücksichtigt 
werden. Mindestens wäre hier also darauf zu achten, dass eine denkbare Differenzierung der Heizkosten-
komponente nicht ohne eine gleichzeitige Differenzierung der Höchstbeträge nach dem energetischen Ge-
bäudezustand durchgeführt wird und dass sich bei der konkreten Ausgestaltung insgesamt gesehen keine 
klimapolitischen Fehlanreize ergeben. Dabei wäre auch zu berücksichtigen, dass Mieterhöhungen aufgrund 
energetischer Modernisierungen womöglich höher als warmmietenneutral ausfallen können. 
Diese Überlegungen zeigen, dass weitergehende Reformen beim Wohngeld eines gut durchdachten Gesamt-
konzepts bedürfen, bei dessen Erstellung verschiedene Ziele und Zielkonflikte gegeneinander abzuwägen 
wären. Die Entwicklung eines solchen Konzepts sprengt den Rahmen des vorliegenden Forschungsvorhabens, 
so dass hier nur einige grundsätzliche Hinweise gegeben werden können: 

• Das Wohngeld orientiert sich bisher stark an den bruttokalten Unterkunftskosten, während die Heiz-
kosten über die Heizkostenkomponente nur in stark pauschalisierter Form berücksichtigt werden. 
Bei einer Weiterentwicklung wäre zu prüfen, ob nicht ein differenzierterer Ansatz für die Gesamt-
Wohnkosten (im Fall von Mietwohngebäuden also die Warmmiete) bei der Bemessung des Wohn-
gelds eine größere Rolle spielen sollte. Im bisherigen Konzept ließe sich dies wie oben erwähnt durch 
eine gleichzeitige Ausdifferenzierung der Heizkosten und der Miethöchstbeträge gemäß dem ener-
getischen Gebäudezustand erreichen. Bezüglich der Heizkosten wäre zusätzlich zu beachten, dass bei 
Klimaschutzmaßnahmen nicht in jedem Fall durch bessere Dämmung und eine aufwändigere 
Heiztechnik eine Senkung der Heizkosten erreicht wird, sondern durch die Wahl eines Energieträgers 
mit niedrigerem CO2-Emissionsfaktor, womöglich aber höherem Preis die Heizkosten sogar steigen 
können. Die Art des gewählten Energieträgers wäre hier also bei der Ausdifferenzierung der Heizko-
stenansätze explizit mitzuberücksichtigen. Generell wäre zu prüfen, ob in einer neuen Wohngeldfor-
mel die Unterkunftskosten durch die Wohnkosten (also die Summe aus Unterkunfts- und Heizkosten) 
ersetzt werden könnten176. 

                                                           
175  Möglich sind auch Konstellationen, bei denen erst durch den Ansatz der Heizkostenkomponente ein Wohngeldanspruch entsteht. 
176  Anders als beim Klimageld, für das hier im Hinblick auf die praktische Realisierbarkeit eine Pauschalisierung empfohlen wird (s. 

Kapitel 3.1.4), könnte in einem weiterentwickelten Wohngeld also der Versuch unternommen werden, auf Basis einer genaueren 
Anspruchs- und Bedarfsprüfung die unterschiedlichen Ausprägungen der Klimaschutzkosten (steigende Mieten wegen 
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• Für die Bemessung der Unterkunftskosten im Wohngeld werden bisher teils individuelle und teils 
pauschale Anteile berücksichtigt: Die Netto-Kaltmiete geht in der tatsächlichen Höhe ein, während 
andere Kostenanteile für die kalten Nebenkosten weitgehend über Pauschalansätze berücksichtigt 
werden. Insbesondere mit Blick auf die Integration der Heizkosten ist die Verwendung von Pauschal-
werten (nun allerdings nach Gebäudezustand und Energieträger ausdifferenziert) ebenfalls weiterhin 
zu empfehlen, denn ein Übergang auf die tatsächlichen Heizkosten wäre wegen der starken Witte-
rungsabhängigkeit schwer handhabbar und würde zu Fehlanreizen in Richtung auf ein weniger ener-
giesparendes Nutzerverhalten führen.  

• Für Selbstnutzer mit geringem Einkommen sind wahrscheinlich zusätzliche finanzielle Anreize für die 
energetische Modernisierung sinnvoll und womöglich notwendig, damit für diese Akteursgruppe 
überhaupt Spielräume geschaffen werden können, um die erforderlichen Investitionen zu stem-
men177. Insofern wäre eine Ausdifferenzierung der Heizkostenkomponente im Wohngeld (also deren 
Verringerung in besser gedämmten Gebäuden) in dieser Hinsicht für den Klimaschutz womöglich 
merklich kontraproduktiv178. Das Problem ließe sich allerdings auch außerhalb des Wohngelds lösen, 
indem nämlich bei allgemeinen Förderprogrammen für Hauseigentümer mit geringem Einkommen 
eine erhöhte Förderung vorgesehen wird179. Auch hier ist aber eine genauere Abwägung notwendig: 
Für die Ansiedlung außerhalb des Wohngelds spricht die womöglich bessere Reichweite, da die zu-
sätzliche Förderung nicht nur auf Wohngeld-Anspruchsberechtigte beschränkt wäre und nicht auto-
matisch mit den im Wohngeld bisher vorliegenden geringen Inanspruchnahmequoten verknüpft 
wäre. Dafür würde aber ein zusätzlicher Aufwand für die Prüfung der Anspruchsberechtigung anfal-
len, wobei eine direkte Kopplung mit der auch bei Klimageld und Klima-Soli verwendeten Einkom-
mensteuerhöhe als Bemessungsgrundlage eventuell einen gangbaren Weg darstellen würde. Dar-
über hinaus wäre zu erwägen und wahrscheinlich auch zu empfehlen, die zusätzliche Förderung weit-
gehend nicht als Einmalbetrag, sondern gestreckt über mehrere Jahre und gemäß der Anspruchsbe-
rechtigung im jeweiligen Jahr auszuzahlen. Denn andernfalls bestünde angesichts der teils erhebli-
chen Investitions- und damit auch Fördersummen bei umfassenden energetischen Modernisierungs-
maßnahmen die Gefahr, dass einzelne Interessenten gezielt in dem für die Einkommensermittlung 
maßgebenden Zeitraum ihr (Arbeits-)Einkommen reduzieren, um die Bedingungen einmalig zu erfül-
len und die erhöhten Fördermittel zu erhalten. Eine jährlich wiederkehrende Anspruchsprüfung und 
Mittelauszahlung wäre aber organisatorisch wiederum einfacher mit dem Wohngeld als mit einem 
üblichen Förderprogramm zu verknüpfen.  

• Alle Ansätze zur Ausdifferenzierung von Transferleistungen entsprechend dem energetischen Gebäu-
dezustand haben wahrscheinlich nur dann eine plausible Realisierungschance, wenn die Information 
über den Zustand allen potentiellen Antragstellern und damit also letztlich allen Bewohner (auch den 
Mietern) flächendeckend und immer in aktueller Form zur Verfügung steht. In der Konsequenz führt 
diese Bedingung zur Notwendigkeit einer Reform des bisherigen Energieausweiskonzepts. Ein ent-
sprechender Vorschlag ist in seinen Grundzügen in [Diefenbach 2021b] formuliert: Für die Anforde-
rung, die Informationen immer und überall bereitzustellen, müssen die Kosten der Energieauswei-
serstellung begrenzt werden, d. h. die Erhebung des Gebäudezustands darf nicht zu aufwändig sein. 
Notwendig (und im Übrigen auch für eine bessere Transparenz und Überprüfung sinnvoll) wäre eine 
Beschränkung auf wenige zentrale Merkmale von Gebäudehülle und Anlagentechnik als Grundlage 

                                                           
energetischer Modernisierung, steigende Heizkosten wegen CO2-Bepreisung oder teurerer emissionsarmer Energieträger) im in-
dividuellen Fall differenziert zu berücksichtigen. 

177  Im vorliegenden Projekt konnte dieser Aspekt nicht näher untersucht werden. In den Szenarienanalysen wird er lediglich in pau-
schaler Weise durch Annahme geringerer Amortisationszeiten bei armutsgefährdeten Selbstnutzer-Haushalten berücksichtigt. 

178  Die zusätzlichen Kosten für die energetische Modernisierung würden bei einem Selbstnutzer nur dann wohngeldrechtlich berück-
sichtigt werden können, wenn er hierfür einen entsprechenden Kredit aufnimmt. Es stellt sich aber die Frage, in welchem Maße 
Kredite von einkommensschwachen Haushalten überhaupt in Anspruch genommen werden und ob energiesparende Maßnah-
men nicht vielleicht häufiger (in entsprechend kleinerem Umfang) mit den zur Verfügung stehenden eigenen Mitteln durchge-
führt werden.  

179 Entsprechende Konzepte werden im Zuge der Reform des Gebäudeenergiegesetzes diskutiert [Tagesschau August 2023]. 
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für einen stark vereinfachten Energiebedarfsausweis. Im Gegenzug müsste eine Verpflichtung der 
Gebäudeeigentümer bestehen, den Energieausweis mit den relevanten Merkmalen immer allen Mie-
tern in aktualisierter Form zur Verfügung zu stellen. Eine flächendeckende Verfügbarkeit des Ener-
gieausweises und der energetischen Gebäudemerkmale wäre nicht nur im Hinblick auf die Ausdiffe-
renzierung der Angemessenheitsgrenzen in der Grundsicherung bzw. von Mietobergrenzen und 
Heizkostenkomponente im Wohngeld zu empfehlen: Auch die Grundlagen für den empirischen Nach-
weis von Mietpreisunterschieden aufgrund der energetischen Gebäudebeschaffenheit und deren Be-
rücksichtigung im Mietspiegel könnten auf diese Weise wesentlich verbessert werden (vgl. Kapitel 
1.3.4). 

 
Vor weitergehenden Reformen im Bereich der Grundsicherung und des Wohngelds mit dem Ziel einer bes-
seren Berücksichtigung von Aspekten der energetischen Modernisierung und des Klimaschutzes wären also 
einige grundsätzliche Probleme zu lösen. Vor dem Hintergrund der kurzfristig gegebenen Möglichkeiten kann 
daher das in den Szenarienanalysen abgebildete Zusammenspiel der untersuchten Ansätze für Klimageld und 
Kima-Soli mit den bestehenden sozialen Sicherungssystemen als ein vorläufig praktikables und ohne erheb-
liche Zusatzvoraussetzungen realisierbares Konzept angesehen werden.  
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: Abbildung des deutschen Transfer-, Steuer- und Abgabensy-
stems im Mikrosimulationsmodell 

A.1  Überblick 
Anknüpfend an die in Kapitel 1.5 gegebene Einführung wird nachfolgend ausgehend von einer kurzen Be-
schreibung der jeweiligen rechtlichen Regelungen genauer erläutert, wie die Transfer-, Steuer- und Abgabe-
systeme vom Grundsatz her modelliert wurden. Die Darstellung beginnt in Anhang A.3 mit dem Kindergeld, 
das insofern eine Zwitterrolle einnimmt, als es einerseits einen staatlichen Transfer darstellt, andererseits 
jedoch auf viele andere Transferleistungen als Einkommen leistungsmindernd angerechnet wird. Darüber 
hinaus ist es für die Ermittlung der Steuern vom Einkommen von Relevanz. Es folgt die Beschreibung der 
Zuspielung von Sozialversicherungsbeiträgen (vgl. Anhang A.4 ) und der Berechnung der Steuern vom Ein-
kommen (vgl. Anhang A.5 ). Danach wird beschrieben, wie die hier berücksichtigten Transferleistungen recht-
lich geregelt sind und wie sie im vorliegenden Fall im Modell abgebildet wurden. Da sich die Grundsiche-
rungssysteme im Wesentlichen nur im Adressatenkreis voneinander unterscheiden, nicht jedoch bzw. im Re-
gelfall nur unwesentlich in der Bedarfsermittlung und der Leistungsberechnung, werden sie gemeinsam be-
handelt, wobei – falls erforderlich – auf spezifische Aspekte einzelner Grundsicherungssysteme hingewiesen 
wird (vgl. Anhang A.6 ). An die Beschreibung des Rechtsrahmens und der Abbildung der Grundsicherungssy-
steme im Mikrosimulationsmodell schließen sich das Wohngeld (vgl. Anhang A.7 ), der Kinderzuschlag (vgl. 
Anhang A.8 ) sowie die Zuschüsse zu den Kranken- und Pflegeversicherungsbeiträgen nach § 26 SGB II an. Die 
Darstellung beginnt jeweils mit einer überblicksartigen Vorstellung des (relevanten) rechtlichen Rahmens, 
auf die dann die Beschreibung folgt, wie dieser Rechtsrahmen im Mikrosimulationsmodell abgebildet wurde. 
Zu beachten ist, dass zunächst nur vorläufige Ansprüche auf die berücksichtigten Sozialleistungen berechnet 
werden, da diese nach Anwendung des Vor- bzw. Nachrangprinzips wieder zugunsten anderer Sozialleistun-
gen entfallen können (vgl. Anhang A.10). Aber auch mit Ermittlung der „finalen“ Ansprüche steht noch die 
Modellierung aus, welche Ansprüche am Ende auch realisiert werden und welche nicht. Die Modellansätze 
für die Inanspruchnahme der Sozialleistungen sind im Hauptteil des Berichts in Kapitel 2.5 dokumentiert. 
In den weiteren Ausführungen wird zunächst die Vorgehensweise beschrieben, um den Mikrozensus um Ein-
kommens-, Vermögens- und Unterhaltsmerkmale anzureichern (vgl. dazu auch Kapitel 2.1.2 im Hauptteil die-
ses Berichts). Denn diese Merkmale liegen nicht bzw. nicht in der gewünschten Form im Mikrozensus vor, 
werden jedoch zur Leistungsberechnung benötigt. 

A.2  Regressionsimputation von Einkommens- und Vermögensbestandteilen sowie 
von geleisteten Unterhaltszahlungen 

Mit dem Mikrozensus als Datenbasis für ein Mikrosimulationsmodell gehen Vor-, aber auch Nachteile einher. 
Ein Nachteil ist darin zu sehen, dass im Mikrozensus Einkommensbestandteile grundsätzlich nur der Art, nicht 
aber der Höhe nach ausgewiesen werden.180 Und über Vermögenswerte und Unterhaltsverpflichtungen bzw. 
daraus folgende Unterhaltszahlungen lässt der Mikrozensus allenfalls indirekt Rückschlüsse zu. Gleichzeitig 
spielen Einkommen – jeweils entsprechend der rechtskreisspezifischen Definition – für die Bemessung von 
Transfers, von Steuern vom Einkommen und von Sozialversicherungsbeiträgen jedoch eine zentrale Rolle. 
Und auch geleistete Unterhaltszahlungen haben in einigen der hier berücksichtigten Rechtskreise Einfluss auf 
die Einkommensermittlung. Vermögensangaben wiederum sind insofern von Belang, als die Grundsicherung 
Schonvermögensgrenzen kennt, bei deren Verletzung das überschießende Vermögen wie Einkommen ange-
rechnet wird. Eine Anreicherung des Mikrozensus um entsprechende Angaben ist daher unumgänglich. 
Dies erfolgte im vorliegenden Fall durch die anerkannte Methode der Regressionsimputation. Hierzu wird ein 
sogenannter Spenderdatensatz benötigt, der anders als der Mikrozensus metrische Daten zu Einkommen, 
                                                           
180  Ausnahmen bilden das persönliche Nettoeinkommen sowie das Haushaltsnettoeinkommen, für die immerhin klassifizierte Anga-

ben vorliegen. 
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Vermögenswerten und Unterhaltszahlungen bereitstellt, daneben aber auch Hilfsmerkmale vorhält, die iden-
tisch bzw. wenigstens sehr ähnlich zu Mikrozensusmerkmalen definiert sind und als exogene Variablen zur 
Erklärung der Einkommens-, Vermögens- und Unterhaltsdaten geeignet sind. Ist ein solcher Datensatz gefun-
den, werden dort auf dem Wege der Regressionsanalyse und unter Rückgriff auf die Hilfsmerkmale als exo-
gene Variablen Schätzgleichungen für die anzureichernden Größen ermitteln, hier also für Einkommen, Ver-
mögen und Unterhalt. Diese Schätzgleichungen werden sodann auf den Mikrozensus angewandt, um die 
intendierte Merkmalsanreicherung einzelfallbezogen zu realisieren. Eine solche Merkmalsanreicherung ist 
fraglos mit Unsicherheit behaftet und kann im Einzelfall auch zu einer Merkmalszuspielung führen, die mehr 
oder weniger stark von der (unbekannten) Realität abweicht; bei entsprechender methodischer Vorgehens-
weise gelingt allerdings zumindest eine erwartungstreue Merkmalsanreicherung. 
Im vorliegenden Fall fungierten die Scientific Use Files (SUF) der Einkommens- und Verbrauchsstichprobe 
(EVS) 2018 als Spenderdatensatz, da dieser Datensatz die Einkommens- und Vermögensverhältnisse sehr dif-
ferenziert ausweist, viele Variablen vorhält, die identisch oder sehr ähnlich zu Mikrozensusvariablen definiert 
sind und überdies das gleiche Bezugsjahr wie der Mikrozensus hat. 
Zur Berechnung der Schätzgleichungen in der EVS 2018 waren eine Reihe von Entscheidungen zu treffen. 
Konkret war festzulegen, 

• welche Variablen zu schätzen sind, welche Merkmale also als abhängige Variablen fungieren und 
dadurch dem Mikrozensus via Regressionsimputation zugespielt werden sollen, 

• welche Einheiten als Merkmalsträger (Untersuchungseinheiten) herangezogen werden, 
• welche exogenen Variablen in die zu schätzenden Gleichungen einzubinden sind, 
• in welcher funktionalen Form diese Einbindung erfolgt und 
• welche regressionsanalytische Schätzmethode zur Anwendung kommt. 

Was die zu imputierenden Variablen angeht, stellte sich in Bezug auf Einkommensangaben die grundsätzliche 
Frage, in welcher Granularität die Regressionsimputation erfolgen soll. Das eine Extrem besteht darin, jede 
Einkommensposition einzeln zu imputieren, während sich im anderen Extrem die Imputation nur auf die 
letztlich maßgebenden rechtskreisspezifischen Einkommensaggregate erstreckt. Nachteilig an der ersten Ex-
tremvariante ist die sehr große Zahl zu schätzender Gleichungen. Darüber hinaus besteht das Problem, dass 
die Addition der diversen zugeschätzten Einkommensangaben bei einzelnen Mikrozensus-Teilnehmern zu 
Einkommensverhältnissen führen kann, die nicht mehr im Einklang mit den angegebenen Nettoeinkommens-
verhältnissen stehen. Aber auch die andere Extremvariante ist mit Nachteilen verbunden. Erstens besteht 
das Risiko, dass trotz im Wesentlichen gleich oder zumindest sehr ähnlich definierter rechtskreisspezifischer 
Einkommensbegriffe Beträge zugespielt werden, die (zu) stark voneinander abweichen. Beispielsweise sind 
die anzurechnenden Einkommen im SGB II und XII zu ähnlich definiert, als dass sich damit allzu große Abwei-
chungen zugespielter Werte begründen ließen. Zweitens läuft die Imputation „fertiger“ rechtskreisspezifi-
scher Einkommensaggregate darauf hinaus, auf vorhandene Mikrozensus-Angaben etwa zum treffsicheren 
Ansatz von Frei- und Abzugsbeträgen zu verzichten oder Letztere nicht in der Exaktheit abzubilden, wie es 
unter Zuhilfenahme des Mikrozensus möglich ist. Beispielsweise sieht die wohngeldrechtliche Einkom-
mensermittlung einen Freibetrag für Alleinerziehung in Höhe von 1.320 € im Jahr vor. Dank der im Mikrozen-
sus vorhandenen Möglichkeit, solche Haushalte treffsicher zu identifizieren, ist es vorzuziehen, über den An-
satz des Freibetrags erst und nur im Mikrozensus zu entscheiden und bei positivem Befund die gesetzlich 
vorgegebene Freibetragshöhe (1.320 €) exakt zum Ansatz zu bringen. Weniger geeignet erschien dagegen 
die Alternative, den Ansatz des Freibetrags über eine Dummy-Variable in einer Schätzgleichung mit dem mo-
natlichen wohngeldrechtlichen Gesamteinkommen als endogener Variable abzubilden, da dann der ge-
schätzte Regressionskoeffizient aller Voraussicht nach nicht exakt bei 1.320 € liegen wird. Drittens schränkt 
die Schätzung und nachgelagerte Imputation finaler rechtskreisspezifischer Einkommensaggregate die Flexi-
bilität ein, rechtliche Änderungen der zugrundeliegenden Einkommensdefinitionen zu simulieren, beispiels-
weise die Änderung der Erwerbstätigenfreibeträge im SGB II.181 

                                                           
181  Solche Simulationen wurden zwar bisher nicht durchgeführt, können aber in anderen Untersuchungskontexten angezeigt sein. 
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Nach Abwägung der diversen Vor- und Nachteile fiel die Entscheidung zugunsten eines zwischen beiden Ex-
tremvarianten liegenden Mittelwegs, bei dem größere Einkommensaggregate regressionsanalytisch impu-
tieren wurden, um im Anschluss daran unter Einbeziehung weiterer Mikrozensus-Angaben die letztlich ge-
suchten rechtskreisspezifischen Werte erst im Mikrozensus selbst zu bestimmen. Konkret wurden folgende 
Einkommens- bzw. Vermögensaggregate regressionsanalytisch geschätzt und dem Mikrozensus via Regres-
sionsimputation zugespielt: 

• Erwerbseinnahmen (im Sinne des SGB II) 
• Einnahmen aus der gesetzlichen Rentenversicherung und vergleichbaren Systemen („Rentenein-

nahmen“) 
• Bezüge der betrieblichen Altersversorgung 
• Sonstige Einnahmen im Sinne des SGB II bzw. SGB XII ohne Kindergeld („sonstige Einnahmen“) 
• Geleistete titulierte Unterhaltszahlungen 
• Vorhandensein von anzurechnendem Vermögen im Sinne des SGB II 
• Vorhandensein von anzurechnendem Vermögen im Sinne des SGB XII 

Für die Festlegung der vier Einkommensaggregate Erwerbseinnahmen, Renteneinnahmen, Bezüge der be-
trieblichen Altersversorgung und sonstige Einnahmen waren neben grundsicherungsrechtlichen Überlegun-
gen – etwa dem Umstand, dass es im SGB II und XII Erwerbstätigenfreibeträge gibt, deren Bemessung an den 
Erwerbseinnahmen festmacht – auch sozialversicherungs- und steuerrechtliche Aspekte leitend. So unter-
scheiden sich beispielsweise die Regelungen zur Bemessung der von den Krankenkassenmitgliedern zu tra-
genden Kranken- und Pflegeversicherungsbeiträge danach, ob die Krankenkassenmitglieder Erwerbs-, Ren-
teneinnahmen oder Bezüge der betrieblichen Altersversorgung erhalten. Und auch in steuerlicher Hinsicht 
werden Renteneinnahmen anders als etwa Erwerbseinnahmen behandelt. 
Was die Erwerbseinnahmen angeht, sei noch darauf hingewiesen, dass im Fall von nichtselbständiger Tätig-
keit Bruttogrößen (z. B. Bruttolöhne und -gehälter) einfließen. Stammen die Einnahmen jedoch aus selbstän-
diger Tätigkeit, handelt es sich um Nettobeträge (nach Abzug etwaiger Betriebsausgaben), da davon auszu-
gehen ist, dass in der EVS faktisch nur solche von den Befragten angegeben werden. 
Die jeweils herangezogenen Merkmalsträger waren wahlweise Personen (z. B. Erwerbeinnahmen) und Haus-
halte (z. B. Vorhandensein von anzurechnendem Vermögen). Gegebenenfalls wurden die Merkmalsträger 
noch weiter in inhaltlicher Weise eingeschränkt, z. B. wurden für die Regressionsschätzungen der Erwerbsei-
nahmen nur Personen mit positiver Arbeitszeit, also Erwerbstätige eingebunden. Da das Mikrosimulations-
modell vor allem den Niedrigeinkommensbereich möglichst präzise abbilden sollte (denn in diesem Bereich 
sind die Empfänger von Sozialleistungen typischerweise zu verorten), wurden im Regelfall zwei Schätzungen 
vorgenommen, eine für armutsgefährdete Personen bzw. Haushalte, d. h. für Personen bzw. Haushalte im 
Niedrigeinkommensbereich, und eine andere für Personen bzw. Haushalte außerhalb dieses Bereichs. Dar-
über hinaus wurde bei den Regressionsschätzungen im Niedrigeinkommensbereich nicht auf den „Standard-
hochrechnungsfaktor“ der EVS zurückgegriffen, sondern auf korrigierte Hochrechnungsfaktoren. Es zeigte 
sich nämlich, dass sich die hochgerechneten Bevölkerungsstrukturen von EVS und Mikrozensus zumindest im 
Niedrigeinkommensbereich voneinander unterscheiden, und zwar insbesondere in Bezug auf die Merkmale 
Staatsangehörigkeit und höchster allgemeinbildender Schulabschluss.182 
Wie bereits ausgeführt, mussten die in die Schätzgleichungen eingebundenen exogenen Variablen zwei Vor-
aussetzungen erfüllen: Zum einen kamen nur solche Variablen infrage, von denen ein Einfluss auf die jewei-
lige endogene Variable hypothesengestützt erwartet werden konnte. Zum anderen musste sichergestellt 
sein, dass die exogenen Variablen zum Zwecke der späteren Regressionsimputation in gleicher oder zumin-
dest sehr ähnlicher Art im Mikrozensus vorhanden oder nachbildbar sind. Beispiele für Variablen, die beide 

                                                           
182  Ob Abweichungen auch außerhalb des Niedrigeinkommensbereich bestehen, wurde nicht überprüft. Die Bildung und Anwendung 

korrigierter Hochrechnungsfaktoren in der EVS erstreckte sich daher nur auf den Niedrigeinkommensbereich. 
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Voraussetzungen erfüllten und deshalb herangezogen wurden, waren das selbsteingeschätzte Haushaltsnet-
toeinkommen183, das Alter und Indikatoren für Schul- und Ausbildungsabschlüsse.  
Festzulegen war auch, in welcher funktionalen Form die exogenen Variablen in die Schätzgleichung einge-
bunden werden. Beispielsweise war es bisweilen angezeigt, Interaktionsterme zu bilden und nur diese in die 
Schätzgleichung aufzunehmen. 
Als regressionsanalytische Schätzmethode fungierte entweder die Kleinste-Quadrate-Schätzung oder die Ma-
ximum-Likelihood-Schätzung. Die erstgenannte Schätzmethode kam im Rahmen linearer Regressionsschät-
zungen zum Einsatz, die zweitgenannte bei binär-logistischen Regressionsschätzungen. Lineare Regressions-
schätzungen wurden für 

• Erwerbseinnahmen (im Sinne des SGB II), 
• Renteneinnahmen, 
• Bezüge der betrieblichen Altersversorgung, 
• sonstige Einnahmen im Sinne des SGB II bzw. SGB XII ohne Kindergeld und 
• Unterhaltszahlungen 

vorgenommen. Binär-logistischen Regressionsschätzungen stellten dagegen darauf ab, ob 
• geleistete titulierte Unterhaltszahlungen, 
• anzurechnendes Vermögen im Sinne des SGB II und  
• anzurechnendes Vermögen im Sinne des SGB XII 

vorlagen. Bei beiden Schätzmethoden wurden zunächst jeweils alle aus inhaltlichen Überlegungen infrage 
kommenden exogenen Variablen in die Regressionsschätzung eingebunden. Stellten sich dabei Koeffizienten 
als statistisch nicht signifikant heraus (5 %-Signifikanzniveau) oder wurde ein zu hohes Maß an Multikollinea-
rität aufgedeckt (Varianzinflationsfaktor (VIF) mindestens 10), wurden die betroffenen Variablen sukzessive 
aus der Schätzgleichung entfernt, bis am Ende nur noch Variablen mit statistisch signifikanten Koeffizienten 
und mit Varianzinflationsfaktoren kleiner als 10 vorhanden waren. 
Während die Imputation von metrischen Werten unmittelbar dadurch gelingt, dass den betreffenden Mikro-
zensus-Teilnehmern abhängig von ihrer jeweiligen Merkmalsstruktur via der in der EVS ermittelten Schätz-
gleichung direkt der sich ergebende Wert zugewiesen wird, lassen sich über die angesprochenen binär-logi-
stischen Regressionsschätzungen nur Wahrscheinlichkeiten für das Vorhandensein von geleisteten titulierten 
Unterhaltszahlungen bzw. von anzurechnendem Vermögen ermitteln und dem Mikrozensus zuspielen. Diese 
Wahrscheinlichkeiten bildeten sodann die Ausgangsbasis für ein Zufallsexperiment (sogenanntes Bernoulli-
Experiment), dessen Ausspielung für jeden Mikrozensus-Teilnehmer darüber entschied, ob bei ihm das Lei-
sten solcher Unterhaltszahlungen bzw. das Vorhandensein anzurechnenden Vermögens – unabhängig von 
der jeweils konkreten Höhe – angenommen wird. Dabei ist zu berücksichtigen, dass das durchgeführte Zu-
fallsexperiment gerade dann, wenn sich die zugespielte Wahrscheinlichkeit im mittleren Wertebereich be-
wegt, im Einzelfall auch zum falschen Ergebnis geführt haben kann, also beispielsweise zum angeblichen Vor-
liegen anzurechnenden Vermögens, obwohl solches realiter überhaupt nicht vorliegt. 
Was geleistete Unterhaltszahlungen angeht, wurde Mikrozensus-Teilnehmern, bei denen sich das Zu-
fallsexperiment zugunsten des Vorliegens solcher Zahlungen „entschied“, im Anschluss ein metrischer Geld-
betrag zugespielt, und zwar unter Rückgriff auf die EVS-Schätzgleichung zu Unterhaltszahlungen, bei deren 
regressionsanalytischer Ermittlung ausschließlich solche EVS-Teilnehmer berücksichtigt wurden, die nach ei-
gener Auskunft Unterhaltszahlungen in angegebener Höhe geleistet haben. 
 
 

                                                           
183  Im Fall von Personen als Merkmalsträger wurde dieses nach erfolgter Metrisierung noch um Kindergeldzahlungen bereinigt und 

gleichmäßig auf die Haushaltsmitglieder heruntergebrochen. 
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A.3  Kindergeld 
Überblick über die Rechtslage 
Die verfassungsrechtlich gebotene steuerliche Freistellung des Existenzminimums eines Kindes wird in 
Deutschland zum einen durch Kindergeld, zum anderen durch Kinderfreibeträge (konkret: Kinderfreibetrag 
sowie Freibetrag für Betreuungs- und Erziehungs- oder Ausbildungsbedarf) gewährleistet. Übersteigt bei ein-
kommensschwächeren Familien das Kindergeld die durch Ansatz der Kinderfreibeträge bewirkte Steuerer-
sparnis, wird die Differenz jedoch nicht zurückgefordert, sondern als Sozialleistung gewährt. Bei Familien mit 
einem höheren zu versteuernden Einkommen wird das Kindergeld jedoch nicht zusätzlich zum Kinderfreibe-
trag gewährt; stattdessen werden bereits erfolgte Kindergeld-Zahlungen mit der Einkommensteuer verrech-
net. 
Kindergeld wird mindestens bis zur Vollendung des 18. Lebensjahres gezahlt. Ist ein volljähriges Kind als aus-
bildungs- oder arbeitssuchend gemeldet, wird Kindergeld bis zur Vollendung des 21. Lebensjahres gewährt, 
sofern eine etwaige Beschäftigung im Zeitumfang begrenzt ist. Geht ein volljähriges Kind noch zur Schule, 
befindet es sich in einer Berufsausbildung oder studiert noch, besteht ein Kindergeldanspruch sogar bis zur 
Vollendung des 25. Lebensjahres, nach Abschluss einer erstmaligen Berufsausbildung oder eines Erststudi-
ums dagegen nur unter der zusätzlichen Voraussetzung, dass das Kind keiner (substantiellen) Erwerbstätig-
keit nachgeht. Auch im Fall der Ableistung bestimmter Freiwilligendienste bestehen bis zur Vollendung des 
25. Lebensjahres Kindergeldansprüche. Selbst danach ist ein Kinderbezug möglich, und zwar insbesondere 
dann, wenn ein Kind wegen körperlicher, geistiger oder seelischer Behinderung außerstande ist, sich selbst 
zu unterhalten, und wenn die Behinderung vor Vollendung des 25. Lebensjahres eingetreten ist. 
Bis einschließlich 2022 hing die Höhe des Kindergelds von der Rangnummer des Kindes ab: Für die ersten 
beiden Kinder war die Kindergeldhöhe gleich, während für ein drittes Kind ein höherer Betrag und ab dem 
vierten Kind eine weitere Erhöhung des Kindergelds vorgesehen war. Ab 2023 ist die Höhe des Kindergeldes 
dagegen nicht mehr von der Rangnummer des Kindes abhängig. 
 
Abbildung im Mikrosimulationsmodell 
Der Mikrozensus weist den Bezug von Kindergeld personenbezogen nicht bei den betreffenden Kindern nach, 
sondern beim jeweiligen kindergeldberechtigten Elternteil, jedoch ohne Angabe zur Höhe des empfangenen 
Kindergelds und zu den Kindern, für die es bezahlt wird. Aufgrund dessen und mit Blick auf die sozialhilfe-
rechtliche Zuordnung des Kindergelds zum Kind bestand die Notwendigkeit, im Fall des Vorliegens eines Kin-
dergeldbezugs die betreffenden Kinder zu identifizieren und ihnen die je nach Simulationsjahr maßgebenden 
Kindergeldbeträge zuzuweisen. Soweit es sich um minderjährige Kinder handelt, war die Identifizierung an-
hand der vorgehaltenen Altersangabe treffgenau möglich. Bei älteren, bis 25 Jahre alten Kindern gelang die 
Identifizierung zumindest näherungsweise durch den Rückgriff auf diverse Indikatoren etwa zum Besuch von 
Ausbildungsstätten, zu Ausbildungsabschlüssen, zum zeitlichen Umfang einer Erwerbstätigkeit und zur Ab-
leistung von Freiwilligendiensten. Ein Kindergeldbezug über das 25. Lebensjahr hinaus konnte nicht model-
liert werden, was allerdings kaum folgenschwer ist, da entsprechende Fälle in der Realität die Ausnahme 
sind. 
Was die bis 2022 notwendige Rangfolgenbildung der Kinder zwecks Zuweisung des Kindergeldbetrags an-
geht, konnten mangels Daten keine außerhalb des Haushalts wohnenden (Zähl-) Kinder berücksichtigt wer-
den, was in Einzelfällen zu einer Unterschätzung der Kindergeldbeträge führen kann. Das Ausmaß der Unter-
schätzung bleibt wegen des nur geringfügigen Anstiegs des Kindergelds mit der Rangnummer des Kindes 
allerdings vernachlässigbar. 

A.4  Sozialversicherungsbeiträge 
Überblick über die Rechtslage 
Die gesetzlichen Regularien zur Sozialversicherungspflicht, aber auch zur Bemessung der Beiträge in den vier 
hier berücksichtigten Sozialversicherungszweigen sind komplex und können daher hier nur vereinfachend 
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und in stark gekürzter Form dargestellt werden. Was die Beitragsbemessung angeht, unterscheiden sich die 
gesetzliche Krankenversicherung (GKV), die soziale Pflegeversicherung (SPV), die Arbeitslosenversicherung 
(ALV) und die gesetzliche Rentenversicherung (GRV) nicht nur im Hinblick auf die jeweils anzuwendenden 
Beitragssätze, sondern vor allem auch darin, welche Einnahmen unter welchen Voraussetzungen in welchem 
Umfang beitragspflichtig sind und ob es die Möglichkeit einer beitragsfreien Mitversicherung gibt. Nach einer 
kurzen Darstellung der Sozialversicherungspflicht werden die Regularien der Beitragsbemessung aufgrund 
der dominierenden Rolle der Einnahmenart zunächst entlang der vier im Mikrosimulationsmodell imputier-
ten Einnahmearten Erwerbseinnahmen, Renteneinnahmen, Bezüge der betrieblichen Altersversorgung und 
sonstige Einnahmen in groben Zügen dargestellt, gefolgt von einer kurzen Beschreibung, unter welchen Vor-
aussetzungen in der GKV und der SPV eine beitragsfreie Mitversicherung möglich ist und welche Besonder-
heiten der Beitragsbemessung für Studenten und im Bereich der Grundsicherung für Arbeitsuchende bzw. 
ab 2023 im Bereich des Bürgergelds gelten. 
 
Die Frage der Versicherungspflicht ist für die GKV, die SPV, die ALV und die GRV jeweils getrennt zu beurtei-
len. In der GKV sind allen voran Arbeitnehmer versicherungspflichtig, deren Bruttolohn oder -gehalt die so-
genannte Minijobgrenze (im Jahr 2023 520 € im Monat) übersteigt, nicht jedoch die Versicherungspflicht-
grenze, die 2023 bei monatlich 5.550 € lag.184 Eine weitere quantitativ bedeutsame Gruppe von pflichtversi-
cherten GKV-Mitgliedern sind Personen, die eine gesetzliche Rente beziehen (sofern sie nicht während ihres 
Erwerbslebens privat krankenversichert waren). Auch die meisten Arbeitslosen und Studenten sowie be-
stimmte Selbständige werden von der Versicherungspflicht in der GKV erfasst. Im Umkehrschluss sind vor 
allem Minijobber, gutverdienende abhängig Beschäftigte, privat krankenversicherte Ruheständler, die mei-
sten Selbständigen sowie Beamte, Richter und Soldaten nicht in der GKV versicherungspflichtig. Von Ausnah-
men abgesehen, können sie sich jedoch auf freiwilliger Basis der GKV anschließen, auch wenn diese Möglich-
keit vor allem für Beamte, Richter und Soldaten aufgrund deren Beihilfeanspruchs bzw. des Zugangs zur 
freien Heilfürsorge in aller Regel keine (sinnvolle) Option darstellt. Wer verpflichtend oder auf freiwilliger 
Basis in der GKV versichert ist, ist in der SPV versicherungspflichtig. 
In der ALV und der GRV sind grundsätzlich alle abhängig Beschäftigten pflichtversichert. Eine Versicherungs-
pflichtgrenze kennen ALV und GRV nicht. Minijobber können sich dagegen von der Rentenversicherungs-
pflicht befreien lassen. Das gilt auch für die meisten Selbständigen, die gewöhnlich privat für ihr Alter vorsor-
gen, sich aber unter bestimmten Voraussetzungen auf freiwilliger Basis in der ALV und der GRV absichern 
können. Freiberuflich Tätige sind häufig ebenfalls nicht in der gesetzlichen Rentenversicherung versichert. 
Vielmehr haben sie eigene berufsständische Altersvorsorgeeinrichtungen, an die sie Beiträge entrichten. 
Ähnliches gilt für Landwirte, für die (und deren Ehegatten und mitarbeitende Familienangehörige) die land-
wirtschaftliche Alterskasse (LAK) zuständig ist. Auch Beamte, Richter und Soldaten gehören in aller Regel 
weder der ALV noch der GRV an. Für sie erfolgt eine (beitragsfreie) Alterssicherung über eigens dafür einge-
richtete Versorgungsanstalten des Dienstherrn. 
 
Bei sozialversicherungspflichtigen abhängig Beschäftigten hängt die Beitragsgestaltung entscheidend von der 
Höhe des beitragspflichtigen Entgelts, also der Höhe des Bruttolohns bzw. -gehalts ab. Die Beiträge ergeben 
sich dabei grundsätzlich als Produkt aus dem jeweils anzusetzenden Beitragssatz und dem Bruttolohn bzw. -
gehalt. Dabei werden die Beiträge grundsätzlich paritätisch zwischen Arbeitnehmer und Arbeitgeber aufge-
teilt, so dass für abhängig Beschäftigte nur hälftige Beiträge anfallen. Ausnahmen hiervon sind Personen mit 
Beschäftigungsort in Sachsen im Bereich der SPV, der allein von der Arbeitnehmerseite zu tragende Beitrags-
zuschlag für Kinderlose in der SPV sowie bis zum Jahr 2018 der ebenfalls ausschließlich von Arbeitnehmern 
zu tragende kassenindividuelle Zusatzbeitrag in der GKV. 
Vom Grundsatz, dass die Sozialversicherungsbeiträge bei abhängig beschäftigten Pflichtversicherten dem 
Produkt aus dem Arbeitsentgelt und dem jeweils anzuwendenden Beitragssatz entsprechen, gibt es zwei 

                                                           
184  Für privat krankenversicherte Arbeitnehmer galt im Jahr 2023 mit 4.987,50 € eine besondere Versicherungspflichtgrenze. 
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wesentliche Ausnahme. Die eine gilt für niedrigere Löhne und Gehälter innerhalb der sogenannten Gleitzone, 
die ausgehend von der aktuell bei 520 € liegenden Minijobgrenze bis zum 30.06.2019 bis 850 € reichte, da-
nach in Übergangsbereich umbenannt und stufenweise auf 2.000 € im Jahr 2023 angehoben wurde. In dieser 
Zone berechnen sich die von den Arbeitnehmern zu tragenden Beiträge nach einer komplizierten und jährlich 
angepassten Formel. Die zweite Ausnahme betrifft Löhne und Gehälter oberhalb der jeweils anzusetzenden 
und im Regelfall jährlich nach oben angepassten Beitragsbemessungsgrenze, ab der die Sozialversicherungs-
beiträge nicht mehr weiter ansteigen. Die GKV und die SPV auf der einen und die ALV und die GRV auf der 
anderen Seite weisen dabei jeweils identische Beitragsbemessungsgrenzen auf, wobei in der ALV und der 
GRV zusätzlich danach unterschieden wird, ob der Beschäftigungsort im früheren Bundesgebiet oder im Bei-
trittsgebiet liegt. 
Im Fall einer freiwilligen GKV-Versicherung gibt es ebenfalls Mindest- und Maximalbeiträge, die regelmäßig 
vollständig von den Versicherten zu tragen sind. Der Mindestbeitrag in der GKV und der SPV für freiwillig 
Versicherte entspricht dem Produkt aus dem jeweils anzusetzenden Beitragssatz und dem dritten Teil der 
sogenannten monatlichen Bezugsgröße (West), dem durch das Bundesministerium für Arbeit und Soziales 
berechneten Durchschnittsentgelt der gesetzlichen Rentenversicherung im vorvergangenen Kalenderjahr. 
Was den GKV-Beitragssatz angeht, haben freiwillig Versicherte die Möglichkeit, durch Verzicht auf den Kran-
kengeldanspruch den allgemeinen GKV-Beitragssatz um 0,6 Prozentpunkte abzusenken. Da der dritte Teil der 
monatlichen Bezugsgröße (West) die Minijobgrenze regelmäßig übersteigt, zahlen Minijobber unabhängig 
von ihrem Arbeitsentgelt feste GKV- und SPV-Beiträge. Bei freiwillig versicherten Selbständigen steigen die 
GKV- und SPV-Beiträge bis zur Beitragsbemessungsgrenze jedoch einkommensabhängig, sofern ihre gesam-
ten Einkünfte (und damit nicht nur diejenigen aus der selbständigen Tätigkeit) den dritten Teil der monatli-
chen Bezugsgröße (West) übersteigen. Versichern sich Selbständige freiwillig in der gesetzlichen Rentenver-
sicherung, können sie die Beitragshöhe (und damit auch die später zu erwartende Rente) innerhalb von Gren-
zen dagegen frei festlegen. 
Auf Renteneinnahmen aus der gesetzlichen Rentenversicherung (einschließlich vergleichbarer ausländischer 
Systeme) und Bezüge der betrieblichen Altersversorgung sind zwar weder ALV- noch GRV-Beiträge zu ent-
richten, wohl aber GKV- und SPV-Einnahmen, es sei denn, die Leistungsbezieher sind privat krankenversi-
chert. Die Bemessung von Sozialversicherungsbeiträgen auf Renteneinnahmen unterscheidet sich dabei von 
der auf Bezüge der betrieblichen Altersversorgung. Mit Ausnahme von Waisenrenten, die seit 2017 unter 
bestimmten Voraussetzungen beitragsfrei sind, teilen sich im Fall von GRV-Renten die Rentenversicherungs-
träger und der Rentenempfänger den allgemeinen GKV-Beitrag hälftig, seit 2019 auch den kassenindividuel-
len Zusatzbeitrag. Das gilt allerdings nur für Rentner, die in der GKV pflichtversichert sind und der sogenann-
ten Krankenversicherung der Rentner (KVdR) angehören. Bei freiwillig gesetzlich krankenversicherten Rent-
nern beteiligt sich der Rentenversicherungsträger nur auf Antrag an den auf die Renteneinnahmen anfallen-
den Beiträgen; Beiträge auf andere Einnahmen hat dagegen der Rentner allein zu tragen hat. Auch den GKV-
Beitrag auf Bezüge der betrieblichen Altersversorgung trägt der Empfänger dieser Bezüge alleine; allerdings 
gab es bis 2019 eine Freigrenze, die 2020 durch eine Freibetragsregelung abgelöst wurde. Was den SPV-
Beitrag einschließlich eines etwaigen Beitragszuschlags im Fall von Kinderlosigkeit angeht, ist er von den Ren-
ten- und Versorgungsbezugsempfängern ebenfalls allein zu tragen, wobei es für Bezüge der betrieblichen 
Altersversorgung allerdings eine Freigrenzenregelung gibt. 
Im Fall von erwerbstätigen Rentenempfängern sind übrigens auch die Erwerbseinahmen sozialabgaben-
pflichtig, sofern sie bestimmte Grenzen übersteigen. Die Beitragsgestaltung hängt dabei u.a. davon ab, ob 
die Rente eine Altersvoll- oder eine Altersteilrente ist und ob die Regelaltersgrenze erreicht ist. Treffen Ren-
ten- und Erwerbseinnahmen sowie Bezüge betrieblicher Altersversorgung zusammen, ist es möglich, dass die 
individuell für jede Einnahmeart berücksichtigte Beitragsbemessungsgrenze in der Summe dennoch über-
schritten wird. In einem solchen Fall werden auf Antrag des Versicherten zu viel entrichtete Beiträge nach 
einem gesetzlich vorgegebenen Verfahren zurückerstattet. 
In der GKV und der SPV gibt es die Möglichkeit einer beitragsfreien Versicherung über Beitrag zahlende Fa-
milienmitglieder. Eine solche beitragsfreie Familienversicherung kann über einen Ehepartner bzw. eingetra-
genen Lebenspartner oder über ein Elternteil (einschließlich Stief-, Adoptiv- und Pflegeelternteile) bzw. über 



 
 

 195 

ein Großelternteil zustande kommen, ist aber an eine Reihe von Bedingungen geknüpft. Hierzu gehören das 
Einhalten einer an der Summe der einkommensteuerlichen Einkünfte bemessenen Einkommensgrenze, feh-
lende Pflichtversicherung in der KVdR und im Fall einer abhängigen Beschäftigung muss es sich um eine ge-
ringfügige Beschäftigung, also um einen Minijob handeln. Eine beitragsfreie Mitversicherung über einen El-
tern- oder Großelternteil setzt im Fall von volljährigen Kindern darüber hinaus voraus, dass das Kind bzw. 
Enkelkind unter 25 Jahre alt ist und sich in einer Schul- oder Berufsausbildung befindet oder aber ein freiwil-
liges soziales Jahr oder ein freiwilliges ökologisches Jahr im Sinne des Jugendfreiwilligendienstgesetzes oder 
einen Bundesfreiwilligendienst leistet. 
Studenten, für die aufgrund des Fehlens eines Ehe- bzw. eingetragenen Lebenspartners oder qua Alter eine 
beitragsfreie Familienversicherung über einen Ehe- bzw. eingetragenen Lebenspartner oder über einen El-
tern- oder Großelternteil ausscheidet, sind in der GKV und der SPV grundsätzlich versicherungspflichtig, wenn 
sie an staatlichen oder staatlich anerkannten Hochschulen eingeschrieben sind. Als Mitglieder der sogenann-
ten Krankenversicherung der Studenten (KVdS) zahlen sie jedoch nur vergünstigte Pauschalbeiträge, wofür 
allerdings nur eine eingeschränkte Erwerbstätigkeit vorliegen darf und diverse Einkommensgrenzen einzu-
halten sind. Der pauschale GKV-Beitrag ergibt sich dabei aus der Multiplikation eines Beitragssatzes, der der 
Summe aus 70 % des allgemeinen Beitragssatzes und kassenindividuellem Zusatzbeitrag entspricht, mit einer 
Bemessungsgrundlage in Höhe des monatlichen BAföG-Bedarfs für Studenten, die nicht (mehr) bei ihren El-
tern wohnen. Für den pauschalen SPV-Beitrag gilt dieselbe Bemessungsgrundlage, mit der allerdings der volle 
SPV-Beitragssatz einschließlich eines etwaigen Beitragszuschlags für Kinderlose multipliziert wird. 
Personen, für die über die beschriebenen Wege keine finanzielle Absicherung gegen die Risiken Krankheit 
und Pflegebedürftigkeit möglich ist, müssen sich wegen der bestehenden allgemeinen Krankenversiche-
rungspflicht entweder privat oder freiwillig gesetzlich kranken- (und damit pflege)versichern. Als beitrags-
pflichtige Einnahmen fungieren im Fall einer Absicherung über die GKV und SPV alle Einkünfte, wobei sich 
die zu leistenden Beiträge innerhalb der durch Minimal- und Maximalbeiträge abgesteckten Grenzen bewe-
gen. 
Abschließend sei auf Besonderheiten in Bezug auf GKV- und SPV-Beiträge im Bereich der Grundsicherung für 
Arbeitsuchende bzw. im Bereich des Bürgergeldes verwiesen. Arbeitslosengeld II- bzw. ab 2023 Bürgergeld-
bezieher sind grundsätzlich versicherungspflichtig in der GKV und der SPV. Eine etwaige vorherige freiwillige 
GKV-Versicherung wird durch den Eintritt in die Grundsicherung verdrängt, mit der Folge, dass Beiträge in 
pauschalisierter Form direkt vom Leistungsträger an die Krankenkassen entrichtet werden. Eine GKV-Pflicht-
versicherung, ausgelöst durch eine abhängige Erwerbstätigkeit des Leistungsbeziehers, bleibt dagegen 
ebenso bestehen wie eine Versicherung in der privaten Kranken- und Pflegeversicherung.185 Eine weitere 
Besonderheit betrifft den SPV-Beitragszuschlag für Kinderlose, der beim Bezug von Arbeitslosengeld II bzw. 
Bürgergeld entfällt. 
 
Abbildung im Mikrosimulationsmodell 
Wie in Kapitel 1.5.3 im Hauptteil des Berichts ausgeführt und begründet, werden ausschließlich Sozialversi-
cherungsbeiträge simuliert, nicht jedoch Beiträge an (häufig privatwirtschaftlich organisierte) Einrichtungen 
oder Versicherungen, die ähnlichen Zwecken wie die gesetzlichen Sozialversicherungszweige dienen. Ausge-
blendet bleiben daher insbesondere private Kranken- und Pflegeversicherungen, aber auch berufsständische 
Altersvorsorgeeinrichtungen und unberücksichtigt bleibt auch die von Selbständigen häufig ergriffene Mög-
lichkeit einer privaten Altersvorsorge. Die Entscheidung zugunsten der ausschließlichen Berücksichtigung der 
gesetzlichen Sozialversicherung geht einher mit der Annahme, dass auch Berufsgruppen wie besser verdie-
nende Angestellte, Selbständige und Beamte, die sich zwar auf freiwilliger Basis in der GKV und SPV bzw. in 
der GRV (Selbständige) absichern können, die von dieser Option in der Realität jedoch aufgrund höherer 
Beiträge häufig keinen Gebrauch machen und sich stattdessen anderweitig absichern, dennoch 

                                                           
185  Entsprechende Beiträge können im Zuge der grundsicherungsrechtlichen Einkommensermittlung abgesetzt werden (vgl. Anhang 

A.6 ) bzw. werden vom Leistungsträger bezuschusst (sogenannte Zuschüsse nach § 26 SGB II). 
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sozialversichert sind und entsprechende Beiträge leisten. Dass durch diese Annahme die Anzahl der von der 
Sozialversicherung erfassten Personen systematisch überschätzt wird, stellt mit Blick auf die eigentlichen Si-
mulationsziele indes keinen Nachteil dar; denn letztlich interessieren nur die entrichteten Beiträge wegen 
ihrer Bedeutung für die (rechtskreisspezifische) Einkommensermittlung der simulierten Sozialtransfers, nicht 
aber die Organisation oder Einrichtung, an die diese Beiträge geleistet werden. Auch der Umstand, dass z. B. 
die von gutverdienenden abhängig Beschäftigten, von Selbständigen und von Beamten geleisteten Beiträge 
an private Kranken- und Pflegeversicherungen häufig unter den korrespondierenden Beiträgen für eine frei-
willige GKV- und SPV-Versicherung liegen, ist kaum folgenreich, denn schließlich haben die genannten Per-
sonengruppen abgesehen von Selbständigen mit geringem Einkommen im Regelfall und mit Ausnahme des 
Kindergeldes ohnehin keine Ansprüche auf Grundsicherungsleistungen und die hier betrachteten vorrangige 
Leistungen. 
Als potentiell beitragspflichtige Einnahmen werden Erwerbseinnahmen, Renteneinnahmen, Bezüge der be-
trieblichen Altersversorgung und in Ausnahmefällen sonstige Einnahmen herangezogen und damit Einnah-
men, die dem Mikrozensus wie in Anhang A.2 beschrieben via Regressionsimputation zugespielt wurden. 
Was die GKV und die SPV angeht, wird davon ausgegangen, dass bis auf Soldaten, Personen im freiwilligen 
Wehrdienst und solche in einem Berufsfreiwilligendienst bzw. in einem sozialen Jahr alle im Mikrosimulati-
onsmodell enthaltenen Mikrozensus-Teilnehmer dort beitragspflichtig versichert sind, es sei denn eine bei-
tragsfreie Familienversicherung kann für sie aufgrund des Erfüllens der gesetzlichen Anforderungen und un-
ter Inkaufnahme datentechnisch begründeter Unschärfen näherungsweise bestätigt werden. Der Ausschluss 
der drei genannten Personengruppen erklärt sich damit, dass sie an der freien Heilfürsorge partizipieren (Sol-
daten, Personen im freiwilligen Wehrdienst) bzw. dass der Dienstherr anfallende GKV- und SPV-Beiträge 
übernimmt (Personen im Berufsfreiwilligendienst bzw. in einem sozialen Jahr). Selbständige und Freiberufler, 
die (unterstelltermaßen) auf freiwilliger Basis GKV-Mitglied sind, entscheiden sich im Mikrosimulationsmo-
dell annahmegemäß für einen „vollen“ Krankengeldanspruch, wodurch für sie der allgemeine Beitragssatz 
maßgebend ist, während bei Minijobbern, also Personen mit Erwerbseinnahmen bis zur Minijobgrenze, un-
terstellt wird, dass sie auf einen Krankengeldanspruch verzichten und deshalb nur den ermäßigten Beitrags-
satz zu entrichten haben. 
Auf Renteneinnahmen werden SPV-Beiträge stets erhoben. Das gilt grundsätzlich auch für GKV-Beiträge, es 
sei denn, der Rentenempfänger ist ein Waisenkind und erfüllt die näherungsweise geprüften Voraussetzun-
gen für eine Beitragsbefreiung. Auch zugespielte Bezüge der betrieblichen Altersgrenze sind annahmegemäß 
beitragspflichtig, allerdings unter Berücksichtigung der gesetzlich vorgesehenen Freigrenzenregelung (bis 
2019) bzw. Freibetragsregelung (ab 2020). Mangels eindeutiger Identifizierbarkeit von Rentnern mit freiwil-
liger gesetzlicher Krankenversicherung wird im Mikrosimulationsmodell vom Regelfall einer Pflichtversiche-
rung in der KVdR ausgegangen, wodurch nur auf Renteneinnahmen und Bezüge der betrieblichen Altersver-
sorgung GKV- und SPV-Beiträge erhoben werden und sich der Rentenversicherungsträger bei den GKV-Bei-
trägen hälftig beteiligt. 
Simuliert wird auch die Krankenversicherung der Studenten (KVdS), sofern für den diesbezüglichen Perso-
nenkreis mangels eines Ehe- bzw. eingetragenen Lebenspartners oder altersbedingt eine beitragsfreie Fami-
lienversicherung nicht infrage kommt. Näherungsweise identifiziert werden schlussendlich auch Personen, 
die mangels Erwerbseinnahmen, Renteneinnahmen und Bezügen der betrieblichen Altersversorgung keine 
daran bemessene Beiträge zahlen, nicht als beitragsfrei Familienversicherte identifiziert werden können und 
auch nicht von einer Absicherung durch den (öffentlichen) Dienstherrn profitieren (s.o.). Für sie wird eine 
freiwillige Absicherung in der GKV ohne Krankengeldanspruch unterstellt, an die eine Pflichtversicherung in 
der SPV gekoppelt ist, wobei sich die Beitragsbemessung jeweils an deren (imputierten) sonstigen Einnahmen 
richtet und im Bedarfsfall Mindest- bzw. Maximalbeiträge angesetzt werden. 
Krankenkassenindividuelle Zusatzbeiträge bleiben aufgrund fehlender Mikrozensus-Angaben zur Kranken-
kasse unberücksichtigt; stattdessen kommt der durchschnittliche Zusatzbeitragssatz zur Anwendung. 
Der SPV-Beitragszuschlag für Kinderlose wird nur dann nicht angesetzt, wenn die Alters- bzw. Geburtsjahr-
gangsvoraussetzungen nicht erfüllt sind oder wenn die Betroffenen Vater bzw. Mutter zu anderen Angehö-
rigen ihres Haushalts sind. Mangels der datentechnischen Möglichkeit, die Elternschaft für außerhalb des 
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Mikrozensushaushalts lebende Kinder zu überprüfen, wird der Beitragszuschlag fälschlicherweise auch für 
Mikrozensus-Teilnehmer angesetzt, deren Kinder außerhalb des Betrachtungshaushalts leben. 
Bei der Bemessung der Sozialversicherungsbeiträge wird die Gleitzonenregelung für Erwerbseinnahmen ge-
nauso berücksichtigt wie die für alle Einnahmearten gleichermaßen maßgebende und je nach Sozialversiche-
rungszweig anzusetzende Beitragsbemessungsgrenze. Treffen mehrere Einnahmearten, konkret Erwerbsein-
nahmen, Renteneinnahmen und Bezüge der betrieblichen Altersversorgung, aufeinander, wird die Einhal-
tung der GKV- bzw. SPV-Beitragsbemessungsgrenze auch bezüglich der Gesamteinnahmen überprüft und ge-
gebenenfalls sichergestellt. Beim Zusammentreffen von Erwerbs- und Renteneinnahmen wird ferner berück-
sichtigt, dass in Abhängigkeit davon, ob die Regelaltersgrenze erreicht wird und ob eine Altersvollrente vor-
liegt, die auf Erwerbseinnahmen berechneten Sozialversicherungsbeiträge anzupassen sind. 
Beiträge zur gesetzlichen Arbeitslosenversicherung werden nur auf Erwerbseinnahmen abhängig Beschäftig-
ter (inklusive Auszubildende und Volontäre, Trainees oder bezahlte Praktikanten) berechnet, es sei denn, es 
handelt sich um Minijobber, Beamte, Beamtenanwärter, Richter, Soldaten, Personen im freiwilligen Wehr-
dienst oder solche in einem Berufsfreiwilligendienst bzw. in einem sozialen Jahr. Auch Beiträge zur gesetzli-
chen Rentenversicherung werden nur auf Erwerbseinnahmen erhoben und auch hier bleiben die genannten 
Beschäftigtengruppen im Mikrosimulationsmodell außen vor. Im Unterschied zu den ALV-Beiträgen zahlen 
annahmegemäß allerdings auch Selbständige GRV-Beiträge, und zwar in Relation zu ihren Erwerbseinnah-
men, sofern Letztere eine Geringfügigkeitsgrenze in Höhe der Minijobgrenze überschreiten. Für Erwerbsein-
nahmen ab der Beitragsbemessungsgrenze steigen die GRV-Beiträge der Selbständigen dagegen nicht mehr 
weiter an. 

A.5  Steuern vom Einkommen 
Überblick über die Rechtslage 
Zu den von natürlichen Personen zu zahlenden Steuern vom Einkommen gehören in Deutschland die Ein-
kommensteuer, der Solidaritätszuschlag und im Fall der Zugehörigkeit zu einer kirchensteuerberechtigten 
Religionsgemeinschaft die Kirchensteuer, die aufgrund der in Kapitel 1.5.3 im Hauptteil des Berichts formu-
lierten Modellannahme fehlender Kirchensteuerpflicht hier jedoch nicht weiter erläutert wird. 
Natürliche Personen mit Wohnsitz oder gewöhnlichem Aufenthaltsort in Deutschland sind unbeschränkt ein-
kommensteuerpflichtig. Bemessungsgrundlage für die (tarifliche) Einkommensteuer ist dabei deren zu ver-
steuerndes Einkommen. Dieses wird in mehreren Schritten ausgehend von den sieben im Einkommensteu-
ergesetz (EStG) aufgeführten Einkunftsarten ermittelt, namentlich den Einkünften aus Land- und Forstwirt-
schaft, aus Gewerbebetrieb, aus selbständiger Arbeit, aus nichtselbständiger Arbeit, aus Kapitalvermögen, 
aus Vermietung und Verpachtung und den sonstigen Einkünften im Sinne des § 22 EStG. Einkünfte sind dabei 
keine Brutto-, sondern Nettogrößen, also entweder der Gewinn (Einkünfte aus Land- und Forstwirtschaft, 
Gewerbebetrieb und selbständiger Arbeit) oder der Überschuss der Einnahmen über die Werbungskosten 
(übrige Einkunftsarten). Werbungskosten sind Aufwendungen zur Erwerbung, Sicherung und Erhaltung der 
Einnahmen. Sie können grundsätzlich in tatsächlich angefallener Höhe, gegebenenfalls aber auch nur gedek-
kelt angesetzt werden. Aus Gründen der Verwaltungsvereinfachung sieht das EStG Werbungskostenpauscha-
len vor, allen voran den sogenannte Arbeitnehmer-Pauschbetrag für Einnahmen aus nichtselbständiger Ar-
beit, der 2023 bei 1.230 € jährlich liegt und ohne Nachweis tatsächlich entstandener Werbungskosten in 
Abzug gebracht werden kann. 
Die Zugehörigkeit einer Einnahme zu einer Einkunftsart hat im Regelfall, aber nicht immer die vollständige 
Berücksichtigung der Einnahmen zur Folge. Eine wesentliche Ausnahme sind Leibrenten aus der gesetzlichen 
Rentenversicherung und Versorgungsbezüge (insbesondere Pensionen). Denn diese sind nur zu einem Teil 
steuerpflichtig, der unter anderem vom Jahr des Renteneintritts bzw. des Versorgungsbeginns abhängt. 
Neben dem Nettoprinzip ist der sogenannte vertikale Verlustausgleich ein weiteres Wesensprinzip der deut-
schen Einkommensteuer. Demnach erfolgt ein Ausgleich von positiven Einkünften aus einer Einkunftsart mit 
negativen Einkünften aus anderen Einkunftsarten ebenso wie ein Ausgleich mit negativen Einkünften des 
zusammenveranlagten Ehegatten bzw. eingetragenen Lebenspartners. 



                                                                                                                                                                 

 198 

Die sieben Einkunftsarten decken viele, aber nicht alle denkbaren Einnahmearten ab. Einnahmearten, die 
definitorisch nicht unter die genannten sieben Einkunftsarten fallen, sind daher steuerfrei. Dazu gehören 
unter anderem Sozialleistungen (z. B. Wohngeld, Grundsicherungsleistungen, Kindergeld) sowie die unter 
dem Progressionsvorbehalt stehenden Einnahmen wie beispielsweise Eltern-, Arbeitslosen-, Kurzarbeiter- 
und Krankengeld. 
Durch Addition der sieben Einkunftsarten erhält man im ersten Schritt die sogenannten Summe der Ein-
künfte. Bringt man davon den Altersentlastungsbetrag für Personen, die im Vorjahr mindestens ihr 64. Le-
bensjahr vollendet haben, den Entlastungsbetrag für Alleinerziehende sowie den Freibetrag für Land- und 
Forstwirte in Abzug, kommt man im zweiten Schritt zum sogenannten Gesamtbetrag der Einkünfte. Bei zu-
sammenveranlagten Ehe- oder eingetragenen Lebenspartnern gibt es nur einen gemeinsamen Gesamtbetrag 
der Einkünfte, der sich in Analogie zu einzeln veranlagten Personen dadurch berechnet, dass die beiden Sum-
men der Einkünfte addiert werden und davon die Summe der Altersentlastungsbeträge und der (für beide 
Partner gemeinsam ermittelte) Freibetrag für Land- und Forstwirte abgezogen werden. 
Im dritten Schritt sind vom Gesamtbetrag der Einkünfte Sonderausgaben und außergewöhnliche Belastungen 
abzuziehen, um zum sogenannten Einkommen zu gelangen. Zu den Sonderausgaben zählen Vorsorgeauf-
wendungen, die sich wiederum in Altersvorsorgeaufwendungen und sonstige Vorsorgeaufwendungen auf-
teilen und durch die insbesondere gezahlte Sozialversicherungsbeiträge steuermindernd in Abzug gebracht 
werden können, wenn auch nur partiell. Bis 2019 ergab sich die genaue Abzugshöhe durch eine sogenannte 
Günstigerprüfung, bei dem die abziehbaren Vorsorgeaufwendungen nach altem und nach neuem Recht mit-
einander verglichen wurden und der höhere der beiden Abzugsbeträge zum Ansatz kam. Ab 2020 gilt nur 
noch das neue Recht, wodurch die Günstigerprüfung entfällt. Zu den Sonderausgaben zählen unter anderem 
auch gezahlte Kirchensteuern, bestimmte Spenden, Unterhaltsleistungen und Kinderbetreuungskosten, die 
in einem definierten Umfang absetzbar sind, wobei ohne Nachweis entsprechender Ausgaben von Amts we-
gen ein (geringer) Pauschbetrag gewährt wird. Mit der Berücksichtigung außergewöhnlicher Belastungen sol-
len unzumutbare Härten vermieden werden. Darunter fallen insbesondere nicht anderweitig erstattete Ko-
sten im Zusammenhang mit Krankheit, Beerdigung, Scheidung, Behinderung und Pflege. Einen Teil der Bela-
stung ist von den Steuerpflichtigen jedoch selbst zu tragen, wobei die zumutbare Belastung vom Gesamtbe-
trag der Einkünfte, der Veranlagungsform und der familiären Situation abhängt. 
Im vierten Schritt wird das (im Sinne des EStG definierte) Einkommen insbesondere um die Freibeträge für 
Kinder, konkret den Kinderfreibetrag und den Freibetrag für den Betreuungs- und Erziehungs- oder Ausbil-
dungsbedarf, reduziert. Der Ansatz dieser Freibeträge setzt allerdings voraus, dass die dadurch bewirkte 
Steuerersparnis den Jahresbetrag des Kindergeldanspruchs übersteigt, was im Rahmen einer Günstigerprü-
fung entschieden wird. 
Indem im Fall einer gemeinsamen Veranlagung noch eine Mittelung vorgenommen (sogenanntes Ehegatten-
splittung) und abschließend auf einen vollen Euro-Betrag abgerundet wird, gelangt man zum zu versteuern-
den Einkommen, der Bemessungsgrundlage der (tariflichen) Einkommensteuer. Der Einkommensteuertarif 
ist dabei abschnittsweise definiert und sieht neben einem Grundfreibetrag vier weitere Zonen vor, in denen 
der Durchschnittssteuersatz steigt und sich approximativ an 45% annähert, der sogenannten Reichensteuer. 
Von der tariflichen Einkommensteuer ist die festzusetzende Einkommensteuer zu unterscheiden, die sich von 
der tariflichen dadurch unterscheidet, dass noch diverse Abzüge und Hinzurechnungen vorgenommen wer-
den. Von besonderer Relevanz ist dabei die Hinzurechnung des Jahreskindergeldanspruchs. Diese wird dann 
vorgenommen, wenn bei der Berechnung des zu versteuernden Einkommens die kinderbezogenen Freibe-
träge als Ergebnis der weiter oben beschriebenen Günstigerprüfung zum Abzug kamen, und verhindert eine 
Doppelförderung durch Kindergeld auf der einen und den Ansatz der kinderbezogenen Freibeträge auf der 
anderen Seite. 
Die beschriebene Vorgehensweise zur Ermittlung der Einkommensteuerschuld kann erst nach Ablauf des Ka-
lenderjahres im Rahmen der sogenannten Veranlagung vorgenommen werden, einem förmlichen Verwal-
tungsverfahren zur Ermittlung der Bemessungsgrundlage und Festsetzung der Einkommensteuer auf der 
Grundlage einer Einkommensteuererklärung des Steuerpflichtigen. Aufgrund dessen sieht das deutsche Ein-
kommensteuersystem unterjährige Vorauszahlungsformen auf die Einkommensteuer vor, allen voran die 
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Lohnsteuer, die auf Einkünfte aus nichtselbständiger Arbeit erhoben wird, typischerweise abhängig Beschäf-
tigte betrifft und monatlich vom Arbeitgeber an den Fiskus abgeführt wird. Auf andere Einkunftsarten gibt 
es dagegen vierteljährlich zu entrichtete Vorauszahlungen. Mit der Einkommensteuerveranlagung nach Ab-
lauf des Veranlagungsjahres werden die geleisteten Vorauszahlungen mit der festzusetzenden Einkommens-
teuer abgeglichen. Sind die Vorauszahlungen größer, erhält der Steuerpflichtige eine Einkommensteuerer-
stattung, andernfalls ist eine Nachzahlung fällig. Zu beachten ist dabei, dass nicht alle Steuerpflichtigen und 
insbesondere auch nicht alle Arbeitnehmer zur Abgabe einer Einkommensteuererklärung verpflichtet sind. 
Vereinfacht gesprochen besteht eine solche Verpflichtung nicht, wenn nach der Veranlagung mit einer Ein-
kommensteuererstattung zu rechnen ist. Allerdings lassen sich gerade viele Arbeitnehmer aufgrund der Aus-
sicht auf eine Erstattung zu viel gezahlter Lohnsteuer freiwillig veranlagen. 
Bemessungsgrundlage des Solidaritätszuschlags ist diejenige Einkommensteuer, die sich unter Berücksichti-
gung der kinderbezogenen Freibeträge (und damit losgelöst vom Ergebnis der o.a. Günstigerprüfung) ergibt. 
Der Solidaritätszuschlag beträgt grundsätzlich 5,5% dieser (fiktiven) Einkommensteuer. Allerdings sehen die 
gesetzlichen Regularien eine Freigrenze sowie einen danach einsetzenden Übergangsbereich vor, in dem der 
Steuersatz langsam an die erwähnten 5,5% herangeführt wird. Die Freigrenze wurde seit 2021 stark angeho-
bene, so dass ein Großteil der Einkommensteuerzahler keinen Solidaritätszuschlag mehr entrichten muss. 
Was die Veranlagung des Solidaritätszuschlags angeht, kann auf die diesbezüglichen Ausführungen zur Ein-
kommensteuer verwiesen werden. 
 
Abbildung im Mikrosimulationsmodell 
Aus Vereinfachungsgründen, aber auch aus datentechnischen Gründen verzichtet das Mikrosimulationsmo-
dell auf eine Berechnung von Einkommensteuervorauszahlungen und damit insbesondere auch auf eine 
Lohnsteuerberechnung. Stattdessen wird für alle Mikrozensus-Teilnehmer, von denen unterstellt wird, dass 
sie allesamt unbeschränkt einkommensteuerpflichtig sind und eine Einkommensteuererklärung pflichtge-
mäß oder auf freiwilliger Basis abgeben, eine Einkommensteuerveranlagung mit dem Ziel durchgeführt, die 
festzusetzende Einkommensteuer samt Solidaritätszuschlag zu ermitteln und auf Monatsbasis herunterzu-
brechen. Im Fall positiver Beträge wird unterstellt, dass die Betroffenen die ermittelten Beträge monatlich 
tatsächlich leisten. Es wird hier also, wie generell im Mikrosimulationsmodell, das jeweilige Betrachtungsjahr 
als Ganzes in den Blick genommen. Damit werden auch alle in diesem Jahr relevanten Einnahmen und Aus-
gaben in Summe betrachtet und Zahlungsströme, die in der Realität zeitversetzt auftreten können (hier also 
eine im Folgejahr fällige Einkommensteuernachzahlung oder -erstattung) werden bereits direkt im Betrach-
tungsjahr verrechnet. 
Die sieben Einkunftsarten des EStG werden im Mikrosimulationsmodell durch die vier wie beschrieben im-
putierten Einnahmearten Erwerbseinnahmen, Renteneinnahmen, Bezüge der betrieblichen Altersversor-
gung und sonstige Einnahmen (ohne Kindergeld) approximiert (vgl. Anhang A.2 ). Da keine negativen Beträge 
imputiert werden, ist der vertikale Verlustausgleich im Mikrosimulationsmodell gegenstandslos. Zu beachten 
ist, dass manche EStG-Einkunftsarten durch mehr als eine imputierte Einnahmeart abgebildet werden (bei-
spielweise Einkünfte aus nichtselbständiger Arbeit durch Erwerbseinnahmen, Bezüge der betrieblichen Al-
tersversorgung und sonstige Einnahmen), dass aber auch eine imputierte Einnahmeart unter mehr als eine 
EStG-Einkunftsart fallen kann (beispielweise können Erwerbseinnahmen Einkünfte aus Land- und Forstwirt-
schaft, aus Gewerbebetrieb, aus selbständiger und aus nicht-selbständiger Arbeit darstellen). 
Wie bei der Darstellung des Rechtsrahmens ausgeführt, handelt es sich bei einkommensteuerlichen Einkünf-
ten um Nettogrößen nach Abzug von Betriebsausgaben bzw. Werbungskosten. Eine (anhand der Mikrozen-
sus-Angaben ohnehin kaum mögliche) Gewinnermittlung zur Abbildung der drei Gewinneinkunftsarten ist 
hier allerdings nicht erforderlich, da in die Ermittlung der Erwerbseinnahmen in der EVS, dem Spenderdaten-
satz für die Regressionsimputation, die Einkünfte aus Land- und Forstwirtschaft, Gewerbebetrieb und selb-
ständiger Arbeit zusammengenommen netto (d. h. nach Abzug von Betriebsausgaben) eingehen (vgl. Anhang 
A.2 ). Bei den vier Überschusseinkunftsarten ist dagegen ein Werbungskostenabzug obligatorisch, da die im-
putierten Einnahmearten, insoweit sie diese Überschusseinkunftsarten abbilden, Bruttogrößen darstellen. 
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Da der Mikrozensus über angefallene Werbungskosten jedoch keinerlei Rückschlüsse zulässt, kommen aus-
schließlich und ersatzweise Werbungskosten-Pauschbeträge zur Anwendung, konkret der bereits erwähnte 
Arbeitnehmer-Pauschbetrag, sofern (imputierte) Erwerbseinnahmen vorhanden sind und der betreffende 
Mikrozensus-Teilnehmer als nichtselbständiger Erwerbstätiger, aber auch nicht als Minijobber identifiziert 
werden kann, sowie der deutlich niedrigere Pauschbetrag für (bestimmte) sonstige Einnahmen, hier für Ren-
teneinnahmen und Bezüge der betrieblichen Altersversorgung. Da die erwähnten Pauschalen ohne Nachweis 
tatsächlicher Kosten angesetzt werden können, werden durch sie die tatsächlichen Werbungskosten jedoch 
systematisch unterschätzt, was im Ergebnis ceteris paribus zu einer systematischen Überschätzung der Steu-
erlast führt. 
Was Renteneinnahmen angeht, wird der steuerpflichtige Teil näherungsweise durch die Multiplikation der 
Rentenzahlung mit einem ebenfalls geschätzten Besteuerungsanteil bestimmt. Letzterer wird vom Grundsatz 
her unter der aus der Empirie abgeleiteten Annahme eines Renteneintritts mit vollendetem 64. Lebensjahr 
ermittelt. Gibt es dagegen Indizien, dass es sich um eine Erwerbsminderungsrente handelt, wird in Anlehnung 
an die Empirie von einem Bewilligungsjahr ausgegangen, in dem die betreffende Person ihr 52. Lebensjahr 
vollendet hat186. Handelt es sich mutmaßlich um eine Hinterbliebenenrente, wird ein Renteneintritt des 
Verstorbenen im Kalenderjahr vor dem jeweiligen Simulationsjahr unterstellt. Im Fall von imputierten son-
stigen Einnahmen, ein hinsichtlich der einkommensteuerlichen Behandlung sehr heterogenes Sammelbek-
ken unterschiedlichster Einnahmearten, wird näherungsweise der steuerpflichtige Anteil bestimmt. Dazu ge-
hören auch Pensionen, die ihrerseits jedoch durch einen Versorgungsfreibetrag zuzüglich eines Zuschlags 
zumindest partiell vor einer Besteuerung geschützt werden. Um den Versorgungsfreibetrag einschließlich 
des Zuschlags wiederum zu schätzen, sind Schätzungen zur Pensionshöhe, aber auch Annahmen zum Versor-
gungsbeginn erforderlich, wobei in Anlehnung an empirische Befunde von einem Versorgungsbeginn mit 
vollendetem 62. Lebensjahr ausgegangen wird. 
Näherungsweise abgebildet werden auch der Altersentlastungsbetrag, der Entlastungsbetrag für Alleinerzie-
hende sowie der Freibetrag für Land- und Fortwirte. Als Bemessungsgrundlage für die Bestimmung des Al-
tersentlastungsbetrags werden Erwerbseinnahmen (ohne solche aus Minijobs und aus selbständiger Tätig-
keit), Bezüge der betrieblichen Altersversorgung und sonstige Einnahmen herangezogen, Letztere allerdings 
nur insoweit, als sie als steuerpflichtig, nicht aber als Pensionen zu identifizieren sind. Dank entsprechender 
Mikrozensus-Angaben lassen sich die Voraussetzungen für den Ansatz des Entlastungsbetrags für Alleiner-
ziehende verhältnismäßig genau prüfen und auch die Höhe dieses Freibetrags kann ohne größere Unsicher-
heiten ermittelt werden. Der Freibetrag für Land- und Fortwirte schließlich wird dann eingeräumt, wenn Er-
werbseinnahmen vorliegen, die Summe der Einkünfte die gesetzlich vorgegebenen Grenzen nicht überschrei-
ten und Mikrozensus-Teilnehmer Landwirte in der Haupttätigkeit sind. 
Was die zu den Sonderausgaben zählenden Vorsorgeaufwendungen angeht, werden hier ausschließlich So-
zialversicherungsbeiträge berücksichtigt. Dabei wird auf die dem Mikrozensus zugespielten Beträge zurück-
gegriffen. Um die absetzbaren Vorsorgeaufwendungen zu bestimmen, werden bei Simulationsjahren bis ein-
schließlich 2019 eine Günstigerprüfung durchgeführt und dazu die Abzugsvolumina nach altem und neuem 
Recht gegenübergestellt. Die Bestimmung der absetzbaren Vorsorgeaufwendungen ist zwar komplex, kommt 
hier aber ohne nennenswerte Annahmen aus. Das gilt auch deshalb, weil sich Selbständige im Mikrozensus 
treffsicher identifizieren lassen, wodurch ihnen die für sie vorgesehenen höheren Höchstbeträge für die Teil-
Vorsorgepauschale für sonstige Vorsorgeaufwendungen ohne nennenswerte Unsicherheiten zugewiesen 
werden können. Selbstverständlich hängt die Präzision der ermittelten Abzugsbeträge für Vorsorgeaufwen-
dungen davon ab, wie treffgenau die diversen Sozialversicherungsbeiträge ermittelt wurden. 
Von den übrigen Sonderausgaben werden hier nur die zugespielten Unterhaltszahlungen berücksichtigt. 
Obwohl der gesetzlich vorgesehene Pauschbetrag in jedem Fall zum Ansatz gebracht wird, wird das Volumen 
der übrigen Sonderausgaben systematisch unterschätzt, was in letzter Konsequenz ceteris paribus eine sy-
stematische Überschätzung der Steuern vom Einkommen zur Folge hat. Gleiches gilt aufgrund der 

                                                           
186  Steuerlich maßgebend ist im Fall von Erwerbsminderungsrenten das Bewilligungsjahr, nicht das u.U. abweichende erste Jahr der 

Rentenzahlung. 
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datentechnisch nicht gegebenen Möglichkeit, außergewöhnliche Belastungen zu identifizieren und steuer-
mindernd anzusetzen. Allerdings sind außergewöhnliche Belastungen im Regelfall nur zu demjenigen Teil 
abzugsfähig, der die dem Steuerpflichtigen zumutbare Belastung übersteigt. 
Berücksichtigt wird dagegen die gesetzlich vorgesehene Günstigerprüfung in Bezug auf den Ansatz der kin-
derbezogenen Freibeträge, wodurch sich die tarifliche von der festzusetzenden Einkommensteuer unter-
scheiden kann, und berücksichtigt wird überdies das Ehegattensplitting. 
Ebenfalls berücksichtigt wird, dass sich diverse Parameter der Einkommensteuer und des Solidaritätszu-
schlags wie beispielsweise Steuertarife und Freibeträge regelmäßig ändern, d. h. je nach Simulationsjahr 
kommen die jeweils maßgebenden Parameter zur Anwendung. 
Da die grundsicherungs- und wohngeldrechtliche Einkommensermittlung, bei der geleistete Steuern vom 
Einkommen einkommensmindernd in Abzug gebracht werden, auf individueller Basis erfolgt, sind die für ge-
meinsam veranlagte Ehepaare und eingetragene Lebenspartnerschaften ermittelten Steuern vom Einkom-
men noch auf die beiden Partner aufzuteilen. Diese Aufteilung erfolgt hier in demjenigen Verhältnis, in dem 
die Summe der Einkünfte der beiden zusammen veranlagten Partner zueinander stehen. Hat ein Ehepartner 
bzw. ein eingetragener Lebenspartner überhaupt keine Einkünfte, bekommt sein Partner die ermittelten 
Steuern vom Einkommen in voller Höhe „zugewiesen“. 
Zusammenfassend ist zu konstatieren, dass der beschriebene Algorithmus nur eine näherungsweise Ermitt-
lung der Steuern vom Einkommen zulässt. Einige Annahmen wie beispielsweise die Abbildung der Werbungs-
kosten durch Pauschbeträge, die nur eingeschränkte Berücksichtigung sonstiger Sonderausgaben und der 
datenbedingte Verzicht auf eine Abbildung außergewöhnlicher Belastungen führen im Ergebnis unter sonst 
gleichen Bedingungen zu einer systematischen Überschätzung der Steuerlast. Dem stehen jedoch andere 
Annahmen und Vereinfachungen gegenüber, die ceteris paribus eine Unterschätzung der Steuern vom Ein-
kommen bewirken. Zu nennen sind die Ausblendung des einkommensteuerrechtlichen Progressionsvorbe-
halts und die dadurch in der Realität ausgelöste Anhebung des Steuersatzes sowie die tendenzielle Über-
schätzung des steuerbefreiten Teils von Leibrenten aus der gesetzlichen Rentenversicherung. 

A.6  Grundsicherung 
Überblick über die Rechtslage 
Wie bereits in Kapitel 1.5.2 im Hauptteil dieses Berichts ausgeführt, gibt es in Deutschland mit der Grundsi-
cherung für Arbeitsuchende bzw. ab 2023 dem Bürgergeld nach dem SGB II, der Grundsicherung im Alter und 
bei Erwerbsminderung nach dem Vierten Kapitel SGB XII und der Hilfe zum Lebensunterhalt nach dem Dritten 
Kapitel SGB XII drei Grundsicherungssysteme. Diese unterscheiden sich vornehmlich im jeweiligen Adressa-
tenkreis voneinander, aber nur kaum im Leistungsumfang und seiner Berechnung, die sich im Wesentlichen 
auf das anzurechnende Einkommen und den Bedarf stützt. 
Was die Zuordnung Hilfebedürftiger zu den drei genannten Grundsicherungssystemen angeht, stehen die 
Grundsicherungssysteme in einer rechtlichen Hierarchie zueinander. „Ganz oben“ steht die Grundsicherung 
im Alter und bei Erwerbsminderung, die sich an Ältere und an dauerhaft voll erwerbsgeminderte Volljährige 
richtet, wobei im ersten Fall die Altersuntergrenze in Abhängigkeit des Geburtsjahres zwischen 65 und 67 
Jahren liegt. Die Grundsicherung nach dem SGB II dagegen ist für erwerbsfähige Leistungsberechtigte sowie 
die mit ihnen in einer Bedarfsgemeinschaft lebenden Personen zuständig. Erwerbsfähige Leistungsberech-
tigte müssen neben der Bedingung der Erwerbsfähigkeit das 15. Lebensjahr vollendet haben, ohne jedoch 
die Altersgrenze zur Grundsicherung im Alter und bei Erwerbsminderung erreicht zu haben. Die Bedarfsge-
meinschaft wird um den erwerbsfähigen Leistungsberechtigten gebildet. Sofern dieser hilfebedürftig und un-
verheiratet ist, keinen Partner und auch keine eigenen Kinder im Haushalt hat und unter 25 Jahre alt ist, 
gehören zur Bedarfsgemeinschaft die haushaltszugehörigen Elternteile einschließlich etwaiger im selben 
Haushalt lebender Partner an. Erfüllt der erwerbsfähige Leistungsberechtigte diese Bedingungen dagegen 
nicht gemeinsam, ist eine Bedarfsgemeinschaftsbildung mit den Eltern ausgeschlossen. Stattdessen bildet er 
eine eigene Bedarfsgemeinschaft bzw. im Fall der Haushaltszugehörigkeit eines Partners und von Kindern 
von ihm und/oder von seinem Partner mit diesen Personen eine Bedarfsgemeinschaft, mit den Kindern 
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allerdings nur, sofern sie ihrerseits hilfebedürftig, unverheiratet und im Haushalt partnerlos sind sowie das 
25. Lebensjahr noch nicht vollendet haben. Können die Kinder ihren eigenen Bedarf dagegen aus eigenem 
Einkommen (einschließlich dem für sie bezahlten Kindergeld) und Vermögen decken, gehören sie nicht der 
elterlichen Bedarfsgemeinschaft an. 
Aus den Ausführungen zur Bedarfsgemeinschaft folgt, dass sich diese zwar im Regelfall, aber nicht notwen-
digerweise aus allen Mitgliedern eines Haushalts zusammensetzt. Denn möglich sind auch mehrere Bedarfs-
gemeinschaften in einem Haushalt und möglich ist auch, dass einzelne Haushaltsmitglieder anders als andere 
überhaupt keiner Bedarfsgemeinschaft angehören. Und wie im vorangegangenen Absatz bereits angedeutet, 
sind schlussendlich auch Bedarfsgemeinschaften mit nur einem einzigen Bedarfsgemeinschaftsmitglied mög-
lich, was bei allein lebenden erwerbsfähigen Leistungsberechtigten regelmäßig der Fall ist. 
Zu beachten ist, dass nicht alle Bedarfsgemeinschaftsmitglieder im Fall der Hilfebedürftigkeit einen Anspruch 
auf Grundsicherung für Arbeitsuchende, konkret auf Arbeitslosengeld II oder Sozialgeld, bzw. ab 2023 auf 
Bürgergeld haben.187 Dies trifft vor allem auf Personen zu, die die Anspruchsvoraussetzungen der Grundsi-
cherung im Alter und bei Erwerbsminderung erfüllen und deshalb trotz ihrer Bedarfsgemeinschaftszugehö-
rigkeit im Fall der Hilfebedürftigkeit aus diesem Leistungssystem Leistungen erhalten. Auch hilfebedürftige 
Bedarfsgemeinschaftsmitglieder in Frührente haben keinen Anspruch auf Grundsicherung für Arbeitsu-
chende bzw. Bürgergeld, sondern stattdessen auf die Hilfe zum Lebensunterhalt, es sei denn, sie fallen wegen 
dauerhafter voller Erwerbsminderung ebenfalls unter die Grundsicherung im Alter und bei Erwerbsminde-
rung. Es ist sogar möglich, dass erwerbsfähige Leistungsberechtigte als Begründer einer Bedarfsgemeinschaft 
selbst von Grundsicherungsleistungen aus dem SGB II ausgeschlossen sind, nämlich dann, wenn sie vom 
Grundsatz her nach dem Berufsausbildungsförderungsgesetz (BAföG) förderfähig sind und ausbildungsbe-
dingt nicht (mehr) bei den Eltern wohnen.188 
Die Hilfe zum Lebensunterhalt schließlich ist bildlich gesprochen und mit Ausnahme von Personen, die nach 
dem Asylbewerberleistungsgesetz (AsylbLG) versorgt werden oder deren Ausbildung im Rahmen des Bun-
desausbildungsförderungsgesetzes (BAföG) dem Grunde nach förderungsfähig ist und die nicht mehr im el-
terlichen Haushalt wohnen, ein Auffangbecken für all diejenigen Hilfebedürftigen, die sich weder dem SGB II 
noch der Grundsicherung im Alten und bei Erwerbsminderung zuordnen lassen. Dazu gehören neben den 
erwähnten Frührentnern Personen, die die alters- bzw. gesundheitsbezogenen Voraussetzungen eines er-
werbsfähigen Leistungsberechtigten nicht erfüllen, gleichzeitig aber nicht in die Bedarfsgemeinschaft eines 
erwerbsfähigen Leistungsberechtigten (sofern ein solcher demselben Haushalt überhaupt angehört) aufge-
nommen werden können. Darunter fallen beispielsweise unter 15-jährige Kinder oder nicht erwerbsfähige 
ältere hilfebedürftige Kinder, die nicht zusammen mit wenigstens einem leiblichen bzw. Adoptivelternteil 
zusammenleben, sondern zum Beispiel mit ihren Großeltern einen gemeinsamen Haushalt bilden. 
 
Die Frage nach Hilfebedürftigkeit ist durch eine Gegenüberstellung von anzurechnendem Einkommen bzw. 
Vermögen und dem Bedarf zu beantworten. Was die Abbildung der Einkommenssituation angeht, sind in 
allen drei Grundsicherungssystemen vom Grundsatz her alle Einkommen ohne Rücksicht auf ihre Herkunft, 
Rechtsnatur oder steuerliche Behandlung zu berücksichtigen. Von diesem Grundsatz gibt es zwar durchaus 
eine stattliche Zahl von Ausnahmen; deren quantitatives Volumen fällt insgesamt betrachtet allerdings nicht 
stark ins Gewicht. Beispiele für solche privilegierten Einkommen sind Grundrenten nach dem Bundesversor-
gungsgesetz (BVG), Renten und Beihilfen nach dem Bundesentschädigungsgesetz (BEG) und kleinere Geldge-
schenke. Nicht privilegiert und daher zu berücksichtigen ist dagegen Kindergeld, wobei die gesonderte Er-
wähnung des Kindergelds dem Umstand geschuldet ist, dass im SGB II das Kindergeld in demjenigen Umfang, 
in dem es vom betreffenden Kind zur Sicherung des eigenen Lebensunterhalts benötigt wird, 

                                                           
187  Vor der Einführung des Bürgergeldes wurde innerhalb der Grundsicherung für Arbeitsuchende zwischen Arbeitslosengeld II (für 

erwerbsfähige Leistungsberechtigte) und Sozialgeld (für nicht-erwerbsfähige Leistungsberechtigte) unterschieden. Der jeweilige 
Status war mit diversen Rechtsfolgen von im Regelfall untergeordneter Bedeutung verbunden. 

188  Solche Personen haben aber gegebenenfalls einen Anspruch auf ergänzende SGB II-Leistungen zur Sicherung des Lebensunter-
halts, die jedoch nicht als Grundsicherung zu werten sind. 
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sozialhilferechtlich dem Kind und damit nicht dem kindergeldberechtigten Elternteil zugerechnet wird. Über-
schießendes, also nicht zur Bedarfsdeckung erforderliches Kindergeld wird dagegen als Einkommen des kin-
dergeldberechtigten Elternteils behandelt. Im SGB XII gilt diese Regelung nur für minderjährige Kinder; bei 
volljährigen Kindern ist das Kindergeld stets Einkommen des kindergeldberechtigten Elternteils. 
Vom zu berücksichtigenden Einkommen sind geleistete Steuern vom Einkommen sowie Sozialabgaben bzw. 
ihnen gleichgestellte Ausgaben in Abzug zu bringen. Eine Besonderheit ergibt sich dabei in Bezug auf freiwillig 
GKV-Versicherte im Bereich des SGB II. Insoweit eine freiwillige Versicherung zugunsten einer vom Leistungs-
träger veranlassten und durch ihn finanzierten Pflichtversicherung verdrängt wird, entfallen mit dem Lei-
stungsbezug entsprechende eigene Beiträge der Leistungsbezieher. Ähnliches gilt für den SPV-Beitragszu-
schlag für Kinderlose, der für Arbeitslosengeld II- wie für Bürgergeldempfänger ersatzlos entfällt. Beides hat 
zur Konsequenz, dass das Absetzen der betreffenden Beiträge bzw. Beitragszuschläge und damit in letzter 
Konsequenz die Ermittlung des anzurechnenden Einkommens davon abhängt, ob das Vorliegen von Hilfebe-
dürftigkeit und die Beseitigung derselben durch vorrangige Leistungen geprüft wird oder aber ob bei unter-
stellter Leistungsinanspruchnahme der an den Leistungsberechtigten zu zahlende Transferbetrag ermittelt 
wird. Im ersten Fall ist ein Absetzen geboten, da die Beiträge bzw. Beitragszuschläge ohne Leistungsbezug 
von den Betroffenen tatsächlich zu entrichten sind und deshalb einen Teil ihres Einkommens absorbieren. 
Für die Berechnung des zu leistenden Grundsicherungstransfers im Fall einer Leistungsinanspruchnahme ist 
dagegen eine Absetzung ausgeschlossen, weil die Beiträge bzw. Beitragszuschläge nicht beim Leistungsemp-
fänger anfallen. Im SGB XII werden (angemessene) Beiträge für eine Kranken- und Pflegeversicherung dage-
gen als Bedarf anerkannt, soweit eine Absetzung mangels ausreichenden zu berücksichtigenden Einkommens 
und Vermögens ausscheidet. Eine doppelte Berücksichtigung der Beiträge (sowohl Absetzung vom Einkom-
men als auch Anerkennung als Bedarf) wird somit vermieden. 
Ebenso in Abzug zu bringen sind die zur Einkommenserzielung verbundene notwendige Ausgaben. Hinzu 
kommt der Abzug diverser Frei- und Abzugsbeträge. Hierbei ist im Bereich des SGB II allen voran der Grund-
frei- bzw. Grundabsetzungsbetrag in Höhe von (im Regelfall) 100 € für Einkommen aus Erwerbstätigkeit sowie 
der Erwerbstätigenfreibetrag zu nennen. Letzterer stellt in abgestufter Weise und abhängig vom Vorhanden-
sein von Kindern Teile des Erwerbseinkommens von erwerbstätigen Erwerbsfähigen von einer Anrechnung 
frei. Auch im Bereich des SGB XII werden Erwerbseinkommen ein Stück weit vor der Anrechnung ausgenom-
men, allerdings in weniger großzügiger Weise als im SGB II. 
Bei der Prüfung der Hilfebedürftigkeit sind vom Grundsatz her alle verwertbaren Vermögensgegenstände mit 
Ausnahme des Schonvermögens zu berücksichtigen. Ausgenommen von der Verwertbarkeit sind beispiels-
weise angemessener Hausrat, in begrenztem Umfang Altersvorsorgevermögen, ein angemessenes Kraftfahr-
zeug (seit 2023 auch im SGB XII) sowie in bestimmten Grenzen das selbstgenutzte Eigenheim. Vom Verkehrs-
wert aller verwertbaren Vermögensgegenstände zusammengenommen sind Freibeträge in Abzug zu bringen, 
die im Zuge der Bürgergeldreform im SGB II deutlich angehoben wurden und nicht mehr länger vom Alter 
bzw. dem Geburtsjahrgang abhängen. Vergleichsweise weniger günstig für die Betroffenen sind die 
Schonvermögensregelungen im SGB XII, obwohl auch hier 2023 eine Anhebung des Freibetrags erfolgte. Liegt 
anzurechnendes, also nicht durch die Schonvermögensregelungen geschütztes Vermögen vor, so wird es wie 
anzurechnendes Einkommen behandelt. Dies kommt im Regelfall so lange einem Ausschluss von Grundsiche-
rungsleistungen gleich, bis das anzurechnende Vermögen aufgezehrt ist und verbleibendes Vermögen unter 
die jeweils maßgebende Schonvermögensgrenze fällt. 
 
Die Bedarfsseite wird durch die notwendigen Ausgaben für die Sicherstellung eines menschenwürdigen Exi-
stenzminimums abgebildet. Zu unterscheiden sind dabei Regelbedarfe, Mehrbedarfe, Bedarfe für Unterkunft 
und Heizung sowie im Fall von Kindern, Jugendlichen und Heranwachsenden Bildungs- und Teilhabebedarfe. 
Der Regelbedarf umfasst insbesondere Ernährung, Kleidung, Körperpflege, Hausrat, Haushaltsenergie ohne 
die auf die Heizung und Erzeugung von Warmwasser entfallenden Anteile sowie persönliche Bedürfnisse des 
täglichen Lebens. Zur letztgenannten Kategorie gehört dabei in vertretbarem Umfang auch eine Teilhabe am 
sozialen und kulturellen Leben. Der Regelbedarf ist in sechs Regelbedarfsstufen unterteilt, die zwischen 
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Erwachsenen (Regelbedarfsstufen 1-3) und Minderjährigen (Regelbedarfsstufen 4-6) unterscheiden. Zur Dek-
kung der sich nach den Regelbedarfsstufen ergebenden Regelbedarfe werden Regel-sätze anerkannt. Beim 
Regelsatz handelt es sich um einen monatlichen Pauschalbetrag, über dessen Verwendung die Leistungsbe-
rechtigten eigenverantwortlich entscheiden, der 2023 zwischen 318 € für unter sechsjährige Kinder (Regel-
bedarfsstufe 6) und 502 € in der für Alleinstehende und Alleinerziehende vorgesehenen Regelbedarfsstufe 1 
liegt und der jährlich an die bundesdurchschnittliche Entwicklung der Preise für regelbedarfsrelevante Güter 
und Dienstleistungen sowie der Nettolöhne und -gehälter angepasst wird. Für besondere Personenkreise 
geht der Gesetzgeber davon aus, dass der Regelsatz nicht zur Deckung des notwendigen Lebensunterhalts 
ausreicht, und gewährt deshalb Mehrbedarfe. Zu den begünstigten Personenkreisen gehören insbesondere 
Alleinerziehende, bestimmte Schwerbehinderte und Schwangere nach der 12. Schwangerschaftswoche. Dar-
über hinaus gibt es für den Fall der Notwendigkeit einer kostenaufwändigen Ernährung und bei einer dezen-
tralen Warmwasserversorgung Mehrbedarfe. Die meisten Mehrbedarfe werden als prozentualer Zuschlag 
auf den Regelsatz gewährt, wodurch eine Realwertsicherung des jeweiligen Mehrbedarfs dem Grundsatz 
nach gewährleistet ist. Ferner sieht der Gesetzgeber noch einmalige Bedarfe beispielsweise zur Finanzierung 
einer Wohnungserstausstattung sowie Bedarfe für Bildung und Teilhabe vor, die Schülern von allgemein- 
oder berufsbildenden Schulen sowie Kindern und Jugendlichen neben den jeweils maßgebenden Regelbe-
darfen gesondert gewährt werden und etwa zur Finanzierung von Klassenfahrten oder von Nachhilfe dienen. 
Eine besondere Bedarfskategorie sind Bedarfe für Unterkunft und Heizung. Denn anders als die anderen Be-
darfskategorien werden diese Bedarfe nicht bundeseinheitlich vom Gesetzgeber festgelegt und in pauscha-
lierter Form gewährt. Bedarfe für Unterkunft und Heizung werden stattdessen in Höhe der tatsächlichen 
Aufwendungen anerkannt, soweit diese angemessen sind, also bestimmte, als Erstattungsobergrenzen fun-
gierende Angemessenheitsgrenzen nicht überschreiten. Die Festlegung dieser Angemessenheitsgrenzen 
überlässt der Gesetzgeber den Kommunen, konkret den Jobcentern im Bereich des SGB II und den kommu-
nalen Sozialämtern im Bereich der Grundsicherung nach dem SGB XII, und trägt dadurch dem Umstand Rech-
nung, dass die Festlegung von Angemessenheitsgrenzen die Kenntnis der örtlichen Besonderheiten des Woh-
nungsmarktes voraussetzt. Auch zur Methodik der Festlegung von Angemessenheitsgrenzen machen weder 
das SGB II noch das SGB XII Angaben. Allerdings hat das Bundessozialgericht (BSG) eine Reihe von methodi-
schen Leitplanken für die Festlegung von Angemessenheitsgrenzen gesetzt und fordert insbesondere ein so-
genanntes schlüssigen Konzept mit vornehmlich formalen, teils aber auch inhaltlichen Anforderungen an die 
Bestimmung der Angemessenheitsgrenzen ein. Nichtsdestotrotz haben die kommunalen Grundsicherungs-
träger verhältnismäßig große Freiheiten und wenden unterschiedliche Ermittlungsansätze an bzw. greifen in 
Bezug auf die Unterkunftsbedarfe ersatzweise auf die um 10% angehobenen wohngeldrechtlichen Höchst-
beträge und damit auf Beträge zurück, auf die die Rechtsprechung im Zuge einer Ersatzvornahme im Fall 
eines sogenannten Erkenntnisausfalls, konkret bei Unschlüssigkeit eines Konzepts, regelmäßig verweist. Was 
die Bildung einer Angemessenheitsgrenze für die Heizkosten angeht, stellt sich das praktische Problem, dass 
aufgrund der Vielzahl an Faktoren mit Einfluss auf den Heizenergieverbrauch und damit auf die Heizkosten 
die valide Bestimmung von typisierten Kostengrenzen ein höchst anspruchsvolles Unterfangen darstellen 
würde. Die kommunalen Träger verzichten daher auf die eigene Bestimmung entsprechender Angemessen-
heitsgrenzen. Stattdessen erkennen sie im Regelfall ohne weitere Prüfung die tatsächlichen Heizkosten als 
Bedarf an, es sei denn, der Heizbedarf übersteigt die rechte, ein 90 %-Perzentil beschreibende Spalte des 
Heizspiegels der Firma co2online, die nach Auffassung des BSG einen geeigneten und deshalb heranzuzie-
henden Maßstab für die Beurteilung eines möglicherweise unangemessenen Verbrauchsverhaltens darstellt. 
Der jeweils in Abhängigkeit der Gebäudewohnfläche und des Heizenergieträgers anzusetzende Wert aus dem 
angesprochenen Heizspiegel fungiert demnach als sehr hoch angesetzte Nichtprüfgrenze, bei dessen Über-
schreiten eine Einzelfallprüfung auf Angemessenheit zu erfolgen hat. 
Eine Überschreitung der Angemessenheitsgrenzen zieht nicht automatisch eine sofortige Kürzung der über-
nommenen Unterkunfts- und Heizkosten auf ein angemessenes Niveau nach sich. Zunächst einmal werden 
unangemessen hohe Unterkunftskosten von neu in den Leistungsbezug eingetretenen Leistungsempfängern 
seit 2023 für eine Karenzzeit von einem Jahr ab dem Monat des ersten Leistungsbezugs vom Grundsiche-
rungsträger uneingeschränkt übernommen. Zuvor wurden Kostensenkungsverfahren im Regelfall 
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unmittelbar beim Eintritt in die Grundsicherung in die Wege geleitet.189 Zu beachten ist, dass sich die er-
wähnte einjährige Karenzzeitregelung nur auf Unterkunfts-, nicht aber auf Heizkosten und auch nur auf neu 
in den Leistungsbezug eingetretene Leistungsbezieher erstreckt. Nach Ablauf einer etwaigen Karenzzeit, aber 
vor der Einleitung eines Kostensenkungsverfahrens wird noch geprüft, ob aus Gründen der Wirtschaftlichkeit 
nicht doch überhöhte Kosten übernommen werden können. In eine solche Wirtschaftlichkeitsprüfung fließen 
die Kosten eines durch den Leistungsträger zu finanzierenden Umzugs ein. Bei Bestandsfällen wird darüber 
hinaus bruttowarm geprüft, wodurch insbesondere eine durch eine energetische Modernisierung induzierte 
Mieterhöhung über die (bruttokalte) Angemessenheitsgrenze hinaus u.U. doch übernommen wird, wenn in-
folge der energetischen Modernisierung entsprechende Heizkostenersparnisse zu erwarten sind. Nur wenn 
keine Wirtschaftlichkeitsbetrachtungen einer Senkung unangemessen hoher Kosten entgegenstehen, leitet 
der Grundsicherungsträger ein Kostensenkungsverfahren ein, in dem der Leistungsempfänger aufgefordert 
wird, durch einen Wohnungswechsel, durch Untervermietung oder auf andere Weise (beispielsweise durch 
Verhandlungen mit dem Vermieter) die Kosten auf ein angemessenes Niveau abzusenken. Gelingt dies dem 
Leistungsempfänger nicht, kann er überdies auch keine Härtefallgründe für sich geltend machen und miss-
lingt ihm der Nachweis der Nichtverfügbarkeit einer angemessenen freien Wohnung, werden nach Ablauf 
von in der Regel längstens sechs weiteren Monaten nur noch Kosten in Höhe der Angemessenheitsgrenzen 
erstattet, so dass der Leistungsempfänger die nicht gedeckte Differenz zu seinen höheren tatsächlichen Ko-
sten aus eigener Tasche finanzieren muss. 
Um den Leistungsbeziehern den Anreiz zu nehmen, allein zum Zwecke der Ausschöpfung der Angemessen-
heitsgrenzen in teurere, wenn auch angemessene Wohnungen zu ziehen, werden bei einem nicht erforder-
lichen Umzug, also einem Umzug, der nicht etwa durch erhöhte Platzbedarfe infolge neuer Haushaltsmitglie-
der oder wegen Unbewohnbarkeit der früheren Wohnung (z. B. wegen Baumängeln) erfolgt, im Fall höherer 
Unterkunfts- und Heizkosten im SGB II auch dann nur die bisherigen Kosten anerkannt, wenn die neuen Ko-
sten die Angemessenheitsgrenzen nicht verletzen.190 Im SGB XII werden die höheren Kosten dagegen über-
nommen, insoweit sie die Angemessenheitsgrenzen nicht übersteigen. Die Übernahme von Kosten über der 
Angemessenheitsgrenze setzt dagegen die Zustimmung des Grundsicherungsträgers voraus. 
Die Ausführungen zur Anerkennung der Kosten der Unterkunft und Heizung gelten für Mieter und selbstnut-
zende Eigentümer in gleicher Weise, wobei bei Ersteren die Unterkunftskosten im Wesentlichen der Brutto-
kaltmiete entsprechen und bei Letzteren an die Stelle der Bruttokaltmiete unabweisbare Aufwendungen für 
Instandhaltung und Reparatur zuzüglich kalter Nebenkosten und im Fall eines noch nicht abbezahlten Eigen-
heims die Zinskosten (im Regelfall jedoch nicht die Tilgungskosten) treten. 
 
Was die Leistungsberechnung angeht, unterscheiden sich die beiden Rechtskreise SGB II und SGB XII in einem 
Punkt wesentlich voneinander. Im SGB XII kommt eine sogenannte vertikale Berechnungsmethode zur An-
wendung, bei der der Leistungsanspruch einer Person der (positiven) Differenz aus ihrem Bedarf und ihrem 
anzurechnenden Einkommen und Vermögen entspricht. Im Bereich der Grundsicherung im Alter und bei Er-
werbsminderung ist dabei auch das Einkommen und Vermögen des nicht getrenntlebenden Partners, soweit 
es dessen notwendigen Lebensunterhalt übersteigt, zu berücksichtigen, jedoch ohne dass der Partner selbst 
zum Leistungsempfänger wird. Bei der Hilfe zum Lebensunterhalt geht die Einkommens- und Vermögensbe-
rücksichtigung über den Partner hinaus und erstreckt sich auf alle Angehörigen der Haushaltsgemeinschaft, 

                                                           
189  Allerdings bestanden während der Corona-Pandemie Sonderregelungen dergestalt, dass Bedarfsgemeinschaften, die seit dem 

01.03.2020 neu ins Grundsicherungssystem eingetreten sind, bis Jahresende 2022 tatsächliche Kosten für Unterkunft und Hei-
zung anerkannt bekamen. 

190  Diese Regelung gilt jedoch nur für nicht erforderliche Umzüge innerhalb des Vergleichsraums. Der Vergleichsraum ist dem BSG 
zufolge ein ausgehend vom Wohnort der leistungsberechtigten Person bestimmter, ausreichend großer Raum der Wohnbebau-
ung, der aufgrund räumlicher Nähe, Infrastruktur und insbesondere verkehrstechnischer Verbundenheit einen insgesamt be-
trachtet homogenen Lebens- und Wohnbereich bildet. Innerhalb des Vergleichsraums gelten dieselben (nach der Haushaltsgröße 
aufgefächerten) Angemessenheitsgrenzen. Im Regelfall zergliedert sich ein Kreis und damit das Zuständigkeitsgebiet eines Grund-
sicherungsträgers in eine untere bis mittlere einstellige Zahl von Vergleichsräumen, in kreisfreien Städten wird im Regelfall das 
gesamte Stadtgebiet als einheitlicher Vergleichsraum behandelt (vgl. [Malottki et al. 2017, S. 49]). 
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es sei denn, der Leistungsberechtigte widerlegt, dass er durch die anderen Haushaltsmitglieder finanzielle 
Unterstützung erfährt. 
Demgegenüber ist die auch als Bedarfsanteilmethode bezeichnete Berechnung im SGB II horizontal angelegt. 
Das bedeutet vom Prinzip her, dass über alle Bedarfsgemeinschaftsmitglieder der Gesamtbedarf der Bedarfs-
gemeinschaft dem gesamten anzurechnenden Einkommen und Vermögen gegenüberzustellen ist. Ist der Ge-
samtbedarf höher, so ist jedes Bedarfsgemeinschaftsmitglied hilfebedürftig und dadurch leistungsberechtigt, 
auch wenn es individuell betrachtet seinen eigenen Bedarf durch eigenes Einkommen und Vermögen decken 
könnte. Der persönliche Leistungsanspruch jedes Bedarfsgemeinschaftsmitglieds entspricht demjenigen Teil 
des ungedeckten Gesamtbedarfs, der sich am Anteil des eigenen Bedarfs am Gesamtbedarf bemisst. 
 
Abbildung im Mikrosimulationsmodell 
Dank der Mikrozensus-Angaben zum Alter sowie zu verwandtschaftlichen oder partnerschaftlichen Bezie-
hungen zwischen den Haushaltsmitgliedern lassen sich von wenigen Ausnahmen und kleineren Unschärfen 
abgesehen die spezifischen Zielgruppen der berücksichtigten drei Grundsicherungssysteme treffgenau iden-
tifizieren. Insbesondere ist in Mehrpersonenhaushalten die Zusammenführung von Haushaltsmitgliedern zu 
Bedarfsgemeinschaften im Allgemeinen verhältnismäßig treffsicher möglich. Das Gleiche gilt für die Identifi-
zierung von Haushaltsmitgliedern, die keiner Bedarfsgemeinschaft angehören. Lediglich die Kriterien der Er-
werbsfähigkeit (SGB II) bzw. der dauerhaften vollen Erwerbsminderung (SGB XII) lassen sich mit den vorhan-
denen Mikrozensus-Angaben nur eingeschränkt prüfen, was in Einzelfällen eine Zuordnung eines Mikrozen-
sus-Teilnehmers zum falschen Grundsicherungssystem zur Folge haben kann. Ebenfalls sind nur mit einer 
gewissen Unschärfe solche Kinder zu identifizieren, die aufgrund fehlender individueller Hilfebedürftigkeit 
nicht der elterlichen Bedarfsgemeinschaft angehören. Die angesprochene Unschärfe ist hierbei auf die mit 
Unsicherheit behaftete Ermittlung des zu berücksichtigenden Einkommens und Vermögens zurückzuführen, 
die im Folgeabsatz in groben Zügen dargestellt wird. Die Identifizierung nicht-hilfebedürftiger Kinder wird 
aus Vereinfachungsgründen nur einmalig für das Simulationsjahr 2018 und damit für das Kalenderjahr des 
herangezogenen Mikrozensus vorgenommen. Anders als in der Realität ist im Rahmen des Mikrosimulations-
modells somit in den Folgejahren eine durch eine veränderte Bedarfs- und/oder Einkommenssituation gebo-
tene (Wieder-) Aufnahme eines vormals nicht-hilfebedürftigen Kindes in die elterliche Bedarfsgemeinschaft 
ausgeschlossen. Betroffene (und inzwischen wieder hilfebedürftige) Kinder bilden stattdessen eine aus sich 
selbst bestehende (Ein-Personen-) Bedarfsgemeinschaft. 
 
Zur grundsicherungsrechtlichen Einkommensermittlung wird auf der Einnahmenseite auf die im Zuge der 
Regressionsimputation zugespielten Erwerbs-, Renten- und sonstigen Einnahmen sowie Bezüge der betrieb-
lichen Altersversorgung und auf das (den Kindern zugewiesene) Kindergeld zurückgegriffen. Was die Ausga-
benseite angeht, kommen die ermittelten Steuern vom Einkommen, namentlich die festzusetzende Einkom-
mensteuer sowie der Solidaritätszuschlag, ebenso zum Ansatz wie die ebenfalls ermittelten Sozialversiche-
rungsbeiträge sowie die regressionsanalytisch imputierten Unterhaltszahlungen. Was GKV-Beiträge angeht, 
werden diese zunächst in vollem Umfang abgezogen, und zwar auch dann, wenn ein potentieller Arbeitslo-
sengeld II- bzw. Bürgergeldempfänger freiwillige GKV-Beiträge und damit Beiträge entrichtet, die im Fall ei-
nes Leistungsbezugs entfallen würden. Dieser Wegfall wird erst dann berücksichtigt, wenn tatsächlich eine 
Leistungsinanspruchnahme modelliert wird.191 Im Bereich des SGB XII wird der volle Abzug von freiwilligen 
GKV-Beiträgen (mitsamt der durch sie ausgelösten SPV-Pflichtbeiträge) selbst dann vorgenommen, wenn die 
Differenz zwischen den Einnahmen und den absetzbaren Ausgaben negativ wird. Denn durch diese Vorge-
hensweise erübrigt es sich, Kranken- und Pflegeversicherungsbeiträge in demjenigen Umfang programmier-
technisch als Bedarf zu behandeln, in dem eine Absetzung mangels ausreichend hoher Einnahmen nicht mög-
lich ist. 

                                                           
191  Nicht berücksichtigt wird aus Vereinfachungsgründen der Wegfall des SPV-Beitragszuschlags für Kinderlose im Fall eines Bezugs 

von Arbeitslosengeld II, denn erstens profitiert von diesem Wegfall nur ein Teil der Leistungsbezieher und zweitens handelt es 
sich um vergleichsweise kleine Beträge. 
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Bei der Einkommensermittlung im Bereich der Grundsicherung im Alter und bei Erwerbsminderung wird 
beim Vorliegen von Vermögenseinkünften auch der – mit 26 € im Jahr allerdings sehr niedrige – Freibetrag 
auf Einnahmen aus Kapitalvermögen berücksichtigt, den die Hilfe zum Lebensunterhalt jedoch nicht kennt. 
In beiden genannten Grundsicherungssystemen wird dagegen der im SGB XII vorgesehene Erwerbstätigen-
freibetrag in Abhängigkeit der Höhe der imputierten Erwerbseinnahmen zum Ansatz gebracht – vorausge-
setzt, die betreffende Person verfügt über entsprechende Einnahmen. Analog wird bei der SGB II-Einkom-
mensermittlung der in diesem Rechtskreis verankerte Erwerbstätigenfreibetrag samt Grundfreibetrag be-
rücksichtigt, bei allen volljährigen Bedarfsgemeinschaftsmitgliedern darüber hinaus die Versicherungspau-
schale in Höhe von 30 € (die bei erwerbsfähigen Leistungsberechtigten mit ausreichend hohen Erwerbsein-
nahmen allerdings durch den Grundfreibetrag überschrieben wird) sowie der Freibetrag auf Kapitalerträge. 
Letzterer ist mit 100 € im Jahr zwar auch niedrig, übertrifft jedoch den für die Grundsicherung im Alter und 
bei Erwerbsminderung vorgesehenen deutlich. Auch auf die Umsetzung der Regelung, wonach überschie-
ßendes, also nicht zur Bedarfsdeckung erforderliches Kindergeld als Einkommen des kindergeldberechtigten 
Elternteils zu behandeln ist, wurde angesichts des dafür notwendigen hohen Programmieraufwandes auf der 
einen und angesichts der begrenzten Zahl betroffener Fälle auf der anderen Seite verzichtet. 
Was die Abbildung der Regelungen zur Berücksichtigung von Vermögen angeht, kam aus Gründen aussage-
kräftiger Mikrozensusdaten weder eine direkte metrische Vermögensermittlung noch eine Regressionsimpu-
tation eines metrischen Vermögensaggregats in Betracht, wodurch auch die Behandlung von zu berücksich-
tigendem Vermögen wie Einkommen ausschied. Stattdessen wurde eine stark vereinfachte Vermögensprü-
fung durchgeführt. Dabei wurde für den Gesamthaushalt indikatorgestützt entschieden, ob zu berücksichti-
gendes Vermögen egal welcher Höhe vorhanden ist. Wenn ja, wurde vermögensbedingt ein Grundsiche-
rungsbezug aller Haushaltsmitglieder ausgeschlossen. Verwehrt wurde ein Grundsicherungsbezug grundsätz-
lich dann, wenn mindestens ein Haushaltsmitglied über Einkünfte aus Vermietung und Verpachtung verfügt, 
da hinter diesen Einkünften substantielle Vermögenswerte jenseits der Schonvermögensgrenzen vermutet 
wurden. Auch bei selbstnutzenden Eigentümerhaushalten wurde ein Grundsicherungsbezug prinzipiell aus-
geschlossen, wenn die selbstgenutzte Immobilie die durch die Rechtsprechung vorgegebene Flächennorm 
verletzte. Liegt für mindestens ein Haushaltsmitglied dagegen bereits ein Grundsicherungsbezug vor, wurde 
stets davon ausgegangen, dass bereits eine sachkundige und fehlerfreie Vermögensprüfung durch den zu-
ständigen Grundsicherungsträger mit dem Ergebnis erfolgte, dass kein Vermögen oberhalb der jeweils anzu-
legenden Schonvermögensgrenze vorliegt. Einem modellierten Grundsicherungsanspruch und -bezug stand 
in diesen Fällen von der Vermögensseite nichts entgegen. Bei Haushalten, bei denen nicht bereits auf be-
schriebenem Wege eine Entscheidung hinsichtlich einer Verletzung der Schonvermögensgrenzen herbeige-
führt werden konnte, entschied die Ausführung eines Bernoulli-Zufallsexperiments darüber, ob vermögens-
bedingt ein Grundsicherungsanspruch möglich oder aber ausgeschlossen ist. Der zur Durchführung dieses 
Zufallsexperiments benötigte Parameter, d. h. die Wahrscheinlichkeit für das Vorliegen anzurechnenden Ver-
mögens, wurde – wie in Anhang A.2 beschrieben – aus der EVS abgeleitet und regressionsanalytisch impu-
tiert. Dabei wurden die unterschiedlich restriktiven Schonvermögensregelungen im SGB II und im SGB XII 
ebenso berücksichtigt wie die Anhebung der Schonvermögensgrenzen in beiden Rechtskreisen im Jahr 2023 
sowie die 2023er Anhebung der Flächennormen im Fall von selbstgenutzten Immobilien im SGB II. Die eben-
falls 2023 eingeführten Karenzzeitregelungen im SGB II, wonach innerhalb einer einjährigen Karenzzeit nur 
erhebliches Vermögen berücksichtigt wird und die Größe der selbstgenutzten Immobilie gegenstandslos ist, 
wird dagegen nicht modelliert. 
 
Die Bedarfsseite wird im Modell durch den Regelbedarf, den Mehrbedarf für Alleinerziehende und Bedarfe 
für Unterkunft und Heizung abgebildet. Andere Mehrbedarfskategorien bleiben mangels geeigneter Mikro-
zensus-Angaben dagegen unberücksichtigt. Ebenfalls nicht modelliert werden einmalige Bedarfe sowie Be-
darfe für Bildung und Teilhabe, erstens wiederum aus Gründen fehlender aussagekräftiger Angaben im Mi-
krozensus, zweitens, weil diese Bedarfe mehrheitlich nur unregelmäßig anfallen und drittens, weil es sich 
zumindest für Bildungs- und Teilhabeleistungen um verhältnismäßig kleine Beträge handelt. Wie gesetzlich 
vorgesehen, werden sechs Regelbedarfsstufen unterschieden, die den Mikrozensus-Teilnehmern in 
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Abhängigkeit ihrer Stellung im Haushalt bzw. in der Bedarfsgemeinschaft und in Abhängigkeit ihres Alters 
zugewiesen werden. 
Was Bedarfe für Unterkunft und Heizung angeht, stellt die Prüfung der Angemessenheit der dafür angefalle-
nen Kosten eine besondere datentechnische Herausforderung dar. In Bezug auf die Kosten der Unterkunft 
wäre es wünschenswert, die angegebenen bzw. zugespielten tatsächlichen Kosten mit der jeweiligen kom-
munal festgelegten Angemessenheitsgrenze zu vergleichen. Sind die tatsächlichen Kosten kleiner oder gleich 
der Angemessenheitsgrenze, wären sie als angemessen einzustufen und damit als Bedarf anzusetzen. Im Fall 
des Überschreitens der Angemessenheitsgrenze wäre dagegen im Einzelfall zu prüfen, ob – etwa aufgrund 
besonderer Anforderungen an das Wohnen oder aufgrund der Unwirtschaftlichkeit eines Umzugs – höhere 
Kosten anzuerkennen sind. Konkret würde eine solche Vorgehensweise implizieren, jedem Mikrozensus-Teil-
nehmerhaushalt die für ihn maßgebende Angemessenheitsgrenze zuzuspielen und bei einer Grenzüber-
schreitung eine Einzelfallprüfung dahingehend anzustellen, ob aus Wirtschaftlichkeits- oder Härtefallgründen 
doch eine Anerkennung der Unterkunftskosten möglich bzw. sogar geboten ist. Eine solche Vorgehensweise 
scheitert aber aus mehreren Gründen: 

• Es gibt keine Liste, in der – getrennt nach der Haushaltsgröße – für jede Kommune Deutschlands 
die heranzuziehende Angemessenheitsgrenze vermerkt ist. Eine eigene Erstellung einer solchen Li-
ste wäre mit einem erheblichen Rechercheaufwand verbunden. Abgesehen davon verzichten einige 
Träger auf die Veröffentlichung bzw. Bekanntgabe der in ihrem Zuständigkeitsgebiet maßgebenden 
Angemessenheitsgrenzen. 

• Für die Zuspielung der Angemessenheitsgrenze ist neben der im Mikrozensus ausgewiesenen Haus-
haltsgröße die Kenntnis der Kommune, identifiziert durch den amtlichen Gemeindeschlüssel (AGS), 
erforderlich. Dieses Merkmal ist in den Scientific Use Files (SUF) des Mikrozensus jedoch nicht ver-
fügbar. 

• Für die Einzelfallprüfung sind je nach individueller Bedarfslage spezifische Wohnungs-, Wohnum-
feld- oder Personenmerkmale – etwa zu Behinderungen und der daraus sich ableitenden höheren 
Anforderungen an die Barrierefreiheit der Wohnung – erforderlich, die der Mikrozensus im benö-
tigten Umfang und der benötigten Differenzierung nicht vorhält. Zur Anstellung von Wirtschaftlich-
keitsprüfungen wären darüber hinaus Angaben zu etwaigen Umzugskosten erforderlich. Abgesehen 
davon haben behördliche Entscheidungsträger im Rahmen der Einzelfallprüfung einen gewissen 
Ermessensspielraum. 

Ersatzweise werden im vorliegenden Mikrosimulationsmodell grundsätzlich die um 10% angehobenen wohn-
geldrechtlichen Höchstbeträge und damit Werte als Angemessenheitsgrenze für die Kosten der Unterkunft 
zugrunde gelegt, auf die die Rechtsprechung im Zuge einer Ersatzvornahme bei Unschlüssigkeit eines Kon-
zepts regelmäßig verweist.192 Indem im Mikrosimulationsmodell bei unangemessen hohen Unterkunftsko-
sten annahmegemäß grundsätzlich nur Unterkunftskosten bis zur Höhe des um 10 % angehobenen wohngel-
drechtlichen Höchstbetrags vom Leistungsträger übernommen werden, wird implizit unterstellt, dass die Ko-
stensenkungsfrist bereits verstrichen ist und sich die Betroffenen dafür entschieden haben, in der nicht an-
gemessenen Unterkunft zu bleiben und die nicht anerkannten überschüssigen Kosten selbst zu tragen. Vom 
grundsätzlichen Vorgehen, d. h. dem Rückgriff auf die um 10% angehobenen wohngeldrechtlichen Höchst-
beträge als Angemessenheitsgrenze, wird eine Ausnahme gemacht: Wird bei einem Mikrozensus-Teilnehmer 
bereits ein Grundsicherungsbezug modellmäßig unterstellt und übersteigen nach einer (ebenfalls modellmä-
ßig unterstellten) energetischen Sanierung die sanierungsbedingt angehobenen Unterkunftskosten die An-
gemessenheitsgrenze, findet eine vereinfachte Wirtschaftlichkeitsprüfung statt. Dieser zufolge werden die 
neuen Unterkunftskosten insoweit dauerhaft anerkannt, als sie die Angemessenheitsgrenze zuzüglich der 
sanierungsbedingt eingesparten Heizkosten nicht übersteigen. Dieses „Privileg“ entfällt allerdings beim zwi-
schenzeitlichen Verlassen der Grundsicherung, d. h. für (modellierte) neue Leistungsbezieher werden unab-
hängig davon, ob in der Vergangenheit schon einmal ein Grundsicherungsbezug modellmäßig unterstellt 

                                                           
192  Die grundsätzliche Vorgehensweise zur Zuweisung der wohngeldrechtlichen Höchstbeträge wird in Anhang A.7 erläutert. 
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wurde, stets nur Unterkunftskosten bis maximal in Höhe der um 10% angehobenen wohngeldrechtlichen 
Höchstbeträge anerkannt und übernommen. 
Während bei den Unterkunftskosten eine – wenn auch stark vereinfachte – Angemessenheitsprüfung mo-
delliert wird, werden Heizkosten aus Vereinfachungsgründen ungeachtet ihrer Höhe stets als angemessen 
behandelt und daher annahmegemäß vollumfänglich vom Grundsicherungsträger übernommen. Der Ver-
zicht des Mikrosimulationsmodells auf eine diesbezügliche Prüfung auf Angemessenheit ist insofern vertret-
bar, als Heizkosten auch in der Realität in den meisten Fällen in voller Höhe anerkannt werden. 
Im Modell unberücksichtigt bleiben die diversen Corona-Übergangsregelungen in Bezug auf die Kosten der 
Unterkunft. Gleiches gilt für die 2023 eingeführte Karenzzeitregelung im SGB II und im SGB XII. 

A.7  Wohngeld 
Überblick über die Rechtslage 
Das Wohngeld ist eine gegenüber der Grundsicherung vorrangige haushaltsbezogene Leistungsart, deren 
Transferhöhe von 

• den zu berücksichtigenden Unterkunftskosten, die bei Mietern der Bruttokaltmiete und bei selbst-
nutzenden Eigentümern der Belastung (Kosten für den Kapitaldienst und die Wohnraumbewirt-
schaftung) entsprechen und nach oben durch sogenannte Höchstbeträge gedeckelt sind, 

• der Zahl der zu berücksichtigenden Haushaltsmitglieder und 
• deren (wohngeldrechtlich definiertem) monatlichem Gesamteinkommen 

abhängt. 
Wie bereits ausgeführt, entsprechen die zu berücksichtigenden Unterkunftskosten dem Grundsatz nach den 
tatsächlichen Unterkunftskosten, sind aber nach oben hin durch Höchstbeträge begrenzt. Die Höchstbeträge 
hängen von der Zahl der zu berücksichtigenden Haushaltsmitglieder und der das örtliche Mietenniveau ab-
bildenden Mietenstufe der Wohnortgemeinde ab, wobei es ab 2020 sieben (zuvor waren es sechs) Mieten-
stufen gibt. Um die mit dem Einstieg in die CO2-Bepreisung hervorgerufene Verteuerung von Erdgas und 
Heizöl abzufedern, erhalten Wohngeldhaushalte seit 2021 eine Kompensation zur Entlastung ihrer gestiege-
nen Heizkosten in Gestalt einer allein von der Zahl der zu berücksichtigenden Haushaltsmitglieder abhängi-
gen Heizkostenkomponente, die 2023 deutlich angehoben wurde. Ebenfalls 2023 wurde eine sogenannte 
Klimakomponente eingeführt, die ohne Nachweiserfordernis des energetischen Gebäudezustands gewährt 
wird und sich in einer wiederum allein von der Anzahl zu berücksichtigender Haushaltsmitglieder abhängigen 
Erhöhung der Höchstbeträge manifestiert. Zu beachten ist, dass sich durch die Heizkostenkomponente die 
(gegebenenfalls durch die Höchstbeträge zuzüglich Klimakomponente gedeckelten) zu berücksichtigenden 
Unterkunftskosten stets erhöhen. Die Klimakomponente führt dagegen nur dann zu einem Anstieg der zu 
berücksichtigenden Unterkunftskosten, wenn die tatsächlichen Unterkunftskosten oberhalb des im Einzelfall 
maßgebenden Höchstbetrags (ohne Klimakomponente) liegen. Andernfalls bleibt die Klimakomponente wir-
kungslos. 
Zu den zu berücksichtigenden Haushaltsmitgliedern zählen im Regelfall alle Haushaltsmitglieder. Davon aus-
genommen sind insbesondere Haushaltsmitglieder im Grundsicherungsbezug. Leben vom Wohngeld ausge-
schlossene Haushaltmitglieder mit zu berücksichtigenden Haushaltsmitgliedern in einem gemeinsamen 
Haushalt zusammen, spricht man von einem sogenannten Mischhaushalt. Die zu berücksichtigenden Unter-
kunftskosten des wohngeldrechtlichen Teilhaushalts entsprechen dabei dem Anteil der zu berücksichtigen-
den Haushaltsmitglieder an allen Haushaltsmitgliedern. Auch der Höchstbetrag ist dann nur anteilig zu be-
rücksichtigen. Zu beachten ist in diesem Kontext auch, dass bestimmte Haushalte ganz vom Wohngeld aus-
geschlossen sind, so insbesondere Haushalte, deren Mitgliedern dem Grunde nach BAföG-Leistungen zuste-
hen, konkret also Studierenden-Haushalte. 
Mit den Vorschriften zur Ermittlung des monatlichen Gesamteinkommens versucht der Wohngeldgesetzge-
ber, das verfügbare Einkommen der zu berücksichtigenden Haushaltsmitglieder abzubilden. Das monatliche 
Gesamteinkommen entspricht dem zwölften Teil der Summe der Jahreseinkommen der zu 
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berücksichtigenden Haushaltsmitglieder abzüglich diverser Freibeträge und abzüglich von Aufwendungen zur 
Erfüllung gesetzlicher Unterhaltsverpflichtungen. Das Jahreseinkommen lehnt sich an die sieben Einkunfts-
arten im Einkommensteuerrecht an, schließt darüber hinaus aber auch explizit benannte steuerfreie Einkom-
mensarten und -teile ein. Von besonderer Bedeutung sind dabei steuerfreie, unter dem Progressionsvorbe-
halt stehende Einnahmen wie beispielsweise Arbeitslosen- und Kurzarbeitergeld sowie der steuerfreie Betrag 
von Renten und Versorgungsbezügen. Für geleistete Steuern vom Einkommen und Sozialversicherungsbei-
träge (bzw. ihnen gleich gestellte Beiträge) sieht das Wohngeldgesetz Pauschalabzüge vor, die eine Verringe-
rung der Jahreseinkommen bewirken. Mit der Gewährung von Freibeträgen wird dagegen besonderen Le-
bensumständen wie beispielsweise der Haushaltszugehörigkeit bestimmter Schwerbehinderter oder der Al-
leinerziehung Rechnung getragen, die erfahrungsgemäß höhere Haushaltsausgaben nach sich ziehen. Seit 
2021 gibt es auch einen Freibetrag für zu berücksichtigende Haushaltsmitglieder mit mindestens 33 Jahren 
an Grundrentenzeiten. Liegt das so ermittelte monatliche Gesamteinkommen unterhalb von haushaltsgrö-
ßenabhängigen Mindestbeträgen, gehen nur diese Mindestbeträge in die Wohngeldberechnung ein. 
 
Konkret berechnet sich die Höhe des Wohngeldanspruchs nach folgender Formel: 
 
W = 1,15[M-(a+bM+cY)Y] 
 
mit W:  Wohngeld 

M:  zu berücksichtigende Unterkunftskosten 
Y:   monatliches Gesamteinkommen 
a,b,c: haushaltsgrößenspezifische Parameter 

 
Die Transferhöhe entspricht demnach (und unter Beachtung diverser, hier nicht aufgeführter Rundungsre-
geln) der mit 1,15 multiplizierten Differenz zwischen den zu berücksichtigenden Unterkunftskosten (M) und 
dem anrechenbaren Gesamteinkommen des Haushalts ((a+bM+cY)Y), also desjenigen Teils des (monatlichen) 
Gesamteinkommens (Y), dessen Einsatz zur Deckung der Unterkunftskosten als zumutbar erachtet wird. Auf-
grund der haushaltsgrößenspezifisch vorgegebenen Werte für a, b, c sowie der ebenfalls in Abhängigkeit der 
Zahl zu berücksichtigender Haushaltsmitglieder festgelegten Mindestbeträge für das monatliche Gesamtein-
kommen ist sichergestellt, dass der Wohngeldanspruch die zu berücksichtigenden Unterkunftskosten nicht 
übersteigen kann. 
Durch partielle Differentiation der Wohngeldformel nach den zu berücksichtigenden Unterkunftskosten (M) 
lässt sich zeigen, dass das Wohngeld mit zunehmenden Unterkunftskosten um einen konstanten Betrag an-
steigt, wobei der Steigerungsbetrag umso größer ist, je kleiner das monatliche Gesamteinkommen (Y) ist. Der 
Steigerungsbetrag ist jedoch stets kleiner als der Anstieg der Unterkunftskosten, wodurch es ausgeschlossen 
ist, dass eine Mieterhöhung durch den zusätzlichen Wohngeldanspruch überkompensiert wird. Ursächlich 
hierfür ist der haushaltsgrößenspezifisch vorgegebene Wert für b und der korrespondierende und im Be-
darfsfall in die Wohngeldformel eingehende Mindestbetrag für das monatliche Gesamteinkommen. 
Auf Erhöhungen des monatlichen Gesamteinkommens reagiert das Wohngeld dagegen negativ, d. h. der 
Wohngeldanspruch nimmt ab, und zwar in beschleunigter Art und Weise, bis er schließlich unter eine Ge-
ringfügigkeitsgrenze von 10 € fällt und aus Gründen der Verwaltungsvereinfachung dadurch ganz erlischt. 
Die haushaltsgrößenspezifischen Parameter a, b und c sind so festgelegt, dass sie zusammen mit der haus-
haltsgrößenkorrelierten Heizkosten- und Klimakomponente einen Anstieg des Wohngeldanspruchs mit der 
Zahl zu berücksichtigender Haushaltsmitglieder bewirken. 
Unter sonst gleichen Bedingungen steigt der Wohngeldanspruch also mit der Zahl der zu berücksichtigenden 
Haushaltsmitglieder und mit den zu berücksichtigenden Unterkunftskosten und sinkt mit dem monatlichen 
Gesamteinkommen. 
Auch im Bereich des Wohngelds ist eigenes Vermögen von Bedeutung. Verglichen mit der Grundsicherung 
sind die Vermögensgrenzen jedoch deutlich höher angesetzt. Darüber hinaus wird überschießendes 
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Vermögen (sogenanntes erhebliches Vermögen) nicht wie anzurechnendes Einkommen behandelt, sondern 
führt zu einem Versagen des Wohngeldanspruchs. 
 
Abbildung im Mikrosimulationsmodell 
Als Unterkunftskosten wird bei Mietern die Bruttokaltmiete aus dem Mikrozensus herangezogen, während 
die dazu äquivalente Belastung bei selbstnutzenden Eigentümern aus mit Hilfe der Einkommens- und Ver-
brauchstichprobe (EVS) imputierten Werten (s. Kapitel 2.1.2 im Hauptteil dieses Berichts) ermittelt wurde. 
Konkret werden die Kosten für den Kapitaldienst durch aus der EVS zugespielte Zins- und Tilgungskosten 
abgebildet, während die Wohnraumbewirtschaftungskosten durch einen ebenfalls zugespielten Betrag für 
Grundsteuer sowie durch eine quadratmeterbezogene Pauschale in Höhe von 3 € im Monat zur Deckung der 
Instandhaltungskosten und der übrigen kalten Betriebskosten (ohne Grundsteuer) approximiert werden. 
Um die Unterkunftskosten einzelfallbezogen mit den wohngeldrechtlichen Höchstbeträgen abzugleichen, 
war es erforderlich, jedem Mikrozensus-Haushalt einer Mietenstufe zuzuordnen, da von dieser zusammen 
mit der Zahl zu berücksichtigender Haushaltsmitglieder der im Einzelfall anzusetzende Höchstbetrag abhängt. 
Mietenstufen sind in den Scientific Use Files (SUF) des Mikrozensus 2018 jedoch nicht enthalten und können 
diesem auch nachträglich im Regelfall nicht passgenau zugespielt werden, da die Wohnortgemeinde unbe-
kannt ist und auch anhand der vorliegenden Angaben zum Bundesland und der Gemeindegrößenklasse nicht 
exakt bestimmt werden kann.193 Aufgrund dessen wurden die Mietenstufen auf stochastischem Wege fest-
gelegt, und zwar unter Berücksichtigung der beiden gerade erwähnten Merkmale Bundesland und Gemein-
degrößenklasse sowie darüber hinaus der Miethöhe und der Wohnfläche. 
Als Spenderdatensatz für die Zuweisung der Wahrscheinlichkeiten für das Vorhandensein bestimmter Mie-
tenstufen diente dabei der Originaldatensatz des Mikrozensus, der – anders als die im Projekt verwendeten 
Scientific Use Files (SUF) – die Amtlichen Gemeindeschlüssel (AGS) Wohnortgemeinden der befragten Haus-
halte enthält, so dass in diesem Datensatz eine präzise Feststellung der Mietenstufen und somit für das vor-
liegende Projekt die Ermittlung für die Wahrscheinlichkeit einer bestimmten Mietenstufe abhängig von in 
beiden Datensätzen vorhandenen Hilfsmerkmalen (Bundesland, Gemeindegrößenklasse, Miethöhe und 
Wohnfläche) möglich war. Die Durchführung der Analyse erfolgte durch kontrollierte Datenfernverarbeitung 
beim Forschungsdatenzentrum des Statistischen Bundesamts.  
Bei identischem Bundesland und identischer Gemeindegrößenklasse bekam ein Mikrozensus-Haushalt im 
Projekt (also in den Scientific Use Files (SUF)) mit vergleichsweise hoher Miete dadurch eher eine höhere 
Mietenstufe zugeordnet als ein Mikrozensus-Haushalt mit vergleichsweise niedriger Miete, und zwar unter 
Berücksichtigung der Mietenstufenstruktur innerhalb des betrachteten Bundeslandes und der betrachteten 
Gemeindegrößenklasse. Wie der Höchstbetrag ist auch die Mietenstufe zeitlich nicht stabil. So wurden im 
Zuge der Wohngeldreformen 2020 und 2023 nicht nur die Höchstbeträge angehoben, sondern auch die Mie-
tenstufen neu zugeordnet, wodurch einige Gemeinden ihre Mietenstufe wechselten. Die Abbildung des 
Wechsels von Mietenstufen im Mikrosimulationsmodell erfolgt ebenfalls zufallsgesteuert. Dabei wurde auf 
eigens zu diesem Zweck gebildete Übergangsmatrizen zurückgegriffen, die aus einer Kommunenliste aller 
deutscher Kommunen abgeleitet wurden und die für eine gegebene Kombination aus Bundesland, Gemein-
degrößenklasse und bisheriger Mietenstufe ausweisen, zu welchem Anteil der betreffende Bevölkerungsbe-
stand in seiner bisherigen Mietenstufe verbleibt oder in die anderen Mietenstufen überwechselt. Diese An-
teile wurden als haushaltsbezogene Übergangswahrscheinlichkeiten interpretiert, die wiederum Eingangs-
parameter für ein Zufallsexperiment bildeten, das für jeden Mikrozensus-Haushalt zur Ausführung kam und 
diesem je nach Ausgang des Zufallsexperiments eine neue Mietenstufe zuordnete oder aber die bisherige 
Mietenstufe beibehielt. 

                                                           
193  In Ausnahmen genügen diese beiden Angaben jedoch zur eindeutigen Identifizierung einer Kommune und darüber zur Zuordnung 

der richtigen Mietenstufe, so bei den Stadtstaaten sowie im Fall von Kommunen wie z. B. Frankfurt am Main, die in ihrem Bun-
desland eine Gemeindegrößenklasse als einzige belegen. 



                                                                                                                                                                 

 212 

Was die Ermittlung des für die Wohngeldhöhe maßgebenden wohngeldrechtlichen Gesamteinkommens an-
geht, werden wie im Fall der Grundsicherung die vier regressionsanalytisch imputierten Einnahmenarten (Er-
werbs-, Renten- und sonstigen Einnahmen sowie Bezüge der betrieblichen Altersversorgung) herangezogen. 
Die sonstigen Einnahmen werden jedoch nur anteilig angesetzt, um dem Umstand Rechnung zu tragen, dass 
der Kreis grundsicherungsrechtlich anzurechnender steuerfreier Einnahmen größer als im Wohngeldrecht ist. 
Der angesetzte Anteil (57%) wurde dabei in der EVS abgeleitet, indem dort ermittelt wurde, zu welchem 
Anteil die Restkategorie der sonstigen Einnahmen im Durchschnitt wohngeldrechtlich anzusetzende Beträge 
beinhaltet. Ein weiterer Unterschied zur grundsicherungsrechtlichen Einkommensermittlung bestand in der 
Notwendigkeit des Werbungskostenabzugs im Wohngeld. Mangels geeigneter Mikrozensus-Angaben kamen 
ersatzweise die Werbungskostenpauschalen des Einkommensteuerrechts, konkret der Arbeitnehmer-
Pauschbetrag sowie der Pauschbetrag für Renten, zum Abzug. Nach Abzug der wohngeldrechtlich vorgese-
henen Pauschalabzüge für geleistete Steuern vom Einkommen und Sozialversicherungsbeiträge (bzw. ihnen 
gleich gestellte Beiträge), wofür auf die zugewiesenen Steuern vom Einkommen und Sozialversicherungsbei-
träge zurückgegriffen wurde, lag für jeden Mikrozensus-Teilnehmer ein Näherungswert für sein Jahresein-
kommen vor. Zur Abbildung der wohngeldrechtlichen Freibeträge standen bis auf denjenigen für Opfer der 
nationalsozialistischen Verfolgung und ihnen gleichgestellte Haushaltsmitglieder geeignete Mikrozensus-An-
gaben zur Verfügung, um hinreichend genau die Voraussetzungen zum Ansatz der Freibeträge zu prüfen. 
Ebenfalls abgezogen wurden Unterhaltszahlungen, sofern entsprechende Beträge wie in Anhang A.2 be-
schrieben imputiert wurden. 
Auf eine Prüfung, ob erhebliches Vermögen im wohngeldrechtlichen Sinne vorhanden und deshalb ein 
Wohngeldanspruch zu versagen ist, wird mangels einschlägiger Mikrozensus-Daten verzichtet. In letzter Kon-
sequenz geht der Verzicht auf eine Vermögensprüfung mit der Annahme einher, dass kein erhebliches Ver-
mögen vorliegt. Angesichts der großzügigen Vermögensregelung im Bereich des Wohngeldes dürfte diese 
Annahme jedoch in den meisten Fällen, in denen sich mittels der Wohngeldformel ein positiver Wohngeldan-
spruch berechnen lässt, erfüllt sein. 

A.8  Kinderzuschlag 
Überblick über die Rechtslage 
Ziel und Zweck des in § 6a BKGG geregelten Kinderzuschlags bestehen darin zu verhindern, dass Eltern allein 
wegen der Unterhaltsbelastung durch ihre haushaltszugehörigen Kinder in die Grundsicherung für Arbeitsu-
chende bzw. ins Bürgergeld abrutschen. Durch den Kinderzuschlag soll somit Hilfebedürftigkeit im Sinne des 
SGB II vermieden werden, woraus die Vorrangigkeit des Kinderzuschlags vor der Grundsicherung folgt. Kon-
kret richtet sich der Kinderzuschlag an Bedarfsgemeinschaften mit mindestens einem unter 25 Jahre alten 
Kind, für das ein Anspruch auf Kindergeld besteht, sofern die Eltern die Mindesteinkommensgrenze in Höhe 
von 900 € (bei Alleinerziehenden 600 €) einhalten. Bis zum Jahr 2019 durften die Eltern auch eine inzwischen 
entfallene Höchsteinkommensgrenze nicht überschreiten, die sich aus der Addition von elterlichem Bedarf 
(sogenannte Bemessungsgrenze194) und dem durch zu berücksichtigendes Kindereinkommen geminderten 
Gesamtkinderzuschlag195 ergibt und somit individuell festgelegt wurde. Schlussendlich muss gewährleistet 
sein, dass der errechnete Kinderzuschlag zusammen mit anderem Einkommen und/oder Vermögen und et-
waigem Wohngeld die Hilfebedürftigkeit der Bedarfsgemeinschaft beseitigt, wobei seit 2020 der Kinderzu-
schlag auch dann beantragt werden kann, wenn mit Kinderzuschlag maximal 100 € zur Beseitigung der Hilfe-
bedürftigkeit fehlen und wenn darüber hinaus das Elterneinkommen zumindest zum Teil aus Erwerbstätig-
keit stammt. Der errechnete Kinderzuschlag ist dabei nicht notwendigerweise mit dem erwähnten 

                                                           
194  Die Bemessungsgrenze umfasst Regel-, etwaige Mehrbedarfe sowie anteilige tatsächliche (nicht notwendigerweise angemes-

sene) Kosten der Unterkunft und Heizung. 
195  Der Gesamtkinderzuschlag setzt sich aus der Summe der Einzelkinderzuschläge zusammen. Letztere liegen aktuell bei 250 € je 

Kind und Monat und reduzieren sich durch zu berücksichtigendes Einkommen und Vermögen des jeweiligen Kindes, wobei Wohn-
geld und Kindergeld außer Betracht bleiben und ab 1. Juli 2019 nur eine Teilanrechnung des zu berücksichtigendes Einkommens 
und Vermögens erfolgt. 
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Gesamtkinderzuschlag identisch. Denn übersteigt das zu berücksichtigende Einkommen (und Vermögen) der 
Eltern die Bemessungsgrenze, wird der Gesamtkinderzuschlag weiter gemindert, und zwar in Höhe des über-
steigenden Einkommens, es sei denn, dieses ist Erwerbseinkommen, denn dann wird das übersteigende Ein-
kommen nur anteilig auf den Gesamtkinderzuschlag angerechnet. 
 
Abbildung im Mikrosimulationsmodell 
Durch die in Anhang A.6 beschriebene Prüfung und Berechnung von Ansprüchen auf die Grundsicherung für 
Arbeit bzw. das Bürgergeld liegen alle Voraussetzungen vor, um auch Ansprüche auf Kinderzuschlag zu prüfen 
bzw. die konkrete Leistungshöhe zu berechnen. An dieser Stelle genügt daher der ergänzende Hinweis, dass 
ein Anspruch auf Kinderzuschlag in all denjenigen Fällen vermögensbedingt versagt wird, in denen dies auch 
im Bereich der Grundsicherung der Fall ist. 

A.9  Zuschüsse zu den Kranken- und Pflegeversicherungsbeiträgen nach § 26 SGB II 
Überblick über die Rechtslage 
Unter bestimmten Voraussetzungen leistet die Bundesagentur bzw. der zugelassene kommunale Träger Zu-
schüsse zu den Kranken- und Pflegeversicherungsbeiträgen nach § 26 SGB II. Hierbei kann es sich zum einen 
um Leistungen für Bezieher der Grundsicherung für Arbeitsuchende bzw. ab 2023 des Bürgergeldes handeln 
(vgl. auch Fußnote 185), zum anderen aber auch um Leistungen zur Vermeidung von Hilfebedürftigkeit im 
Sinne des SGB II. Denn wenn allein durch die Beitragszahlung (und ohne Zuschuss) Hilfebedürftig entstehen 
würde, wird unter bestimmten Voraussetzungen ein Zuschuss genau in der Höhe geleistet, der Hilfebedürf-
tigkeit gerade vermeidet. Insoweit Zuschüsse nach § 26 SGB II somit nicht bei Hilfebedürftigkeit, sondern 
ganz im Gegenteil zu deren Vermeidung gezahlt werden, sind sie zu den Leistungen der Grundsicherung für 
Arbeitsuchende bzw. des Bürgergeldes vorrangig. Nur um diese Art von Zuschüssen geht es im Folgenden. 
Zu beachten ist, dass Pflichtbeiträge zur GKV und SPV nur dann nach § 26 SGB II bezuschusst werden, soweit 
diese nicht im Zuge der Einkommensermittlung abgesetzt werden. Aufgrund dessen kommt eine Bezuschus-
sung nach § 26 SGB II faktisch nur für freiwillige GKV-Beiträge (und für die dadurch ausgelösten Pflichtbei-
träge zur SPV) sowie für Beiträge an private Kranken- und Pflegepflichtversicherungen infrage. 
 
Abbildung im Mikrosimulationsmodell 
Aufgrund der vorrangigen Einkommensabsetzung für Beiträge zur gesetzlichen Pflichtversicherung und der 
Ausblendung der privaten Krankenversicherung im Mikrosimulationsmodell kommen Zuschüsse nach § 26 
SGB II zur Vermeidung der Hilfebedürftigkeit nur für Mikrozensus-Teilnehmer in Betracht, für die – wie in 
Anhang A.4 beschrieben – eine freiwillige GKV-Versicherung modelliert wird. Denn für alle über ein Arbeits-
verhältnis pflichtversicherten Arbeitnehmer sind die Bruttoerwerbseinnahmen stets so hoch, dass eine voll-
ständige Absetzung der GKV- und SPV-Beiträge möglich ist. Da (vorrangige) Zuschüsse nach § 26 SGB II nur in 
Höhe des zur Vermeidung von Hilfebedürftigkeit erforderlichen Betrags geleistet werden, kann die Frage 
nach dem Vorliegen entsprechender Ansprüche einschließlich der Anspruchshöhe nur in der Gesamtbetrach-
tung mit anderen Transferleistungen (hier: Grundsicherungsleistungen, Wohngeld und Kinderzuschlag) be-
antwortet werden. 

A.10  Berechnung der Ansprüche auf Grundsicherung bzw. vorrangige Leistungen 
Überblick über die Rechtslage 
Wie bereits in Kapitel 1.5.2 im Hauptteil dieses Berichts ausgeführt, bestehen Ansprüche auf Grundsiche-
rungsleistungen nur dann, wenn der Lebensunterhalt nicht oder nicht ausreichend aus anderen Quellen be-
stritten werden kann, konkret aus eigenem zu berücksichtigenden Einkommen oder Vermögen, aus Leistun-
gen anderer Personen (z.B. Angehöriger) oder aber durch andere – vorrangige – Sozialleistungen wie insbe-
sondere Wohngeld und Kinderzuschlag. Bevor ein Grundsicherungsträger somit Leistungen bewilligt, wird er 
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– gerade bei Antragstellern mit eigenem Einkommen und Vermögen – immer zuerst prüfen (lassen), ob aus-
reichend hohe Ansprüche auf vorrangige Sozialleistungen bestehen. Nur wenn Letzteres zu verneinen ist, 
werden Grundsicherungsleistungen bewilligt, also je nach den Voraussetzungen Grundsicherung für Arbeit-
suchende bzw. Bürgergeld, Grundsicherung im Alter und bei Erwerbsminderung oder Hilfe zum Lebensun-
terhalt. Wenn also die Lücke zwischen dem grundsicherungsrechtlichen Bedarf und den zur Deckung erfor-
derlichen Mitteln beispielsweise durch Wohngeld zwar nicht geschlossen, aber doch verkleinert werden 
könnte, steuert die Grundsicherung nicht die restlichen Mittel zur Schließung der auch nach Wohngeld ver-
bleibenden Lücke bei. Stattdessen ersetzt die Grundsicherung quasi die Wohngeldmittel und stellt einen 
Transfer in einer Höhe zur Verfügung, so dass ohne Wohngeld die Deckungslücke geschlossen werden kann. 
Das Nachrangprinzip ist dabei dahingehend streng, dass grundsätzlich kein Anspruch auf Grundsicherungs-
leistungen besteht, wenn sich Hilfebedürftigkeit durch Wohngeld, Kinderzuschlag und Zuschüsse nach § 26 
SGB II beseitigen lässt. Umgekehrt ist es jedoch unter bestimmten Voraussetzungen möglich, die aufgeführ-
ten vorrangigen Leistungen auch dann zu beziehen, wenn sich dadurch Hilfebedürftigkeit nicht vollständig 
beseitigen lässt. So haben Familien auch dann einen Zugang zum Kinderzuschlag, wenn ihnen – ggf. mit 
Wohngeld – höchstens 100 Euro fehlen, um Hilfebedürftigkeit nach dem SGB II zu vermeiden. 
 
Abbildung im Mikrosimulationsmodell 
Aus programmiertechnischen Gründen werden – anders als in der Realität – für alle Haushalte bzw. deren 
Mitglieder zunächst einmal „vorläufige“ Ansprüche auf die betrachteten Grundsicherungs- und vorrangigen 
Leistungen berechnet (wobei diese Ansprüche gegebenenfalls auch 0 Euro betragen können) und gegenüber-
gestellt. Die höheren vorläufigen Ansprüche setzen sich dabei annahmegemäß stets durch und werden da-
durch zu „finalen“ Ansprüchen, über deren Realisierung das nachgelagerte Inanspruchnahmemodell ent-
scheidet (vgl. Kapitel 2.5 im Hauptteil dieses Berichts). 
Das Nachrangprinzip lässt sich für Ein-, aber im Regelfall auch für Mehrpersonenhaushalte im Mikrosimulati-
onsmodell leicht umsetzen: Sind die „vorläufigen“ Ansprüche auf vorrangige Leistungen, also auf Wohngeld, 
Kinderzuschlag und Zuschüsse nach § 26 SGB II zusammengenommen, mindestens so groß wie die „vorläufi-
gen“ Ansprüche auf Grundsicherungsleistungen, setzen sich Erstere durch und werden zu „finalen“ Ansprü-
chen. Im umgekehrten Fall bleiben dagegen die Ansprüche auf Grundsicherungsleistungen bestehen. 
Schwieriger umzusetzen wird der beschriebene Abwägungsprozess jedoch dann, wenn sich in einem Mehr-
personenhaushalt die unterschiedlichen Zielgruppenabgrenzungen der Transfersysteme darin äußern, dass 
die Besetzungen der Zielgruppen je nach Transfersystem unterschiedlich sind. Beispielsweise teilt sich ein 
Dreipersonenhaushalt, bestehend aus einem Ehepaar mit mindestens einem erwerbsfähigen Ehepartner und 
einem ebenfalls erwerbsfähigen 25-jährigen Kind, im Falle des Bezugs von Grundsicherung für Arbeitsu-
chende bzw. von Bürgergeld in zwei eigenständige Bedarfsgemeinschaften auf, während bei einem gemein-
samen Gang zur Wohngeldstelle in der Realität für den Gesamthaushalt Wohngeldansprüche geprüft werden 
würden. Erschwerend kommt hinzu, dass die Zielgruppenzuordnung innerhalb eines Mehrpersonenhaushalts 
nicht unveränderbar bzw. zeitstabil, sondern unter Umständen auch volatil ist. Prominentes Beispiel sind 
unter 25-jährige unverheiratete und partnerlose Kinder im Haushalt ihrer Eltern: Sind diese Kinder mangels 
ausreichenden eigenen Einkommens (und Vermögens) für sich genommen hilfebedürftig, bilden sie zusam-
men mit ihren Eltern eine gemeinsame Bedarfsgemeinschaft, andernfalls sind sie nicht Teil der Bedarfsge-
meinschaft ihrer Eltern (vgl. Anhang A.6 „Überblick über die Rechtslage“). Bewegen sich solche Kinder nun 
„am Rande der Hilfebedürftigkeit“, kann der Fall eintreten, dass bereits bei geringfügigen Veränderungen der 
Bedarfssituation (z.B. des sich jährlich ändernden Regelbedarfs) oder der Einkommensverhältnisse ein Kind 
in einem Simulationsjahr hilfebedürftig und damit Teil der elterlichen Bedarfsgemeinschaft ist, im Folgejahr 
jedoch mangels eigener Hilfebedürftigkeit nicht der elterlichen Bedarfsgemeinschaft angehört, um im dritten 
Simulationsjahr bei dann wieder gegebener eigener Hilfebedürftigkeit erneut in die elterliche Bedarfsge-
meinschaft hineinzurutschen. Das Zulassen eines solchen „Hin- und Herspringens“ von Kindern im Mikrosi-
mulationsmodell würde jedoch einen großen programmiertechnischen Aufwand bedeuten, der in einem 
deutlichen Missverhältnis zum daraus entstehenden Nutzen stünde, denn schließlich bewegt sich die Zahl 
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von Kindern, die dank eigener Mittel die Hilfebedürftigkeit überwinden können, in einer quantitativ vernach-
lässigbaren Größenordnung. 
Die Ermittlung der „finalen“ Ansprüche auf Sozialleistungen im Mikrosimulationsmodell erfolgte daher in 
vereinfachter Weise in mehreren Schritten, wobei die ersten beiden Schritte vorbereitender Natur waren 
und deshalb nur einmalig stattfanden. 
Im ersten Schritt wurden zunächst einmal Haushalte identifiziert, die sich ausschließlich aus solchen Auszu-
bildenden (mehrheitlich Studierenden) zusammensetzen, deren Ausbildung im Rahmen des Berufsausbil-
dungsförderungsgesetzes (BAföG) dem Grunde nach förderungsfähig sind und die nicht mehr bei ihren Eltern 
wohnen. Denn Mitglieder solcher Haushalte haben weder einen Anspruch auf Grundsicherungsleistungen 
noch auf Wohngeld, Kinderzuschlag oder Zuschüssen nach § 26 SGB II und werden daher im Mikrosimulati-
onsmodell bei der Berechnung „vorläufiger“ bzw. „finaler“ Ansprüche nicht weiter berücksichtigt. In diesem 
Kontext sei darauf hingewiesen, dass Ansprüche auf BAföG im Mikrosimulationsmodell nicht berechnet wer-
den. 
In allen anderen Haushalten wurden im zweiten Schritt sogenannte Anspruchsgruppen gebildet. Darunter 
werden im vorliegenden Modellkontext Gruppen von Haushaltsmitgliedern verstanden, die im Hinblick auf 
die grundsicherungsrechtliche Anspruchsprüfung und -berechnung gemeinsam zu betrachten sind. An-
spruchsgruppen sind somit Bedarfsgemeinschaften nach dem SGB II oder Einstands- bzw. Einsatzgemein-
schaften nach dem SGB XII und häufig, aber nicht notwendigerweise identisch mit dem Gesamthaushalt196. 
Ein Gegenbeispiel ist der oben erwähnte Dreipersonenhaushalt eines Ehepaares mit mindestens einem er-
werbsfähigen Ehepartner und einem ebenfalls erwerbsfähigen 25-jährigen Kind, denn in diesem Fall besteht 
der Haushalt aus zwei Bedarfsgemeinschaften. Ist das Kind dagegen jünger, wird für das Simulationsjahr 2018 
überprüft, ob das Kind individuell hilfebedürftig ist. Ist die Frage zu verneinen, bildet das Kind eine eigene 
Bedarfsgemeinschaft, und zwar nicht nur im Simulationsjahr, sondern dauerhaft, und zwar auch dann und 
entgegen der Realität, wenn das Kind in einem späteres Simulationsjahr wieder in die Hilfebedürftigkeit ab-
rutschen sollte. Zu beachten ist, dass jedes Haushaltsmitglied nicht mehr als einer Anspruchsgruppe angehö-
ren kann, dass gleichzeitig jedoch nicht jedes Haushaltsmitglied zwingend Mitglied einer Anspruchsgruppe 
ist. Letzteren gilt für die oben erwähnten Auszubildenden, sofern sie zwar in einem Mehrpersonenhaushalt 
mit mindestens einer Anspruchsgruppe leben, jedoch nicht selbst dieser Anspruchsgruppe angehören (kön-
nen). 
Im dritten Schritt werden in jedem Simulationsjahr vorläufige (gegebenenfalls 0 Euro betragende) Ansprüche 
auf die drei vorrangigen Leistungen Wohngeld, Kinderzuschlag und Zuschüsse nach § 26 SGB II berechnet, 
und zwar vom Grundsatz her für jede Anspruchsgruppe197, aber auch für den Gesamthaushalt. 
Analog zum dritten Schritt werden im vierten Schritt für jedes Simulationsjahr vorläufige Grundsicherungs-
ansprüche für Bedarfs- und Einstands- bzw. Einsatzgemeinschaften berechnet. Dabei kommt im SGB II die 
(horizontal angelegte) Bedarfsanteilsmethode und im SGB XII ein vertikal ausgerichteter Berechnungsansatz 
zur Anwendung (vgl. Anhang A.6 „Überblick über die Rechtslage“). 
Im fünften Schritt werden auf Haushaltsebene die vorläufig berechneten vorrangigen Ansprüche auf Wohn-
geld und Kinderzuschlag den ebenfalls vorläufigen Grundsicherungsansprüchen aller Haushaltsmitglieder ge-
genübergestellt. Sind die (haushaltsbezogenen) vorläufigen Ansprüche auf Wohngeld und Kinderzuschlag 
mindestens so groß wie die aufsummierten vorläufigen Grundsicherungsansprüche, setzen sich die Ansprü-
che auf die genannten vorrangigen Leistungen durch und werden somit zu finalen Ansprüchen – mit der 
Konsequenz, dass im betrachteten Haushalt keinerlei Grundsicherungsansprüche bestehen. Im anderen Fall 

                                                           
196  Allerdings lässt sich jeder Haushalt eindeutig in Anspruchsgruppen aufteilen, die – im Falle einer Hilfebedürftigkeit – den entspre-

chenden Bedarfsgemeinschaften bzw. Einstandsgemeinschaften gemäß SGB II bzw. SGB XII entsprechen. 
197  Vorläufige Ansprüche auf Kinderzuschlag und Zuschüsse nach § 26 SGB II werden nur für Bedarfsgemeinschaften als Anspruchs-

gruppen berechnet, denn nur diese kommen hierfür infrage. Um haushaltsbezogene Ansprüche zu bestimmen, wurden die be-
darfsgemeinschaftsspezifischen Ansprüche über alle Bedarfsgemeinschaften im Haushalt aufsummiert. Dagegen sind die vorläu-
figen Wohngeldansprüche des Haushalts als Ganzes zumeist nicht mit der Summe der Einzelansprüche der Anspruchsgruppen 
identisch. 
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setzen sich die Grundsicherungsansprüche unter der Voraussetzung durch, dass dem Haushalt nur eine ein-
zige Anspruchsgruppe angehört. Bei  der Haushaltszugehörigkeit von mehr als einer Anspruchsgruppe verla-
gert sich die Gegenüberstellung von vorläufigen Grundsicherungsansprüchen und vorläufigen Ansprüchen 
auf Wohngeld und Kinderzuschlag dagegen auf die Ebene der Anspruchsgruppen, so dass beispielsweise der 
Fall eintreten kann, dass die eine Anspruchsgruppe im Haushalt finale Grundsicherungsansprüche, die andere 
dagegen finale Ansprüche auf vorrangige Leistungen hat. 
Der beschriebene fünfte Schritt gilt für den Standardfall des Fehlens von Ansprüchen auf Zuschüsse nach § 26 
SGB II.198 Andernfalls verkompliziert er sich dahingehend, dass in Situationen, in denen auf Haushaltsebene 
die vorläufigen Ansprüche auf Grundsicherungsansprüche diejenigen auf Wohngeld und Kinderzuschlag 
übersteigen, zusätzlich geprüft wird, ob die Lücke durch eben diese Zuschüsse nach § 26 SGB II geschlossen 
werden kann. Dann nämlich setzen sich dennoch die vorläufigen Ansprüche auf vorrangige Leistungen durch, 
zu denen jetzt auch die erwähnten Zuschüsse hinzukommen – und zwar in genau der Höhe, in der die Hilfe-
bedürftigkeit gerade beseitigt werden kann. 

                                                           
198  Diese Zuschüsse kann es im Modell nur geben, wenn dem Haushalt freiwillig in der GKV versicherte Personen angehören, was 

zumeist nicht der Fall ist (vgl. Anhang A.9 ). 
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: Modellparameter und Kostenansätze 
B.1  Energiepreise  
Die im Projekt verwendeten Ansätze für die Basis-Energiepreise der jeweiligen Heizenergieträger sind in Ta-
belle 9 dokumentiert. 
 

 
Tabelle 9:  Modellansätze für die Basis-Energiepreise der jeweiligen Heizenergieträger (inklusive Mehr-

wertsteuer, ohne erhöhte CO2-Bepreisung ab 2024, bei Brennstoffen bezogen auf den Heiz-
wert) 

 
Die Energiepreise der Heizenergieträger orientieren sich für das Jahr 2018, also das Startjahr der Simulatio-
nen, an den Angaben in [BMWK 2022]. Separate Ansätze für Sonderstromtarife, die insbesondere bei Nacht-
stromspeicherheizungen und gegebenenfalls bei Wärmepumpen vorliegen können, sind in dieser Quelle und 
im Modell nicht berücksichtigt. 
Für die Folgejahre wurden die Preise mit dem vom Statistischen Bundesamt veröffentlichten Preisindex für 
Erzeugerpreise fortgeschrieben, der für verschiedene Energieträger differenziert ausgewiesen wird [Destatis 
Erzeugerpreis 2023]. Insbesondere wurde hier bei Erdgas und Strom der jeweilige Preisindex mit dem Hin-
weis „bei Abgabe an Haushalte“ herangezogen. Gegenüber den Verbraucherpreisindizes ist zu beachten, dass 
die Mehrwertsteuer in den Erzeugerpreisen nicht enthalten ist, so dass die kurzfristige Absenkung 2022 (ins-
besondere beim Erdgas) gesondert zu berücksichtigen war. 
Das Preisniveau ab 2024 wurde 10 % (bei Erdgas: 25 %) über den Werten von 2021 (vor dem starken Preis-
anstieg 2022) angenommen. Aufgrund der erheblichen Unsicherheiten über die tatsächliche zukünftige Preis-
entwicklung wurden im Rahmen der Parametervariationen in Kapitel 3.4.2 auch Varianten mit deutlich hö-
heren Preisen beim Energieträger Holz (0,093 €/kWh) und niedrigeren Preisen bei der elektrischen Energie 
(0,301 €/kWh) untersucht. 
Für die Modellierung der verhaltensbedingten Energieeinsparungen der Haushalte angesichts schwankender 
Energiepreise gilt die folgende Annahme über den funktionalen Zusammenhang der relativen Änderung des 
Energieverbrauchs dE/E und der relativen Energiepreisdifferenz dp/p: 
 
dE/E = e x dp/p 
mit: 
dE: Änderung des Energieverbrauchs gegenüber einem Referenzjahr199 
E: Energieverbrauch im Referenzjahr 
dp: Änderung des Energiepreises gegenüber dem Referenzjahr 

                                                           
199  Als Referenzjahr wird hier das Startjahr der Simulationen (2018) herangezogen. Energieeinsparungen gegenüber dem Referenz-

jahr werden in negativen Werten von dE ausgedrückt. 

Energiepreise der Heizenergieträger (inkl. MwSt) in €/kWh
Fernwärme Erdgas Heizöl Strom Holz

2018 0,084 0,072 0,069 0,300 0,070
2019 0,088 0,074 0,068 0,309 0,068
2020 0,088 0,076 0,047 0,329 0,061
2021 0,088 0,078 0,072 0,334 0,061
2022 0,116 0,135 0,131 0,377 0,120
2023 0,116 0,125 0,092 0,377 0,084

ab 2024 0,096 0,098 0,079 0,367 0,067
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p: Energiepreis im Referenzjahr 
e: Preiselastizität (dimensionslose Konstante, negativer Wert) 
 
Die Annahme einer konstanten Preiselastizität ist als ein üblicher, allerdings stark vereinfachender Model-
lansatz anzusehen. Insbesondere bestehen bei der anzunehmenden Höhe der Preiselastizität erhebliche Un-
sicherheiten (vgl. [Neuhoff 2022a]). Im Kontext des Energiepreisanstiegs 2022 werden in verschiedenen Un-
tersuchungen Anhaltswerte in der Nähe von -0,2 genannt (vgl. Angaben im Bereich von ca. -0,16 bis -0,24 in 
[Kalkuhl 2022, Neuhoff 2022b]). Im vorliegenden Projekt wurde vor diesem Hintergrund der Wert e = - 0,15 
angenommen, der ebenfalls in diese Größenordnung, aber absolut gesehen in den unteren Bereich fällt. 
Eine weitere Vereinfachung liegt darin, dass im Projekt die Energiepreise als verbrauchsabhängige Arbeits-
preise interpretiert werden, d. h. der insbesondere bei leitungsgebundenen Energieträgern auftretende ver-
brauchsunabhängige Anteil in Form eines Grundpreises wird gegenüber dem (als dominierend angenomme-
nen) Arbeitspreis vernachlässigt. Es wird hier davon ausgegangen, dass diese Vereinfachung gegenüber den 
generellen Unsicherheiten insbesondere über die zukünftige Höhe des Energiepreises nicht stark ins Gewicht 
fällt. Darüber hinaus ist es auch in der Realität fraglich und daher Gegenstand von Untersuchungen, ob den 
Verbrauchern überhaupt die tatsächliche Höhe und Rolle des Arbeitspreises bekannt ist und sich das Ener-
gieverbrauchsverhalten nicht womöglich eher an mittleren Preisen orientiert (vgl. [Ito 2012]). Dies könnte 
womöglich auch für das Entscheidungsverhalten bezüglich energetischer Modernisierungen gelten. 
Neben einer konstanten Preiselastizität wird im Modell auch davon ausgegangen, dass selbst bei sehr starken 
Preisschwankungen keine beliebig hohen Verbrauchsanpassungen erfolgen (etwa weil die Betroffenen wo-
möglich ein Mindestniveau der Beheizung auf jeden Fall aufrechterhalten). Im Modell wird als Ad-Hoc-Ansatz 
eine Obergrenze für die realisierten Energieeinsparungen bei 30 % des Heizenergieverbrauchs angenom-
men200. 
In den Szenarienanalysen ab 2024 wird der kurzfristige Effekt der Energiepreisänderungen auf das Verbrau-
cherverhalten für eine bessere Vergleichbarkeit der Szenarieneffekte nicht berücksichtigt (e = 0), in Kapitel 
3.4.2 wird demgegenüber in Variante PV13 auch das Ergebnis mit Berücksichtigung der Preiselastizität un-
tersucht. 

B.2  Ansätze für die Energie- und Treibhausgasbilanzierung  
Im Projekt wird ein Heizperioden- bzw. Jahres-Bilanzverfahren für die Bestimmung des Energieverbrauchs 
und der Treibhausgasminderungen verwendet. Das Verfahren lehnt sich an bestehende Modellansätze an, 
die bereits in verschiedenen Szenarienanalysen zur Anwendung kamen, siehe hierzu Kapitel 2.2. Um – wie 
dort beschrieben – den Effekt höherer mittlerer Innentemperaturen in besser gedämmten Gebäuden zu be-
rücksichtigen, wird die Gradtagzahl zwischen 60 kKh/a und 75 kKh/a linear interpoliert. Der untere Wert gilt 
für schlechter gedämmte Gebäude (mit wohnflächenbezogenen Transmissionswärmeverlusten bis 3 
W/m²K), der oberer Wert für gut gedämmte Gebäude ab 0,5 W/m²K. Davon unabhängig wird angenommen, 
dass in Gebäuden mit raumweiser Beheizung (Ofenheizung oder elektrische (Nachtspeicher-)Heizung) auf-
grund eines sparsameren Heizverhaltens der Bewohner der Heizwärmebedarf um 20 % niedriger liegt als bei 
zentraler bzw. wohnungsweiser Beheizung. 

                                                           
200  Die Energieverbrauchsänderung wird in den Modellrechnungen realisiert, indem ein dem Haushalt zugewiesener und für alle 

Simulationsjahre gültiger individueller Korrekturfaktor, der durch Multiplikation mit dem theoretisch berechneten Energiever-
brauch individuellen Verbrauchsunterschieden Rechnung trägt, zusätzlich mit dem für das Untersuchungsjahr ermittelten Faktor 
(1+dE/E) multipliziert wird. Die genannte prozentuale Grenze von 30 % wird dadurch eingehalten, dass dieser zusätzliche Faktor 
den Wert 0,7 nicht unterschreiten darf. Im Fall von Preissenkungen gilt eine entsprechende Obergrenze im Modell, d. h. ein Wert 
von 1,3 kann annahmegemäß nicht überschritten werden. 
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Die im Modell angenommenen ursprünglichen Wärmedurchgangskoeffizienten (ohne nachträgliche Moder-
nisierung201) sind in Tabelle 10 abhängig vom Gebäudetyp, d. h. Ein-/Zweifamilienhaus (EZFH) bzw. Mehrfa-
milienhaus (MFH), und vom Gebäudebaualter dokumentiert. 
 

  
Tabelle 10:  Wärmedurchgangskoeffizienten der Gebäudebauteile im Ursprungszustand (ohne nachträg-

liche energetische Modernisierung) 
 
Die Angaben entsprechen in den Baujahren bis 2008 den Ansätzen früherer Modellanalysen [Diefenbach et 
al. 2015], für den Neubau ab 2009 (bis zum Basisjahr 2018) wurden überschlägig mittlere U-Werte aus dem 
Monitoring der KfW-Neubauförderung von 2011 angesetzt (s. [Diefenbach / Clausnitzer et al. 2007-2018]) – 
mit leichten Zuschlägen aufgrund der Annahme, dass in den vergangenen Jahren zwar ein großer Teil der 
Neubauten aber nicht alle gemäß KfW-Effizienzhausstandards errichtet wurden (vgl. [Cischinsky / Diefenbach 
2018, Kapitel 3.4.2]. Mit der letzten KfW-Monitoringuntersuchung aus [Diefenbach / Clausnitzer et al. 2007-
2018] für das Jahr 2017 wurden entsprechende Auswertungen für die Neubauten der Jahre 2018-2023 durch-
geführt, die im Rahmen des dynamischen Modellansatzes berücksichtigt wurden202.  
Bei einer energetischen Modernisierung der Gebäudehülle werden die weiter unten in Tabelle 11 genannten 
U-Werte angenommen, wobei Stufe 2 das angenommene Standardniveau für die Modernisierung von Ge-
bäuden mit Baujahr bis 1994 darstellt, während Stufe 1 in Fällen von Restriktionen (Innendämmung / reine 
Kerndämmung) zur Anwendung kommt. Stufe 3 wird generell für die Modernisierung bei jüngeren Baujahren 
ab 1995 angesetzt (Näheres s. Anhang B.3 ). 
Bei der Modellierung der Modernisierungsentscheidungen der Gebäudeeigentümer sind die allgemeinen Sa-
nierungsraten für die Instandhaltung der Bauteile von besonderer Bedeutung, da sie einen möglichen Anlass 
für eine Ankopplung energetischer Modernisierungsmaßnahmen darstellen. Die Werte für die Modellrech-
nungen wurden grob angelehnt an empirische Daten aus [Cischinsky / Diefenbach 2018] angenommen. Bei 
der Modellierung wird eine doppelte Sanierung im Simulationszeitraum (seit 2018) ausgeschlossen und es 
wird berücksichtigt, dass in jüngeren Baualtersklassen noch keine Modernisierung stattfinden. Bei Durchfüh-
rung der Maßnahmen wird eine vollständige Sanierung aller betroffenen Flächen an dem betrachteten Ge-
bäude angenommen. Die mittleren Sanierungsraten (hier bezogen auf den Gesamtbestand 2018) ergeben 
sich im Modell zu rund 2,8 %/a für den Anstrich der Außenwand, 1,2 %/a für die Erneuerung der 

                                                           
201  Bei Fenstern ist hier allerdings der Ersatz von ursprünglicher 1-Scheiben- durch 2-Scheiben-Isolierverglasung angenommen. 
202  Für die Beheizungsstruktur dieser jüngsten Altersklasse, die im Mikrozensusdatensatz nicht mehr berücksichtigt ist, wurden die 

folgenden Anteile der verschiedenen Energiearten angenommen (jeweils getrennt für EZFH / MFH): Fernwärme 5 % / 20 %, Gas 
25 % / 45 %, Biomasse (Holzpellets) 5 % / 5 %, Umweltwärme (elektr. Wärmepumpen) 55 % / 30 %. 

Wärmeduchgangskoeffizienten (U-Werte)  ohne nachträgliche Dämmung in W/m²K
Ein-/Zweifamilienhäuser nach Baualter

bis 1978 1979-1994 1995-2008 2009-2018 2018-2023
Außenwand 1,40 0,60 0,28 0,22 0,17
Dach / Obergeschossdecke 1,00 0,44 0,33 0,20 0,16
Kellerdecke / Fußboden 1,24 0,68 0,41 0,30 0,22
Fenster 2,70 2,70 1,57 1,10 0,95

Mehrfamilienhäuser nach Baualter
bis 1978 1979-1994 1995-2008 2009-2018 2018-2023

Außenwand 1,35 0,68 0,39 0,22 0,17
Dach / Obergeschossdecke 1,09 0,45 0,34 0,20 0,16
Kellerdecke / Fußboden 1,45 0,69 0,43 0,30 0,22
Fenster 2,70 2,70 1,57 1,10 0,95
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Außenbekleidung, 1,6 %/a für die Erneuerung der Dachhaut, und 1,8 %/a für den Fensteraustausch. Der Aus-
bau des Dachgeschosses wird mit einer Umsetzungsrate von 0,8 %/a angenommen. 
In der Regel wird angenommen, dass die Sanierungsraten über die Jahre stabil auftreten, d. h. dass trotz einer 
über die Jahre zu verzeichnenden Zunahme der bereits sanierten Bauteile und einer Abnahme der noch nicht 
sanierten Bauteile die Anzahl der jährlich durchgeführten Maßnahmen über lange Zeiträume ungefähr gleich 
bleibt. Dies entspricht etwa der Annahme eines in der Vergangenheit kontinuierlich durch (damalige) Neu-
bauten entstandenen Bestandes, bei dem die Bauteile jetzt, also viele Jahre später, nach Ablauf einer be-
stimmten (als konstant angenommenen) Nutzungsdauer Jahr für Jahr saniert werden müssen. Im Fall der 
Dämmung von Obergeschossdecken (für die die Anzahl möglicher Fälle nicht durch Sanierung, sondern durch 
den parallel ablaufenden Dachgeschossausbau reduziert wird) wurde eine solche Stabilisierung nicht ange-
nommen, so dass die jährliche Rate der Obergeschossdeckendämmung im Modell eine über die Jahre sin-
kende Tendenz aufweist. Denkbar wäre aber auch hier die Annahme von Mechanismen, die konstantere Ra-
ten näherlegen könnten203. Bezüglich der Frage der Sanierungs- und Erneuerungszyklen im Gebäudebestand 
empfiehlt sich demnach für die Zukunft ganz allgemein eine verbesserte, empirisch begründete Modellbil-
dung. 
Auch die Heizungsmodernisierung ist – wie im Hauptteil des Berichts erläutert – weitgehend vom bestehen-
den Sanierungszyklus abhängig. Die jährliche Rate für die Modernisierung des Haupt-Wärmeerzeugers wurde 
hier ebenfalls in Anlehnung an [Cischinsky / Diefenbach 2018] zu 3 %/a angesetzt, wobei im Fall eines bereits 
bestehenden Fernwärmeanschlusses keine weitere Erneuerung berücksichtigt wird, dagegen aber im Fall ei-
ner raumweisen Beheizung (insbesondere Ofenheizung oder elektrische Nachtspeicherheizung) eine erhöhte 
Modernisierungsrate von 5 %/a angenommen wurde. 
Die Auswahl des bei der Modernisierung neu installierten Wärmeerzeugers ist im Modell weitgehend von 
der Entscheidung des Gebäudeeigentümers abhängig. Eine Ausnahme ist die hier ebenfalls mitberücksich-
tigte Option eines erstmaligen Anschlusses an Fernwärme. Hier wird ein kontinuierlicher Prozess mit einer 
leichten Zunahme der Fernwärme im Bestand angenommen, nämlich die Realisierung eines neuen Fernwär-
meanschlusses in knapp 5 % der Fälle mit Heizungsmodernisierung. Die konkrete Durchführung wird den 
jeweiligen Gebäuden per Zufallsauswahl zugewiesen.  
Entsprechende weitgehend als Ad-Hoc-Annahmen zu interpretierende Festsetzungen werden in den Model-
lanalysen auch für weitere Mechanismen der Heizungsmodernisierung getroffen: Es wird angenommen, dass 
bei der Modernisierung von Wohnungen mit raumweiser Beheizung immer auch eine Umstellung auf eine 
Gebäude-Zentralheizung erfolgt (bei Vorliegen einer Gas-Etagenheizung dagegen nur in 10 % der möglichen 
Fälle). Die Umstellung von einer ursprünglich dezentralen auf eine zentrale (an das Heizsystem gekoppelte) 
Warmwasserbereitung erfolgt in der Hälfte der entsprechenden Modernisierungsfälle. Die Möglichkeit einer 
Umstellung auf den (bisher noch nicht genutzten Energieträger) Erdgas – als zusätzliche Option im Entschei-
dungsprozess – wird bei 30 % der Fälle mit Heizungsmodernisierung angenommen, bei gleichzeitiger Umstel-
lung von Ofen-/Etagen- auf Zentralheizung wird ein erhöhter Wert von 70 % angesetzt204. 
Für die Jahresnutzungsgrade der verschiedenen Wärmeerzeuger werden im Rahmen der energetischen Bi-
lanzierung pauschale Annahmen getroffen: Bei Gas- und Öl-Heizkesseln werden im Bestand Jahresnutzungs-
grade von 94 % und bei Modernisierung von 96 % angesetzt (bezogen auf den Heizwert). Da im Bestand auch 
noch ältere und deutlich weniger effiziente Systeme vorliegen, werden die Möglichkeiten der Energie- und 

                                                           
203  Insbesondere könnte man auch annehmen, dass in Gebäuden, in denen die Gebäudeeigentümer grundsätzlich und auch länger-

fristig eine zukünftige Option des Dachgeschossausbaus ins Auge fassen, von vornherein kaum eine Dämmung von Obergeschoss-
decken durchgeführt wird, so dass die zeitliche Abnahme der unbeheizten Dachräume durch Ausbau einen deutlich geringeren 
Einfluss auf die jährliche Dämmrate der Geschossdecken hätte. 

204  Die Beantwortung der Frage, inwieweit eine daraus resultierende, in der Vergangenheit zu beobachtende Zunahme des Energie-
trägers Erdgas im Zuge der stärkeren Ausrichtung auf erneuerbare Energien auch in Zukunft tatsächlich noch stattfinden wird 
(mit der Perspektive der Einführung von Wasserstoff oder synthetischem Methan) oder ob womöglich nicht eher ein Rückbau 
von Erdgas-Verteilnetzen zu erwarten ist, muss an dieser Stelle offenbleiben. In dem begrenzten Betrachtungszeitraum 2024-
2027 der Szenarienanalysen sind diese Modellparameter und Effekte von weitgehend untergeordneter Bedeutung. 
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Energiekosteneinsparung hier im Sinne einer konservativen Betrachtung eher niedrig angesetzt205. Allerdings 
ist zu beachten, dass durch die individuellen Zufallsfaktoren beim Energieverbrauch auch von der Standard-
bilanz abweichende, individuell höhere Energieeinsparungen im Modell berücksichtigt werden206. Darüber 
hinaus steht in der Untersuchung vor allem die Frage des Übergangs auf Wärmepumpenheizungen im Mit-
telpunkt des Interesses. Bei diesen Systemen werden Jahresarbeitszahlen für Luft- bzw. Erdwärmepumpen 
von 2,3 bzw. 2,5 im Anlagenstand und von 2,5 bzw. 2,9 bei Neuanlagen angesetzt. Für Holzpelletkessel wer-
den für bestehende Anlagen Jahresnutzugsgrade von 75 % und bei Modernisierung bzw. Neuinstallation 85 % 
angenommen. Für ergänzend zu einem anderen Haupt-Wärmeerzeuger eingesetzte Holzöfen wird ein Nut-
zungsgrad von 65 % angesetzt. Eine Veränderung der Anteile dieser ergänzenden Öfen im Zuge von Erneue-
rungsmaßnahmen wird nicht betrachtet, d. h. die Verwendung solcher Öfen blieb in den Modellrechnungen 
gegenüber dem Basisjahr 2018 unverändert. Rund 24 % aller Wohnungen in Ein-/Zweifamilienhäusern und 
knapp 3 % aller Wohnungen in Mehrfamilienhäuser haben laut dem verwendeten Mikrozensus-Datensatz 
einen ergänzend eingesetzten Holzofen.  
Pauschal wird für ergänzende Öfen ein Deckungsgrad von 25 % am Heizenergiebedarf angenommen. Im Fall 
ergänzender Solaranlagen werden Deckungsgrade von 50 % bei der Warmwasserbereitung und (bei Anlagen 
mit Heizungsunterstützung) von 10 % bei der Heizenergie angesetzt. Dies gilt sowohl für Solarthermieanlagen 
als auch für entsprechende (mit Wärmepumpen kombinierte) Photovoltaikanlagen (s. Anhang B.4 ).  
Für die jeweils verwendeten Heizenergieträger werden Treibhausgas(THG)-Emissionsfaktoren betrachtet: Es 
handelt sich um die CO2-Äquivalente unter Berücksichtigung aller Treibhausgase und inklusive Vorketten-
emissionen für die Gewinnung der Energieträger, daneben auch um reine CO2-Emissionfaktoren (nur CO2 als 
Treibhausgas, ohne Vorketten, allerdings bei Strom und Fernwärme unter Berücksichtigung der direkten CO2-
Emissionen in den Kraftwerken, Heizkraftwerken und Heizwerken). Für die verwendeten Brennstoffe (dort 
bezogen auf den Heizwert) und Fernwärme orientieren sich die Zahlen an den genannten früheren Szena-
rienstudien bzw. [Großklos 2014]. Für Erdgas werden als THG-/CO2-Faktoren 0,241 bzw. 0,202 kg/kWh, für 
Heizöl von 0,313 bzw. 0,266 und für Holz (Werte zwischen Stückholz und Pellets) von 0,015 bzw. (als direkte 
Emissionen) 0 kg/kWh angesetzt. Für Fernwärme betragen die Werte 0,243 bzw. 0,21 kg/kWh, wobei der 
obere Wert angelehnt an [Icha / Lauf 2023] ermittelt wurde und der untere darauf aufbauend auf Basis frühe-
rer Ansätze in IWU-Studien für die Relation von Treibhausgas- und CO2-Faktoren abgeschätzt wurde. Die 
Werte wurden hier aufgrund von Unsicherheiten über die weitere Dynamik bei der Fernwärme für alle Jahre 
(bis 2027) konstant gehalten. Im Fall der Verwendung von elektrischem Strom wurden die THG-/CO2-Fakto-
ren für die Jahre bis 2023 zu 0,483 bzw. 0,419 kg/kWh angenommen (gemäß Auswertungen in [Icha / Lauf 
2023] für 2018-2022, Mittelwerte). Für die Simulationsrechnungen 2024-2027 wurden deutlich geringere 
Werte von 0,325 bzw. 0,280 kg/kWh angesetzt. Diese entsprechen in etwa den Werten, die man 2030 bei 
linearer Interpolation der früheren Werte bis hin zu Emissionsfaktoren von „Null“ bei einer Klimaneutralität 
im Jahr 2045 erwarten könnte. Für den Zeitraum 2024-2027 werden daher die Treibhausgasemissionen durch 

                                                           
205  Dabei ist zu berücksichtigen, dass die Anzahl von Altanlagen stetig abnimmt, so dass im Bestand von einer zunehmenden Domi-

nanz von Niedertemperatur- und Brennwertkesseln auszugehen ist. Laut den Erhebungen des Schornsteinfegerverbandes im Jahr 
2022 waren 83 % der erfassten Öl- und Gaskessel (messpflichtige Anlagen und Brennwertkessel gemeinsam betrachtet) ab 1995 
eingebaut worden. 69 % aller Anlagen waren ab 2000 installiert worden [Schornsteinfeger 2022]. 

206  Ausgehend von Basisszenario B5 (s. Kapitel 3.4.2) wurde noch eine Vergleichsvariante berechnet, bei der die Jahresnutzungsgrade 
von Öl- und Gaskesseln im Bestand auf 88 % heruntergesetzt wurden. Es handelt sich also um einen theoretisch zu verstehenden 
Ansatz mit durchgehend deutlich niedrigerer Effizienz der Bestandskessel. Die jährlichen Treibhausgasminderungen gegenüber 
dem Referenzszenario erhöhen sich dadurch von ca. 2,55 auf 2,9 Mio. t/a. Diese merkliche Veränderung ist vor allem dadurch 
begründet, dass durch die getroffenen Annahmen das Energieverbrauchsniveau im (nicht modernisierten) Gebäudebestand an-
gehoben wurde, so dass im Fall einer Modernisierung mehr Energie eingespart wird. Bei der jährlichen Rate der Heizungsmoder-
nisierung ist ein Anstieg von 3,0 auf 3,2 %/a zu verzeichnen. Mit Blick auf anteilig vorhandene ineffiziente Heizanlagen im Bestand 
bestehen demnach offenbar Chancen, durch erhöhte CO2-Bepreisung und Förderung eine Steigerung der Dynamik bei der Hei-
zungsmodernisierung zu erreichen, wenn auch in sehr begrenztem Umfang. Die weiteren Strukturdaten (Modernisierungsrate 
Wärmeschutz, Anteile von Wärmepumpen und Biomasse-Heizungen bei der Heizungsmodernisierung) bleiben weitgehend gleich 
bzw. steigen nur geringfügig an. Insgesamt ergibt sich also kein wesentlich anderes Bild hinsichtlich der energetischen Moderni-
sierungsdynamik.  
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elektrische Wärmeerzeugung (auch Wärmepumpen) und auch das damit zusammenhängende Aufkommen 
der CO2-Bepreisung etwas unterschätzt. Allerdings gilt auch in diesem Zusammenhang (wie bereits in Kapitel 
3.1.1 erläutert), dass die Analysen 2024-2027 nicht auf eine Prognose konkreter Jahreswerte, sondern auf 
die Darstellung eines mittelfristig stabilen Zustands abzielen. In diesem Zusammenhang ist dann zu konsta-
tieren, dass auch die bereits bis 2027 installierten Wärmepumpen in den Folgejahren (quasi automatisch) 
von weiter sinkenden Emissionsfaktoren im Stromsektor profitieren würden. Darüber hinaus ist auch für das 
Entscheidungsmodell anzunehmen, dass die Gebäudeeigentümer im Hinblick auf die Option Wärmepumpe 
mit längerfristig sinkenden Emissionsfaktoren (und damit niedrigeren CO2-Kosten) rechnen, so dass für die 
Modellierung des Abwägungsprozesses ebenfalls die Bezugnahme auf eine etwas längerfristigen Perspektive 
hinsichtlich der CO2-Emissonen, also der Blick auf das Jahr 2030 statt auf den Zeitraum 2024-2027, sinnvoll 
erscheint.  

B.3  Investitionskosten für Modernisierungsmaßnahmen bei Wärmeschutz und 
Wärmeversorgung 

Die Investitionskostenansätze für Maßnahmen an den Gebäuden und Wärmeversorgungsmaßnahmen beru-
hen weitgehend auf Kostenzusammenstellungen in früheren Studien des IWU, insbesondere [Diefenbach et 
al. 2019, Anhang C]. Die Originalquellen der Kosten entsprechen grob gesprochen der Periode um das Jahr 
2015 ([Hinz 2011, Hinz 2015, Sperber / Nast 2016]. Die Daten wurden teils neu gesichtet und angepasst. 
Die im Folgenden tabellierten Kosten spiegeln ungefähr des Kostenniveau 2015 wider. In den Modellrech-
nung wurden die Daten auf Grundlage des Baupreisindexes für Instandhaltungsmaßnahmen für das jeweilige 
Betrachtungsjahr fortgeschrieben (Näheres zum Indexverlauf s. u.). Tabelle 11 zeigt die Investitionsansätze 
für die Wärmeschutz-Modernisierungsmaßnahmen. 
 

 

 
Beim Wärmeschutz werden jeweils drei Qualitätsstufen mit unterschiedlichen Wärmedurchgangskoeffizien-
ten (U-Werten) unterschieden. Es liegen jeweils getrennte Kostenwerte für Steil- und Flachdächer sowie für 

Investitionskosten Wärmeschutzmaßnahmen
bezogen auf die Bauteilfläche, Preisniveau 2015, drei Qualitätsstufen, inkl. MwSt.

Stufe 1 Stufe 2 Stufe 3
Außenwand

U-Werte [W/m²K] 0,37 0,22 0,17
Kosten [€/m²] 125 140 160

Dach
U-Werte [W/m²K] 0,31 0,22 0,14
Kosten Steildach [€/m²] 190 200 230
Kosten Flachdach [€/m²] 150 160 200

Obergeschossdecke
U-Werte [W/m²K] 0,25 0,22 0,14
Kosten  begehbar [€/m²] 46 53 68
Kosten nicht begehbar [€/m²] 15 19 28

Kellerdecke / Fußboden
U-Werte [W/m²K] 0,39 0,32 0,21
Kosten [€/m²] 50 54 63

Fenster
U-Werte [W/m²K] 1,6 1,25 0,95
Kosten [€/m²] 350 400 500

Tabelle 11:  Kostenansätze für Wärmeschutz-Modernisierungsmaßnahmen 
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begehbare und nicht begehbare Obergeschossdecken vor. Die jeweiligen Kostenniveaus wurden unter An-
satz der zur Erreichung der U-Werte erforderlichen Dämmstoffdicken und der Kostenfunktionen (abhängig 
von der Dämmstoffdicke) für die jeweiligen Bauteile ermittelt (vgl. [Diefenbach et al. 2019, Anhang C, Tab. 
21]207).  
Hinsichtlich der Auswahl der jeweiligen Qualitätsstufen wurden keine Kostenoptimierungsbetrachtungen 
durchgeführt, sondern es wurde angenommen, dass diese Niveaus mit bestimmten Wahrscheinlichkeiten in 
der Praxis angewendet werden. Insbesondere spiegelt die erste Stufe Wärmeschutzmaßnahmen mit vorlie-
genden Restriktionen wider, z. B. bei der Außenwand den Fall, dass keine Außendämmung möglich ist und 
deshalb auf eine Innendämmung ausgewichen werden muss. Die Stufe 2 entspricht einem als typisch ange-
nommenen Niveau in der Nähe der Mindest-Anforderungen des Gebäudeenergiegesetzes für übliche Maß-
nahmen, während Stufe 3 noch einmal deutlich verbesserte Wärmeschutzstandards wiedergibt. 
In der Realität werden Gebäudeeigentümer in den meisten Fällen eine Wahlmöglichkeit zwischen unter-
schiedlichen Standards auf einer kontinuierlichen Skala von Ziel-U-Werten haben. Die Auswahl der Maß-
nahme erfolgt dann abhängig von verschiedenen Kriterien, der baulichen Situation, eigenen (auch ästheti-
schen) Präferenzen sowie nicht zuletzt (entsprechend den generellen Modellansätzen) der Wirtschaftlichkeit 
aus individueller Perspektive . Eine solche Entscheidungsfindung für das gewählte Qualitätsniveau ließe sich 
– entsprechend den hier gewählten Modellansätzen laut Kapitel 1.3 – grundsätzlich auch als eine Kostenop-
timierung darstellen und in das Modell integrieren. Sinnvoll wäre dann auch die Festlegung differenzierter 
Förderansätze, insbesondere also die Gewährung höherer Fördermittel für die Erreichung besserer Qualitäts-
standards – eine empfehlenswerte Ergänzung innerhalb der aktuellen Fördermechanismen (vgl. [Diefenbach 
2021a]).  
Für die quantitativen Modellanalysen im vorliegenden Forschungsvorhaben wurde ein solcher Ansatz aller-
dings als zu aufwändig angesehen und nicht weiterverfolgt: Auch hier gilt, dass im Projekt aufgrund vieler 
unsicherer Eingangsdaten keine präzise Vorhersage der tatsächlichen Modernisierungsentscheidungen mög-
lich ist, sondern vielmehr grobe Ansätze mit Variation sensibler Eingangsdaten ausreichend erscheinen. Vor 
diesem Hintergrund wird der Qualitätsstandard im Modell zur Vereinfachung von vornherein festgelegt, und 
zwar in den Modellrechnungen im vorliegenden Projekt nach den folgenden einfachen Kriterien: Bei energe-
tischen Modernisierungen wird in aller Regel die Stufe 2 angesetzt. Ausnahmen sind Gebäude mit Baujahren 
ab 1995: Hier wird aufgrund des ohnehin schon gegenüber früheren Baujahren besseren Wärmeschutzes im 
Fall der Modernisierung von Stufe 3 ausgegangen. Eine weitere Ausnahme sind Gebäude, in denen bei Au-
ßenwänden keine Außendämmung, sondern eine Innen- oder Kerndämmung stattfindet (festgelegt gemäß 
Imputation entsprechender Eigenschaften aus der Datenerhebung Wohngebäudebestand 2016, vgl. Kapitel 
2.1.2). Bei diesen Fällen wird für die Wanddämmung die Stufe 1 festgelegt. Ansonsten (außer bei der Außen-
wand) wird die Stufe 1 bei Modernisierungen in den Modellrechnungen im vorliegenden Projekt nicht ver-
wendet. Allerdings stehen die tabellierten U-Werte (ohne Kosten) der Stufe 1 hier auch als Anhaltswerte für 
typische Qualitätsniveaus früherer Modernisierungen (vgl. hierzu [Diefenbach et al. 2013], Tab. 10) und wer-
den daher bei der Zuweisung des Ist-Zustandes der jeweiligen Gebäude gemäß ihrem bereits schon früher 
(also vor dem Simulations-Basisjahr 2018) nachträglich gedämmten Flächenanteil berücksichtigt208. 
Neben den tabellierten Investitionskosten für die Verbesserung des Wärmeschutzes sind in Fällen, in denen 
den Gebäuden entsprechende Sanierungsmaßnahmen per Zufallsausfall zugewiesen werden, auch Kosten 
für ohnehin notwendige Maßnahmen zu berücksichtigen. Dabei wurden die folgenden Werte angesetzt (auch 
hier mit Preisniveau 2015, inklusive Mehrwertsteuer und bezogen auf die jeweilige Bauteilfläche): 

• Anstrich der Außenwand: 25 €/m² 

                                                           
207  Bei Sichtung der Originalquellen zeigte sich, dass für Fenster in dieser Tabelle mit Kosten von 250 bis 400 €/m² etwas zu niedrige 

Werte angesetzt worden waren. Diese wurden hier auf ein plausibleres Niveau von 350 bis 500 €/m² nach oben korrigiert. 
208  Würde man diese früheren Modernisierungen mit ihrem damaligen Qualitätsniveau z. B. bei der Dachdämmung, auch bei neue-

ren Modernisierungen, nachvollziehen wollen, so wären die Kostenansätze der Stufe 1 zu verwenden. In den Modellrechnungen 
wurde aber davon ausgegangen, dass dieses frühere Niveau in aller Regel (außer in den geschilderten Sonderfällen der Wand-
dämmung) nicht mehr zeitgemäß ist, sondern stattdessen durchgehend die Stufen 2 und 3 zum Tragen kommen. 
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• Erneuerung der Außenbekleidung (Putzerneuerung): 75 €/m² 
• Erneuerung der Dachhaut (Dachneueindeckung): 130 €/m² 

Die Dämmung der Obergeschossdecke bzw. der Kellerdecke ist in der Regel mit Sanierungsmaßnahmen oder 
anderen Anlässen verbunden. Insofern gibt es bei diesen Maßnahmen keine Situation, in der ohnehin not-
wendige Kosten auftreten. 
Beim Ausbau des Dachgeschosses wird angenommen, dass die Maßnahme in jedem Fall auch mit einer Ver-
besserung der Dachdämmung verbunden ist, die Alternative eines Verzichts auf die Dämmung also nicht rea-
lisierbar ist. 
Bei einer per Zufallsauswahl zugewiesenen Fenstersanierung wird der Einbau des jeweils vorgesehenen Fen-
stertyps mit den damit verbundenen Kosten als notwendige Maßnahme angesetzt, ohne dass in diesem Fall 
noch Entscheidungsspielraum besteht. 
In Tabelle 12 sind die Kostenansätze für Modernisierungsmaßnahmen bei der Wärmeversorgung dargestellt. 
Hier wurden getrennt für Ein-/Zweifamilienhäuser (EZFH) und Mehrfamilienhäuser (MFH) Pauschalansätze 
für die Kosten pro Quadratmeter Wohnfläche verwendet. 
Die Kostenansätze für die Heizsysteme aus der früheren Studie [Diefenbach et al. 2019, Anhang C] wurden 
mit einer neueren Untersuchung [Mailach 2021] verglichen und vor diesem Hintergrund zum Teil leicht an-
gepasst209.  
 

 

 
Für die Gesamtkosten eines bivalenten Wärmepumpensystems (Hybrid-Wärmepumpe) sind die Kosten der 
bivalenten Wärmepumpe und des jeweiligen Heizkessels zu addieren. In den Modellrechnungen wurde hier 
ein Erdgaskessel angenommen, so dass sich Gesamtkosten von 210 €/m² (EZFH) bzw. 100 €/m² (MFH) erga-
ben. 
Die Kosten von Sanierungs-, Wärmeschutz- und Wärmeversorgungsmaßnahmen wurden im vorliegenden 
Projekt mit einem einheitlichen, vom Statistischen Bundesamt bereitgestellten Preisindex, nämlich dem Bau-
kostenindex für Maßnahmen an Bestandsgebäuden, bis zum Jahr 2022 fortgeschrieben. Dieser hat in den 

                                                           
209  Dabei ist zu erwähnen, dass die neuere Quelle zwar nicht auf einer breiter angelegten empirischen Untersuchung basiert, auf-

grund größerer Aktualität aber dennoch für den Vergleich von Interesse war. Vor Durchführung des Vergleichs wurden die älteren 
Daten gemäß dem verwendeten Preisindex (s. u.) auf das betrachtete Kostenniveau 2020 fortgeschrieben. Bei starken Abwei-
chungen der früheren und der aktuelleren Daten wurden in der Regel dazwischen liegende Kostenansätze verwendet.  

Investitionskosten Modernisierung Wärmeversorgung
bezogen auf die Wohnfläche, Preisniveau 2015, inkl. MwSt
EZFH: Ein-/Zweifamilienhaus, MFH: Mehrfamilienhaus

Kosten in €/m²
EZFH MFH

Fernwärmestation 35 10
Gaskessel 65 30
Ölkessel 80 35
Außenluft-Wärmepumpe 125 70
Erd-Wärmepumpe 185 100
bivalente Wärmepumpe* 145 70
Holzpelletkessel 140 60
Therm. Solaranlage (WW**) 40 25
Therm. Solaranlagen (Heizg. u. WW) 100 55
*ohne Kosten des zugehörigen Heizkessels ** Warmwasserbereitung

Tabelle 12:  Kostenansätze für Modernisierungsmaßnahmen bei der Wärmeversorgung 
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vergangenen Jahren eine erhebliche Steigerung erfahren: Ausgehend vom Referenzwert 100 % im Jahr 2015 
ergab sich bis 2018 ein Zuwachs auf 109,8 %. Im Jahr 2020 wurden 116,9 % erreicht und bis 2022 ist der Wert 
noch einmal stark auf 147,4 % angestiegen. Das Statistische Bundesamt stellt auch differenziertere Indizes 
für verschiedene Bau- und Wärmeversorgungsmaßnahmen zur Verfügung. Ein überschlägiger Vergleich 
zeigte aber, dass die Preisanstiege generell in ähnlicher Weise stattgefunden hatten und eine weitere Diffe-
renzierung angesichts der sonstigen Unsicherheiten über das Preisniveau der einzelnen Maßnahmen keinen 
wesentlichen Vorteil geboten hätte. Längerfristig gesehen, ist ohnehin eine erneute und regelmäßige diffe-
renzierte Erhebung von Maßnahmenkosten bei Wärmeschutz und Wärmeversorgung (vergleichbar [Hinz 
2011, Hinz 2015]) zu empfehlen, um eine fundierte Datenbasis für das Kostenniveau der einzelnen Maßnah-
menoptionen zu erhalten. 

B.4  Kostenansätze für die Einbindung von Photovoltaikanlagen in die Wär-
meerzeugung 

Im Simulationsmodell wird die Wärmeversorgung der Wohngebäude mitsamt ihrer Kosten betrachtet. Solar-
anlagen werden ebenfalls berücksichtigt. Dies sind zunächst einmal Solarthermieanlagen, die ausschließlich 
der Wärmeerzeugung dienen. Daneben sind aber auch Photovoltaikanlagen (PV-Anlagen) von Interesse: 
Diese produzieren Solarstrom, der aber in Wärmepumpen in effizienter Weise ebenfalls in Wärme umge-
wandelt werden kann. Beim Einsatz von Wärmepumpen sind Photovoltaikanlagen schon deshalb attraktiv, 
weil die systemtechnische Einbindung über den elektrischen Strom im Allgemeinen einfacher erscheint als 
bei der Solarwärme.  
Im Folgenden wird diese Option auf ihre Kosten hin untersucht. Dabei besteht die methodische Schwierigkeit, 
dass PV-Anlagen üblicherweise nicht ausschließlich zur Versorgung von Wärmepumpen installiert werden, 
sondern in aller Regel zunächst einmal für die Deckung des (nicht zur Wärmeversorgung zählenden) Haus-
haltstrombedarfs eingesetzt werden. Bei der Analyse sind also die Wechselwirkungen mit dem Bereich des 
Haushaltsstroms zu beachten. Für diese Analyse wurde das computergestützte Simulationsmodell des IWU 
aus dem Projekt „EE-GebaeudeZukunft“ – im Folgenden als „EEGZ-Modell“ bezeichnet – angewendet, das 
zur Untersuchung der Wechselwirkung zwischen Strom und Wärmesektor dient [Diefenbach et al. 2019].  
Bei den Auswertungen mit dem EEGZ-Modell wird von der folgenden Konfiguration ausgegangen: Betrachtet 
wird als Referenzfall ein Gebäude mit Wärmepumpe, aber noch ohne PV-Anlage. Für dieses Gebäude werden 
die Energiekosten für den Haushaltsstrom (elektrische Energie) und die Wärmeversorgung (Strom und im Fall 
einer bivalenten Wärmepumpe zusätzlich Erdgas) ermittelt. Im zweiten Analyseschritt wird auf dem Gebäude 
eine PV-Anlage installiert. Diese deckt vorrangig den Haushaltsstrom ab, ein darüber hinausgehender Ertrag 
wird für die Wärmepumpe (gegebenenfalls auch einen begleitenden Heizstab) und damit für die unmittel-
bare Wärmeversorgung bzw. für die Einspeisung von Wärmeüberschüssen in einen Wärmespeicher verwen-
det. Die PV-Anlage wird so dimensioniert, dass ihr Deckungsbeitrag zur Gesamt-Wärmeversorgung ungefähr 
dem Ansatz für den Deckungsbeitrag einer Solarthermie-Anlage in MISIMKO entspricht210. Überschüsse an 
elektrischer Energie aus der PV-Anlage werden in das öffentliche Stromnetz eingespeist. Hierfür erhält der 
Gebäudeeigentümer eine Einspeisevergütung. Alle für die Solaranlage entstehenden jährlichen Kosten und 
Vergütungen werden unter Ansatz einer pauschalen wirtschaftlichen Amortisationszeit tA in einen Barwert, 
also in Einmal-Kosten, umgerechnet. Zusätzlich werden die Investitionskosten für die PV-Anlage sowie für 
deren Einbindung in die Wärmeversorgung (Regelungstechnik, Wärmespeicher) angesetzt. Die Differenz der 

                                                           
210  Im Projekt werden für Solarthermieanlagen 50 % Deckung bei der Warmwasserbereitung angesetzt („kleine Anlage“). Bei zusätz-

licher Heizungsunterstützung („große Anlage“) kommen dann noch 10 % Deckung beim Heizwärmeverbrauch hinzu. Im Fall der 
folgenden Analysen für die PV-Anlage kann der Solarstrombeitrag nicht präzise den Zwecken „Warmwasser“ und „Heizung“ zu-
geordnet werden. Daher wird der Gesamtdeckungsbeitrag mit demjenigen Wert der Solarthermieanlage abgeglichen. Dieser 
Wert hängt von der Relation von Heizwärme- und Warmwasserverbrauch im betrachteten Gebäude ab. Dabei ist noch zu beach-
ten, dass durch die PV-Anlage und den damit verbundenen Wärmespeicher ein erhöhter Stromverbrauch bei Wärmepumpe und 
Heizstab gegenüber dem Referenzgebäude (ohne Solaranlage) hervorgerufen wird. 
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resultierenden Gesamtkosten zwischen dem Fall mit PV-Anlage und dem Referenzfall ergibt dann die Mehr-
kosten der PV-Anlage als Gesamt-Barwert. 
Für die spätere Anwendung im MISIMKO-Simulationsprogramm ist allerdings noch zu beachten, dass die PV-
Anlage dort ersatzweise als Solarthermie-Anlage abgebildet wird. Die durch die Solarthermie erreichten Ener-
gie- und Energiekosteneinsparungen werden aber im MISIMKO-Simulationslauf explizit berechnet und be-
rücksichtigt. Bei der Ermittlung der „äquivalenten Investitionskosten“ der PV-Anlage (die die wirtschaftlich 
äquivalenten Investitionskosten für die ersatzweise im MISIMKO-Modell angesetzte Solarthermie angeben) 
dürfen also die Energiekosteneinsparungen bei der Wärmeerzeugung, die bei der genaueren Analyse von 
Strom- und Wärmeverbräuchen im EEGZ-Modell ermittelt wurden, nicht berücksichtigt werden. 
Die „äquivalenten Investitionskosten“ der PV-Anlage entsprechen also den im EEGZ-Modell ermittelten 
Mehrkosten (Gesamt-Barwert), aber ohne Berücksichtigung des Barwerts der Energiekosteneinsparungen 
für die Wärmeerzeugung211. Unter diesen Voraussetzungen kann die PV-Anlage nun im MISIMKO-Modell wie 
eine Solarthermieanlage behandelt werden kann – unter Ansatz der gleichen Deckungsbeiträge von 50 % für 
Warmwasser („kleine Anlage“) bzw. zusätzlich 10 % bei Heizungsunterstützung („große Anlage“).  
Das für die in Stundenschritten durchgeführten Detailanalysen eingesetzte EEGZ-Modell ist ursprünglich für 
die Analyse des deutschen Wohngebäudebestands als Ganzes ausgelegt, erlaubt aber in vereinfachter Kon-
figuration die Analyse von Einzelgebäuden. Betrachtet wurden hier ein „mittleres“ Ein-/Zweifamilienhaus 
(EZFH) und ein „mittleres“ Mehrfamilienhaus (MFH) aus dem Gebäudebestand in einem bezüglich der Wär-
medämmung teilmodernisierten Zustand212. Dabei wurden Wetterdaten für die drei Standorte Hamburg, 
Stuttgart und Dresden für die drei Jahre 2011-2013 betrachtet. Dem Ein-/Zweifamilienhaus wurden nachein-
ander 30 zufällig ausgewählte Varianten von Nutzerprofilen zugeordnet, im Fall des Mehrfamilienhauses 
wurden 10 Profile verwendet213. Insgesamt ergaben sich so pro Gebäude 270 (EZFH) bzw. 90 (MFH) Untersu-
chungsfälle (3 Standorte, 3 Jahre, 30 bzw. 10 Profile), für die Energiebilanz-Ergebnisse am Ende gemittelt 
wurden. 
Als wichtigste Eingangsdaten der Analyse wurden verwendet (Kosten inkl. MwSt.): 

• Kosten der PV-Anlage 1.500 €/kWp214 
• Zusätzliche Kosten für die Einbindung in die Wärmeversorgung (u. a. Wärmespeicher): 2.000 € im 

EZFH und 3.000 € im MFH 
• statische Amortisationszeit: 12 Jahre215 
• Stromtarif: Variante 1: 30 ct/kWh bzw. Variante 2: 10 ct/kWh  
• Einspeisevergütung für PV-Strom-Überschüsse: 6 bzw. 3 ct/kWh (Variante 1 bzw. 2) 

Für bivalente Wärmepumpen wurden keine gesonderten Untersuchungen durchgeführt, hier wurden verein-
fachend die äquivalenten Photovoltaik-Kostenkennwerte der monovalenten Systeme übernommen. 
Hinsichtlich der Stromtarife ist Folgendes zu berücksichtigen: Aktuell liegen in der Regel feste, d. h. zeitunab-
hängige Stromtarife vor. Als plausibler Fall wäre z. B. ein Haushalts- bzw. Wärmepumpenstromtarif in der 

                                                           
211  Äquivalente Investitionskosten = Gesamt-Barwert ohne Energiekosteneinsparungen Wärme = Gesamt-Barwert mit allen Energie-

kosteneinsparungen (Wärme und Haushaltsstrom) + Absolutbetrag des Barwerts der Energiekosteneinsparung Wärme 
212  Gebäude „EZFH Bestand“ mit rund 135 m² Wohnfläche und „MFH Bestand“ mit rund 465 m² Wohnfläche im Zustand „teilmoder-

nisiert“ aus [Diefenbach et al. 2017, Kapitel 6.2]. 
213  Beim Mehrfamilienhaus setzen sich die Gebäudeprofile bereits aus mehreren Haushaltsprofilen zusammen und sind daher be-

reits schon gegenüber den Ein-/Zweifamilienhäusern „geglättet“. Bezüglich weiterer Details zu den Ansätzen für Nutzungsprofile 
siehe [Diefenbach et al. 2017, Kap 6.1] und [Diefenbach et al. 2019, Anhang B.1]. 

214  kWp: PV-Anlagenleistung in „Kilowatt-Peak“ 
215  Wie an anderer Stelle im vorliegenden Projekt kann die statische Amortisationszeit auch hier als Kehrwert eines (tatsächlich 

dynamischen, vom Zinsniveau und einer „tatsächlichen“ Amortisationszeit abhängigen) Annuitätsfaktors interpretiert werden. 
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Größenordnung von 30 ct/kWh und eine Einspeisevergütung im Bereich von 6 ct/kWh anzusehen216. Im Hin-
blick auf die zukünftige Entwicklung bestehen allerdings Unsicherheiten. So erscheint es plausibel, davon 
auszugehen, dass für die breite Einführung von Solar- und Windstrom zeitabhängige Preissignale und Ta-
rifstrukturen notwendig werden, die das aktuelle Angebot der zeitlich veränderlichen erneuerbaren Energien 
widerspiegeln [Diefenbach et al. 2019, Kapitel 8.4]. Insbesondere wäre es dann wahrscheinlich, dass zu den 
Zeiten, in denen die Gebäude-PV-Anlage besonders viel Strom liefert, gleichzeitig auch viele weitere Photo-
voltaikanlagen im Stromnetz hohe Erträge haben und zu diesen Zeiten die Stromtarife (Haushaltsstrom 
ebenso wie Wärmepumpenstrom) besonders niedrig sind. Für die Ermittlung der Mehrkosten der PV-Anlage 
gegenüber dem Gebäude ohne eine solche Anlage sind aber die Stromtarife gerade zu diesen besonderen 
Zeiten relevant. Anders gesprochen: Als „Vergleichswerte“ für die Analyse müssten in so einem Fall die (ge-
gebenenfalls deutlich niedrigeren) mittleren Stromtarife zur Zeit der PV-Stromerzeugung im Gebäude und 
nicht die über das Jahr gemittelten Stromtarife herangezogen werden. 
Ähnliches gilt im Prinzip auch für die Einspeisevergütung für die Netzeinspeisung von überschüssigem Solar-
strom. Es wäre denkbar, dass diese zukünftig ebenfalls vom Einspeisezeitpunkt abhängig gemacht werden 
bzw. wegen zunehmender Einspeisung zu ungünstigen Zeitpunkten generell sinken. 
Vor diesem Hintergrund wurden für die Tarifstruktur zwei Varianten betrachtet: Variante 1 mit 30 / 6 ct/kWh 
und Variante 2 mit deutlich geringeren Werten von 10 / 3 ct/kWh (Stromtarif / Einspeisevergütung). Dabei 
sind die niedrigeren Werte in Variante 2 nicht als Gesamt-Jahresmittelwerte, sondern als Mittelwerte für die 
Zeiten anzusehen, zu denen der Photovoltaikstrom den Haushalts- bzw. Wärmepumpenstrom substituiert. 
Es zeigte sich, dass die Ergebnisse erheblich von der gewählten Tarifvariante abhängen, so dass sich hier 
große Kostenbandbreiten ergeben. Vor diesem Hintergrund wurde für die vorliegende Studie ungefähr der 
Mittelwert des jeweiligen Intervalls angesetzt und auf die Variation weiterer Parameter verzichtet. Die aus 
den Varianten 1 und 2 resultierenden Kostenbandbreiten und die für die vorliegende Studie gewählten An-
sätze sind im Folgenden zusammengefasst (gerundete Werte). 
 
Äquivalente Investitionskosten von Photovoltaikanlagen:  
Investitionskosten einer entsprechenden Solarthermieanlage, durch welche die jeweilige PV-Anlage im Mo-
dell ersatzweise dargestellt wird. Die Angaben sind auf die Wohnfläche des Gebäudes (in m²) bezogen. Die 
Kosten unterscheiden sich nach der Anlagengröße, dem Gebäudetyp und dem Typ der Wärmepumpe, die 
den Solarstrom nutzt. 
 
Kleine PV-Anlage (Wärmeproduktion aus PV-Strom entspricht ungefähr der Wärmeproduktion einer So-
larthermieanlage für die Warmwasserbereitung, d. h. ca. 50 % des Wärmebedarfs Warmwasser inklusive Ver-
teilverlusten): 

• Luft-Wärmepumpe EZFH: 13-29 €/m² (Varianten 1 / 2), gewählt: 21 €/m² 
• Luft-Wärmepumpe MFH: 3-23 €/m², gewählt: 13 €/m²  
• Erd-Wärmepumpe EZFH: 11-26 €/m², gewählt: 19 €/m² 
• Erd-Wärmepumpe MFH: 1-19 €/m², gewählt: 10 €/m²  

Große PV-Anlage (Wärmeproduktion aus PV-Strom entspricht ungefähr der Wärmeproduktion einer So-
larthermieanlage für die Warmwasserbereitung und Heizungsunterstützung, d. h. ca. 50 % des Wärmebe-
darfs Warmwasser + 15 % des Heizwärmebedarfs inklusive Verteilverlusten): 

• Luft-Wärmepumpe EZFH: 47-74 €/m², gewählt: 61 €/m² 

                                                           
216  Zum Zeitpunkt der Durchführung der Berechnung war noch mit sinkenden Vergütungssätzen zu rechnen. Aus aktueller Sicht (zum 

Zeitpunkt der Berichtslegung) wären eher ca. 8 ct/kWh anzusetzen. Für die Ergebnisse der Analyse hätte dies aber keine gravie-
renden Auswirkungen. 
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• Luft-Wärmepumpe MFH: 30-58 €/m², gewählt: 44 €/m²  
• Erd-Wärmepumpe EZFH: 30-53 €/m², gewählt: 42 €/m² 
• Erd-Wärmepumpe MFH: 19-44 €/m², gewählt: 32 €/m²  

 
Mit diesen äquivalenten Kosten gehen die Photovoltaikanlagen in das MISIMKO-Modell ein. Dort werden sie 
wie beschrieben ersatzweise als Solarthermie-Anlagen behandelt. Auch die Fördermittel für diese Systeme 
werden auf Basis der äquivalenten Kosten unter Ansatz der für Solarthermieanlagen angenommenen För-
dersätze ermittelt. 
Ein Vergleich mit Tabelle 12 in Anhang B.3 zeigt, dass die äquivalenten Kosten der Photovoltaikanlagen ins-
gesamt niedriger ausfallen als die für die eigentlichen Solarthermieanlagen angesetzten Kosten. Vor diesem 
Hintergrund wird für die Simulationsrechnungen im Projekt generell die pauschale Annahme getroffen, dass 
bei Vorhandensein einer Wärmepumpe statt einer Solarthermieanlage eine (in der Gesamtschau kostengün-
stigere) Photovoltaikanlage installiert wird.  
Darüber hinaus liegen die äquivalenten PV-Kosten bei vorhandener Erd-Wärmepumpe niedriger als bei der 
Luft-Wärmepumpe. Dies ist durch die höhere Effizienz der Erd-Wärmepumpe zu erklären, die (bei gleicher 
Wärmeproduktion aus Solarstrom) eine geringere Solarstrommenge und demnach insbesondere eine klei-
nere Leistungsauslegung der Photovoltaikanlage mit sich bringt. Bei der konkreten Investitionsentscheidung 
über ein „Gesamtpaket“ aus Wärmepumpe und Solaranlage sind davon abgesehen aber auch die höheren 
Gesamtkosten der Erd-Wärmepumpe zu berücksichtigen. 
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: Entwicklung der Energieeffizienzförderung im Wohngebäude-
bestand 

Im Folgenden wird für den Wohngebäudebestand eine kurze Übersichtsdarstellung über Fördermaßnahmen 
zur energetischen Sanierung und zum Einsatz von Heizsystemen mit Verwendung erneuerbarer Energien ge-
geben, die als eine Grundlage für die Modellierung der Energiesparförderung im vorliegenden Projekt dient 
(s. Kapitel 2.3). 
Eine dominierende Rolle bei der Förderung von Energieeffizienz- und Klimaschutzmaßnahmen im deutschen 
Wohngebäudebestand spielten in den letzten ca. 15-20 Jahren das von der KfW betreute Programm „Ener-
gieeffizient Sanieren“ (davor: „KfW-CO2-Gebäudesanierungsprogramm“) und das vom BAFA durchgeführte  
„Marktanreizprogramm zur Förderung von Maßnahmen zur Nutzung erneuerbarer Energien im 
Wärmemarkt“217 (vgl. Monitoring- bzw. Evaluationsberichte [Diefenbach / Clausnitzer et al. 2007-2018, Zech 
et al. 2019]. Während über die KfW zum einen Gesamtsanierungen zu Effizienzhäusern und zum anderen 
Einzelmaßnahmen beim Wärmeschutz und bei vorwiegend konventionellen Heizungsmodernisierungen 
(Heizkesselerneuerung) gefördert wurden, war das Marktanreizprogramm auf Wärmeerzeugungssysteme 
mit Nutzung erneuerbarer Energien ausgerichtet.  
Obwohl einerseits angesichts hoher Bewilligungszahlen von einer bundesweiten Breitenförderung durch die 
beiden Programme gesprochen werden kann, ist andererseits zu konstatieren, dass nur für einen relativ klei-
nen Anteil der durchgeführten Modernisierungsmaßnahmen im Gebäudebestand Fördermittel beantragt 
und ausgezahlt wurden.  
Beispielsweise lag gemäß [Cischinsky / Diefenbach 2018] die flächengewichtete (über alle Bauteile der Ge-
bäudehülle gemittelte) Gesamtmodernisierungsrate beim Wärmeschutz im Wohngebäudebestand im Dur-
schnitt der Jahre 2010-2016 bei rund 1 %/a und die Heizungs-Modernisierungsrate (Erneuerung des Haupt-
Wärmeerzeugers) in der Größenordnung von 3 %/a. Eigene Auswertungen für das KfW-Programm „Energie-
effizient Sanieren“ im Jahr 2013 (auf Basis [Diefenbach et al. 2014, Angaben zur Wärmeschutzförderung in 
Kapitel I.4.1 und I.4.2]) ergeben demgegenüber, dass in diesem Jahr mit den geförderten Modernisierungen 
schätzungsweise 0,18 % der gesamten Hüllfläche im Wohngebäudebestand modernisiert wurden. Dies ent-
spricht also knapp einem Fünftel der insgesamt energetisch modernisierten Fläche von 1 %/a. Entsprechende 
Abschätzungen zeigen, dass mit den 2013 von der KfW geförderten Modernisierungsvorhaben in 0,40 % des 
Wohngebäudebestandes der Haupt-Wärmeerzeuger erneuert wurde. Bezogen auf die oben genannte Ge-
samt-Rate von 3 %/a entspricht dies also einem Anteil von 13 %.  
Auch die Förderung im Marktanreizprogramm wurde nur bei einem relativ kleinen Anteil der Gesamt-Hei-
zungsmodernisierungen in Anspruch genommen: Im Jahr 2019 wurden für rund 42.000 Biomasseheizungen 
und Wärmepumpen Förderzusagen gegeben [Zech et al. 2021, S. 34] (Solarthermische Systeme als ergän-
zende Wärmeerzeuger werden hier nicht mitgezählt). Angesichts eines Wohngebäudebestandes in der Grö-
ßenordnung von 19 Mio. Gebäuden (vgl. [Cischinsky / Diefenbach 2018, S. 17] sind hier also etwa 0,2 % be-
troffen. Bezogen auf die oben genannte Heizungs-Modernisierungsrate von 3 %/a ergibt sich ein Anteil von 
knapp 7 %.  
Inanspruchnahmequoten der Förderung wurden für den Gesamtzeitraum seit 2000 auch im „Wärme- und 
Wohnen-Panel 2021“ abgefragt. Hier ergeben sich bei Ein-/Zweifamilienhäusern je nach Maßnahmen För-
derquoten im Bereich von 10 bis 25 % und bei den Mehrfamilienhäuser Quoten von rund 10 % bzw. weniger 
[Frondel et al. 2022]. 
Die Förderung konnte also in der Vergangenheit angesichts der geringen Inanspruchnahmequoten nicht den 
Anspruch erheben, die energetische Modernisierungsdynamik in Deutschland insgesamt maßgeblich zu be-
einflussen – hierfür hätte wohl auch die Mittelausstattung nicht ausgereicht. Davon abgesehen, konnten aber 
andere breitenwirksame Förderziele verfolgt werden, unter anderem die allgemeine Einführung erhöhter 
energetischer Standards bei der Gebäudemodernisierung (vgl. [Diefenbach et al. 2005, Kapitel 6 u. 7]).  

                                                           
217  Im Jahr 2020 unter dem Namen „Heizen mit erneuerbaren Energien“. 
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Die begrenzte Inanspruchnahme der Förderung in der Vergangenheit ist insbesondere im Zusammenhang 
mit der Förderhöhe und den weiteren Rahmenbedingungen zu sehen: Offensichtlich waren weder die För-
dersätze ausreichend attraktiv noch sonstige Ursachen (z. B. ausreichend hohe Energiepreise) vorhanden, 
um die notwendige Klimaschutzdynamik auszulösen. In den letzten Jahren gab es aber zunächst einen deut-
lichen Anstieg der bereitgestellten und beanspruchten Fördermittel und kurz darauf auch der Energiepreise. 
Insgesamt können drei Phasen unterschieden werden218: 

• Relativ geringe Fördersätze in den Jahren bis 2019 
• Ab 2020 deutliche Erhöhung der Förderung verbunden mit einem deutlichen Anstieg der Inanspruch-

nahme 
• Seit 2022 sehr dynamische und teils gegenläufige Entwicklungen mit zunächst starkem Energiepreis-

anstieg mit weiter zunehmendem Interesse an Fördermitteln, daraufhin in der zweiten Jahreshälfte 
(ab 1.9.) teilweise Absenkung der Fördersätze, in der Folgezeit 2023 wieder sinkende Energiepreise 
sowie Ankündigung von zukünftigen Förderkonzepten mit stark erhöhten Fördersätzen im Zuge der 
Novelle des Gebäudeenergiegesetzes. 

In der ersten langjährigen Phase bis 2019 lagen bei der KfW die Zuschuss-Fördersätze für Einzelmaßnahmen 
an der Gebäudehülle und für in früheren Jahren ebenfalls noch geförderte „herkömmliche“ Maßnahmen bei 
der Heiztechnik (etwa den Einbau von Gas-Brennwertkesseln) in der Größenordnung von 10 %. Für den Ein-
bau von Wärmeversorgungssystemen mit Nutzung erneuerbarer Energien, insbesondere Wärmepumpen 
und Biomasseheizungen sowie Solarthermieanlagen, war die Förderung beim BAFA schon merklich höher. 
Umgerechnet auf einen prozentualen Fördersatz ergeben sich hier für das Jahr 2019 im Durchschnitt unge-
fähr 24 % (vgl. [Zech et al. 2021, S. 13]). Auch bei der Förderung von Gesamt-Modernisierungspaketen zur 
Erreichung eines Effizienzhausstandards waren die Fördersätze höher als bei der Wärmeschutz-Einzel-
maßnahmenförderung: So lagen bei der KfW die Tilgungszuschüsse für das Effizienzhaus 85 bei 17,5 % und 
für das Effizienzhaus 55 bei 27,5 %219. 
Im Zuge des Klimaschutzprogramms 2030 der Bundesregierung aus dem Jahr 2019 [Bundesregierung 2019] 
wurden in der zweiten Phase von 2020 bis 2022 die Förderbedingungen für energetische Modernisierungs-
maßnahmen deutlich verbessert: Die Einzelmaßnahmenförderung für Wärmeschutz-Modernisierungsmaß-
nahmen wurde auf 20 % verdoppelt. Für Wärmepumpen und Biomasseanlagen wurden Fördersätze bis zu 
50 % gewährt220. Im Jahr 2021 wurden die über die KfW und das BAFA abgewickelten Programme organisa-
torisch neu sortiert und unter dem Begriff der „Bundesförderung für effiziente Gebäude“ (BEG) zusammen-
gefasst. Bei der Effizienzhaus-Sanierung wurden die Tilgungszuschüsse deutlich erhöht, z. B. auf 30 % beim 
Effizienzhaus 85 und 40 % beim Effizienzhaus 55. Parallel zu den Förderprogrammen des Bundes wurde für 
selbstnutzende Eigentümer eine 20prozentige Zuschuss-Förderung im Einkommensteuergesetz für 

                                                           
218  Die Aussagen zur zeitlichen Entwicklung der Förderung basieren auf eigenen Recherchen mit unterschiedlichen Quellen, insbe-

sondere Angaben der Fördermittelgeber im Internet (www.kfw.de, www.bafa.de), auch aus früheren Jahren. Die teils sehr de-
taillierten Bedingungen und ihre Änderungen im zeitlichen Verlauf können hier nur grob wiedergegeben werden. 

219  Die zusätzliche Zinsverbilligung des KfW-Kredits wird hier aufgrund des generell niedrigen Zinsniveaus in den Jahren bis ein-
schließlich 2021 nicht berücksichtigt. Neben dem zinsverbilligten Kredit war bis ca. 2021 auch eine direkte Zuschussförderung 
von Effizienzhäusern möglich. Das Effizienzhaus 85 darf mit seinem Primärenergiebedarf einen Wert von 85 % des entsprechen-
den Neubau-Referenzgebäudes der (früheren) Energieeinsparverordnung bzw. des (heutigen) Gebäudeenergiegesetzes nicht 
überschreiten. Beim spezifischen Transmissionswärmeverlust – einem Kennwert für den Wärmeschutz der Gebäudehülle ist der 
entsprechende Kennwert um 15 % höher: Hier dürfen also 100 % des Referenzgebäude-Kennwerts nicht unterschritten werden. 
In gleicher Weise lassen sich die Nummern-Bezeichnungen der weiteren Effizienzhausstandards interpretieren. So dürfen beim 
Effizienzhaus 55 Prozentwerte von 55 % beim Primärenergiebedarf und (55+15) % = 70 % beim Transmissionswärmeverlust im 
Vergleich zum Referenzgebäude nicht überschritten werden. In den vergangenen Jahren wurden bei der Wohngebäude-Moder-
nisierung die Standards Effizienzhaus 115 und 100 bis zum Jahr 2021, die Standards Effizienzaus 85, 70 und 55 und (mit besonde-
ren Bedingungen) das Effizienzhaus Denkmal durchgängig sowie ab 2021 das Effizienzhaus 40 gefördert. 

220  Aufgrund verschiedener Bedingungen je nach Typ des Heizsystems und möglicher Boni, z. B. für den Austausch noch funktions-
tüchtiger Öl- und Gasheizungen, konnten und können die Fördersätze bei der Wärmeversorgung gegenüber den im Text genann-
ten Anhaltswerten unterschiedlich, also auch niedriger, ausfallen. Ein Bonus von 5 % für die Erstellung eines Sanierungsfahrplans 
(eine langfristig ausgelegte Gebäude-Energieberatung) wurde und wird dabei insbesondere auch bei Wärmeschutzmaßnahmen 
an der Gebäudehülle gewährt und ist in den im Text genannten Werten nicht berücksichtigt. 

http://www.kfw.de/
http://www.bafa.de/
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Einzelmaßnahmen bei Wärmeschutz und Wärmeversorgung eingeführt, die alternativ (also nicht zusätzlich) 
zur Programmförderung in Anspruch genommen werden kann221. 
Die Inanspruchnahme der Fördermittel nahm in dieser zweiten Phase ab 2020 im Bereich der Bundesförde-
rung durch KfW/BAFA deutlich zu: Bei den Förderzusagen für Wärmeschutzmaßnahmen an der Gebäude-
hülle und für „alternative“ Wärmeerzeuger (als Einzelmaßnahmen oder Effizienzhausförderung) hat sich die 
Anzahl in den Jahren 2020/21 gegenüber der Periode 2017-2019 mehr als verdoppelt. Hinzu kommt die neue 
Förderung über das Einkommensteuergesetz, über deren Volumen (Förderzahlen, Fördermittel) hier bisher 
nichts bekannt ist.  
Bei den Wärmeschutzmaßnahmen lagen die KfW-Förderzahlen nach den im vorliegenden Projekt durchge-
führten Auswertungen und Abschätzungen in der Periode im Jahresmittel 2021-2022 um den Faktor 2,1 über 
dem Durchschnitt der Jahre 2017-2019. Bei den alternativen Wärmeerzeugern liegt dieser Faktor bei ca. 2,3 
für 2021 gegenüber 2017-2019. Ausgewertet wurden hier die jeweiligen Förderzusagen gemäß den KfW-
Förderreports der vergangenen Jahre [KfW 2017-2022] sowie das Reporting zur BEG-Förderung 2021 und 
2022 (jeweils im 4. Quartal) [BMWK 2021/22], eine Monitoringstudie für das BAFA-Marktanreizprogramm 
für 2017 bis 2019 [Zech et al. 2021] und für die Förderung von erneuerbaren Wärmeversorgungsmaßnahmen 
im Jahr 2021 Daten aus der Erneuerbare-Energien-Statistik [AGEEStat 2022]. Als alternative Wärmeerzeuger 
wurden hier von Standard-Maßnahmen (Einbau von Gas- und Ölkesseln) abweichende Modernisierungen 
des Haupt-Wärmeerzeugers (insbesondere Wärmepumpen und Biomasse-Systeme, aber auch Wärmenetz-
anschluss) betrachtet. Solarthermiesysteme als ergänzende Wärmeerzeuger wurden dabei nicht mitberück-
sichtigt.  
Für die überschlägige Umrechnung der Effizienzhausförderung in entsprechende Anzahlen von Einzel-Maß-
nahmen der Gebäudehülle und den Einbau von alternativen Haupt-Wärmeerzeugungssystemen wurden die 
im Jahr 2017 pro KfW-Effizienzhaus geförderten Maßnahmen laut [Diefenbach et al. 2018] ausgewertet. Hier 
zeigte sich, dass bei den Effizienzhausförderungen dieses Jahres fast alle Gebäudebauteile wärmetechnisch 
verbessert wurden (im Durchschnitt 3,6 der vier möglichen Maßnahmen Außenwanddämmung, Dämmung 
von Dach/Obergeschossdecke, Kellerdeckendämmung und Fenstererneuerung, jeweils ohne Berücksichti-
gung der Flächenanteils) und bei fast der Hälfte (2017: 44 %) der Effizienzhäuser alternative Haupt-Wär-
meerzeuger eingebaut wurden. Die Auswertung eines Einzeljahres stellt hier natürlich eine starke Vereinfa-
chung dar. In diesem Zusammenhang ist auch zu beachten, dass der rechnerische Anteil der KfW-Effizienz-
hausförderung an den geförderten alternativen Wärmeerzeugern relativ gering, bei den Wärmeschutzmaß-
nahmen aber erheblich ist: Rund 10 % der geförderten innovativen Haupt-Wärmeerzeuger und 45 % der 
geförderten Wärmeschutz-Maßnahmen an der Gebäudehülle entfallen nach den hier durchgeführten Aus-
wertungen im Jahr 2017 auf den Förderzweig der Effizienzhäuser. 
Die dritte und jüngste Phase seit 2022 ist durch einen Energiepreisanstieg infolge des Krieges in der Ukraine 
und ein dadurch weiter steigendes Interesse an der Energieeffizienzförderung gekennzeichnet. Die Förder-
sätze sowohl bei den Einzelmaßnahmen als auch bei der Effizienzhausförderung wurden daraufhin im Jah-
resverlauf (ab 1. September 2022) wieder reduziert: Wärmeschutzmaßnahmen an der Gebäudehülle erhal-
ten im Regelfall 15 % Förderzuschuss, bei Biomasse-Heizungen sind es inklusive Boni noch bis zu 20 % und 
bei Wärmepumpen je nach Typ bis zu 40 %. Solarthermieanlagen werden mit 25 % gefördert. Bei Effizienz-
häusern sind die Tilgungszuschüsse deutlich gesunken und betragen noch 5 % für das Effizienzhaus 85 und 
15 % für das Effizienzhaus 55. Allerdings ist gegenüber den Vorjahren ein deutlicher Anstieg der Zinsen im 
Bausektor zu verzeichnen, so dass bei den Effizienzhäusern zusätzlich der Effekt der Zinsverbilligung zu be-
achten ist, der umgerechnet einem Zuschuss von ungefähr 10 % entspricht222. Die effektive Förderhöhe der 
Effizienzhäuser liegt damit in etwa bei 15 % für das Effizienzhaus 85 und 25 % für das Effizienzhaus 55, also 
wieder ungefähr in der Größenordnung der Periode bis 2019 bzw. etwas niedriger. Unverändert bezüglich 

                                                           
221  Diese Förderung nach § 35c des Einkommensteuergesetzes wird – unabhängig vom individuellen Steuersatz – verteilt über drei 

Jahre ausgezahlt, indem die Steuerschuld entsprechend reduziert wird. 
222  Abschätzungen des IWU basierend auf der Annahme eines Zinssatzes von 1,5 % mit fünf tilgungsfreien Anlaufjahren für KfW-

Kredite und eines Vergleichszinssatzes von 3,5 % für übliche Kredite im Baubereich (ohne Zinsverbilligung). 
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der Förderhöhe von 20 % (allerdings mit Anpassungen bei den förderfähigen Maßnahmen) ist die Förderung 
über die Einkommensteuer geblieben. 
Der Effekt der Veränderungen bei den allgemeinen Rahmenbedingungen und Fördersätzen lässt sich auf-
grund der zeitlichen Verschiebung zwischen Förderanträgen und Zusagen in den dokumentierten Werten für 
die Förderzusagen des Jahres 2022 noch nicht ableiten. Immerhin ist festzustellen, dass beim Wärmeschutz 
die Förderzahlen 2022 gegenüber dem Vorjahr auf einem ähnlichen Niveau geblieben sind und insbesondere 
bei der Wärmepumpenförderung weiterhin ein starker Anstieg zu verzeichnen ist: Allein bei der BEG-Einzel-
maßnahmenförderung wurden 2022 etwa dreimal so viele Förderzusagen erteilt wie 2021. Die Inanspruch-
nahme der steuerlichen Förderung ist hier weiterhin nicht bekannt. 
Zusammenfassend lässt sich feststellen, dass die Zunahme der Fördersätze ab 2020 offensichtlich zu einem 
deutlichen Anstieg der Inanspruchnahme der Energieeffizienzförderung bei der Wohngebäudemodernisie-
rung geführt hat. Von einem neuen Gleichgewicht kann angesichts der aktuellen schnellen Veränderungen 
der Fördersätze und weiterer relevanter Rahmenbedingungen (veränderliche Energiepreise und steigende 
Zinsen, daneben aber auch steigende Preise für Energieeffizienzmaßnahmen) allerdings nicht gesprochen 
werden, so dass die beobachteten Zahlen kaum im Hinblick auf den für die Modellentwicklung sehr relevan-
ten Zusammenhang von Förderhöhe und Förderinanspruchnahme zu interpretieren sind. 
Diese Interpretation wird außerdem dadurch erschwert, dass aufgrund des zeitlichen Auseinanderfallens von 
Antragstellung, Maßnahmendurchführung und Förderzusage kein unmittelbarer Zusammenhang zwischen 
den jeweiligen empirischen Daten hergestellt werden kann. Davon abgesehen ist zu konstatieren, dass diese 
Daten generell lückenhaft sind: So liegen hier noch keine Informationen zu dem neuen Förderzweig über die 
Einkommensteuer vor. In erster Linie aber fehlen überhaupt aktuelle Daten über die generelle Entwicklung 
von Modernisierungsmaßnahmen im Gebäudebestand, die – wie oben beschrieben – in der Vergangenheit 
zumeist ohne Förderung durchgeführt wurden223. Vor diesem Hintergrund lässt sich weder die grundlegende 
Frage beantworten, ob und welche Fortschritte bei der energetischen Modernisierung im Wohngebäude-
sektor in den letzten Jahren insgesamt erreicht wurden, noch die ebenfalls und gerade auch für das vorlie-
gende Forschungsvorhaben sehr relevante Frage, welchen Anteil den Fördermaßnahmen dabei zukommt. 
Vor diesem Hintergrund wäre eine wichtige Aufgabe eines zukünftigen Bestandsmonitorings darin zu sehen, 
nicht nur die Gesamtentwicklung nachzuvollziehen, sondern gleichzeitig mit abzufragen, welche Fördermittel 
für welche Maßnahmen in Anspruch genommen wurden, so dass die direkte Verknüpfung (wenn auch noch 
nicht der ursächliche Zusammenhang) zwischen Maßnahmendurchführung und Förderung erfasst werden 
kann.  

                                                           
223  Immerhin kann bezüglich der elektrischen Wärmepumpen festgehalten werden, dass bei dieser Technologie, die einerseits in der 

Vergangenheit kaum eine Rolle im Gebäudebestand gespielt hat [Cischinsky/Diefenbach 2018], andererseits als sehr relevant für 
die Erreichung der Klimaschutzziele bei der Wärmeversorgung angesehen wird, in den letzten Jahren ein erheblicher Zuwachs 
der Absatzzahlen auch bei der Bestandsmodernisierung festzustellen ist. Dabei wurden noch in den Jahren 2010-2019 grob ge-
sprochen im Mittel etwa 30.000 Anlagen pro Jahr erreicht. Seit 2020 ist hier ein starker Anstieg zu verzeichnen, so dass 2020 
knapp 70.000, 2021 etwa 100.000 und 2022 (Prognosewert) 175.000 Anlagen bei der Bestandsmodernisierung (hier nicht diffe-
renziert nach Wohn- und Nichtwohngebäuden) installiert wurden [BWP 2023]. Unter der Annahme eines Wohngebäudebestan-
des von rund 19 Mio. Gebäuden (s.o.), einer gleichbleibenden Erneuerungsrate beim Haupt-Wärmeerzeuger von 3 %/a (s.o.) und 
einer Dominanz des Wohngebäudesektors bei der Wärmepumpeninstallation ergäbe sich nach diesen Zahlen grob geschätzt ein 
Anstieg des Wärmepumpenanteils bei der Heizungsmodernisierung von rund 5 % (vor 2020) auf 30 % (2022). Jedenfalls kann 
davon gesprochen werden, dass sich eine Strukturänderung bei der Heizungsmodernisierung – deren Ausbleiben in [Diefen-
bach/Cischinsky 2018] angesichts dominierender Gas- und Ölkessel unter den Neugeräten noch festgestellt worden war – in 
diesen neuen Zahlen inzwischen abzeichnen könnte. 
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: Modellierung der allgemeinen Mietpreisentwicklung 
Die zeitliche Entwicklung der wohnflächenbezogenen Mieten (im vorliegenden Kapitel: Netto-Kaltmieten 
ohne kalte und warme Betriebskosten) ergibt sich im Modell aus drei Komponenten (s. Kapitel 1.3.4): 

1. allgemeiner Mietpreisanstieg (ΔkM,alllg)  
Hier wird für die Jahre bis 2022 der Mietpreisindex des Statistischen Bundesamtes herangezogen. Es 
handelt sich um einen hedonischen, d. h. qualitätsbereinigten Index, mit dem das Ziel verfolgt wird, 
denjenigen Anteil der Mietsteigerungen zu erfassen, der bei gleichbleibender Qualität bzw. gleich-
bleibendem Zustand zu verzeichnen ist. Qualitätsverbesserungen durch (energetische oder nicht 
energetische) Modernisierungen werden also nicht berücksichtigt (vgl. [Behrmann / Goldhammer 
2017]). Der durchschnittliche allgemeine Mietpreisanstieg von einem Jahr zum nächsten wird im Si-
mulationsmodell gleichermaßen allen Mietwohnungen zugeordnet. 

2. Mietpreisanstieg durch energetische Modernisierungsmaßen (ΔkM,Emod): 
Diese Komponente wird im Modell gemäß den im jeweiligen Gebäude durchgeführten Maßnahmen 
explizit berechnet und in der entsprechenden Höhe den Einzelwohnungen gemäß den im jeweiligen 
Gebäude durchgeführten Maßnahmen zugeordnet. 

3. Mietpreisanstieg durch nicht-energetische Modernisierungsmaßnahmen (ΔkM,NEmod):  
Hierfür liegen keine geeigneten empirischen Quellen vor. Im Modell wird daher ein „Platzhalter-
Wert“ verwendet, der im Folgenden näher erläutert wird. Die entsprechenden mittleren Mietsteige-
rungen werden wie beim allgemeinen Mietpreisanstieg auf alle Mietwohnungen gleichmäßig umge-
legt. 

Im Folgenden wird der Mietpreisindex des Statistischen Bundesamtes für die Jahre 2010-2018 betrachtet. 
Hier ergibt sich eine relative Entwicklung des Indexwertes Irel = 1,041/0,937 = ca. 1,11. Daraus resultiert in 
diesem Zeitraum eine mittlere jährliche (qualitätsbereinigte) Mietsteigerungsrate von 1,11(1/8) – 1 = ca. 1,3 %. 
Auch für die Teilperiode 2010-2016 ergibt die entsprechende Auswertung gerundet die gleiche jährliche Rate. 
Die Modellierung der energetisch bedingten Mietpreiserhöhungen für die Jahre 2010-2016 mit dem Basispa-
rametersatz aus Kapitel 2.4 führt zu einem mittleren jährlichen Mietpreisanstieg von ca. 0,48 €/m²a. Dieser 
ist hier zu Vergleichszwecken als Mittelwert über den gesamten Mietwohnungsbestand angegeben, d. h. die 
absoluten Mietpreisanstiege aufgrund energetischer Modernisierung wurden durch die gesamte Mietwohn-
fläche dividiert. Würde man nur diejenigen Mietwohngebäude betrachten, in denen tatsächlich energetische 
Modernisierungen durchgeführt wurden, so läge der entsprechende Mietpreisanstieg dort deutlich höher 
(mit starken individuellen Unterschieden je nach durchgeführten Maßnahmen). 
Es stellt sich nun die Frage, ob der modellierte mittlere energetische Mietpreisanstieg von 0,48 €/m²a plau-
sibel erscheint. Insbesondere soll zunächst geprüft werden, ob in den Modellrechnungen – in denen nicht 
eine maximale Ausschöpfung der mietrechtlichen Spielräume, sondern eine Orientierung an der Warmmie-
tenneutralität angenommen wird (mit Zusatzterm fEmod = 0,15 s. Kapitel 1.3.4), keine Unterschätzung des 
tatsächlichen Wertes vorliegt. Vor diesem Hintergrund wird hier großenteils unabhängig von den Modell-
rechnungen eine Abschätzung einer Obergrenze für den (über die gesamte Mietwohnfläche gemittelten) 
„energetisch bedingten“ Mietpreisanstieg durchgeführt: 
In [Enseling 2016] werden Gesamtkosten für die energetische Komplettmodernisierung (Heizung und Wär-
meschutz) von Mehrfamilienhäusern (inklusive Instandhaltungsanteilen) von ca. 300 €/m²a für den „Effizi-
enzhaus-100“-Standard (etwa damaliges Neubauniveau) bzw. von ca. 400 €/m² für den noch ehrgeizigeren 
„Effizienzhaus-70“-Standard angegeben. Unter Annahme des oberen Wertes von 400 €/m² und einer über 
alle Bauteile gemittelten energetischen Modernisierungsrate von 1 %/a im Betrachtungszeitraum 2010-2016 
ergeben sich mittlere Investitionskosten von 4 €/m²a. Da die Rate bei der Modernisierung der Wärmeversor-
gung bei 3 %/a liegt, müssen zu 2%/a zusätzliche Fälle mit Erneuerung der Wärmeversorgung berücksichtigt 
werden. In der Regel ist hier von einer Kesselerneuerung auszugehen. Die Kosten hierfür werden in Anleh-
nung an Tabelle 12 in Anhang B.3 zu 40 €/m² angenommen. Die Durchführung in 2 % der Fälle führt damit zu 
Kosten von 0,08 €/m²a. Insgesamt liegen die Investitionskosten also bei 4,8 €/m²a im Durchschnitt über alle 
Mietwohngebäude. 
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Diese Betrachtung stellt insofern eine Vereinfachung dar, als bezüglich des Wärmeschutzes immer von einer 
Komplettmodernisierung aller Bauteile mit einer Rate von 1%/a ausgegangen wurde. Tatsächlich aber lagen 
im Betrachtungszeitraum unterschiedliche Raten vor, die insbesondere bei den teuersten Maßnahmen, näm-
lich Fenstern und Dächern, am höchsten waren (vgl. Kapitel 2.4). Vor diesem Hintergrund wurde die Abschät-
zung noch einmal mit den Modellkosten für Wärmeschutz und Wärmeversorgung laut Anhang B.3 und den 
individuellen jährlichen Modernisierungsraten für die Einzelbauteile, die Erneuerung des Haupt-Wär-
meerzeugers, die Erneuerung der Wärmeverteilung und die Installation von Solarthermieanlagen durchge-
führt. Auf diesem Wege (also mit anderen Modernisierungsraten und anderen Kostendaten) ergab sich am 
Ende ein etwas höherer Wert von 5,2 €/m²a für die mittlere Investition in energetische Modernisierungs-
maßnahmen im Mietwohnungsbestand (bezogen auf die gesamte Wohnfläche in Mietwohnungen), der für 
die weitere Abschätzung angesetzt wird. 
Die Mieterhöhung aufgrund dieser Kosten ist durch die in § 559 BGB festgelegte Modernisierungsumlage 
begrenzt. Diese beträgt aktuell 8 % der Investitionskosten, im Zeitraum 2010-2016 (bis zur Mietrechtsreform 
2019) waren es aber noch 11 %, so dass dieser höhere Wert hier angesetzt wird. Auf dieser Grundlage er-
rechnet sich der Vergleichswert für die jährliche Mieterhöhung aufgrund energetischer Modernisierung zu 
0,57 €/m²a (gemittelt über die gesamte Mietwohnungsfläche, also auch Fälle ohne Modernisierung). Dabei 
handelt es sich um die Abschätzung eines Maximalwerts, denn erstens beschreibt die 11 %-Umlage des § 559 
eine Obergrenze für die mögliche Mieterhöhung, die auch unterschritten werden kann, und zweitens dürfen 
Vermieter im Allgemeinen nicht (wie hier angenommen) die vollständigen Investitionskosten von Energie-
sparmaßnahmen umlegen, sondern nur die Mehrkosten, die über ohnehin notwendige Sanierungskosten 
hinausgehen. 
Vor diesem Hintergrund ist zu konstatieren, dass die im Modell ermittelte Mietpreiserhöhung von ca. 0,48 
€/m²a unterhalb der geschätzten Obergrenze von 0,57 €/m²a und damit in einem plausiblen Bereich liegt. 
Gleichzeitig ist festzustellen, dass die Entfernung zur Obergrenze nicht sehr groß ist, so dass also kaum davon 
ausgegangen werden kann, dass in den Modellrechnungen die energetische Modernisierungsmieterhöhung 
stark unterschätzt würde. 
Als fehlender Baustein für die vollständige Modellierung der Mietpreisentwicklung ist nun noch ein Ansatz 
für die dritte Komponente, nämlich die Mieterhöhung aufgrund nicht-energetischer Modernisierungsmaß-
nahmen, zu finden. Direkte empirische Erkenntnisse liegen hierzu nicht vor. Eine mögliche Lösung besteht 
darin, den Gesamtmietanstieg zu untersuchen und den Anteil der nicht-energetischen Modernisierungen aus 
der Differenz dieses Gesamtanstiegs zu den beiden anderen Komponenten (allgemeiner und energetisch be-
dingter Anstieg) zu ermitteln. Die Entwicklung der (auf die Wohnfläche bezogenen) Gesamtmiete im Gebäu-
debestand wurde dabei auf folgendem Wege abgeschätzt:  
Die Daten der Einkommens- und Verbrauchsstichprobe (EVS) wurden für die Jahre 2013 und 2018 analysiert. 
Um für die gewünschte Auswertung nur Bestandsmieten ohne Neubau zu betrachten, wären hier in der EVS 
2018 idealerweise nur die Gebäude mit Baujahren bis 2013 zu berücksichtigen. In den Auswertungen konnte 
dies jedoch so nicht durchgeführt werden, da das Baujahr nur in mehrjährigen Intervallen angegeben ist224. 
Vor diesem Hintergrund wurden zwei Fälle betrachtet: Die Durchschnittsmieten 2013 wurden im ersten Fall 
mit den Durchschnittsmieten 2018 für alle Gebäude, im zweiten Fall nur mit den Durchschnittsmieten 2018 
für Gebäude bis Baujahr 2010 verglichen. Im ersten Fall findet also eine Überschätzung des Preisanstiegs der 
Bestandsgebäude statt, da auch die Neubauten ab 2014 berücksichtigt werden. Im zweiten Fall liegt dagegen 
eine Unterschätzung vor, da im Datenbestand der EVS 2013 auch die Baujahre 2011, 2012 und 2013 enthal-
ten sind. Im Ergebnis erhält man im ersten Fall einen mittleren jährlichen Mietpreisanstieg von ca. 2,2-
2,3 %/a, im zweiten Fall von ca. 1,9-2,0 %/a225. Vor diesem Hintergrund wird für die weitere Auswertung ein 

                                                           
224  Die EVS 2018 fasst die jüngsten Gebäude entlang ihres Baujahres in der Klasse „2011 oder später“ zusammen, während die EVS 

2013 die Klasse „2001 oder später“ vorsieht. Es war also nicht möglich, in der EVS 2018 die Gebäude mit Baujahren ab 2014 oder 
in der EVS 2013 die Gebäude mit Baujahren bis einschließlich 2010 zu identifizieren. 

225  Die leicht unterschiedlichen Ergebnisse innerhalb eines Falles ergeben sich je nachdem, ob mietfrei Wohnende in die Auswertung 
mit einbezogen werden. 
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Anhaltswert von 2,1 %/a (etwas näher am zweiten Fall) für den jährlichen Gesamt-Mietpreisanstieg im Ge-
bäudebestand (ohne Neubau) angenommen. 
Zum Vergleich wird für den Zeitraum 2013-2018 der Mietpreisanstieg mit dem Simulationsmodell (statischer 
Ansatz mit konstantem Gebäudebestand) berechnet, und zwar unter Berücksichtigung der ersten beiden 
Komponenten (allgemeiner und energetisch bedingter Preisanstieg), aber ohne die dritte Komponente 
(nicht-energetische Modernisierung). In dieser Berechnung ergibt sich für 2013-2018 eine mittlere jährliche 
Mietsteigerung von ca. 1,9 % (erste und zweite Komponente des Mietpreisanstiegs). 
Als Schätzwert für die dritte Komponente, also die Mieterhöhung aufgrund nicht energetisch bedingter Mo-
dernisierungsmaßnahmen, wird vor diesem Hintergrund in den Modellanalysen 2018-2023 der Differenzwert 
(2,1 – 1,9) %/a = 0,2 %/a angesetzt. Angesichts der geschilderten Unsicherheiten handelt es sich hier um 
einen sehr groben Schätzwert, der lediglich dazu dient, die dritte Komponente in den Modellrechnungen 
nicht komplett zu vernachlässigen, was andernfalls zu einer systematischen Unterschätzung der Mietkosten 
im Zeitverlauf führen würde. Verlässliche Aussagen zur tatsächlichen Höhe der nicht-energetischen Moder-
nisierungsmieterhöhung im Gebäudebestand lassen sich auf dieser Grundlage nicht treffen. 
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: Einfluss der steuerlichen Abschreibung bei Vermietern 
Vermieter können Investitionskosten in ihre Gebäude, insbesondere auch in Klimaschutzmaßnahmen, grund-
sätzlich als Werbungskosten geltend machen, also steuerlich abschreiben. Auf den ersten Blick ist dies im 
Vergleich zu Selbstnutzern eine zusätzliche Förderung226. Auf den zweiten Blick wird aber klar, dass Vermieter 
die Mietmehreinnahmen, über die sie sich refinanzieren, versteuern müssen, während Selbstnutzer sich über 
nicht zu versteuernde Energiekosteneinsparungen refinanzieren, so dass die vermeintliche steuerliche För-
derung der Vermieter hier zunächst einmal lediglich für den notwendigen Ausgleich sorgt. Vor diesem Hin-
tergrund wurden im Projekt exemplarische Analysen zum Vergleich der Situation von Vermietern und selbst-
nutzenden Gebäudeeigentümern durchgeführt. Die Ergebnisse sind hier zusammengefasst.  
Speziell im Fall einer warmmietenneutralen Mieterhöhung kann gezeigt werden, dass bei Verwendung eines 
einfachen Wirtschaftlichkeitsmodells (entsprechend dem Basismodell zur Investitionsentscheidung von Ge-
bäudeeigentümern) der Break-Even-Punkt, ab dem eine Energiesparmaßnahme sich für den Investor rech-
net, unter sonst gleichen Bedingungen (insbesondere gleiche Amortisationszeit) für Selbstnutzer und Ver-
mieter gleich ist. Auch die Förderhöhe, die benötigt wird, um eine kostenintensive Maßnahme wirtschaftlich 
zu machen, ist identisch. 
Bei komplexeren Ansätzen für die Wirtschaftlichkeitsberechnung (z. B bei Ansatz von über die Jahre anfallen-
den Finanzierungskosten) können sich allerdings Abweichungen ergeben, und zwar sowohl zwischen Selbst-
nutzern und Vermietern als auch zwischen den unterschiedlichen Vermietertypen. 
Für den Modellansatz im Simulationsmodell ist dies allerdings unproblematisch: Es wird hier ohnehin davon 
ausgegangen, dass die verschiedenen Typen von Gebäudeeigentümern aufgrund ihrer jeweiligen Situation 
und Perspektive bei Wirtschaftlichkeitsabwägungen unterschiedlich zu behandeln sind. Im Modell wird dies 
durch Ansatz unterschiedlicher Amortisationszeiten für die jeweiligen Gruppen (Selbstnutzer, Privatvermie-
ter, Wohnungswirtschaft, Eigentümergemeinschaften) berücksichtigt. Steuerliche Aspekte sind dabei nur ei-
ner von vielen möglichen Einflussfaktoren auf die Amortisationszeit. 
Darüber hinaus kann die steuerliche Abschreibung bei detaillierteren Wirtschaftlichkeitsbetrachtungen aller-
dings auch innerhalb einer Eigentümergruppe differenzierte Auswirkungen auf die wirtschaftliche Attraktivi-
tät verschiedener Maßnahme haben, etwa wegen unterschiedlicher Steuersätze oder aufgrund der beiden 
unterschiedlichen Abschreibungswege, die das Steuersystem vorsieht. Je nach Ausgangssituation ist nämlich 
entweder die Sofortabschreibung der Kosten (im ersten Jahr oder gegebenenfalls über wenige Jahre verteilt) 
oder die sogenannte Aktivierung durchzuführen (jährliche Anrechnung von 2 % der Investitionskosten als 
Werbungskosten verteilt über 50 Jahre). Im Regelfall (nicht aber unbedingt in jeder denkbaren Situation) ist 
die Sofortabschreibung für den Vermieter attraktiver – insbesondere weil sofortige Geldflüsse im Allgemei-
nen höher bewertet werden als gleich hohe Geldflüsse in späteren Jahren.  
Auch individuelle Unterschiede innerhalb einer Eigentümergruppe werden aber im Mikrosimulationsmodell 
zumindest pauschal berücksichtigt, indem nämlich nicht etwa allen Eigentümern einer Gruppe (z. B. allen 
privaten Vermietern) ein identischer Wert der Amortisationszeit zugewiesen wird, sondern per Zufallsver-
fahren vielmehr individuell unterschiedliche Werte angesetzt werden, die um einen Mittelwert streuen. 
Diese Streuung muss zwar weitgehend willkürlich angenommen werden, kann also die steuerlichen Mecha-
nismen nicht explizit berücksichtigen. Vor dem Hintergrund der Vermutung, dass hier für die im Einzelfall 
anzusetzende Amortisationszeit sehr viele weitgehend unbekannte Einflussfaktoren eine Rolle spielen (nicht 
allein Steuersatz und Abschreibungsweg, sondern z. B. auch individuelle, nicht monetarisierbare Präferen-
zen), erscheint ein solcher vereinfachter Ansatz aus aktueller Sicht aber als gerechtfertigt und ohne Alterna-
tive. 

                                                           
226  Dies gilt auch im Hinblick auf die 2020 eingeführte, über steuerliche Rückzahlungen durch die Finanzämter abgewickelte Energie-

sparförderung von Selbstnutzern: Diese wird nämlich nur alternativ zu einer gleich oder ähnlich hohen Zuschuss- und Kreditför-
derung in der „Bundesförderung effiziente Gebäude“ (KfW bzw. BAFA) gewährt, welche den Vermietern parallel zur steuerlichen 
Abschreibung bzw. parallel zum Werbungskostenabzug ebenfalls offensteht. 
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Zu beachten ist schließlich noch die Frage, ob sich durch Unterschiede in der steuerlichen Behandlung – ins-
besondere aufgrund der beiden genannten Wege Sofortabschreibung und Aktivierung – im individuellen Fall, 
also bei der Modellierung der Entscheidung eines konkreten Gebäudeeigentümers mit bekannten Randbe-
dingungen und feststehender Amortisationszeit, Unterschiede zwischen den vorliegenden Investitionsalter-
nativen ergeben können. Dies wäre z. B. dann der Fall, wenn bestimmte Maßnahmenpakete der (zumeist 
weniger attraktiven) Aktivierung unterliegen würden, andere dagegen nicht. 
Die genauere Betrachtung dieser Frage zeigt allerdings, dass eine solche Situation zumindest im Regelfall 
nicht eintreten sollte. Vereinfacht gesprochen, ist eine Aktivierung nämlich dann erforderlich, wenn entwe-
der bei umfangreicheren Modernisierungsmaßahmen der Erwerb des Mietshauses weniger als drei Jahre 
zurückliegt oder – unabhängig vom Erwerbsjahr – bei der Modernisierung insgesamt ein Standardsprung er-
reicht wird. Als Standardsprung wird aber weitgehend keine ökologische Verbesserung (also die Energieein-
sparung), sondern vielmehr eine Verbesserung des Wohnwerts aufgefasst: Der Fall liegt grob gesprochen 
dann vor, wenn eine Erhöhung des Gebäudegebrauchswerts bei mindestens drei der vier Ausstattungsmerk-
male Heizungsanlage, Sanitäranlage, Elektroinstallation und Fenster resultiert. Wärmeschutzmaßnahmen 
(ausgenommen der Übergang von Ein- auf Zweischeibenverglasung bzw. von Zwei- auf Dreischeibenvergla-
sung) sind dabei nicht betroffen. Im Fall der Heizung ist für die Erhöhung des Gebrauchswerts ebenfalls nicht 
eine ökologische oder energetische Verbesserung (z. B effizienterer Heizkessel, ergänzende Solaranlage), 
sondern vielmehr der Beheizungskomfort ausschlaggebend (Übergang von Ofen- zu Zentralheizung, aufwän-
dige regelungstechnische Ausstattung). 
Vor diesem Hintergrund ist somit zu konstatieren, dass die Frage, ob aus steuerlicher Sicht eine Sofortab-
schreibung oder aber eine Aktivierung erfolgt, in erster Linie von der vorliegenden Grundkonstellation ab-
hängt (Zeitpunkt des Gebäudeerwerbs, Durchführung einer grundlegenden und umfassenden Wohnwertver-
besserung am Gebäude) und nicht von den in dieser Situation durchgeführten Energiesparmaßnahmen. 
Lediglich in besonderen Fällen ließe sich hier noch eine direkte Abhängigkeit vom Maßnahmenpaket konstru-
ieren, etwa wenn man unterstellen würde, dass bei der Fenstererneuerung vielleicht wieder eine 2-Scheiben-
Verglasung statt der (heute fast schon üblichen) Drei-Scheiben-Verglasung eingebaut wird, weil dadurch viel-
leicht aus steuerlicher Sicht der Standardsprung und damit die Aktivierung gerade noch vermieden werden 
könnte. Die Annahme eines solchen Mechanismus erschiene allerdings angesichts der insgesamt komplexen 
Entscheidungssituation als sehr „konstruiert“: Es ist nämlich zu erwarten, dass bei der Auswahl des durchge-
führten Maßnahmenpakets viele weitere Überlegungen eine Rolle spielen können, die einem solchen Me-
chanismus auch entgegenlaufen können. So ist zu vermuten, dass der Realisierung eines Standardsprungs 
eine Grundsatzentscheidung des Eigentümers für eine umfassende Wohnwertverbesserung vorausgeht. 
Weiterhin ist zu vermuten, dass in diesen Fällen häufig die (in Mietwohngebäuden selten zu erreichende) 
Situation eines weitgehenden Leerstands des Gebäudes vorliegt. In so einer Situation wird der Eigentümer 
möglicherweise ohnehin geneigt sein, die Chance für sehr weitgehende und umfassende (auch energetische) 
Maßnahmen an seinem Gebäude zu ergreifen, die sich ihm im bewohnten Zustand so schnell vielleicht nicht 
wieder bieten würden227. Es ist daher nicht davon auszugehen, dass eine tiefgreifende Gebäudemodernisie-
rung mit Wohnwertverbesserung aufgrund der dadurch ausgelösten Aktivierung die Attraktivität für Ener-
gieeffizienzmaßnahmen generell verschlechtert. Vielmehr stehen den (denkbaren) steuerlichen Nachteilen 
womöglich in vielen Fällen reduzierte (wenn auch schwer quantifizierbare) Rüstkosten für die energetische 
Erneuerung gegenüber. 
Vor diesem Hintergrund erscheint es insgesamt gerechtfertigt, im Sinne notwendiger Vereinfachungen die 
speziellen steuerlichen Abschreibungsmöglichkeiten bei Mietwohngebäuden im Modell nicht explizit zu be-
rücksichtigen. 

                                                           
227  Auch bei tiefgreifender Modernisierung im bewohnten Zustand wäre eine ähnliche Abwägung denkbar: Hier erscheint es gege-

benenfalls sinnvoll, die Bewohner nur einmalig mit einem großen (auch energetischen) Maßnahmenpaket zu konfrontieren, als 
sie zu einem späteren Zeitpunkt vielleicht nochmals störenden Energiespar-Baumaßnahmen auszusetzen. 
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: Analysen zur demografischen Entwicklung 
Autor: Dr. Philipp Deschermeier 
Der Anhang F dokumentiert Beiträge von Dr. Philipp Deschermeier (wissenschaftlicher Mitarbeiter am IWU 
bis September 2022) zur Entwicklung des dynamischen Modells im vorliegenden Projekt 

F.1  Hintergrund: Demografische und gesellschaftliche Entwicklung 
Die Dynamisierung des Mikrosimulationsmodells beziehungsweise die dynamische Modellierung der zukünf-
tigen Entwicklung erfordert eine Vorausberechnung der Entwicklung der Anzahl der Haushalte bis 2035. Da-
bei soll nicht nur eine aggregierte Haushaltszahl modelliert werden, sondern verschiedene Haushaltstypen 
sollen unterschieden werden. Diese sollen sich im Alter des Haushaltsvorstands sowie in der Größe des Haus-
halts unterscheiden. Die Vorausberechnung ist erforderlich, da sich die Anzahl und die Struktur der Haushalte 
durch die demografische Entwicklung in den kommenden Jahren stark verändern werden. Denn der demo-
grafische Wandel bewirkt einen gesellschaftlichen und makroökonomischen Strukturwandel (Börsch-Supan 
2007), obwohl die lange Zeit erwartete Schrumpfung der Bevölkerung in Deutschland in den kommenden 
Jahrzehnten ausbleiben wird, wie die im Juni 2019 veröffentlichte 14. koordinierte Bevölkerungsvorausbe-
rechnung des Statistischen Bundesamtes zeigt (Statistisches Bundesamt 2019). Zu ähnlichen Ergebnissen ka-
men bereits frühere Prognoserechnungen (wie beispielsweise Deschermeier (Deschermeier 2016), Vanella 
und Deschermeier (Vanella und Deschermeier 2020) und Fuchs et al. (2018)). Dennoch bleibt die Alterung 
die zentrale gesellschaftliche Herausforderung der Zukunft (BMI 2017). 
Neben der Zuwanderung von Flüchtlingen 2015 und 2016 prägten die innereuropäische Zuwanderung insbe-
sondere durch die EU-Arbeitnehmerfreizügigkeit sowie die Folgen der europäischen Schuldenkrise die de-
mografischen Rahmenbedingungen. Hinzu kam ein Anstieg der Geburten, der bis 2016 anhielt und seitdem 
in etwa auf dem gleichen Niveau verbleibt. Jedoch liegt die Anzahl der Kinder, die eine Frau in ihrem Leben 
bekommt, mit etwa 1,54 (2020) nach wie vor deutlich unterhalb des Bestanderhaltungsniveaus von 2,1 Kin-
dern. Deutschland würde ohne Zuwanderung somit schrumpfen.  
Für Wohnungsmarktanalysen relevant ist die Ebene der Haushalte, denn die Wohnungsnachfrage geht nicht 
von Einzelpersonen, sondern von Haushalten aus. In der Gesellschaft vollzieht sich ein Trend zu kleineren 
Haushalten, der sich in der Zukunft voraussichtlich fortsetzen wird (Deschermeier und Henger 2020). Dies 
hat unterschiedliche Gründe. Insbesondere die Alterung der Gesellschaft führt dazu, dass zukünftig mehr 
Menschen in einem Alter sein werden, in dem die Kinder aus dem Haushalt ausgezogen sind oder ein Partner 
bereits verstorben ist. Außerdem verstärkt die Akademisierung die Entwicklung. So gibt es in Deutschland 
gegenwärtig mit etwa 3 Millionen (Stand Wintersemester 2020/2021) ein Rekordniveau an Studierenden. 
Entsprechend wird die Anzahl an Akademikern auf dem Arbeitsmarkt zukünftig steigen (Deschermeier und 
Seipelt 2016). Eine zentrale Herausforderung des Arbeitsmarktes an Akademiker ist deren berufliche Mobili-
tät. Entsprechend wird es vermehrt sogenannte „living apart together“-Lebensmodelle geben, bei denen ein 
Partner berufsbedingt einen anderen (Zweit-)Wohnsitz hat als der andere (Deschermeier und Henger 2015). 
Vor diesem Hintergrund sind auch Auswirkungen auf die Mobilität und ein Zusammenhang mit der Umzugs-
bereitschaft älterer Menschen zu erwarten. Denn die zukünftige Seniorengeneration ist sich bewusst, dass 
ihre Kinder mehrheitlich an einem anderen Wohnort wohnen werden als sie selbst und somit nicht mehr zur 
Unterstützung oder Pflege im Alter zu Verfügung stehen werden. Gleichzeitig ist der Wunsch dokumentiert, 
möglichst lange eigenständig und selbstbestimmt leben und wohnen zu können (Deschermeier et al. 2015). 
Vor diesem Hintergrund ist eine zunehmende Umzugsbereitschaft bei den zukünftigen Senioren zu erwarten. 
Dennoch werden Remanenzeffekte, also (zu) viel Wohnfläche pro Person, zukünftig zu beobachten sein (De-
schermeier und Henger 2020). Ein Beispiel hierfür ist ein Haushalt von ursprünglich 4 Personen (Eltern mit 2 
Kindern) in einem EFH. Nachdem die Kinder ausgezogen sind und nach einer Scheidung oder einem Todesfall 
verbleibt im (nun zu groß gewordenen) Haus nur eine Person. Dieser Remanenzeffekt bildet nach wie vor ein 
zentrales Problem für das Wohnen im Alter, insbesondere, da gegenwärtig (Stand 2018) eine Versorgungs-
lücke von 2,4 Millionen altersgerechten Wohnungen besteht; für 2035 sind vom Institut Wohnen und Umwelt 
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2 Millionen fehlende altersgerechte Wohnungen prognostiziert worden (Deschermeier et al. 2020). Das Aus-
maß dieses gesellschaftlichen Problems wird durch das Allokationsproblem verschärft, da nicht jeder Haus-
halt mit konkretem Bedarf auch eine altersgerechte Wohnung auf einem freien Wohnungsmarkt bekommen 
wird. 

F.2  Demografische Entwicklung bis 2035 
Zwar ist die Untersuchungseinheit des Mikrosimulationsmodells die Haushaltsebene. Die Vorausberechnung 
der Haushalte erfordert aber in einem vorgelagerten Schritt eine Bevölkerungsprognose als Grundlage. Da-
tengrundlage der nachfolgenden Vorausberechnung bildet die Variante 2: „Moderate Entwicklung der Ferti-
lität, Lebenserwartung und Wanderung“ der 14. koordinierten Bevölkerungsvorausberechnung des Statisti-
schen Bundesamtes. Diese bildet die Bevölkerung differenziert nach Altersjahren und Geschlecht für den hier 
relevanten Prognosehorizont bis 2035 ab. Eine alters- und geschlechtsdifferenzierte Ausgangsbevölkerung 
wird mit Annahmen über die Entwicklung der demografischen Einflüsse Fertilität, Mortalität sowie über die 
Nettomigration fortgeschrieben. Auf dieser Grundlage erfolgt eine Vorausberechnung der Haushalte auf Ba-
sis eines im IWU entwickelten Modells (Kirchner und Rodenfels 2017; Deschermeier et al. 2020). 
Abbildung 79 zeigt die Entwicklung der vorausberechneten Bevölkerung und die Anzahl der Wirtschaftshaus-
halte bis 2035. Die Bevölkerung steigt bis 2025 auf etwa 83,7 Millionen Personen an. In den Folgejahren reicht 
die Zuwanderung nicht mehr aus, um den negativen Saldo aus Geburten und Sterbefällen auszugleichen. Bis 
2035 fällt der Bevölkerungsstand auf etwa 82,8 Millionen Personen und damit unter den gegenwärtigen 
Stand. Vergleichbar steigt bis Mitte der 2020er Jahre auch die Anzahl der Haushalte von 41,2 Millionen (2018) 
auf 41,9 Millionen. Die Alterung der Gesellschaft bewirkt in den Folgejahren jedoch eine sinkende durch-
schnittliche Haushaltsgröße, die Anzahl der Haushalte entwickelt sich dadurch nicht wie die Bevölkerung 
rückläufig, stattdessen bleiben die Haushaltszahlen bis 2035 mit 41,8 Millionen näherungsweise stabil. 
 

 
Quelle: Deschermeier et al. (2020): Statistisches Bundesamt und eigene Berechnungen. 
Abbildung 79:  Vorausberechnung der Bevölkerung (14. koordinierte Bevölkerungsvorausberechnung) 

und der Haushalte (Eigene Prognose) 
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F.3  Haushaltsbegriff in der Haushaltsprognose  
Berechnung über Haushaltsvorstandsquoten 
Die Schätzung der Wirtschaftshaushalte als Grundlage der Haushaltsprognose erfolgt über die Haushaltsvor-
standsquoten228. Die Modellrechnung, um aus der Anzahl der Einzelpersonen die Anzahl der Haushalte ab-
zuleiten, ist: 

HH = HVQ * Bev, 
wobei HH die Anzahl der Haushalte, HVQ die Haushaltsvorstandsquote und Bev die Bevölkerung bezeichnet. 
Die Haushaltsvorstandsquoten bilden den Anteil der Bevölkerung einer Altersgruppe, der einem Haushalt 
vorsteht. Haushaltsvorstand ist hier die Haupteinkommensperson.229 Da die Haushalte zur Typisierung nach 
der Mitgliederzahl aufgeschlüsselt werden sollen, sind die Quoten sowohl nach dem Alter x als auch nach der 
Haushaltsgröße P zu differenzieren. Die Zahl der Wirtschaftshaushalte ergibt sich über die Multiplikation der 
Haushaltsvorstandsquoten mit der altersspezifischen Bevölkerung: 

HH(x,P)=HVQ(x,P)*Bev(x). 
Dabei wird vom amtlichen Bevölkerungsstand ausgegangen. Die Gesamtanzahl der Haushalte ergibt sich 
dann über die Summenbildung über die Anzahl der Haushaltsmitglieder sowie über die einzelnen Altersgrup-
pen. 
 
Datenbasis zur Berechnung der Haushaltsvorstandsquoten 
Die Berechnung der Haushaltsvorstandsquote beruht auf vier verschiedenen Merkmalen: 

• Privathaushalte am Haupt- und Nebenwohnsitz, 
• das Alter der Haupteinkommensperson, 
• die Haushaltsgröße und 
• der Amtliche Bevölkerungsstand. 

 
„Als (Privat-)Haushalt, gemäß der Definition des Statistischen Bundesamtes, zählt/zählen: 

• jede zusammenwohnende und eine wirtschaftliche Einheit bildende Personengemeinschaft (Mehr-
personenhaushalte) sowie 

• Personen, die allein wohnen und wirtschaften (Einpersonenhaushalte, zum Beispiel auch Einzelun-
termieter). 

Zum Haushalt können verwandte und familienfremde Personen gehören (zum Beispiel Hauspersonal). Ge-
meinschaftsunterkünfte gelten nicht als Haushalte, können aber Privathaushalte beherbergen (zum Beispiel 
den Haushalt des Anstaltsleiters). Haushalte mit mehreren Wohnsitzen (Wohnungen am Haupt- und einem 
oder mehreren Nebenwohnsitzen) werden mehrfach gezählt. In einem Haushalt können gleichzeitig mehrere 
Familien/Lebensformen leben (zum Beispiel ein Ehepaar ohne Kinder sowie eine alleinerziehende Mutter mit 
Kindern).“230 
Um Haushalte statistisch auswerten und darstellen zu können, ermittelt der Mikrozensus seit 2005 standard-
mäßig den Haupteinkommensbezieher im Haushalt. Dies ist die Person mit dem höchsten monatlichen Net-
toeinkommen im Haushalt. Sofern mehrere Haushaltsmitglieder über das gleiche persönliche monatliche 
Nettoeinkommen verfügen, entscheidet die Reihenfolge, in der die Personen im Fragebogen eingetragen 

                                                           
228  Der Begriff „Haushaltsvorstandsquoten“ ist in der einschlägigen Literatur, meist im Zusammenhang mit Haushaltsprognosen, zu 

finden. Der Begriff „Haushaltsvorstand“ wird jedoch im Mikrozensus nur bis 1984 offiziell genutzt. In der Folge hat sich der Begriff 
mehrfach verändert: Ab 1985 weist der Mikrozensus Haushaltsbezugspersonen aus, seit 2005 den bzw. die Haupteinkommens-
bezieher/-in und seit 2020 wird die Haupteinkommensperson ausgewiesen. Dennoch wird der in der einschlägigen Literatur üb-
liche Begriff der „Haushaltsvorstandsquote“ genutzt. 

229  Ab dem Mikrozensus 2020 wird über alle Erhebungsteile hinweg einheitlich die geschlechtsneutrale Bezeichnung „Haupteinkom-
mensperson“ verwendet. In den Wellen davor wurde der Begriff des Haupteinkommensbeziehers verwendet. 

230  Quelle: https://www.destatis.de/DE/Themen/Gesellschaft-Umwelt/Bevoelkerung/Haushalte-Familien/Glossar/haushalt.html  

https://www.destatis.de/DE/Themen/Gesellschaft-Umwelt/Bevoelkerung/Haushalte-Familien/Glossar/haushalt.html
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sind. Bis zum Mikrozensus 2004 erfolgte die Abgrenzung der Haushalte über die Bezugsperson des Haushalts. 
Seit 2020 wird die Haupteinkommensperson des Haushaltes erfasst. 
Die Datenquelle für die Berechnung der Haushaltsvorstandsquoten bildet die Fachserie 1 Reihe 3 „Bevölke-
rung und Erwerbstätigkeit: Haushalte und Familien“ des Statistischen Bundesamtes (Statistisches Bundesamt 
2019b). Diese enthält die Tabelle „Privathaushalte am Haupt- und Nebenwohnsitz im Jahr 2017 in Deutsch-
land nach Familienstand und Alter des Haupteinkommensbeziehers sowie Haushaltsgröße“. Diese Tabelle 
liegt für alle Jahre ab 2002 vor. 
Datengrundlage für die altersdifferenzierte Bevölkerung ist der jeweilige amtliche Bevölkerungsstand (bzw. 
dessen Fortschreibung und differenziert nach Alter) eines Jahres. „Zur Bevölkerung zählen hierbei grundsätz-
lich alle nach den aktuellen melderechtlichen Regelungen erfassten meldepflichtigen Personen. Die Erfas-
sung erfolgt in der Meldebehörde der Gemeinde, in der die alleinige oder Hauptwohnung der meldepflichti-
gen Person liegt. Für aus dem Ausland zuziehende Personen besteht Meldepflicht, wenn sie für länger als für 
drei Monate nach Deutschland kommen. Personen, die ihre Wohnung in Deutschland abgeben, müssen sich 
bei der zuständigen Meldebehörde abmelden und zählen dann nicht mehr zur Bevölkerung. Flüchtlinge und 
Schutzsuchende unterliegen der Meldepflicht und zählen demzufolge zur Bevölkerung. Die Anmeldung dieser 
Personen bei den Meldebehörden ist unabhängig von der Stellung des Asylantrages. In der Regel werden 
Asylbewerberinnen und -bewerber erstmalig in der Gemeinde der Erstaufnahmeeinrichtung angemeldet. Al-
lerdings lassen die Erlasse einiger Länder Ausnahmen zu, vor allem bei kurzem Aufenthalt in der Erstaufnah-
meeinrichtung. Nach der Verteilung auf die aufnehmenden Gemeinden werden die Asylbewerberinnen und 
-bewerber in der neuen Gemeinde bei den Meldebehörden an- und in der Wegzugsgemeinde abgemel-
det“.231 

F.4  Demografische Entwicklung bis 2035 
Die Vorausberechnung der (aggregierten) Anzahl der Haushalte kann zusätzlich nach Größe des Haushalts 
und einer bestimmten Altersklasse, die anhand des Alters der Haushaltsbezugsperson bestimmt wird, unter-
schieden werden. Aus dieser zweidimensionalen Verteilung der Haushaltstypen lassen sich die folgenden 
Klassen zusammenfassen:  

• Junge Haushalte,  
• Single- und Paarhaushalte mittleren Alters, 
• ältere Single- und Paarhaushalte,  
• Seniorenhaushalte und  
• Mehrpersonenhaushalte (Familienhaushalte und Mehrpersonenhaushalte ohne Kernfamilie). 

 
Die Klassenbildung erfolgt entlang von Lebensaltersabschnitten und Familienformen, die beide wesensty-
pisch für die Wahl bestimmter Wohnformen sind (vgl. Tabelle 13). Aufgrund der zur Verfügung stehenden 
Datengrundlage ist innerhalb der Gruppe der Haushalte mit 3 und mehr Mitgliedern keine weitere Unter-
scheidung zwischen Familienhaushalten und Mehrpersonenhaushalten ohne Kernfamilie möglich. Dennoch 
bildet diese Gruppe durch den zu Grunde gelegten Lebensaltersabschnitt einen Näherungswert für die Anzahl 
der Familienhaushalte und wird nachfolgend entsprechend interpretiert.  
 

                                                           
231  Quelle: https://www.destatis.de/DE/Themen/Gesellschaft-Umwelt/Bevoelkerung/Bevoelkerungsstand/Methoden/Erlauterun-

gen/wer-zaehlt-zur-bevoelkerung.html?nn=208632) 

 

https://www.destatis.de/DE/Themen/Gesellschaft-Umwelt/Bevoelkerung/Bevoelkerungsstand/Methoden/Erlauterungen/wer-zaehlt-zur-bevoelkerung.html?nn=208632
https://www.destatis.de/DE/Themen/Gesellschaft-Umwelt/Bevoelkerung/Bevoelkerungsstand/Methoden/Erlauterungen/wer-zaehlt-zur-bevoelkerung.html?nn=208632
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 Alter der Haushaltsbezugsperson 
Größe des Haushalts 15-24 25-34 35-44 45-54 55-64 65-74 75+ 

1-PHH 

Junge Haushalte 

Single- und Paarhaus-
halte mittleren Alters 

ältere Single- und 
Paarhaushalte 

Seniorenhaushalte 

2-PHH 

3-PHH 
4-PHH 

5+-PHH 

Familienhaushalte,  
Mehrpersonenhaushalte ohne Kernfamilie 

Tabelle 13:  Typisierung der Haushalte nach Größe und Alter der Haushaltsbezugsperson 
 
Abbildung 80 zeigt die Anzahl der einzelnen Haushaltstypen für das Basisjahr 2018 und für die vorausberech-
neten Jahre 2025 und 2035 auf Basis von Untersuchungen in Deschermeier et al. (2020). Abbildung 81 gibt 
einen Überblick über die Verteilung der Haushaltstypen für diese Jahre. Die Veränderungen für verschiedene 
Zeithorizonte sind in Abbildung 82 dargestellt. Hierbei wird die Dynamik der Alterung deutlich, die sich über 
den Prognosehorizont beschleunigt. Entsprechend steigen der Anteil (um 7 Prozentpunkte auf 36 %) und die 
Anzahl (um 3,3 Mio. auf 15,1 Mio.) der Seniorenhaushalte. Gleichzeitig sinken der Anteil (um 3 Prozent-
punkte auf 20 %) und die Anzahl der Mehrpersonenhaushalte (um 1,1 Mio. auf 8,4 Mio.). Abgesehen von den 
zahlenmäßig weniger bedeutsamen jungen Kleinhaushalten sinkt die Anzahl aller Haushaltstypen, während 
die Anzahl der Seniorenhaushalte spürbar zunimmt. Die Gesamtzahl der Haushalte und damit die aggregierte 
Wohnungsnachfrage steigt über den Prognosehorizont von 41,2 Mio. (2018) auf 41,8 Mio. (2035) an leicht 
an.  
 
 
 
 

Quelle: Deschermeier et al. (2020): Eigene Darstellung in Anlehnung an Vaché und Rodenfels (2016) 
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Quelle: Eigene Berechnungen. 

 

 
 
 

 
Quelle: Eigene Berechnungen. 
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Abbildung 80:  Anzahl der Haushaltstypen für die Jahre 2018 (Basisjahr), 2025 und 2035 (jeweils Voraus-
berechnung, in Tausend) 

Abbildung 81: Verteilung der Haushaltstypen für die Jahre 2018 (Basisjahr), 2025 und 2035 (jeweils Vor-
ausberechnung) 
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Quelle: Eigene Berechnungen. 
 

F.5  Szenarien der Entwicklung des Wohnflächenkonsums 
Hintergrund 
Der demografische Wandel bewirkt einen langfristigen Strukturwandel im deutschen Immobilienmarkt. 
Durch die seit langem sehr geringe Geburtenrate altert und schrumpft die Bevölkerung. Zudem haben gerade 
in den letzten Jahren starke Binnenwanderungsbewegungen dazu geführt, dass einige wenige Ballungszen-
tren stark wachsen, während weite Teile des Landes mit einer Bevölkerungsabwanderung zu kämpfen haben. 
Eine Trendumkehr ist in den nächsten Jahren kaum zu erwarten.  
Diese Veränderungen beeinflussen die Nachfrage nach Wohnimmobilien sehr stark. In Wachstumsmärkten 
führt die hohe Nachfrage zu einem Wohnungsmangel und steigenden Preisen. In schrumpfenden Märkten 
sorgt die geringe Nachfrage für hohe Leerstandsraten und sinkende Preise. Ein sehr wichtiger langfristiger 
Effekt wirkt allerdings auf alle Wohnungsmärkte stabilisierend: Der sogenannte Kohorteneffekt bewirkt, dass 
von Generation zu Generation für die einzelnen Altersgruppen pro Kopf mehr Wohnfläche nachgefragt wird.  
Dieser Befund ist hauptsächlich das Ergebnis steigenden Wohlstands. Begünstigt wird er zudem durch wei-
tere Trends wie die Singularisierung der Gesellschaft oder Beharrungstendenzen von Familien, die in ihren 
Häusern und Wohnungen verbleiben, auch wenn bereits Mitglieder ausgezogen oder verstorben sind (Re-
manenzeffekt). 
 
Modellierung der Entwicklung des Wohnflächenkonsums 
Deschermeier und Henger (2015, 2020) haben in zwei Studien die Entwicklung des Pro-Kopf-Wohnflächen-
konsums der Vergangenheit mit Zeitreihenmodellen modelliert.232 Datenbasis hierfür bildet das SOEP, der 
Wohnflächenkonsum lässt sich auf dieser Grundlage nach Altersgruppen ausdifferenzieren. Die endogene 
Variable ist der „Wohnflächenkonsum pro Kopf“. Die Wohnfläche wird hierfür durch die Anzahl der Haus-
haltsmitglieder dividiert. Eine Gewichtung der Fläche (analog zur OECD-Skalierung) findet nicht statt. Mit 
Methoden der funktionalen Datenanalyse (Hyndman & Booth, 2008) werden die altersgruppierten Daten 

                                                           
232  Darüber hinaus wurden in beiden Studien weitere Unterteilungen vorgenommen: Ost/West, EZFH/MFH, Großstadt/keine Groß-

stadt. Die Fallzahlen sind jedoch teilweise klein und daher nur begrenzt aussagekräftig. Dennoch kann bei Bedarf in MISIMKO 
über entsprechende Anpassungen nachgedacht werden. 
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Abbildung 82:  Veränderung der Haushaltstypen nach verschiedenen Teilperioden (in Tausend) 
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jedes Jahres auf Altersjahre geglättet („smoothing“). Hieraus resultieren glatte Funktionen (Wohnflächen-
konsum als Funktion des Alters) für den Stützzeitraum (Abbildung 83).  
Zur Visualisierung der zeitlichen Entwicklung von derartigen multivariaten Zeitreihen eignen sich Rainbow-
Plots (Hyndman & Shang, 2010). Durch die Glättung der Daten bilden die Werte eines Jahres der Pro-Kopf-
Wohnfläche eine stetige Funktion. Jedem Altersjahr kann eine konkrete Fläche zugewiesen werden. Deskrip-
tive Statistiken können nicht bei dieser hohen Anzahl an Dimensionen als Tabelle für jedes Jahr und jedes 
Alter dargestellt werden, da sie zu komplex und deshalb unübersichtlich sind. Stattdessen weist ein Rainbow-
Plot jeder Kurve eine Farbe aus dem Spektrum des Regenbogens zu. Die älteste Kurve ist rot (die unterste 
Farbe des Regenbogens) und der aktuellste Fall ist violett (die oberste Farbe des Regenbogens). Auf diese 
Weise bilden Rainbow-Plots in einer zweidimensionalen Abbildung insgesamt drei Informationen ab: das Al-
ter (Abszisse), die Wohnfläche (Ordinate) und zusätzlich die Zeit (Farbe). 
 

 
 

 

Abbildung 83:  Rainbowplot des Wohnflächenkonsums in Deutschland differenziert nach Altersjahren für 
die Jahre 1984 bis 2017 
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Das Ergebnis ist eine Prognose auf Basis der geglätteten Kurven für einen Zeithorizont bis 2035 (Abbildung 
2). Da die Prognose auf Basis eines Zeitreihenmodells geschätzt wird, zeigen die Ergebnisse Punktschätzer, 
die innerhalb eines Prognoseintervalls liegen.  
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: Analysen mit dem Sozio-oekonomischen Panel (SOEP) 
Autorin: Ines Weber 
 

G.1  Einführung 
Das Sozio-oekonomische Panel (SOEP) ist eine repräsentative Wiederholungsbefragung von Privathaushalten 
in Deutschland. Das SOEP ist am Deutschen Institut für Wirtschaftsforschung (DIW) in Berlin angesiedelt.  
Seit 1984 wird die Erhebung jährlich durchgeführt. Aktuell werden pro Jahr ca. 30.000 Personen in etwa 
15.000 Haushalten befragt. Informationen werden zu allen im Haushalt lebenden Mitgliedern, inklusive der 
Kinder, erhoben. Im Rahmen des SOEP wird ein Kernbereich an Variablen jährlich nahezu unverändert abge-
fragt. Dazu gehören u.a. Informationen zur Demografie und Wohnsituation, Bildung, Arbeitsmarkt- und Be-
rufsmobilität, Einkommen, Vermögen und Gesundheit. Darüber hinaus werden verschiedene Befragungs-
schwerpunkte, beispielsweise das Umweltbewusstsein, alle drei bis sechs Jahre erhoben. Damit sind sowohl 
Längs- als auch Querschnittsanalysen zu einer Vielzahl an Fragestellungen möglich.  
Die Auswertungen in Anhang G.2 wurden mit der SOEP-Version v33 erstellt. Die darin dargestellten Abbil-
dungen beziehen sich auf das Jahr 2016 (zu erkennen an dem Zusatz „Fälle gewichtet nach Hochrechnungs-
faktor 2016“ unterhalb der Abbildungen). Für die Auswertungen in Anhang G.3 wurde die SOEP-Version v34 
verwendet, diese wurden mit dem Hochrechnungsfaktor auf Haushaltsebene für das Jahr 2017 hochgerech-
net. 

G.2  Zusammenhänge zwischen Einkommen und Heizkosten bei Mieterhaushalten 
In Vorbereitung zu den detaillierteren Analysen der Modernisierungstätigkeit wurden auf Basis des SOEP 
zunächst deskriptive Auswertungen zum Zusammenhang zwischen dem Haushaltseinkommen, den Heizko-
sten und der Modernisierungstätigkeit durchgeführt. Zu diesem Zweck wurden Quintile (d. h. fünf Gruppen) 
des Nettoäquivalenzeinkommens233 errechnet. In einem ersten Analyseschritt wurde untersucht, wie sich die 
Gruppe der Eigentümer und Mieter insgesamt auf die Einkommensquintile verteilt. Abbildung 85 zeigt, dass 
unter den Haushalten mit überdurchschnittlichen Äquivalenzeinkommen häufiger Eigentümer als Mieter ver-
treten sind. Unter Haushalten mit unterdurchschnittlichen Einkommen ist es umgekehrt, d. h. Haushalte mit 
geringeren Einkommen sind zu höheren Anteilen Mieter.  

                                                           
233  Das Nettoäquivalenzeinkommen ist ein gewichtetes Haushaltseinkommen, mit dem sich das Einkommen von Haushalten unter-

schiedlicher Größen vergleichen lässt. Das Haushaltsnettoeinkommen geteilt durch den Äquivalenzfaktor ergibt das Nettoäqui-
valenzeinkommen (OECD 2011). Das Nettoäquivalenzeinkommen wurde nach der sogenannten modifizierten OECD-Skala be-
rechnet, vgl. http://www.oecd.org/els/soc/OECD-Note-EquivalenceScales.pdf  

http://www.oecd.org/els/soc/OECD-Note-EquivalenceScales.pdf
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Da der Bereich der unteren Einkommen im vorliegenden Projekt von besonderem Interesse ist, werden im 
Folgenden die Mieterhaushalte gesondert betrachtet. Dies dient der Vorbereitung eines Vergleichs der SOEP-
Ergebnisse mit Analysen des im Projekt entwickelten Simulationsmodells in Kapitel 2.1. Insbesondere wird 
dort die Frage untersucht, ob nach Imputation von energetischen Merkmalen in den Modelldatensatz der 
einkommensabhängige Verlauf der Heizkosten eine ausreichende Übereinstimmung mit den im Folgenden 
beschriebenen, empirisch begründeten Ergebnissen aus dem SOEP aufweist. 
Abbildung 86 zeigt den Verlauf der jährlichen Pro-Kopf-Heizkosten in € für Mieterhaushalte nach Einkom-
mensquintilen234. Von links nach rechts, d. h. vom niedrigsten bis zum höchsten Einkommensquintil, ist eine 
deutliche Zunahme zu verzeichnen.  
 

 

                                                           
234  Dabei wurde weiterhin die ursprünglichen Quintilseinteilung auf Grundlage aller Haushalte (nicht nur der Mieterhaushalte) ver-

wendet Abbildung 85. 

Abbildung 85:  Verteilung der Eigentümer und Mieter nach Einkommensquintilen. SOEP v33. 

Abbildung 86:  Heizkosten pro Kopf in €, Mieter nach Einkommensquintilen. SOEP v33. 
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Dabei ist zu beachten, dass die Wohnfläche pro Person ebenfalls mit wachsendem Einkommen zunimmt. 
Betrachtet man vor diesem Hintergrund in Abbildung 87 die mittleren Heizkosten der Mieterhaushalte pro 
Quadratmeter Wohnfläche, so zeigt sich ein leichter Rückgang der Werte bei steigenden Einkommen. 

 

 
Diese Abbildung wird im Haupttext in Kapitel 2.1.2 aufgegriffen und dort weiter interpretiert. 

G.3  Analyse der Mieterhöhung nach energetischen Modernisierungsmaßnahmen 
Fragestellung und Ausgangslage 
Im MISIMKO-Modell werden u.a. energetische Modernisierungsentscheidungen und die resultierenden 
Mieterhöhungen modelliert. Letztere sind entscheidend für die Belastung der Mieter, insbesondere in den 
unteren Einkommensgruppen. In Deutschland reguliert § 559 des BGB, wie hoch die Miete nach Modernisie-
rungsmaßnahmen erhöht werden darf. Seit dem 1.1.2019 dürfen bis zu 8 % (vorher 11 %) der energetisch 
bedingten Modernisierungskosten auf die jährliche Miete umgelegt werden.  
Der Forschungsstand in Bezug auf die tatsächlich durchgesetzte Mieterhöhung ist jedoch rar. Bei den verfüg-
baren Studien handelt es sich überwiegend um Fallbeispiele, die als nicht repräsentativ angesehen werden 
müssen.  
In der Studie [Enseling / Hinz 2006] wurden Mieterhöhungen zwischen 0,32 €/m² für den niedrigsten und bis 
zu 2,06 €/m² für den höchsten Nachrüstungsstandard berechnet. Gemessen an einer Ausgangsmiete von 
4,2 €/m² entspricht dies einer Steigerung von 8 % bis 49 %. Den Berechnungen der Autoren zufolge profitie-
ren Mieter in allen Szenarien von der energetischen Sanierung durch niedrigere Heizkosten (ebd.). Allerdings 
beruht diese Aussage nicht auf tatsächlich beobachteten Warmmieten, sondern auf Berechnungen mit der 
Kapitalwertmethode. Die dena-Sanierungsstudie untersuchte die tatsächlich realisierten Mieterhöhungen in 
Modellvorhaben. Im Durchschnitt wurden 1,77 €/m² monatlich umgelegt, wobei der Anstieg bei Mehrfami-
lienhäusern der Baualtersklasse vor 1948 mit 2,52 €/m² im Durchschnitt höher ausfiel als in Mehrfamilien-
häusern der Baualtersklasse 1969 bis 1978 (1,14 €/m²) [Discher et al. 2010]. 
Für eine Studie der Heinrich-Böll-Stiftung wurden zudem Modernisierungsankündigungen für die Jahre 2010 
bis 2012 aus den Akten von Mietervereinen für die Städte Leipzig, Heidelberg, Berlin und Dortmund ausge-
wertet. Die durchschnittliche Mieterhöhung nach einer energetischen Modernisierung beläuft sich auf 1,55 

Abbildung 87:  Heizkosten pro m² Mieter nach Einkommensquintilen. SOEP v33. 
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€/m² im Monat in der Stadt Berlin. Verglichen mit einer durchschnittlichen Senkung der Heizenergiekosten 
von 0,50 €/m² im Monat wird eine Warmmietenneutralität nicht erreicht [Hentschel / Hopfenmüller 2014].  
Ebenfalls nicht repräsentativ ist die Auswertung für mehrere energetisch modernisierte Gebäude einer Woh-
nungsbaugesellschaft. In den insgesamt zehn modernisierten Gebäuden betrug die tatsächliche Mieterhö-
hung zwischen 0,50 €/m² und 1,1 € m² und Monat. Die Modernisierungskosten in dieser Studie waren be-
kannt, die Mieterhöhung entspricht prozentualen Anteilen von 0,8 bis 2,8 % anstelle der damals rechtlich 
erlaubten 11 %. Nur für einen Teil der Bewohner war die Modernisierung warmmietenneutral – andere Haus-
halte zahlten nach der Modernisierung trotz niedrigerer Heizkosten eine höhere Warmmiete. Dabei wurde 
deutlich: je höher die Heizkosten vor der Modernisierung waren (teilweise auch aufgrund der Wohnungslage 
im Dachgeschoss), desto wahrscheinlicher war eine Warmmietenneutralität [Weber / Wolff 2018].  
Die zitierten Studien weisen darauf hin, dass die absolute Mietsteigerung zwischen 0,50 €/m² und 2,50 €/m² 
ausfiel. Die Miethöhen fallen in Abhängigkeit des Standorts, der Wohnungsgröße und der Bauqualität in 
Deutschland unterschiedlich aus. Wird exemplarisch eine mittlere Kaltmiete von 7 €/m² herangezogen, ent-
sprechen die Mietsteigerungen einem Anstieg von 7 bis 36 %. Diese Spannweite ist groß und zudem undiffe-
renziert in Bezug auf Lage- und Wohnungsmerkmale. Es existieren demnach empirisch keine repräsentativen 
Aussagen darüber, wie stark die Miete nach einer energetischen Modernisierung tatsächlich angehoben wird 
und welche Faktoren den jeweiligen Anstieg beeinflussen. Vor diesem Hintergrund soll für das MISIMKO-
Modell der Versuch unternommen werden, Parameter für die Mieterhöhung empirisch abzuleiten.  
 
Datenbasis und Methodik 
Um diese Fragestellung zu beantworten, ist ein hinreichend großer Datensatz mit Informationen zu Miethöhe 
und energetischer Modernisierung im Längsschnitt notwendig. Das Sozio-ökonomische Panel (SOEP) ist die 
einzige Quelle, in der diese Daten über mehrere Jahre hinweg vorliegen.  
Bereits vor 2009 wurden Haushalte gefragt, ob in der Wohnung eine Modernisierung vorgenommen wurde. 
Die Antwortkategorien umfassten in Bezug auf energetische Maßnahmen den Einbau einer neuen Zentral- 
oder Etagenheizung, neue Fenster oder nicht weiter definierte sonstige größere Maßnahmen. In den Erhe-
bungsjahren 2009 bis 2015 wurden die Kategorien ergänzt um „Wärmedämmung (z. B. Fassade, Dach, Kel-
lerdecke)“ und „Anpassungsmaßnahmen für barrierefreies, altersgerechtes Wohnen (z. B. Aufzug, Rampe, 
Treppenlift, Bad)“.  
Die Panelstruktur ermöglicht die Analyse der Mietkostenentwicklung auf Haushaltsebene im Zeitverlauf. Eine 
Kontrolle von Einflussfaktoren auf die Mieterhöhung (Wohnungsmarktlage, letzte Mieterhöhung, bisherige 
Wohndauer) ist ebenfalls in der Theorie möglich.  
Die Analysen beziehen die Jahre 2009 bis 2015 mit ein, in denen die Wärmedämmung als eigenständige Maß-
nahme abgefragt wurde. Im Rahmen von Regressionsanalysen wird die Mietpreisentwicklung mit und ohne 
Durchführung von Modernisierungsmaßnahmen verglichen. Ziel ist die Untersuchung der Mietpreisentwick-
lung in Abhängigkeit von Modernisierungsmaßnahmen unter Kontrolle verschiedener Wohnungsmarktty-
pen, Gebäudecharakteristika (z. B. Baujahr) sowie Bewohnercharakteristika (z. B. hohes/niedriges Einkom-
men). Darüber hinaus ist von großem Interesse, ob die Mieterhöhung in den Jahren nach einer stattgefunde-
nen Modernisierung unterdurchschnittlich ausfällt.  
Die Untersuchung bezieht sich auf Mieterhaushalte. Für die Analysen werden Neuvertragsmietverhältnisse 
ebenso wie Wohnheim- und Anstaltshaushalte sowie Untermietverhältnisse ausgeschlossen. Für die Erfas-
sung der Miethöhe wurden ausschließlich Original-Variablen verwendet, da vom SOEP generierte Variablen 
Imputationen aufweisen, welche die Mietpreisentwicklung im Zeitverlauf verzerren könnte.  
Zu berücksichtigen ist die veränderte Abfrage der Miethöhe im Zeitverlauf. So lautete die Frage in den Jahren 
2009 bis 2013: „Wie hoch ist derzeit die monatliche Miete?“ und in den Jahren 2014/2015 „Wie hoch sind 
derzeit die monatlichen Wohnkosten, also Miete und alle Nebenkosten zusammen?“. Während in den Jahren 
2014 und 2015 explizit die Warmmiete erhoben wurde, war die Frage davor und auch im Jahr 2016 wieder 
undifferenziert. Erst durch nachfolgende Fragen wie „Sind Heizkosten in dem eben genannten Mietpreis 
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enthalten?“ und „Sind in dem Mietpreis andere Umlagen enthalten, z. B. für Wasser, Müllabfuhr usw.? Wenn 
ja, in welcher Höhe?“ kann bestimmt werden, ob eine Kalt- oder Warmmiete angegeben wurde.  
Neben diesem Systematikbruch in der Abfrage unterschied sich auch die Befragung aus dem Jahr 2014 von 
der in 2015. Im Jahr 2014 wurden die durchschnittlichen Heizkosten (einschl. Warmwasser) pro Monat er-
fasst. Im Jahr 2015 wurde die Abfrage deutlich komplexer, indem differenziert nach einzelnen Energieträgern 
die monatlichen oder jährlichen Kosten erhoben wurden. Für jedes Jahr und jeden Haushalt sollte die Netto-
kaltmiete, d. h. die Miethöhe ohne Energiekosten und ohne sonstige Nebenkosten, berechnet werden. 
Wurde die Frage, ob Heizungs- und Warmwasserkosten in der Miete enthalten sind, bejaht und im Anschluss 
kein Wert für deren Höhe angegeben, konnte keine Nettokaltmiete berechnet werden. Das gleiche trifft zu, 
wenn zwar die Frage, ob andere Umlagen in der Miete enthalten sind, bejaht wird, im Anschluss aber kein 
Wert für die Umlagen angegeben wird. In einigen Fällen übersteigt zudem die Summe der Nebenkosten die 
Höhe der angegebenen Warmmiete. Diese Ausreißer sowie Kaltmieten unter 2 €/m² und > 25 €/m² wurden 
als „Missing“ kodiert.  
Aus den Miethöhen pro m² auf Haushaltsebene wurde die jährliche Mietsteigerung zwischen zwei Zeitpunk-
ten berechnet. Lag zu einem angrenzenden Zeitpunkt t-1 keine Miethöhe vor, konnte keine Mietsteigerung 
berechnet werden. In Fällen, in denen die relative Mietsteigerung negativ ausfiel (ein Absenken der Kaltmiete 
in einer Wohnung wird es in der Realität nur in Einzelfällen geben) oder die Mietsteigerung mehr als 40 % 
betrug und keine Modernisierung stattfand, wurden die entsprechenden Werte bereinigt.235  
Modernisierungsmaßnahmen wurden anhand von Dummy-Variablen (0: keine Maßnahme; 1: Maßnahme) in 
die Analysen aufgenommen, wenn die Kosten vollständig durch den Vermieter getragen wurden. Wurde eine 
Maßnahme auf Kosten der Mieter oder mit geteilten Kosten durchgeführt, wurde der Haushalt aus der Un-
tersuchungspopulation ausgeschlossen. In einigen Fällen kommt es vor, dass die gleiche Maßnahme in zwei 
aufeinanderfolgenden Jahren angegeben wurde. Das ist zwar plausibel, wenn sich größere Maßnahmen über 
einen längeren Zeitraum erstrecken, es handelt sich aber rechnerisch nur um eine einzige Maßnahme. In 
diesen Fällen wurde die Maßnahme nur für das erste dokumentierte Jahr erhalten, damit die Maßnahme 
nicht doppelt gezählt wird.  
Modernisierungskosten können rechtlich erst nach erfolgter Modernisierung umgelegt werden. Für die Aus-
wertungen bezieht sich die Dummy-Variable für eine stattgefundene Modernisierung auf Vermieterkosten 
demnach auf das Jahr, in dem die Maßnahme durchgeführt wurde, sowie auf das Folgejahr. Da anhand der 
Daten keine näheren Informationen zum Zeitpunkt der Modernisierung und gegebenenfalls zu einer stattge-
fundenen Mieterhöhung verfügbar sind, stellt der Zweijahresbereich einen plausiblen Korridor dar.  
Über die tatsächlichen Miethöhen hinaus wird die subjektive Beurteilung der Miethöhe in Abhängigkeit von 
durchgeführten Modernisierungsmaßnahmen analysiert. Dafür werden die Jahre 2009 bis 2014 zugrunde 
gelegt, da die entsprechende Frage im Jahr 2015 nicht gestellt wurde. Der Wortlaut der Frage lautet: „Wenn 
Sie an vergleichbare Wohnungen denken, finden Sie ihre Miete dann…?“. Auf einer fünfstufigen Skala von 
sehr günstig bis viel zu hoch schätzen Befragte die Höhe ihrer Miete ein. Die fünfstufige Skala wird für die 
Auswertung in eine dreistufige Skala umkodiert – mit „angemessen“ als Mittelkategorie, sowie „sehr günstig“ 
und „günstig“ als auch „etwas zu hoch“ und „viel zu hoch“ zusammengefasst. Anhand dieser Einstufung sowie 
der Information zum Zeitpunkt der stattgefundenen Modernisierung wird untersucht, inwieweit eine Moder-
nisierung die subjektive Beurteilung der Miethöhe beeinflusst. 
Als Merkmalsträger für die Untersuchung der Mietsteigerung wurden Haushalte definiert, die in mindestens 
zwei benachbarten Erhebungsjahren dieselbe Mietwohnung bewohnten und für die in mindestens zwei be-
nachbarten Erhebungsjahren eine Mietsteigerung vorliegt. Da Haushalte im SOEP zudem nicht immer zum 
gleichen Zeitpunkt eines Jahres befragt werden, wurde die Differenz zwischen den jeweiligen Erhebungszeit-
punkten berechnet. In der Regel beläuft sich die Zeitdifferenz auf ca. ein Jahr, die Spannweite reicht jedoch 
von 0,08 bis 1,92, d. h. beinahe 2 Jahren. Dieser Faktor wird bei der Analyse berücksichtigt, damit eine 

                                                           
235  Im SOEP liegt die Miete in 22 % der Beobachtungen unter der Vorjahresmiete. Dies kann allerdings durch Unsicherheiten der 

Abfrage der Miete im SOEP bedingt sein und wird daher in vielen Fällen keiner tatsächlichen Mietsenkung entsprechen. In 5 % 
der Beobachtungen fiel die relative Mietsteigerung höher als 40 % aus, obwohl keine Modernisierung stattfand.  
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Mietsteigerung von einem Jahr ins nächste Jahr nicht überdurchschnittlich hoch ausfällt, weil zwischen den 
Erhebungszeitpunkten fast 2 Jahre liegen.  
Um das Haushaltseinkommen zwischen Haushalten unterschiedlicher Größe zu vergleichen, wurde das Net-
toäquivalenzeinkommen eines Haushalts berechnet. 
Für die Auswertungen wurden wellenspezifische Hochrechnungsfaktoren auf Haushaltsebene des SOEP ver-
wendet. Um die Panelstruktur des Datensatzes zu berücksichtigen, wurde der Datensatz als Paneldatensatz 
mit der Haushalts-ID als Untersuchungseinheit und dem Jahr als Zeitindikator definiert. Angesichts der Pa-
nelstruktur werden zwei geeignete Regressionsmodelle angewandt: eine gepoolte Regression mit Korrektur 
der Standardfehler sowie eine sogenannte Fixed-Effects-Regression. Bei der gepoolten Regression wird über 
die Variable Haushalts-ID ein Haushalt als „Cluster“ definiert, um robuste Standardfehler und Teststatistiken 
zu erhalten [Wooldridge 2013]. Jeder Haushalt entspricht dabei einem Cluster von Beobachtungen über die 
Zeit. Insbesondere der Autokorrelation, aber auch der Heteroskedastizität der abhängigen Variablen wird 
damit Rechnung getragen, d. h. die Tatsache, dass ein Haushalt im Jahr 2012 ähnliche Merkmale und die 
gleiche unbeobachtete Heterogenität aufweist wie im Jahr 2013, wird berücksichtigt. Ein weiteres Modell 
speziell für Paneldatensätze ist die Fixed Effects Regression. Sie ermöglicht es sicherzustellen, dass keine un-
beobachtete Heterogenität der Haushalte die Ergebnisse verzerrt. 
 
Mietpreisentwicklung 
Im Rahmen der Analysen wurde deutlich, dass sowohl die Abfrage der Miethöhe im SOEP als auch die Abfrage 
der Modernisierungstätigkeit problematisch für die Untersuchung ist.  
In Bezug auf die Miethöhe zeigten sich innerhalb eines Haushalts große Schwankungen im Zeitverlauf. Dies 
gilt sowohl für die Jahre 2014 und 2015, in denen die Fragestellung variiert wurde, als auch für die anderen 
Jahren mit unveränderter Fragestellung. Aufgrund der Abfrage und der notwendigen Bereinigung entstanden 
viele Missings, sodass nur knapp die Hälfte der Nettokaltmietbeobachtungen in die Analysen aufgenommen 
werden konnte. Die Nettokaltmiete stieg zwischen 2003 und 2016 von 5,05 €/m² (Standardabweichung 1,66 
€/m²) auf 6,07 €/m² (Standardabweichung 2,26 €/m²). Die Jahre 2014 und 2015 folgen aufgrund der verän-
derten Abfrage nicht dem vergleichsweise stabilen Trend der anderen Jahre.  
Wird anstelle der Nettokaltmiete die Bruttokaltmiete, d. h. die Warmmiete abzüglich der Heiz- und Warm-
wasserkosten, aber inklusive sonstiger Umlagen herangezogen, entstehen weniger fehlende Werte. Aller-
dings ist im Zeitverlauf die gleiche systematische Problematik der veränderten Abfrage in 2014 und 2015 zu 
erkennen. Auf Haushaltsebene zeigen sich ebenfalls unsystematische Veränderungen in der dokumentierten 
Miethöhe. Da angesichts der Fragestellung die Verwendung von imputierten Daten bzw. eine eigene Impu-
tation nicht angeraten ist, entstehen einerseits viele fehlenden Werte, andererseits muss die Belastbarkeit 
der Daten angesichts der individuellen Schwankungen in Frage gestellt werden. Dies ist auf die Fragestellung 
im SOEP zurückzuführen. Zielführender insbesondere für Zeitreihenanalysen wäre die Frage nach der Höhe 
der Kaltmiete. Denn insbesondere im Nachgang einer energetischen Modernisierung ergibt sich bei der Er-
rechnung der Kaltmiete durch Subtraktion der Nebenkosten die Problematik, dass die Nebenkostenvoraus-
zahlung gegebenenfalls noch nicht angepasst wurde. Es ist zu erwarten, dass die Nebenkosten aufgrund eines 
niedrigeren Heizenergieverbrauchs nach einer energetischen Modernisierung geringer ausfallen. Vermieter 
hingegen können den Effekt auf die Heizkosten nicht im Vorfeld abschätzen, sodass die Nebenkosten ver-
mutlich erst zeitversetzt angepasst werden und eine Rückzahlung erfolgt. Die Warmmiete nach einer Moder-
nisierung wird demzufolge teilweise überschätzt, während die Kaltmiete durch den Abzug der erhöhten Ne-
benkosten unterschätzt wird.  
 
Modernisierungsdynamik 
Eine weitere Schwierigkeit stellt die Abfrage der stattgefundenen Modernisierung im SOEP dar. Die Frage-
stellung im SOEP lautet: „Haben Sie oder Ihr Vermieter seit Anfang [Vorjahr] an dieser Wohnung eine oder 
mehrere der folgenden Modernisierungen vorgenommen?“. Im Zuge der Auswertungen zeigten sich relativ 
geringe auswertbare Fallzahlen. So gaben im Jahr 2013 beispielsweise insgesamt nur 350 Haushalte 
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(Eigentümer und Mieter) an, dass seit dem Vorjahr energetisch gedämmt wurde. Im betrachteten Zeitraum 
2009 bis 2015 haben insgesamt nur 878 Mieterhaushalte angegeben, dass eine energetische Wärmedäm-
mung vorgenommen wurde. Hochgerechnet entspricht dies rund 3 Millionen Mietern – wobei die Ergebnisse 
der Hochrechnung bei den geringen jährlichen Fallzahlen mit Unsicherheiten belastet sind.  
Der Anteil der Haushalte mit durchgeführten Dämmmaßnahmen (seit dem Vorjahr) beträgt bei Mietern 2,1 % 
und bei Eigentümern 3,3 %.236 
Werden nur Merkmalsträger betrachtet, d. h. Haushalte, die in mindestens zwei benachbarten Erhebungs-
jahren dieselbe Mietwohnung bewohnten, fällt der Anteil der durchgeführten Dämmmaßnahmen noch et-
was geringer aus. Die systematischen Unterschiede zwischen Eigentümern und Mietern sind auf den be-
wohnten Gebäudetyp der Bewohnertypen zurückzuführen: während Eigentümer überwiegend in Ein- bzw. 
Zweifamilienhäusern leben, bewohnen Mieterhaushalte überproportional häufig Wohnungen in Mehrfami-
lienhäusern. Die Fragestellung, die sich explizit auf „diese Wohnung“ bezieht, ist missverständlich, da die 
Dämmung des Dachs oder der Kellerdecke von Befragten unter Umständen in einem Mehrfamilienhaus nur 
am Rande registriert wird und bei einer Wohnung im Mittelgeschoss bei einer strengen Lesart die Dämmung 
einer Kellerdecke nicht als Maßnahme an „dieser Wohnung“ angegeben wird. Hinzu kommt, dass größer 
angelegte Modernisierungen teilweise nicht im bewohnten Zustand stattfinden. Der Ausschluss von Umzü-
gen führt demnach ebenso wie die Abfrage wahrscheinlich zu einer Untererfassung der Modernisierungs-
häufigkeit bei Mieterhaushalten. Für die Untersuchung der energetisch bedingten Mietsteigerung bedeutet 
die Untererfassung, dass der Effekt der energetisch bedingten Mieterhöhung womöglich unterschätzt wird.  
In einem weiteren Schritt wurde untersucht, inwieweit Haushalte mehrere Maßnahmen gleichzeitig umset-
zen. Abbildung 88 zeigt getrennt für alle Haushalte, Eigentümer und Mieter, dass die Mehrheit mit einem 
Anteil von ca. 80 % von den drei betrachteten Maßnahmen Wärmedämmung, neue Heizung oder neue Fen-
ster nur eine einzige Maßnahme in einem Jahr umsetzte. Nur minimale Unterschiede sind zwischen Eigentü-
mern und Mietern in der Art festzustellen, dass die gleichzeitige Durchführung von Modernisierungsmaßnah-
men bei Mietwohnungen etwas häufiger vorkommt. 
 

                                                           
236  Diese Werte sind nicht mit den an anderer Stelle im Projekt und in anderen Studien des IWU verwendeten Wärmeschutz-Moder-

nisierungsraten zu vergleichen. Mangels Unterscheidung im SOEP-Fragebogen wurde jede Dämmung gezählt, ohne dass nach 
Bauteilen (Außenwand, Dach/Obergeschossdecke, Fußboden/Kellerdecke) unterschieden werden kann. Die Anteile der Haus-
halte mit durchgeführten Dämmmaßnahmen ist daher höher, als wenn man – wie an anderer Stelle – nach Bauteilen differen-
zierte Raten unterscheidet bzw. bei Gesamt-Wärmeschutzraten eine Flächengewichtung vornimmt. So könnte es beispielsweise 
theoretisch sein, dass bei Zählung jeder Maßnahme wie in der vorliegenden Auswertung des SOEP Anteile von 100 % auftreten 
und dennoch nicht der gesamte Gebäudebestand gedämmt wird, da z. B. jeweils ein Drittel nur die Wand, nur das Dach bzw. nur 
die Kellerdecke gedämmt haben. Bei der an anderer Stelle verwendeten bauteilbezogenen Definition und flächengewichteten 
Zusammenfassung kann dieser Fall dagegen nicht auftreten (s. Fußnote 107 auf S. 103). 
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Quelle: SOEP v34, eigene Auswertung. Hochgerechnete Werte (wellenspezifische Hochrechnungsfaktoren auf Haushalts-
ebene des SOEP). Bei Mietern (d. h. Mietwohnungen): Modernisierung auf Kosten des Vermieters. 

 
Subjektive Beurteilung der Miethöhe in Abhängigkeit von Modernisierungsmaßnahmen 
Tabelle 14 zeigt die subjektive Beurteilung der Miethöhe im Querschnitt für Haushalte vor und nach der Mo-
dernisierung. Hier wird einerseits deutlich, dass weniger als ein Fünftel der Mieter ihre Miete als hoch be-
werten. Nach einer Modernisierung liegt der Anteil an Haushalten, die ihre Miete als hoch bewerten, rund 
drei Prozentpunkte höher. Gleichzeitig ist jedoch auch der Anteil der Haushalte, welche die Miete als ver-
gleichsweise günstig bewerten, etwas höher als bei Haushalten vor der Modernisierung.   

Vor Modernisierung Nach Modernisierung 

Hoch 15,3% 18,1% 

Angemessen 48,8% 44,5% 

Günstig 35,9% 37,4% 
Quelle: SOEP v34, eigene Auswertung. Hochgerechnete Werte (wellenspezifische Hochrechnungsfaktoren auf Haushalts-
ebene des SOEP).  

 
Unter Verwendung der Panelstruktur lässt sich zudem auf Haushaltsebene untersuchen, wie sich die subjek-
tive Einschätzung der Miethöhe durch die Modernisierung verändert hat. Die Untersuchung zeigt, dass ca. 
15 % der Mieter nach der Modernisierung im Vergleich zu früher ihre Miete als vergleichsweise hoch ein-
schätzen237. Für etwa 26 % ist die Miete der subjektiven Beurteilung nach unverändert, während 59 % der 
Meinung sind, dass die Wohnungsmiete nach der Modernisierung im Vergleich zu ähnlichen Wohnungen 
günstiger ist als noch vor der Modernisierung. Dies weist darauf hin, dass die Miete im Zuge der Modernisie-
rung bei einem großen Anteil der Mieter nicht so stark erhöht wurde oder die Mieterhöhung angesichts des 
verbesserten Zustandes der Wohnung als gerechtfertigt angesehen wird. Haushalte mit einem niedrigen Ein-
kommen (Haushaltsnettoäquivalenzeinkommen unter der Armutsgefährdungsschwelle) geben zu einem 

                                                           
237  Dabei werden also diejenigen Haushalte erfasst, die im Zuge der Modernisierung entweder von „günstig“ zu „angemessen“ oder 

von „angemessen“ zu „hoch“ gewechselt sind. 
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Abbildung 88:  Neue Wärmedämmung, Heizung, Fenster – Verteilung nach Einzelmaßnahmen und 
gleichzeitiger Umsetzung 

Tabelle 14: Subjektive Beurteilung der Miethöhe: Querschnitt vor und nach Modernisierung  
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niedrigeren Anteil von 13 % an, dass die Miete nach der Modernisierung im Vergleich zu früher vergleichs-
weise hoch ist.  
Generell ist bei dieser Auswertung allerdings zu berücksichtigen, dass die Miethöhe nicht in Bezug auf die 
eigene Bewertung des Wohnwerts oder die eigenen finanziellen Möglichkeiten, sondern in Bezug auf „ver-
gleichbare Wohnungen“ gestellt wurde. Wenn also der Befragte diese Fragestellung wörtlich nimmt und der 
Auffassung ist, dass modernisierte Wohnungen immer sehr teuer sind, so wird er gegebenenfalls auch nach 
einer für ihn selbst nicht mehr angemessenen und belastenden Mieterhöhung mit „angemessen“ antworten, 
wenn er die ihn selbst betreffende Mieterhöhung im Vergleich mit anderen nicht für überdurchschnittlich 
hoch einschätzt. Inwieweit solche Fälle eine Rolle spielen, kann hier nicht näher untersucht werden. 
 
Multivariate Regression: Mietsteigerung in Abhängigkeit von Modernisierungsmaßnahmen 
In Ermangelung einer alternativen, besser geeigneten Datengrundlage wurden trotz dieser Einschränkungen 
multivariate Analysen mit dem SOEP durchgeführt.  
Zunächst wurden nur die relevantesten unabhängigen Variablen in ein gepooltes OLS-Regressionsmodell 
(POLS) sowie ein Fixed-Effects-Regressionsmodell (FE)238 aufgenommen: Jahresdummys für die allgemeine 
Kaltmietsteigerung mit Referenzzeitraum 2008 bis 2009, der Zeitdifferenz zwischen den Erhebungszeitpunk-
ten und einer Dummyvariable für eine stattgefundene energetische Modernisierung. Diese Variable fasst 
zusammen, ob eine oder mehrere der folgenden Maßnahmen umgesetzt wurden: neue Zentral- oder Eta-
genheizung, neue Fenster eingebaut, Wärmedämmung. Je nach Modellspezifikation liegt die Konstante bei 
3,2 bis 3,5 %, d. h., wenn alle aufgenommenen unabhängigen Variablen den Wert 0 annehmen, liegt die 
jährliche Mietsteigerung bei etwa 3 %. Jedoch sind die Effekte der aufgenommenen unabhängigen Variablen 
mit Ausnahme der Jahre zwischen 2014 und 2015 (Umstellung der Abfragesystematik im SOEP) statistisch 
nicht signifikant. Die Effekte zwischen dem POLS- und dem FE-Modell unterscheiden sich zwar in ihrer Stärke, 
gehen jedoch in dieselbe Richtung. Der interessierende Effekt, nämlich die Auswirkung einer energetischen 
Modernisierung auf die Miethöhe, beträgt im POLS-Modell 0,8 % und im FE-Modell 0,4 %. Die geringere Ef-
fektstärke im FE-Modell ist darauf zurückzuführen, dass die unbeobachtete Heterogenität im POLS-Modell 
nicht berücksichtigt wird [Wooldridge 2013]. Die Effekte sind jedoch in beiden Modellspezifikationen stati-
stisch nicht signifikant.  
Die detailliertere Untersuchung einzelner Modernisierungsmaßnahmen zeigt darüber hinaus, dass die Maß-
nahmen die Miethöhe der betrachteten Haushalte statistisch nicht signifikant beeinflussen. Es ergeben sich 
sogar widersprüchliche Effekte, nachdem eine Wärmedämmung zu einer Mietsenkung führt. Die Hinzu-
nahme weiterer Kontrollvariablen wie z. B. dem kategorisierten Einkommen oder dem Baujahr des bewohn-
ten Gebäudes führte nicht zu einer Verbesserung der Erklärungskraft des Modells.  
Eine weitere Regression wurde mit der Warmmietsteigerung anstelle der Kaltmietsteigerung als abhängige 
Variable gerechnet. Auch hier sind die Koeffizienten für den Einfluss der energetischen Sanierung oder auch 
für die einzelnen Modernisierungsmaßnahmen statistisch nicht signifikant und werden deshalb nicht näher 
interpretiert.  
 
Fazit 
Ziel dieser Untersuchung war es, die tatsächlich durchgesetzte Mieterhöhung nach einer Modernisierung auf 
Basis der Pandeldaten des SOEP zu quantifizieren. Die geringe absolute Fallzahl der Merkmalsträger sowie 
der Mieterhaushalte, bei denen eine Modernisierung stattfand, ist bei den hier durchgeführten Paneldaten-
auswertungen problematisch. Neben der Fallzahl wird aber die schwankende Miethöhe auf Haushaltsebene 
im Zeitverlauf sowie die wahrscheinliche Untererfassung der Modernisierungsmaßnahmen als ursächlich für 
die fehlende Aussagekraft der Modelle angesehen. Auch wenn nur die Wellen betrachtet werden, in denen 
die Abfragesystematik vergleichbar war (d. h. nur der Zeitraum zwischen 2009 und 2013 wird betrachtet), 

                                                           
238  Beide Modelle eignen sich speziell für Paneldaten, wie sie mit dem SOEP vorliegen. Weitere Informationen finden sich in 

[Wooldridge 2013].  
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lassen sich keine sinnvollen Aussagen über die Mietsteigerungen in Abhängigkeit von Modernisierungen tref-
fen. Auch für die Untersuchung der Einflussfaktoren wie der Wohnungsmarktlage oder dem Einkommensni-
veau der Haushalte ist die verfügbare Datengrundlage nicht geeignet. Ebenso ist es nicht möglich zu unter-
suchen, inwiefern eine Mieterhöhung in den Jahren nach einer stattgefundenen Modernisierung unterdurch-
schnittlich ausfällt.  

G.4  Auswertungen zur Frage der Energiearmut  
Der Begriff Energiearmut hat sich zwar in Deutschland im vergangenen Jahrzehnt etabliert. Dennoch existiert 
bisher noch kein universelles Maß zur Messung von Energiearmut. Einen Überblick über die Vielzahl an Defi-
nitionen für Energiearmut geben [Heindl et al. 2017]. Neben dem Einkommen, der Energieeffizienz und ob-
jektiven Faktoren ist auch die subjektive Wahrnehmung der eigenen Situation ein Merkmal, welches bei der 
multidimensionalen Erfassung von Energiearmut berücksichtigt werden sollte.  
Haushalte wurden im SOEP im Jahr 2016 gefragt, ob ihre Wohnung in kalten Monaten „angenehm warm 
beheizt“ wird. Wird diese Frage verneint, wird im Anschluss erhoben, ob dies finanzielle oder andere Gründe 
hat. Wenn auch nur rudimentär, geben diese Fragen Hinweise auf das Vorliegen von Energiearmut. 
Die Frage, ob die Wohnung in kalten Monaten angenehm warm beheizt wird, wurde erst ab 2016 gestellt. 
Deshalb ist es an dieser Stelle nicht möglich, den Effekt durchgeführter Modernisierungsmaßnahmen auf die 
Fähigkeit, die Wohnung angenehm warm zu beheizen, zu untersuchen. Im Jahr 2016 gaben etwa 96 % der 
Haushalte an, ihre Wohnung angemessen warm zu beheizen. 4 % der Haushalte im SOEP verneinten dies.  
Unter den rund 4 %, die im SOEP die Frage, die Wohnung anmessen warm beheizen zu können, verneinten, 
hatte dies mit einem Anteil von 52 % finanzielle Gründe. Dabei sind finanzielle Gründe umso ausschlagge-
bender, je niedriger das Einkommen der Haushalte ist. Finanzielle Gründe werden von Haushalten im unter-
sten Nettoäquivalenzeinkommensquartil mit einem Anteil von 68 % weitaus häufiger genannt als im ober-
sten Einkommensquartil (18 %).  
Insbesondere der geringe Anteil an Haushalten, die ihre Wohnung nicht angemessen beheizen können, deu-
tet darauf hin, dass Energiearmut zumindest in der hier beschriebenen, subjektiven Empfindung nur einen 
kleinen Teil der Haushalte betrifft.  
Im vorliegenden Projekt MISIMKO wird vor diesem Hintergrund auf eine gezielte Betrachtung der Frage der 
Energiearmut verzichtet. Gemäß den Ansätzen in Kapitel 1.6 wird demgegenüber die finanzielle Gesamtsi-
tuation der Haushalte inklusive der vollständigen Wohnkosten (nicht allein der Energiekosten) in den Blick 
genommen. 
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